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Zusammenfassung 

Das Ruhrgebiet durchlebt seit Jahrzehnten wirtschaftsstrukturelle 
Veränderungen: Von einem wichtigen Industriestandort Deutsch-
lands hin zu einer dienstleistungsorientierten Wissenschaftsregion. 
Auf diesem Weg hat das Ruhrgebiet positive Entwicklungspfade 
beschritten. So hat sich die Region zu einem bedeutenden Hoch-
schulstandort innerhalb Deutschlands entwickelt und positive Be-
schäftigungseffekte im Bereich des Wissenschaftssektors entfaltet. 
Mit den wirtschaftsstrukturellen Veränderungen hat das Ruhrgebiet 
auch ein neues Wirtschaftsprofil erhalten und Kompetenzen in den 
Branchen Logistik, Bildung, Gesundheits- und Sozialwesen, Me-
tallindustrie, Chemieindustrie, Maschinenbau und Energiewirt-
schaft aufbauen können. Darüber hinaus weisen zusätzlich ein-
zelne Städte und Kreise des Ruhrgebietes eigene Branchenkom-
petenzen auf (hierzu zählt z. B. das Thema IT-Sicherheit an der 
Ruhr Universität Bochum). 

Obwohl das Ruhrgebiet bemerkenswerte Ansätze zur Bewältigung 
des Strukturwandels initiiert hat und sich auf dem Weg zu einer er-
folgreichen Wissenschafts- und Wirtschaftsregion befindet, zeigen 
sich anno 2015 noch immer ungelöste Problemlagen. Diese rei-
chen von einem noch ausbaufähigen Wissens- und Technologie-
transfer und einer unterdurchschnittlichen Innovationsleistung über 
arbeitsmarktliche und soziale Probleme bis hin zu polyzentrischen 
Governance-Strukturen. 

Die noch fortbestehenden Problemlagen infolge des Strukturwan-
dels im Ruhrgebiet zu untersuchen, hat sich das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie zur Aufgabe gemacht. Im Zuge 
dessen wurde die Prognos AG in Kooperation mit dem Institut für 
Wohnungswesen, Immobilienwirtschaft, Stadt- und Regionalent-
wicklung (INWIS) mit der Untersuchung „Lehren aus dem Struktur-
wandel im Ruhrgebiet für die Regionalpolitik“ beauftragt. 

Das übergeordnete Ziel der Untersuchung bestand aus zwei ele-
mentaren Fragestellungen: 

1. Erstens ging es darum, eine fundierte Bewertung der sozioöko-
nomischen Entwicklung im Ruhrgebiet aufzuzeigen und verglei-
chend zu den landes- und bundesweiten Entwicklungen einzu-
ordnen. Darüber hinaus wurden zur Beurteilung der Chancen 
und Hemmnisse vergangene Politikkonzepte im Ruhrgebiet be-
trachtet sowie ein Benchmarking mit weiteren Regionen Euro-
pas gezogen. Über diese Analyseschritte sowie über die 
Durchführung von Fachgesprächen werden zentrale Hand-
lungsfelder für die künftige Regionalförderung im Ruhrgebiet 
identifiziert und Empfehlungen zur Verbesserung der regional-
wirtschaftlichen Entwicklung im Speziellen abgeleitet. 
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2. Zweitens war es zentrale Aufgabe, aus den abgeleiteten Lehren 
aus dem Strukturwandel im Ruhrgebiet diejenigen Elemente zu 
extrahieren, die eine zukunftsweisende Regionalpolitik in 
Deutschland unterstützen können. Hierbei standen übergeord-
nete Themen und Steuerungsmechanismen im Fokus. 

 

Was wurde im Ruhrgebiet bisher erreicht und welche Heraus-
forderungen bestehen noch? 

Folgende Aspekte weisen auf eine erfolgreiche Bewältigung des 
Strukturwandels im Ruhrgebiet hin: 

 Die Bevölkerungsentwicklung konnte stabilisiert werden. 
Nach langjähriger Bevölkerungsabnahme verbleibt die Bevöl-
kerung seit 2011 auf einem weitgehend konstanten Niveau. 
In Teilregionen des Ruhrgebiets steigt sie sogar geringfügig 
an (Dortmund, Essen). 

 Das Ruhrgebiet verzeichnet wieder Wanderungsgewinne: 
Seit 2010 verzeichnet das Ruhrgebiet Wanderungsgewinne. 
Besonders attraktiv ist die Metropolregion für Ausländer/-in-
nen. Diese Entwicklung bietet die Chance, durch einen inte-
grierten Entwicklungsansatz Fachkräftepotenzial aufzubauen 
und andererseits über eine generationenübergreifende multi-
kulturell ausgerichtete Strategie den demografischen Wandel 
aktiv mit zu gestalten. 

 Wirtschaftlicher Aufholprozess setzt sich fort. Neben dem 
Wachstum im Dienstleistungssektor weist inzwischen auch 
das produzierende Gewerbe wieder eine positive Bruttowert-
schöpfungsentwicklung auf. Die in den letzten Jahren über 
dem Bundes- und Landesdurchschnitt liegende Wachs-
tumsdynamik im produzierenden Gewerbe ist dabei als positi-
ves Signal für den wirtschaftlichen Aufholprozess zu werten. 

 Herausbildung einzelner wirtschaftlicher Kerne mit hoher 
Spezialisierung und internationaler Sichtbarkeit. Zu wich-
tigen Standbeinen des produzierenden Sektors zählen im 
Ruhrgebiet die Metallindustrie, die chemische Industrie, der 
Maschinenbau und die Energiewirtschaft. Treibende Kraft des 
Wachstums im Ruhrgebiet ist vor allem der Dienstleistungs-
sektor. Überregional sichtbare Kompetenzen finden sich hier 
vor allem in der Logistik und der Gesundheitswirtschaft. 
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 Das Ruhrgebiet stellt sich auf steigende Qualifikations-
anforderungen der Unternehmen ein. Unternehmen stellen 
im Zuge geänderter Berufsbilder und durch Automatisierun-
gen zunehmend erhöhte Anforderungen an die Qualifikation 
ihrer Mitarbeiter. Auch in der Produktionswirtschaft und den 
klassischen Fertigungsberufen steigt der Anteil der gut und 
sehr gut qualifizierten Fachkräfte. Deshalb ist positiv zu wer-
ten, dass auch im Ruhrgebiet der Anteil der Schulabgänger 
mit höheren Schulabschlüssen wächst.  

 Positive Entwicklung der Gründungsinfrastruktur im 
Ruhrgebiet. Die Gründungsförderung hat sich mit dem ver-
stärkten Aufbau von Innovations-, Technologie- und Gründer-
zentren sowie mit entsprechenden Beratungsangeboten posi-
tiv entwickelt.  

 Bedeutsamer und einer der größten Hochschulstandorte 
Deutschlands. Die Bildungsreform der 1960er und 1970er 
Jahre trug zum Aufbau der Wissenschaftslandschaft bei. Hin-
sichtlich der Studierendenzahlen und ausgewiesener For-
schungsschwerpunkte gehören die Universitäten und Fach-
hochschulen der Region zu den bedeutendsten in Deutsch-
land. Die Beschäftigungseffekte, die durch den Wissen-
schaftssektor erzielt werden, haben erhebliche Bedeutung für 
den regionalen Arbeitsmarkt. 

 Das Ruhrgebiet verfügt über eine gute Infrastrukturaus-
stattung in den Bereichen Kommunikation und Verkehr. 
Obgleich die sehr hohe Bevölkerungsdichte enorme Anforde-
rungen an die infrastrukturelle Versorgung im Ruhrgebiet 
stellt, verfügt die Region über eine gute Breitbandversorgung 
mit hohen Übertragungsraten, ein engmaschiges Verkehrs-
netz sowie ein breites Angebot verschiedener Verkehrsträger, 
die eine gute Verkehrsanbindung gewährleisten.  

Gleichwohl verdeutlicht die hier vorliegende Studie, dass das 
Ruhrgebiet trotz dieser Erfolge weiterhin mit verschiedenen Prob-
lemlagen konfrontiert ist. Es lassen sich folgende Faktoren ableiten, 
die begründen, weshalb der Strukturwandel im Ruhrgebiet noch 
nicht abgeschlossen ist:  

 Strukturwandel im Ruhrgebiet erreichte immense Aus-
maße. In kaum einer anderen europäischen Region hat der 
Strukturwandel solch tiefgreifende Veränderungen ausgelöst 
wie im Ruhrgebiet. Der Wandel der Wirtschaftsstruktur hat 
die Arbeits- und Lebensbedingungen im Ruhrgebiet grundle-
gend verändert. So haben u. a. die neu entstandenen Berufs-
felder, insbesondere im tertiären Sektor, neue Anforderungen 
an die Qualifikation der Arbeitnehmer gestellt. Die Überwin-
dung der daraus resultierenden Problemlagen erfordert somit 
einen enormen Kraftakt.  
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 Brückenbau zwischen Wissenschaft und Wirtschaft. Die 
intensiven Investitionen in die Wissenschaft im Ruhrgebiet 
seit den 1960er und 1970er Jahren schafften eine hervorra-
gende Wissenschaftsarchitektur in der Region. Gleichzeitig 
ist die nach wie vor bestehende Innovationsschwäche der 
Unternehmen zu erkennen, die sich u. a. in einer geringen 
FuE-Leistung (Ausgaben und Personal) und einer unter-
durchschnittlichen Patentintensität widerspiegelt. Hinzu 
kommt eine unzureichende Verzahnung von Wissenschaft 
und Wirtschaft. Folglich besteht in Zukunft die Herausforde-
rung, die beschäftigungspolitisch bedeutsame Hochschulinf-
rastruktur adäquat in einen regionalen wirtschaftlichen Mehr-
wert zu transferieren. 

 Niedrige Gründungsintensität und ausbaufähige Fokus-
sierung auf moderne Strukturen. Lange Zeit hielt die Re-
gion am Fortbestand altindustrieller Strukturen fest. Diese 
nahmen infolge wirtschaftlicher Strukturveränderungen je-
doch zunehmend ab und Dienstleistungen konnten im Ruhr-
gebiet aufgebaut werden. Die auch heute noch vergleichs-
weise geringe Innovationskraft in Industrie und Mittelstand 
wird begleitet von einer noch zu geringen Gründungsintensi-
tät, sowohl in den innovationsstarken Wirtschaftsbereichen 
als auch im Ruhrgebiet insgesamt. Trotz der politischen Be-
mühungen seit Mitte der 80er Jahre, die wesentlich dazu bei-
getragen haben, dass sich die Gründungsbedingungen ver-
besserten, konnte das Ruhrgebiet diesen Rückstand bislang 
noch nicht kompensieren. Darüber hinaus ist auch die Aus-
gründungsquote aus den örtlichen Hochschulen eher gering. 

 Polyzentrische Struktur erschwert Schlagkraft der Maß-
nahmen. Es hat sich über Dekaden eine innerregionale 
Funktionsteilung im Ruhrgebiet herauskristallisiert, in der his-
torisch gewachsene Wirtschafts- und Verwaltungsstrukturen 
Grundlage der Teilräume sind. Die räumliche Polyzentralität 
zog also polyzentrische Governance-Strukturen im Ruhrge-
biet nach sich, die ein gemeinsames interregionales Handeln 
erschweren. Entscheidungsfindungsprozesse in und zwi-
schen den jeweiligen Funktionsräumen sind noch nicht opti-
mal vorhanden und bieten noch Potenzial für ein effektiveres 
Miteinander. Wenn dieses Nebeneinander abgebaut wird, 
lassen sich thematische sowie räumliche Allianzen stärker 
ausprägen.  
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Zentrale Empfehlungen für die Regionalpolitik im Ruhrgebiet 
Für die weitere Entwicklung des Ruhrgebiets und zur Bewältigung 
des Strukturwandels sind folgende fünf Handlungsempfehlungen 
von besonderer Relevanz:  

1. Innovation und Gründung systematisch neu aufstellen.  
Im Ruhrgebiet bestehen mit der dichten Wissenschaftsland-
schaft und der guten Gründungsinfrastruktur entsprechende 
Rahmenbedingungen für die Beförderung von Innovationen 
und Gründungen. Zukünftig gilt es, diese Transferstrukturen 
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft zu optimieren, bedarfs-
gerechtere Beratungsangebote zu etablieren, die Gründungs-
förderung funktional zu differenzieren und die Institutionen und 
Akteure der Gründungsförderung regional besser zu vernet-
zen. Gleichzeitig wird empfohlen, die Innovationsförderung the-
matisch zu öffnen (z. B. für nichttechnologische Innovationen) 
und mit Hilfe von Kreativräumen innovative Gründungspro-
zesse zu unterstützen. 

2. Technologiegrenzen überwinden und Zusammenarbeit 
zwischen Wirtschaft und Wissenschaft verstärken. Techno-
logiefelder wachsen infolge des technologischen Fortschritts 
und der durch cross-sektorale Zusammenarbeit ausgehenden 
Innovationsimpulse zunehmend zusammen. Diese Entwicklung 
birgt auch für das Ruhrgebiet die Chance, übergreifende For-
schungskonzeptionen und Campuslösungen sowie eine hö-
here Verflechtung von Wirtschaft und Forschung in Form enge-
rer Partnerschaften zu realisieren.  

3. Stärkere Priorisierung von Maßnahmen zur Nutzung digita-
ler Potenziale. Die Digitalisierung ist einer der Megatrends des 
21. Jahrhunderts und transformiert die Lebens-, Wirtschafts- 
und Arbeitswelt. Die Digitalisierung fungiert als Innovationstrei-
ber in zahlreichen Anwendungsfeldern und bestimmt bereits 
heute Teile der industriellen Wertschöpfungsnetzwerke (In-
dustrie 4.0). Vor dem Hintergrund seiner industriellen Stärke, 
wissenschaftlichen Kompetenz und kreativwirtschaftlicher Po-
tenziale bietet die Digitalisierung für das Ruhrgebiet einen chan-
cenreichen Ansatz, sowohl Schlüsselkompetenzen in Anwen-
dungsfeldern der digitalen Wirtschaft aufzubauen als auch IT-
basierte Geschäftskonzepte in Unternehmen zu optimieren.  

4. Erhaltung einer hohen Infrastrukturqualität und eines at-
traktiven Lebens- und Arbeitsumfeldes. Sozialräumlich kon-
zentrierte, wirtschaftliche Problemlagen in strukturschwachen 
Regionen sind nicht allein mit herkömmlichen Instrumenten der 
Wirtschaftspolitik zu lösen. Vielmehr bedarf es begleitender Un-
terstützung bei der Standort- und Imageprofilierung, sowie bei 
der Vernetzung lokaler Akteure, um hier eine nachhaltige Verän-
derung herbeizuführen. Um insbesondere bauliche Stadtent-
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wicklungsmaßnahmen mit Lösungsansätzen für soziale Heraus-
forderungen zu verknüpfen, wird empfohlen die ressortübergrei-
fende Vernetzung von Stadtentwicklungs-, Wohnungs-, Bil-
dungs- und Strukturpolitik verstärkt zu unterstützten. Mit Hilfe ei-
ner derartigen Ausrichtung können synergetische Potentiale ge-
nutzt, Doppelstrukturen abgebaut und die Effizienz dieser Maß-
nahmen erhöht werden. 

5. Engere Koordination von Entwicklungsmaßnahmen der Re-
gionalpolitik. Regionale Strukturpolitik findet auf verschiedenen 
politisch-institutionellen Ebenen statt. So ist regionale Struktur-
politik eine Mehrebenenpolitik, die sich von der EU-, Bundes-, 
Landesebene bis zur kommunalen Ebene vollzieht. Angesichts 
der globalen Herausforderungen empfiehlt es sich, die regionale 
Strukturpolitik mit Blick auf das Mehrebenensystem stärker zu 
koordinieren und die Förderpolitik auch fach- und themenbezo-
gen künftig interdisziplinär und politikfeldübergreifend auszurich-
ten. 

Lehren für die Regionalpolitik des Bundes 

Insgesamt gilt es mit Blick auf die zukünftige Regionalpolitik für 
strukturschwache Räume eine engere Koordination von Entwick-
lungsmaßnahmen in der Praxis zu etablieren. Dies ist insbeson-
dere deshalb von Bedeutung, da das politische Mehrebenensys-
tem anfällig für Parallelstrukturen ist. Hierzu bietet sich an, dies zu-
künftig prozessbegleitend zu analysieren, bewerten und ggf. abzu-
bauen. Hilfreich hierfür wäre eine intensivierte Abstimmung struk-
turpolitischer Programme über Ressortgrenzen und Politikfelder 
hinweg. Nur so lassen sich die bestmöglichen, sich gegenseitig 
verstärkenden Ergebnisse und Effekte erzielen. Moderne Regio-
nalförderung muss der gestiegenen Komplexität in Wirtschaft und 
Gesellschaft insofern Rechnung tragen, als dass sie neue Wege 
entwickelt, um tragfähige Strategien kooperativ und interdisziplinär 
abzustimmen und in die Praxis zu überführen.  

Mit Blick auf die Förderpolitik des Bundes hinsichtlich der Unter-
stützung von strukturschwachen Regionen ist eine Diskussion dar-
über zu führen, ob zukünftig folgenden Steuerungs- und Förder-
prinzipien umzusetzen sind:  

 Eine gesamtdeutsche Strukturpolitik sollte nach Unter-
stützungsbedarf strukturschwacher Regionen erfolgen, 
nicht nach Himmelsrichtungen. Empfohlen wird, die Förde-
rung der Länder nicht mehr nach Himmelsrichtung auszurich-
ten, sondern die Mittel Bedarfsorientiert allen finanzschwa-
chen Regionen in ganz Deutschland zur Verfügung zu stel-
len. Hierfür erfolgt die Auswahl förderfähiger Regionen nach 
einem für die ost- und westdeutschen Länder einheitlichen 
Verfahren. 
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 Wachstums- versus Ausgleichsorientierung. Im Kern geht 
es um die räumliche Konzentration und Spezialisierung öko-
nomischer Aktivitäten sowie die Förderung erfolgverspre-
chender wettbewerbsfähiger Kompetenzen vor Ort. Werden 
diese auf Wachstum setzenden Ansätze konsequent ange-
wandt, kann zumindest aus raumwirtschaftlich-theoretischer 
Sicht vermutet werden, dass die Spezialisierung von Regio-
nen eine gesamtwirtschaftliche Wohlstandssteigerung be-
dingt und zugleich eine Ausgleichsorientierung beinhaltet. 

 Strategische und inhaltliche Koordination der regionalen 
Strukturpolitik von EU, Bund, Ländern und Regionen. Das 
hierarchisch aufgebaute Mehrebenensystem gewährleistet, 
dass u. a. europäische Ziele auf die nationale und regionale 
Ebene transportiert werden können. Der dezentrale Ansatz der 
Strukturpolitik, eingebettet in die Hierarchie des Mehrebenen-
systems hat sich im Grundsatz bewährt. Herausforderung bleibt 
eine kontinuierliche Anpassung der Förderschwerpunkte im 
Mehrebenensystem. Es wird angeregt, bei der Fortführung der 
einzelbetrieblichen Investitionsförderung darauf zu achten, dass 
diese in einem ausgewogenen Mix zur Förderung von nicht-in-
vestiven Maßnahmen und einem Ausbau und Modernisierung 
der wirtschaftsnahen Infrastruktur stehen. Hier könnten im stra-
tegischen Abgleich des Mehrebenensystems kontinuierlich die 
Themenschwerpunkte identifiziert werden 

 Wirkungsorientierte Steuerung von Förderinitiativen ein-
führen. Förderinitiativen könnten stärker an „smarten Zielen“ 
ausgerichtet und über ein Monitoring überprüft werden. Wei-
terhin ist ein Strategiereview empfehlenswert, bei dem der 
Bund gemeinsam mit den Ländern auf eine Systemevaluie-
rung vorhandener Regionalförderung hinarbeitet, welche die 
Vergleichbarkeit von erfolgreichen Strategien erhöht und kri-
tisch begleitet und so die Transparenz der Maßnahmen im 
Mehrebenensystem der Regionalpolitik steigert. 

 Förderpolitik interdisziplinär und politikfeldübergreifend 
ausrichten. Überlegenswert ist, bislang häufig separat initi-
ierte Strategien neu zu bündeln und auszugestalten, so dass 
diese sowohl räumliche als auch politikfeldbezogene Grenzen 
überschreiten. 

 Regional Governance als wesentliches Strategieelement 
der Regionalpolitik. Die Stärkung und Einführung von neuen 
Governance-Strukturen ist ein entscheidender Ansatzpunkt, 
um das Verwaltungshandeln zukünftig noch effektiver und 
zielorientierter umzusetzen. Da zunehmend ein „Denken in 
Systemen“ notwendig ist, steht Regional Governance für 
netzwerkartige, schwach institutionalisierte Steuerungsfor-
men, in denen staatliche, wirtschaftliche und zivilgesellschaft-
liche Akteure zusammenwirken. Wachstumsbündnisse und 
Verantwortungsgemeinschaften sind wesentliche Inhalte ei-
ner regional governance.  
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1 Einleitung und Ziel der Untersuchung 

Einleitung 

Zechensterben, der Strukturwandel in der Stahlindustrie, freige-
setzte Arbeitskräfte, eine Region im Umbruch – das waren die 
Herausforderungen, vor denen das Ruhrgebiet Mitte der 60er 
Jahre stand. Im Zuge der 60er und 70er Jahre verlagerte sich der 
wirtschaftliche Schwerpunkt zunehmend auf die Bereiche Elektro-
industrie und Fahrzeugbau. Neben der schwerpunktmäßigen Ver-
lagerung der industriellen Produktion wurde der Strukturwandel 
durch die Beschäftigungsexpansion im Dienstleistungssektor  
vorangetrieben, welche im Ruhrgebiet nicht zuletzt auch auf den 
Aufbau von Universitäten und einer vielfältigen Forschungsland-
schaft zurückzuführen ist. 

Das Ruhrgebiet begab sich auf den Weg von einer traditionellen 
Industrieregion zu einer wissensorientierten Zukunftsregion. Der 
Strukturwandel ist durch unterschiedliche Politikkonzepte initiiert, 
flankiert und beschleunigt worden. Ausgehend von dem Konzept 
endogener Entwicklungspotenziale, der Förderung von Technolo-
gie- und Gründerzentren bis hin zu einer modernen Clusterpolitik 
mit der Orientierung auf innovative Zukunftsfelder mit hohem Be-
schäftigungspotenzial haben auch die politischen Zielsetzungen 
einen Wandel durchlaufen. Die Wissensgesellschaft ist angesichts 
der Ausgangsbedingungen im Ruhrgebiet eine Chance für dessen 
zukünftige Entwicklung. Allerdings kommt es darauf an, dass die 
vorhandenen Potenziale stärker als bisher zu nutzen. 

Ziel der Untersuchung 

Die vorliegende Studie „Lehren aus dem Strukturwandel im Ruhr-
gebiet für die Regionalpolitik“ untersucht im Auftrag des Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft und Energie den Strukturwandel in einer 
altindustrialisierten Region am Beispiel des Ruhrgebiets und die 
daraus zu ziehenden Lehren für die regionale Strukturpolitik. Regi-
onale Strukturpolitik ist eine Mehrebenenpolitik und deshalb ist es 
von hoher Relevanz, die Ziele und Maßnahmen der Akteure in die-
sem System stärker zu koordinieren und die Förderpolitik fach- 
und themenbezogen auszurichten.  

Ausgehend von den gewonnenen Erkenntnissen werden Entwick-
lungsperspektiven und Handlungsansätze zur erfolgreichen Über-
windung des Strukturwandels  

 für das Ruhrgebiet im Speziellen sowie  

 für die nationale Regionalpolitik im Allgemeinen abgeleitet. 
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Im Vorfeld der Analysen wird im Kapitel 2 zunächst der Untersu-
chungsrahmen aufgezeigt. Darin beschrieben ist die räumliche Ab-
grenzung der Untersuchungsregion, die Auswahl geeigneter Ver-
gleichsregionen für die sozioökonomische Analyse (Metropolendis-
kurs) sowie die Darstellung der wichtigsten Zukunftstrends, deren 
regionalpolitische Implikationen von besonderer Bedeutung für das 
Ruhrgebiet sind. 

Zur Ermittlung der spezifischen Potenziale und Chancen zur Be-
wältigung des Strukturwandels im Ruhrgebiet wird im Kapitel 3 
eine sozioökonomische Analyse und Bewertung der Entwicklungs-
prozesse im Ruhrgebiet vorgenommen. Die zentralen Ergebnisse 
dieser Analyse sind in einem Stärken-Schwächen-Chancen-Risi-
ken-Profil (SWOT) zusammengeführt. Darüber hinaus werden wei-
tere erschließbare Chancen und Potenziale des Ruhrgebiets mit 
Hilfe eines Reviews der Politikkonzepte für das Ruhrgebiet der 
letzten 40 Jahre sowie eines Politiktypenvergleichs und den Erfah-
rungen aus anderen durch den Strukturwandel charakterisierten 
Regionen innerhalb Europas identifiziert (vgl. Kapitel 4). 

Auf Basis dieser vorangestellten Analysen wird die besondere 
Ausgangssituation des Ruhrgebiets vorgestellt sowie darauf auf-
bauend relevante Zielfelder – als Ansatzpunkt für eine zukunftsori-
entierte Politik im Ruhrgebiet – herausgearbeitet (vgl. Kapitel 5). 
Die Zielfelder stellen zentrale thematische Schwerpunkte dar und 
zeigen Handlungsansätze für die Neuausrichtung der Regionalpo-
litik im Ruhrgebiet auf. 

Zur Ableitung von Implikationen für eine zukunftsweisende Regio-
nalpolitik in Deutschland ist zunächst der Status-Quo der Regio-
nalförderung in Deutschland dargestellt (vgl. Kapitel 6). Unter Be-
rücksichtigung der Ausgestaltung der nationalen Regionalförde-
rung sowie der spezifischen Handlungsempfehlungen für das 
Ruhrgebiet werden in einem abschließenden Kapitel mögliche För-
deransätze für strukturschwache Regionen innerhalb Deutsch-
lands abgeleitet und unterstützende Steuerungs- und Förderprinzi-
pien entwickelt (vgl. Kapitel 7). 
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2 Raumabgrenzung, Akteurskonstellation und 
Trends 

2.1 Abgrenzung der Untersuchungsregion 

 
Der umfassenden Untersuchung zur Positionierung des Ruhrge-
biets muss eine Definition des zu untersuchenden geografischen 
Raumes vorausgehen. Das Ruhrgebiet als solches folgt in seiner 
räumlichen Abgrenzung keiner administrativ festgelegten Einheit 
sondern ist vielmehr ein Produkt von sich überlagernden Regions-
abgrenzungen, die aus verschiedenen historischen und funktiona-
len sowie administrativen Kontexten entstanden sind.  

Die Bezeichnung Ruhrgebiet geht auf den historischen räumlich-
funktionalen Zusammenhang als „rheinisch-westfälischer Indust-
riebezirk“ zurück. Die regionale Begrenzung des Ruhrgebiets fand 
auf der Grundlage wirtschaftlicher Interessen statt, die sich insbe-
sondere an den abbaubaren Steinkohlevorkommen und der damit 
in unmittelbarem Zusammenhang stehenden Stahlindustrie orien-
tierten. Im Verlauf des beginnenden 20. Jahrhunderts hat sich das 
Ruhrgebiet zu einer stark wachsenden Region entwickelt, die ei-
nen rasanten Wandel von einer agrarisch geprägten Wirtschaft hin 
zum deutschen Zentrum für Kohleabbau und der Stahlproduktion 
durchlief und in der Folge den größten Ballungsraum Deutsch-
lands entstehen ließ. Trotz wirtschaftlicher Veränderungen blieb 
die ursprüngliche Industrieregion zwischen Duisburg und Hamm 
als heutiges Ruhrgebiet bis heute in den Köpfen der Bevölkerung 
verankert. 

Obwohl das Ruhrgebiet sowohl in Deutschland als auch im Aus-
land als Prototyp einer traditionellen Industrieregion gilt, ist eine 
klare Abgrenzung dieses Raumes schwierig, da es keine politisch-
administrative Einheit darstellt. Schon dass das Ruhrgebiet in sei-
nem Namen das Wort „Gebiet“ enthält, weist darauf hin, dass es 
sich hier eher um ein Kunstgebilde, als um eine historisch gewach-
sene, wirtschaftliche und sozial integrierte Region handelt. Das 
zeigt auch die Tatsache, dass das Ruhrgebiet von drei gewachse-
nen Regionen, Westfalen, Münsterland und Rheinland, durch-
schnitten wird. Trotz vieler Bemühungen um einen eigenen Regie-
rungsbezirk gibt es bislang keine Verwaltungsklammer und des-
halb orientiert sich die Studie an den strukturellen Rahmendaten 
des Ruhrgebiets in der Abgrenzung des Regionalverbandes Ruhr 
(RVR). Der RVR, in dem 11 kreisfreie Städte und vier Kreise ange-
siedelt sind und der aus 53 kommunalen Gebietskörperschaften 
besteht, umfasst mit rd. 5,3 Millionen Einwohnern nahezu ein Drit-
tel der Bevölkerung Nordrhein-Westfalens. 
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Im Ruhrgebiet kann zwischen der Hellwegzone, dem Emscher-
Lippe-Raum, dem Kerngebiet, dem westlichen Ruhrgebiet mit dem 
Kreis Wesel, dem südlichen Ruhrgebiet mit Hagen und dem 
Ennepe-Ruhr-Kreis sowie dem östlichen Ruhrgebiet mit Hamm 
und dem Kreis Unna unterschieden werden. Zwischen diesen Teil-
räumen existieren enge Verflechtungen, allerdings zugleich auch 
unterschiedliche Problem- und Interessenlagen. Zudem bestehen 
ähnlich enge Verflechtungen bei allen Teilräumen auch mit an-
grenzenden Landesteilen. So zeigen insbesondere ökonomische 
Verflechtungsanalysen, dass im Ruhrgebiet die wirtschaftlichen 
Beziehungen von bestimmten Ballungsräumen in die jeweils an-
grenzenden Regierungsbezirke Arnsberg, Düsseldorf und Münster 
ungleich intensiver als die Beziehungen innerhalb des Ruhrgebie-
tes selbst sind. Insofern ist es also auch bei allen berechtigten Be-
mühungen um mehr Kooperation im Ruhrgebiet nicht immer sinn-
voll, von einem klar abgegrenzten Ruhrgebiet auszugehen. 

Abbildung 1: Abgrenzung Ruhrgebiet 

 
Quelle: Regionalverband Ruhr, 2015. 

Die vorliegende Studie verfolgt das Ziel, die wirtschaftsstrukturel-
len Entwicklungen des Ruhrgebiets näher zu beleuchten und Leh-
ren aus dem Strukturwandel im Ruhrgebiet abzuleiten. Insofern ist 
die räumliche Abgrenzung des Ruhrgebiets an den funktional-
räumlichen sowie aktuell wirtschaftlichen Zusammenhängen aus-
zurichten. Hierbei sind die Landes- und Regionalplanung ebenso 
beteiligt wie regionale Wirtschaftsfördergesellschaften und andere 
Akteure der Regionalpolitik. Aktuell erarbeitet der Regionalverband 
Ruhr (RVR) den Regionalplan Ruhr, der die raumordnerischen 
Entwicklungsziele für die künftige Entwicklung der Metropole Ruhr 
manifestieren soll. Die Bündelung wirtschaftspolitischer, kommu-
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naler Interessen erfolgt über die Wirtschaftsförderung metropoler-
uhr GmbH (wmr). Ziel der regionalen Wirtschaftsförderung ist die 
Entwicklung und Umsetzung einer Gesamtstrategie für den Wirt-
schaftsstandort Ruhrgebiet.  

Aus Perspektive planerisch-gestaltender Entwicklungen und der 
wirtschaftlichen Profilierung des Ruhrgebiets folgt das heutige 
Raumverständnis des Ruhrgebiets den zugrunde gelegten Gren-
zen nach RVR, wmr und der Begrifflichkeit Metropole Ruhr. Hier-
nach orientieren sich die administrativen Grenzen des Ruhrgebiet 
an den Verwaltungsgrenzen der 53 selbstständigen Städte und 
Gemeinden, konkret: die elf kreisfreien Städte Bochum, Bottrop, 
Dortmund, Duisburg, Essen, Gelsenkirchen, Hagen, Hamm, 
Herne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen sowie die vier 
Kreise Ennepe-Ruhr, Recklinghausen, Unna und Wesel mit ihren 
insgesamt 42 kreisangehörigen Städten und Gemeinden (vgl. Ab-
bildung 1). Dieser regionalen Abgrenzung schließt sich diese Stu-
die an. 

 

2.2 Das Ruhrgebiet im Metropolregionendiskurs 

Bislang existiert keine allgemeingültige Begriffsabgrenzung für die 
Raumeinheit „Metropolregion“. Gleichwohl herrscht gemeinsamer 
Konsens darüber, dass Metropolregionen funktional verflochtene 
Ballungsgebiete mit einer für den nationalen, europäischen und 
häufig auch internationalen Kontext herausgehobenen Bedeutung 
darstellen. Überdies zeichnen sie sich durch ihre hohe Bevölke-
rungsdichte, ihre wirtschaftliche Leistungsfähigkeit mit positiver 
Ausstrahlung auf die Peripherie und ihrer hohen Dichte an hoch-
wertigen Dienstleistungen aus (vgl. BMVBS 2007). Metropolregio-
nen stellen aufgrund ihrer Entscheidungs- und Kontrollfunktion, ih-
rer Innovations- und Wettbewerbsstärke sowie ihrer Gateway-
Funktion (Knotenpunkt für den Austausch von Wissen, Personen 
und Waren) ein zentrales Instrument einer international ausgerich-
teten Wachstumspolitik dar. 

Im Rahmen dieser europäisch ausgerichteten Wachstumspolitik 
wurden elf europäische Metropolregionen in Deutschland definiert, 
darunter z. B. Berlin-Brandenburg, Hamburg, München, Frankfurt 
Rhein-Main, Stuttgart oder Rhein-Ruhr.  

Die Metropole Ruhr bzw. das Ruhrgebiet ist nach dieser Lesart 
Bestandteil der Metropolregion Rhein-Ruhr, die sich aus dem 
nördlichen Ruhrgebiet und der südlichen Region Köln/Bonn 
(Rheinland) zusammensetzt. Definiert nach den administrativen 
Grenzen ist das Ruhrgebiet damit als keine eigenständige Metro-
polregion ausgewiesen, sondern erhält ihren Status als Metropol-
region erst im Zusammenwirken mit der Region Köln/Bonn. Ein ge-
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meinsames Interagieren im Sinne einer europäischen Metropolre-
gion ist jedoch kaum ausgeprägt. Es mangelt an einer regionalen 
Governancestruktur für die Gesamtregion als Grundstein für eine 
strategische Regionalentwicklung. Die Gesamtregion ist zudem 
geprägt durch historisch gewachsene wirtschaftliche, soziale, kul-
turelle und mentale Unterschiede, wodurch eine gemeinsame regi-
onale Mentalität fehlt. Trotz intensiver regionsinterner Verflechtun-
gen auf Ebene von Pendlerströmen und Unternehmensbeziehun-
gen mangelt es an einem Selbstverständnis der Region als Ein-
heit. 

In Anlehnung an diese nationale und europäische Raumordnungs-
diskussion zu den Metropolregionen wurde in manchen Diskursen 
vor einigen Jahren für das Ruhrgebiet ebenfalls die Bezeichnung 
Metropole Ruhr gewählt. Die Begrifflichkeit Metropole Ruhr ist als 
Ergebnis des Regionalmarketings entstanden und soll über die 
entwickelte Dachmarke „Metropole Ruhr“ an die Raumordnungs-
diskussion der Metropolregionen anknüpfen. Die räumlichen Gren-
zen der Metropole Ruhr orientieren sich hierbei an den administra-
tiven Grenzen des Ruhrgebietes gemäß dem RVR (s. o.). 

Obgleich das Ruhrgebiet im Kontext der vom Initiativkreis Europäi-
scher Metropolregionen ausgewiesenen Abgrenzungen keine ei-
genständige Metropolregion darstellt, weist sie doch wesentliche 
Elemente dieser auf: 

Siedlungsstruktur 

Kernmerkmal von Metropolregionen ist die hohe Bevölkerungs-
dichte und nach Blotevogel (2002) eine Einwohnerzahl von min-
destens 1 bis 1,5 Mio. Personen. Mit einer Bevölkerung von 
5,1 Mio. (2013) liegt das Ruhrgebiet nicht nur deutlich über der er-
forderlichen Mindesteinwohnerzahl, sondern nimmt aufgrund sei-
ner siedlungsstrukturellen Polyzentralität eine Sonderrolle im Ver-
gleich zu den elf Metropolregionen Deutschlands ein. Aufgrund der 
polyzentrischen urbanen Siedlungsstruktur übertrifft die Bevölke-
rungsdichte des Ruhrgebiets mit 1.161 Einwohnern je km² (2010) 
deutlich den Durchschnitt der Metropolregionen in Deutschland 
von 271 Einwohnern je km² und zählt damit zu der am dichtesten 
besiedelten Region im Vergleich der elf Metropolregionen (vgl. 
BBSR 2012). 

Das Ruhrgebiet als polyzentrischer Verdichtungsraum führt in der 
Konsequenz gleichzeitig dazu, dass die Kreise und kreisfreien 
Städte bei Entscheidungsfindungsprozessen das Potential von in-
terkommunaler Kooperation noch nicht in vollem Umfang ausnut-
zen. Dies erschwert den Ansatz von Metropolregionen mit einer 
metropolitanen Governancestruktur. Dabei ist gerade Kern der 
Metropolregionen, dass sich Entscheidungs- und Kontrollfunktio-
nen in einem wirtschaftlichen Zentrum konzentrieren. Im Kontext 
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aktueller Raumdiskussionen mit einer stärkeren Gewichtung poly-
zentrischer Ansätze kann das Ruhrgebiet stattdessen als Sonder-
fall im System der Metropolregionen verstanden werden. 

Tabelle 1: Zentrale Strukturmerkmale im Vergleich: Ruhrgebiet 
und ausgewählte Metropolregionen 

 Siedlungsstruktur 

Ruhrgebiet Polyzentrischer und hoch verdichteter urbaner 
Raum 

Hannover Braunschweig 
Göttingen Wolfsburg 

Ländlicher, polyzentrischer Raum mit dominantem 
Zentrum  

Hamburg Kernzentrum mit engen länderübergreifenden Gover-
nancestrukturen 

Berlin-Brandenburg Monozentrisch mit länderübergreifender, ländlicher 
Prägung  

FrankfurtRheinMain Urbaner Charakter dominierend mit Kernzentrum 

Stuttgart Monozentrisch mit engen Umlandverflechtungen 

München Großstädtisches Zentrum mit weiträumigen Verflech-
tungen in den ländlichen Raum 

Quelle: Prognos AG, 2015. 

Wirtschaft 

Je nach Struktur der Metropolregionen haben sich unterschiedli-
che Wirtschaftsprofile mit einer charakteristischen Branchenstruk-
tur herausgebildet: In Hamburg dominiert die maritime Wirtschaft 
kombiniert mit einer leistungsstarken Logistikindustrie, wohingegen 
in der ebenfalls industriell geprägten Metropolregion Hannover-
Braunschweig-Göttingen-Wolfsburg der Maschinenbau, die Auto-
mobilindustrie sowie die Gesundheitswirtschaft im Vordergrund 
stehen. Im Ruhrgebiet hingegen sind die Nachwirkungen der lang-
jährigen Kohle- und Stahltradition noch immer verwurzelt. Trotz zu-
nehmender Beschäftigungsmöglichkeiten im tertiären Sektor, 
konnten die Beschäftigungsverluste im Industriesektor nicht kom-
pensiert werden. In Anbetracht dieser noch immer bestehenden 
Pfadabhängigkeit einer industriell geprägten Montanindustriere-
gion mangelt es der Region an einem wachstumsdynamischen 
Wirtschaftsprofil. Sinkende Beschäftigungszahlen, eine hohe Ar-
beitslosigkeit und Auspendlerüberschüsse machen sichtbar, dass 
die sogenannten positiven Ausstrahlungseffekte von Metropolregi-
onen im Ruhrgebiet nur partiell zum Tragen kommen. Auch des-
halb ist der Diskurs um „die“ Metropolregion Ruhr in letzter Zeit e-
her in den Hintergrund getreten. 
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Wissens- und innovationsbasierte Ökonomie  

Metropolregionen übernehmen eine wichtige Gateway-Funktion, 
d. h. sie gelten als zentrale Knotenpunkte im Austausch von Wis-
sen, Personen und Waren. Darauf aufbauend schaffen sie die 
Rahmenbedingungen für eine wettbewerbsfähige Wissens- und 
innovationsbasierte Ökonomie und stellen wichtige Innovations-
zentren eines Landes dar. 

Gegenüber anderen Metropolregionen hat sich infolge der ehema-
ligen Industrietradition die Hochschullandschaft im Ruhrgebiet ver-
gleichsweise spät entwickelt. Gegenwärtig befindet sich die Re-
gion im Wissenssektor in einem dynamischen Aufholprozess, der 
sich in steigenden Studierendenzahlen und einer zunehmenden 
Vernetzung im Hochschulbereich niederschlägt. Gegenüber ande-
ren Metropolregionen sind die außeruniversitäre Forschung, der 
wirtschaftliche FuE-Personalbesatz sowie Wissens- und Technolo-
gietransferstrukturen jedoch etwas schwächer ausgeprägt, so dass 
der Anschluss an den nationalen und internationalen Wettbewerb 
noch nicht in allen Facetten in der gewünschten Form gegeben ist. 
Das Ruhrgebiet hat das Stadium der nachholenden Entwicklung 
auf dem Gebiet der Wissenschaft und Forschung, die auf der 
Pfadabhängigkeit beruhte, inzwischen aber überwunden (vgl. die 
Beiträge in Bogumil/Heinze 2015). Die Hochschulen und For-
schungseinrichtungen sind zwar spät entstanden, wirken nun aber 
nach und nach als Impulsgeber in struktur- und städtepolitische 
Strategien. So hat sich die Einsicht durchgesetzt, dass Hochschu-
len und Forschungseinrichtungen wichtige Innovationstreiber für 
eine Erneuerung der Region darstellen. Demgegenüber sind die 
soziokulturellen Pfadabhängigkeiten heute nur noch rudimentär 
von Bedeutung.  

Inzwischen muss die Hochschul- und Forschungslandschaft im 
Ruhrgebiet den Vergleich mit anderen Regionen nicht mehr 
scheuen. Vielmehr zählt es, bezogen auf die Studierendenzahlen, 
aktuell zu den größten Hochschulstandorten in Deutschland (vgl. 
den Überblick in Kapitel 3.5). Gleichzeitig ist zu konstatieren, dass 
die Impulse aus den Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
für eine innovationsorientierte und wissensbasierte Ökonomie bis-
lang nicht in Gänze ausgeschöpft werden. Positiv ist daher festzu-
halten, dass sich das Ruhrgebiet zu einer Wissenschaftsregion 
entwickelt hat, wenngleich es zukünftig darauf ankommen wird, 
auch die Transformation zu einer Wissensregion, d. h. einer Re-
gion, in der die Innovationspotenziale aus den Hochschulen in ei-
nen regionalökonomischen Mehrwert transferiert werden, aktiv zu 
gestalten (vgl. hierzu Kapitel 5.2).  
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Zwischenfazit 

Der Vergleich der einzelnen Kriterien zur Bewertung der Metropol-
regionen hat gezeigt, dass sich das Ruhrgebiet in vielen Bereichen 
deutlich von anderendeutschen Metropolregionen unterscheidet. 
Neben der Tatsache, dass das Ruhrgebiet selbst lediglich ein Teil 
der Metropolregion Rhein-Ruhr ist und damit aus administrativer 
Sicht schwer vergleichbar ist, zeigen sich vor allem in der Sied-
lungsstruktur und der noch verankerten Montanindustrietradition, 
dass das Ruhrgebiet nicht als eine funktional geschlossene und 
wirtschaftsstarke Region zu zählen ist.  

Es bleibt somit festzuhalten, dass im Ruhrgebiet sehr starke Unter-
schiede in den Rahmenbedingungen im Vergleich zu der Gruppe 
der Metropolregionen in Deutschland zu erkennen sind.  

Ein Vergleich mit den Metropolregionen Deutschlands würde somit 
nicht den regionalwirtschaftlichen Besonderheiten des Ruhrgebiets 
gerecht werden, so dass in dieser Studie vergleichende Betrach-
tungen mit den Vergleichsregionen Nordrhein-Westfalen (NRW); 
Westdeutschland und Deutschland angestellt werden. 

 

 

2.3 Akteurskonstellation im Ruhrgebiet 

Einleitend wurde das in dieser Studie zu untersuchende ‚Ruhrge-
biet‘ in räumlicher Perspektive als polyzentrische, industriege-
prägte Region in den Grenzen des RVR-Bezirkes abgegrenzt. 
Diese Zuweisung bezieht sich, wie beschrieben, auf historisch be-
dingte Pfadabhängigkeiten, in denen wirtschaftliche Zusammen-
hänge das wesentliche Kriterium darstellen. Dies zieht eine hetero-
gene regionalpolitische Akteurslandschaft nach sich, da beispiels-
weise administrative Gebietszuständigkeiten anderen als allein 
wirtschaftlich-funktionalen Gebietsabgrenzungen folgen. In diesem 
Abschnitt sollen daher die für die Untersuchungsregion maßgebli-
chen wirtschaftspolitischen Akteure und ihre Zuständigkeiten so-
wie die sich aus dieser Gemengelage ergebenden Verflechtungs-
zusammenhänge kurz beschrieben werden. 

Im Montanzeitalter gab es im Ruhrgebiet so etwas wie eine umfas-
sende politische und wirtschaftliche Koalition. In diese Koalition 
waren alle wichtigen ökonomischen und politischen Akteure – 
nach dem Zweiten Weltkrieg auch die Gewerkschaften – einge-
bunden. Das entsprach den Bedürfnissen des montanindustriellen 
Kerns des Ruhrgebiets und der damit verbundenen Industrien (ins-
besondere Chemie und Energiewirtschaft). Dabei standen zwei 
Probleme im Zentrum, die Sicherung der sozialen und politischen 
Stabilität und die Durchsetzung von großindustriellen Infrastrukturen 
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und Anlagen. Auch als die Montanindustrie in die Krise rutschte, 
blieb diese Koalition zunächst bestehen oder wurde gar noch ge-
stärkt, weil Montanunternehmen, Gewerkschaften, Kommunen und 
andere Akteure gemeinsame Interessen hatten, sich dem Nieder-
gang entgegen zu stemmen und später zumindest seine wirt-
schaftlichen und finanziellen Folgen abzuschwächen. 

Die Blütephase des Montankomplexes und die dadurch wachsende 
Nachfrage nach Arbeitskräften sorgten für einen Zuzug vieler Men-
schen von außerhalb des Ruhrgebiets in die Region. Die Steue-
rung des Zuzugs von Arbeitern in die Region und die Abdeckung 
der Bedarfe der Schwerindustrie im Ruhrgebiet führten 1920 zur 
Gründung des Siedlungsverbands Ruhrkohlenbezirk (SVR). Dieser 
(freiwillige) Zusammenschluss der Städte sollte eine einheitliche 
und regionale Planung für das Ruhrgebiet übernehmen. Damit 
sollte beispielsweise eine Zersiedlung und eine Sicherung von 
Frei- und Grünflächen erreicht werden. Der SVR wirkte daher mit 
an der Verkehrs- sowie der Bau- und Wohnungsplanung. Auch im 
weiteren Verlauf seiner Geschichte, in der dem Verband weitere 
Kompetenzbereich zu- und auch wieder abgesprochen wurden, 
waren dies stets zentrale Betätigungsfelder. In den 1970er Jahren 
verlor der SVR seine Planungskompetenz und wurde später in 
‚Kommunalverband Ruhr‘ (KVR) unbenannt. „Neben der Sicherung 
von Freiräumen, dem Betrieb der Revierparks und Bereichen wie 
Kartografie und Abfallentsorgung rückte in den Folgejahren ein an-
derer Bereich ins Zentrum der Arbeit des KVR: Die Öffentlichkeits-
arbeit“ (Laurin 2014, S. 15). Hier war der Verband bei der Initiie-
rung von Projekten wie der (letztlich gescheiterten) Bewerbung um 
die Ausrichtung der Olympischen Spiele1, der Internationalen Bau-
ausstellung Emscherpark sowie der Planung und Durchführung 
des europäischen Kulturhauptstadtjahrs Ruhr.2010 beteiligt. Nach 
der erneuten Umbenennung des Verbandes 2004 in ‚Regionalver-
band Ruhr‘ (RVR) blieb er einer der wenigen, für das gesamte 
Ruhrgebiet zuständigen Akteure. Dem RVR wurden wieder Pla-
nungskompetenzen zugesprochen, außerdem übernimmt er durch 
die Einrichtung der Tochtergesellschaft Wirtschaftsförderung met-
ropoleruhr nun auch Aufgaben im Feld der Wirtschaftsförderung. 
Diskussionen um eine Ausweitung bzw. Reduktion der Befugnisse 
und Aufgaben des RVRs sind seitdem immer wieder aufgekom-
men. Aktuell wird dies anhand des Gesetzes „zur Stärkung des 
Regionalverbandes Ruhr“ thematisiert. Darin geht es darum, wie 
stark der Verband als einheitliche Klammer für das ansonsten 
durch eher zergliederte administrative Zuständigkeiten zu be-
schreibende Ruhrgebiet fungieren kann und soll. 

                                                
1 Zwei Versuche für eine Bewerbung gab es bisher. Die eine für das Jahr 2000, die das Ruhrgebiet aufgrund der Wieder-

vereinigung zugunsten der Hautstadt Berlin aufgab. Für 2012 bewarb sich Düsseldorf als Bannerträger gemeinsam mit 
insgesamt 21 Kreisen und Kommunen an Rhein und Ruhr unter dem Leitmotiv „So bunt wie die Welt – Spiele in Düssel-
dorf Rhein-Ruhr 2012“. Hier gewann Leipzig im nationalen Auswahlverfahren. 
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Die administrativen Rahmenbedingungen bestehen im Ruhrgebiet 
beispielsweise darin, dass sein westlicher Teil in den Zuständig-
keitsbereich des Landschaftsverbands Rheinland2, sein östlicher 
Teil in den des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe3 fällt. Auch 
sind für das Ruhrgebiet drei unterschiedliche Landesmittelbehör-
den, die Regierungsbezirke Arnsberg, Düsseldorf und Münster, zu-
ständig. Diese, z. T. historisch gewachsenen, unterschiedlichen 
Gebiets- und Verwaltungszuschnitte existieren auch auf weiteren 
Ebenen (vgl. hierzu auch Blotevogel/Münter/Terfrüchte 2009).  

So teilen sich die Industrie- und Handelskammern Mittleres Ruhr-
gebiet, zu Dortmund, zu Duisburg, zu Essen, Nord Westfalen und 
zu Hagen die Zuständigkeiten für die Städte und Gemeinden im 
RVR-Gebiet. 

Diese Aufteilungen unterstreichen nochmals, dass das Ruhrgebiet 
weniger eine landschaftlich vorgegebene Region oder politische 
Einheit darstellt, sondern vielmehr eine durch wirtschaftliche Ent-
wicklungen (insbesondere des Bergbaus) entstandene Region.  

Im Montanzeitalter basierte die Konsenskultur auf wichtigen ge-
meinsamen Problemen und Interessen (z. B. Raumordnung, leis-
tungsfähige Infrastrukturen) sowie auf einer großen Verteilungs-
masse (das Wachstum der Montanindustrie und der resultierende 
Wohlstand). Dies schaffte starke Anreize für Kooperation und die 
große Verteilungsmasse sorgte dafür, dass sie sich für alle lohnte. 
Die regionale Konsensstrategie funktionierte auch nach der massi-
ven Schrumpfung der Montanindustrie insofern, als das Ruhrge-
biet mit seiner geballten politischen Macht gut dotierte Subventi-
onsprogramme durchsetzen konnte, die dafür gesorgt haben, dass 
der Strukturwandel sozial und ökonomisch abgefedert wurde. Mit 
dem Rückgang regionaler Förderprogramme verlor das Ruhrgebiet 
seine wirtschaftliche Klammer, in der seine große Handlungsfähig-
keit begründet war. Mit der wirtschaftlichen Einheit verlor das Re-
vier auch seine wirtschaftlichen Außengrenzen. Die Städte und 
Kreise entwickelten sich wirtschaftlich und sozial in verschiedenste 
Richtungen. Das bedeutet nicht nur, dass sich die Wirtschafts-
strukturen der Städte und Gemeinden im Ruhrgebiet voneinander 
unterscheiden – und eher noch unterschiedlicher werden, sondern 
auch, dass im Ruhrgebiet nicht an allen Orten die gleichen Vo-
raussetzungen für die Entwicklung von Wachstumspolen beste-
hen. Gleichzeitig gewannen die Bezüge zu ihrem jeweiligen Um-
land an Gewicht. 

 

                                                
2 Dies betrifft den Kreis Wesel sowie die kreisfreien Städte Duisburg, Essen, Mülheim und Oberhausen. 
3 Dies betrifft die Kreise Recklinghausen und Unna, den Ennepe-Ruhr Kreis sowie die kreisfreien Städte Bochum, Bottrop, 

Dortmund, Gelsenkirchen, Hagen, Hamm und Herne 
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Das Ruhrgebiet in seiner Verknüpfung mit den Nachbarregio-
nen  

Auch wenn es oft durch mediale Vermarktungsstrategien versucht 
wurde, macht seine Größe das Ruhrgebiet also nicht automatisch 
zu einer Metropole. In den letzten Jahren haben sich diese oft auf-
wendigen Public-Relations-Aktionen auch etwas „abgenutzt“, 
wenngleich es durchaus gelungen ist, den Ruf des Ruhrgebietes 
zu verändern. Während früher diese Region primär mit Kohle und 
Stahl verbunden wurde, gibt es heute sicherlich in der Außendar-
stellung einen Bedeutungszuwachs von Kultur, was unter anderem 
an der Auszeichnung als Kulturhauptstadt, Aktionen im Kultur-
hauptstadtjahr sowie zahlreichen Beispielen für den Wandel durch 
Kultur im ganzen Ruhrgebiet liegt (Bsp. Zollverein, Jahrhundert-
halle, Emscherkunst, neue Freizeit-und Naherholungsangebote).  

Gleichzeitig gewannen die Bezüge der Städte und Kreise im Ruhr-
gebiet zu ihren jeweiligen Umlandregionen an Bedeutung, wäh-
rend sie sich lange nach außen abgeschottet hatten. Die Öffnung 
einzelner Städte nach „außen“ – etwa von Dortmund nach Westfa-
len und von Duisburg zum Niederrhein – stieß noch vor einigen 
Jahren im Ruhrgebiet auf Ablehnung. Generell wurden die Außen-
bezüge zu den prosperierenden Umfeldern des Ruhrgebiets, ins-
besondere das Rheinland, das Münsterland und Westfalen, selten 
als Chance für das Ruhrgebiet genutzt. Vielmehr versuchte man, 
politisch-administrativ eine Einheit durchzusetzen, die es im Inne-
ren längst nicht mehr gab. 

Viele politische Akteure wollten aus dem Ruhrgebiet einen Raum 
machen, der weit ausstrahlt, ein kosmopolitisches Flair hat und ein 
Trendsetter in vielen Bereichen wird – von der Kultur, der Mode 
und dem Tourismus über die Wirtschaft und die Medien bis hin zu 
Wissenschaft und Technik. Allerdings ist diese Vision, aus dem 
„Kohlenpott“ eine Metropole zu machen, die in einem Atemzug mit 
Paris, London oder New York genannt wird, sehr ehrgeizig. Die 
Metropole Ruhr hat keine Tradition als urbanes Zentrum, sondern 
eine industrielle Tradition. Es muss aus dieser Tradition heraus 
eine Urbanität entwickeln – und zwar eine Urbanität, die nicht der 
Geschichte entspringt, sondern eine, die dem 21. Jahrhundert ent-
spricht und auf die Zukunft ausgerichtet ist. Seine Chance, eine 
Metropole zu werden, liegt darin, dass das Ruhrgebiet nicht ver-
sucht zu kopieren, sondern sich zu einer Metropole ganz eigener 
Art entwickelt – einer Metropole, die nicht aus ihrer Tradition her-
aus lebt, sondern aus dem Umbruch und dem Weg zur Metropole. 
Seine wirtschaftlichen Strukturen weisen keine Kontinuität auf, 
sondern sind durch einen massiven und weitreichenden Struktur-
wandel geprägt. Die Erfahrung dieses Strukturwandels kann Teil 
des Erlebnisses der Metropole Ruhr sein, was in einigen architek-
tonischen Landmarken auch angelegt ist.  
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Im Ruhrgebiet gibt es zudem für strukturpolitische Diskussionen 
und für strukturpolitisches Handeln traditionell zwei Räume, von 
denen der eine viel zu groß und der andere viel zu klein ist. Der zu 
große Raum ist das Ruhrgebiet insgesamt, viel zu klein ist dage-
gen der kommunale Raum. Das Ruhrgebiet insgesamt ist nicht nur 
wegen der territorialen Ausdehnung zu groß, sondern wegen der 
Vielzahl an unterschiedlichen Interessenlagen und Außenbezie-
hungen. In dem Ausmaß, in dem das Gebiet seine durch die Mon-
tanindustrie geschaffene wirtschaftliche, soziale und politische Ein-
heit verloren hat, haben sich auch verschiedene Kommunen nach 
außen neu orientiert. Heute ist Dortmund mit seinem westfälischen 
Umland mindestens so stark verbunden wie mit Duisburg. Duis-
burg hat seine schon traditionell starken Beziehungen in das 
Rheinland weiter verstärkt, während die Beziehungen zum „Rest“ 
des Reviers schwächer geworden sind. Gelsenkirchen und Reck-
linghausen haben ihre Verbindungen zum Münsterland intensiviert, 
Hagen diejenigen zum Bergischen Land. 

Interessant und chancenreich in strukturpolitischer Hinsicht sind 
die Verflechtungen mit Südwestfalen, das ehemals als Vorgarten 
des Ruhrgebiets galt. Heute bildet es eine der stärksten Industrie-
regionen Deutschlands und hat das Ruhrgebiet in dieser Sicht 
überholt. Deshalb muss der Blick auch über den „Tellerrand“ in 
Richtung der oft verkannten Nachbarregionen mit vielen „Hidden 
Champions“ (die oft direkt am Rande des Ruhrgebietes angesie-
delt sind) gerichtet werden. Südwestfalen wird geprägt durch eine 
differenzierte, weiterhin stark im sekundären Sektor aktive Wirt-
schaft. „Dabei wird deutlich, dass eine flexible, mittelständische In-
dustrie mit qualifizierten Arbeitskräften zu erstaunlichen Anpas-
sungsleistungen fähig ist, zumal eine derartige Wirtschaftsstruktur 
über eine größere Krisenresistenz verfügt als eine von wenigen 
Großunternehmen dominierte Monostruktur, wie sie für das Ruhr-
gebiet typisch war“ (Plumpe 2001, S. 409). Der Schwerpunkt der 
südwestfälischen Industrie liegt dabei traditionell in den Bereichen 
der mittelständigen Metallindustrie sowie im Zuliefererbereich der 
Automobilindustrie. Auch die Elektro- und Leuchtindustrie in der 
Region nimmt eine wichtige Stellung am Markt ein. Die Konkurrenz 
mit der im benachbarten Ruhrgebiet ansässigen Großindustrie 
zwang die südwestfälischen Betriebe schon früh zur Strategie der 
flexiblen Spezialisierung, da diese Unternehmen mit den im Ruhr-
gebiet günstiger zu produzierenden Massenprodukten nicht mithal-
ten konnten, In einem durchaus krisenhaften Prozess wuchsen sie 
dennoch und lassen die Region Südwestfalen inzwischen als in-
dustriellen Kern Nordrhein-Westfalens erscheinen, auch wenn die-
ser Umstand in der Öffentlichkeit immer noch recht wenig bekannt 
ist und Südwestfalen eher mit Natur, Landwirtschaft und allenfalls 
noch Tourismus in Verbindung gebracht wird. 
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Der Umbau der Wirtschaftsordnung in Richtung flexibler Speziali-
sierung bewirkt derzeit auch eine betriebsinterne Reorganisation 
und den Rückbau der Fertigungstiefe, woraus sich extern auch 
neue Kooperationsbedarfe ergeben. Aus internen Synergien wer-
den dann externe Synergien über Kooperationsbeziehungen. Ziel 
strukturpolitischer Maßnahmen sollte es sein, diese neuen Poten-
ziale für beide Regionen zur Entfaltung zu bringen und eine fle-
xible Funktionsteilung bei gleichzeitiger Funktionszusammenarbeit 
zu realisieren. Gerade in der Region Südwestfalen zeigt sich, wie 
es primär auch ohne große staatliche Hilfen durch die Mobilisie-
rung endogener Kräfte gelungen ist, den Strukturwandel zu gestal-
ten. „Hier wurde im Wesentlichen aus eigener Kraft ein Struktur-
wandlungsprozess bewältigt und zumindest vorläufig zu einem po-
sitiven Abschluss gebracht, der kaum durch regional- und struktur-
politische Eingriffe abgefedert wurde. Neben dieser Erfolgsge-
schichte enthält der Prozess des Strukturwandels daher noch eine 
feine Ironie: Es waren und sind eben gerade nicht unbedingt die 
großen ‚global player‘, die das Überleben einer Region sichern, 
weshalb auch ein Standortdenken, das sich nur an den Wettbe-
werbsbedingungen in der globalen Konkurrenz orientiert, historisch 
kurzsichtig ist. Es sind vielmehr die mittelständische Vielfalt und 
der hohe Stand der Qualifikation, die es einer Region ermöglichen, 
Strukturwandel zu bewältigen und das dauerhaft“ (Plumpe 2001, 
S. 421f). 

Strategien der differenzierten Spezialisierung, die auf dem Ausbau 
vorhandener komparativer Vorteile in gewissen „Nischen“ beruhen, 
können langfristig für eine Region erfolgreicher sein als die mono-
strukturierten Verflechtungen, auch wenn diese jahrzehntelang ein 
Produktionsmodell prägten. Ein wesentlicher Grund liegt darin, 
dass im Gegensatz zum Ruhrgebiet die Krise der Montanindustrie 
das südwestfälische Wirtschaftsgebiet historisch schon weitaus e-
her traf. Wenn auch die Jahrzehnte nach dem Strukturbruch nicht 
immer krisenfrei verliefen, so prägte doch eine differenzierte, wei-
terhin stark im sekundären Sektor aktive Wirtschaft den Raum 
Südwestfalen und positionierte ihn in den letzten Jahren gerade im 
Vergleich zum Ruhrgebiet relativ erfolgreich. Hier blieb ein starker 
sekundärer Sektor mit einer flexiblen, mittelständischen Industrie 
mit qualifizierten Arbeitskräften erhalten. Generell scheinen flexible 
Spezialisierungsmuster eher in der Lage, auch den neuesten 
Trends zur Wissensgesellschaft zu entsprechen. Dazu gehört eine 
Intensivierung der Arrangements zwischen Hochschulen, For-
schungs- und Bildungseinrichtungen mit der Wirtschaft. 

Trotz der räumlichen Nähe zwischen dem Ruhrgebiet und etwa 
dem westfälischen Umfeld mangelt es noch an Annäherungen zwi-
schen diesen Regionen und an der Einsicht, dass man sich gegen-
seitig helfen könnte, um gemeinsam wirtschaftlich besser zu wer-
den. Das Ruhrgebiet sollte sich auf eine „Aufweichung“ der Gren-
zen besinnen und anerkennen, dass die Umlandregionen, gekenn-
zeichnet durch einen starken Mittelstand, der sich bislang im 
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Strukturwandel gut behauptet hat, stärker in strukturpolitische Vor-
haben einbezogen werden sollten. Der Weg der flexiblen Speziali-
sierung sollte konsequent weiter gegangen werden. Im verschärf-
ten Standortwettbewerb ist funktionale Differenzierung gefordert. 
Sie bietet jedem Wirtschaftsstandort die Möglichkeit, ein eigenes 
spezifisches Profil zu entwickeln, das sich von den wirtschaftlichen 
Schwerpunkten und Kompetenzen der anderen Städte und Kreise 
unterscheidet. In dem Ausmaß, in dem diese Profilbildung erfolg-
reich voranschreitet, bilden sich zwischen den Standorten viel-
schichtige Muster der Arbeitsteilung heraus. Die wechselseitigen 
Abhängigkeiten schaffen Kooperationsanreize und Kooperations-
zwänge, aber auch Möglichkeiten, so zu kooperieren, dass alle 
Beteiligten profitieren.  

Das Ruhrgebiet kann also mit seinem Umland intensivere wirt-
schaftliche Beziehungen eingehen, als das jetzt der Fall ist und 
muss sich nicht mehr gegen sein Umland abgrenzen. Vielmehr gilt 
es, gemeinsam zukunftsfähige Innovationsprojekte auszubauen. In 
einer Zusammenarbeit des Ruhrgebietes mit den industriell stärke-
ren Umlandregionen liegt auch eine beschäftigungspolitische 
Chance. Während sich das Ruhrgebiet mehr und mehr zu einer 
Wissenschafts- und Bildungsregion entwickelt und parallel Arbeits-
kräfte keine Beschäftigung im industriellen Bereich finden, werden 
im westfälischen Umland (sowohl in Süd- und Ostwestfalen als 
auch im Münsterland) gerade Fachkräfte für den industriellen Mit-
telstand gesucht. Und auch die im Ruhrgebiet erblühte Gesund-
heitswirtschaft könnte enger mit der Medizin- oder Leuchttechnik 
im regionalen Umfeld kooperieren. Eine bessere Verschränkung 
der medizintechnische Güter produzierenden Unternehmen etwa 
mit der Vielzahl von Krankenhäusern im Ruhrgebiet hilft beiden 
Seiten, ihre exponierten Stellungen weiter auszubauen. Generell 
scheinen gerade in vielen Zukunftsfeldern flexible, regionale Ko-
operationen, die sich mit variablen Grenzzuschnitten problem- und 
anlassbezogen zusammenfinden, attraktiver zu werden.  

In den nächsten Jahren sind mehr variable regionale Zuschnitte für 
einzelne gemeinsame Vorhaben zu entwickeln, d. h. die Grenzen 
der Region werden unterschiedlich zu ziehen sein und gelegentlich 
Überscheidungen auftreten. Unterschiedliche Funktionsräume 
durch neu geschaffene Strukturen zur Förderung interkommunaler 
Kooperation bieten sich in besonderen Maße deshalb an, weil je 
nach Aufgabe (sei es die Wirtschaftsförderung und die Fachkräfte-
sicherung, der öffentliche Personennahverkehr, kulturelle Einrich-
tungen oder die Wissenslandschaft oder die Abfallwirtschaft) diffe-
renzierte räumliche Zuschnitte notwendig sind. Von einem für alle 
Handlungsfelder identischen räumlichen Bezugsrahmen kann nicht 
mehr ausgegangen werden und vor diesem Hintergrund verblas-
sen gebietskörperschaftliche Grenzen.  
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Erfahrungen auch aus anderen Wirtschaftsregionen zeigen aber, 
dass neue Verbundstrukturen sich nur langsam herauskristallisie-
ren; nicht nur die Städte und Kommunen im Ruhrgebiet bleiben 
dem „Kirchturmdenken“ manchmal etwas länger verhaftet, auch in 
anderen Regionen zeigt sich, wie schwer oft der Übergang von der 
Konkurrenz zur Kooperation ist. Trotz dieser Probleme existieren 
bereits Positivbeispiele wie die Internationale Bauausstellung Em-
scher-Park oder die Kulturhauptstadt 2010. „Fallweise und projekt-
bezogen sind die Kommunen des Ruhrgebiets also sehr wohl in 
der Lage zu kooperieren. Möglicherweise sind derartige Kooperati-
onserfahrungen Wegbereiter institutioneller Reformen. Es ist 
durchaus plausibel, dass die Formel ‚Erst das Projekt, dann die 
Governancestrukturen‘ mehr Erfolg verspricht als ermüdende Dis-
kussionen über die Verfasstheit einer Region ohne konkreten Be-
zug. Die geplante formale Stärkung des Regionalverbands Ruhr 
und der durchaus vorhandene Wille zur Kooperation stehen aber 
einer noch nicht erkennbaren verbindlichen Einbeziehung der wirt-
schaftlichen und zivilgesellschaftlichen Akteure gegenüber. Dies 
ist sicher ein Desiderat der Governancebildung in der Metropole 
Ruhr“ (Zimmermann 2014, S. 74; vgl. auch die Beiträge in Bogumil 
et al. 2013 und Bogumil/Heinze 2015). 

Regionale Kooperationsformen, in denen die kommunalen Kräfte 
gebündelt werden, sollen in Nordrhein-Westfalen explizit noch 
stärker gefördert werden. Eine engere interkommunale Zusam-
menarbeit wurde im Landtag von den drei großen Fraktionen (der 
Fraktion der SPD und der CDU sowie der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) in einem Entschließungsantrag zum Gesetzent-
wurf der Landesregierung zur „Stärkung des Regionalverbandes 
Ruhr“ Ende April 2015 verabschiedet (Drucksache 16/6866). In al-
len Regionen soll die interkommunale Aufgabenwahrnehmung mit 
mehr oder weniger festen Strukturen ausgeweitet werden, wobei 
jede Region eigenständig auch die Themen der Zusammenarbeit 
definiert. 
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2.4 Zukunftstrends als Einflussfaktoren der Regionalentwicklung 

Neben der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung spielen eine 
Reihe sozioökonomischer Trends eine entscheidende Rolle für die 
Zukunft des Ruhrgebietes. Die folgenden Trends sind zwar globa-
ler Natur, haben aber konkrete Auswirkungen auf die Lebensbe-
dingungen der Bevölkerung und die Zukunftsfähigkeit der Unter-
nehmen in der Region. 

Globale Trends gehören zu den wichtigsten strategischen Themen 
der heutigen Gesellschaft. Sie können als langfristig wirkungs-
mächtige Einflussgrößen definiert werden, die die Märkte der Zu-
kunft prägen und auf alle gesellschaftlichen Teilsysteme angewen-
det werden können: politisch, sozial und wirtschaftlich. Darüber 
hinaus sind sie ubiquitär und unterscheiden sich auf regionaler 
Ebene lediglich in ihren spezifischen Ausprägungen. 

Vor diesem Hintergrund gibt die folgende Darstellung eine Aus-
wahl der wichtigsten Zukunftstrends wieder, deren regionalpoliti-
sche Implikationen von besonderer Bedeutung sind. Die Trendaus-
wahl erhebt keinen Anspruch darauf, alle zu beobachtenden 
Trends aufzuzeigen, aber dennoch diejenigen, die für die regionale 
Wirtschaftsförderung in der altindustriellen Region Ruhrgebiet von 
hoher Priorität sind und für seine ökonomische Zukunftsperspek-
tive besonders relevant sind.  

Demografischer Wandel und Fachkräftepotenzial 

Kaum ein anderes gesellschaftspolitisches Handlungsfeld wird un-
ser Leben und das künftiger Generationen so nachhaltig beeinflus-
sen wie der demografische Wandel: Die Bevölkerungszahl nimmt 
ab, die Altersstruktur verändert sich deutlich und der wachsende 
Anteil von Menschen aus zugewanderten Familien macht die Ge-
sellschaft „bunter“. Der demografische Wandel ist zumindest kurz- 
und mittelfristig nicht umkehrbar. Deshalb gilt es, seine Herausfor-
derungen anzunehmen und sich auf die Chancen zu konzentrie-
ren, die er bietet. 

Die demografische Entwicklung ist eine entscheidende Determi-
nante für die wirtschaftliche Dynamik. Die sich abzeichnende 
starke Alterung der Gesellschaft verknappt das Arbeitskräftepoten-
zial und macht geeignete Gegenmaßnahmen notwendig, die etwa 
auf eine Steigerung der Erwerbsquoten oder eine Erhöhung der 
durchschnittlichen Arbeitszeit zielen. Wenn es Unternehmen künf-
tig nicht mehr gelingt, die notwendigen Arbeitskräfte zu finden, die 
sie für ihre Produktion benötigen, kann dies gravierende Folgen für 
den Wirtschaftsstandort haben. Können vor Ort nicht genügend 
Fachkräfte gewonnen werden, dann nimmt in der Folge die Investi-
tionsneigung ab. Zur Existenzsicherung könnten die Unternehmen 
daher gezwungen werden, Produktionskapazitäten und die damit 
verbundenen Arbeitsplätze ins Ausland zu verlagern.  
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Innerhalb Deutschlands werden die Regionen unterschiedlich stark 
vom demografischen Wandel betroffen sein. Bereits heute stehen 
Regionen mit einer wachsenden beziehungsweise konstanten Be-
völkerung stark schrumpfenden Regionen gegenüber, wobei sich 
zugleich die Polarisierung zwischen diesen Regionen zunehmend 
verschärft. Dabei gewinnen neben den beruflichen Perspektiven 
weiche Standortfaktoren wie Familienfreundlichkeit, Toleranz, In-
tegrationsmöglichkeiten verschiedener Bevölkerungsgruppen und 
Lebensstile sowie das Angebot an Freizeitmöglichkeiten, eine 
schöne Landschaft und attraktive Städte bei der Entscheidung für 
oder gegen einen Standort immer stärker an Bedeutung. Folglich 
werden Städte und Regionen mit einer gelebten Identität in Zu-
kunft die Wanderungsgewinner sein. Demgegenüber werden vor 
allem die stark schrumpfenden Regionen zunehmend mit Proble-
men der Tragfähigkeit kommunaler Infrastrukturen (Bildung, Ver-
kehr, Gesundheit etc.) konfrontiert werden.  

Die demografische Entwicklung löst zahlreiche gesellschaftliche 
Veränderungsprozesse aus. Exemplarisch seien folgende Punkte 
angesprochen: 

Beschäftigung: Der Alterungsprozess wird insgesamt zu einem 
Rückgang der Beschäftigungsquote führen, was ein potenzielles 
Wachstumshemmnis darstellt. Fakt ist zudem: ArbeitnehmerInnen 
werden in Zukunft im Durchschnitt älter sein. Damit wird sich auch 
die Definition vom „Normalarbeitsplatz“ verändern. Die Arbeitsfä-
higkeit erhalten und fördern wird daher ein zentrales Anliegen der 
Arbeitsmarktpolitik der nächsten Jahre sein. Dies bedeutet einer-
seits, Personen möglichst frühzeitig in laufende Weiterbildungs-
maßnahmen einzubeziehen, um das Entstehen von Qualifikations-
defiziten zu verhindern. 

Prognosen zufolge wird die Zahl der in Deutschland lebenden Be-
völkerung in den kommenden Jahrzehnten kontinuierlich abneh-
men und auch die Altersstruktur der Gesellschaft wird sich in Zu-
kunft stark verändern: Deutschland wird älter. Direkte Folge dieser 
demografischen Entwicklung ist ein zunehmender Fachkräfteman-
gel: Bis 2035 wird die Zahl der Erwerbstätigen in Deutschland um 
ca. 5 Prozent auf 37,9 Mio. sinken. Maßnahmen wie die frühe För-
derung und zielgerichtete Qualifizierung des Nachwuchses sowie 
die möglichst breite Ausschöpfung des Erwerbspersonenpotenzi-
als werden im Wettbewerb um Fachkräfte über Erfolg oder Schei-
tern einer Region entscheiden. Neben der Zahl der Bewerber spie-
len zunehmend spezialisierte Anforderungen an die Qualifikation 
der Fachkräfte eine entscheidende Rolle auf dem Arbeitsmarkt. 
Die Engpässe bei der Rekrutierung von Fachkräften werden hier-
durch verschärft. 
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Dabei kann Zuwanderung helfen, die demographische Alterung 
der Gesellschaft abzumildern und Engpässe auf dem Arbeitsmarkt 
zu beheben. Zuwanderung löst wahrscheinlich nicht die Herausfor-
derungen des demographischen Wandels in Deutschland, kann 
aber dazu beitragen, die Auswirkungen der Probleme zu mildern. 

Auch die soziale Integration älterer Personen wird spürbarer: Dies 
impliziert u. a. eine breite Palette an möglichen Wohnformen (Ei-
genheim, Gemeinschaftswohnen innerhalb einer Generation oder 
generationsübergreifend), Erleichterung von Umzügen und ein 
breites Netz an haushaltsbezogenen Dienstleistungen und Hilfs-
einrichtungen in zu Fuß erreichbarer Nähe. Die Nachfrage nach 
Pflegedienstleistungen wird weiterhin zunehmen. Heute steigt die 
Wahrscheinlichkeit Pflegedienstleistungen in Anspruch zu neh-
men, sprunghaft ab dem 80sten Lebensjahr an. Auch weisen äl-
tere Personen unterschiedliche Mobilitätsmuster auf als Jüngere. 
Mit zunehmendem Alter vollzieht sich eine Verlagerung von indivi-
duellen Verkehrsformen hin zu öffentlichen. Tendenziell verkleinert 
sich das Aktionsfeld auf das Wohnumfeld. Dieser geringere Akti-
onsradius älterer Personen erfordert eine stärkere Orientierung am 
Prinzip der kleinräumigen Erschließung. 

In der Gesamtschau führt der demografische Wandel zu einer brei-
ten Palette an Folgewirkungen. Alle Regionen - so auch das Ruhr-
gebiet -müssen mit den Folgen adäquat umzugehen lernen. Da 
viele der Aspekte regional sehr unterschiedliche Auswirkungen ha-
ben, wird es zu einer „Regionalisierung“ zur Bewältigung der Her-
ausforderungen kommen. Diese erfordert wiederum neue Formen 
der „Governance“ in Bezug auf die Abstimmung der angesproche-
nen unterschiedlichen Politikbereiche. Regionalpolitik ist hier 
ebenso gefordert wie Verkehrs- und Infrastrukturpolitik wie Bil-
dungs-, Wohnbau-, Raumordnungs- und Sozialpolitik. 

Globalisierung 

Die internationalen Wirtschaftsverflechtungen werden immer kom-
plexer und bieten Unternehmen neue Absatzmärkte und Produkti-
onsmöglichkeiten. Viele Gründe sprechen aus ökonomischer Sicht 
dafür, dass der globale Handel auch zukünftig schneller wachsen 
wird als die weltweite Wirtschaftsleistung. Der intraindustrielle 
Handel wird weiter steigen, wodurch die Vorleistungsverflechtun-
gen zunehmen. Dabei ist eine zunehmende Internationalisierung 
des Handels einerseits in einem steigenden Grad der Außenhan-
delsverflechtung und andererseits in einer steigenden Zahl an in-
teragierenden Ländern zu beobachten. Das relative Expansions-
tempo des Welthandles wird jedoch abnehmen. 

In den Industrieländern fand in der in der Vergangenheit eine Ent-
wicklung weg von der arbeitsintensiven Produktion und einfachen 
produktionsnahen Tätigkeiten hin zur Produktion von verstärkt ka-
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pital- und wissensintensiven Gütern und wissensbasierten Tätig-
keiten statt. Zudem wird der Anteil der Schwellenländer am Welt-
handel weiter zunehmen, wodurch sie dessen Expansionstempo 
immer stärker stützen. Die Fortschritte der IKT fördern zudem die 
weltweite Kommunikation und bauen Handelsbarrieren ab. Unter-
nehmen intensivieren globale Netzwerke, in dessen Folge die 
Nachfrage nach weiträumigen Transportleistungen zunimmt. 
Dadurch kommt es zu einer steigenden Unabhängigkeit von Ar-
beitsorten und wachsenden internationalen Güterverkehrsströmen.  

Zentrales Merkmal der Globalisierung ist der gestiegene Konkur-
renz- und damit Innovationsdruck auf die Unternehmen. Praktisch 
alle Wirtschaftsbereiche sind von den Auswirkungen der Globali-
sierungen direkt betroffen. Dies trifft für handelbare Produkte und 
Dienstleistungen zu, aber auch (lokale) Dienstleistungsbranchen, 
die bisher von Marktkonkurrenz abgeschirmt waren, sehen sich 
durch Deregulierung und Marktliberalisierung einer zunehmenden 
Konkurrenz gegenüber. 

Für Industrieunternehmen wird der Weltmarkt immer stärker zu ih-
rem Heimatmarkt. Die Auslandsmärkte – vor allem innerhalb der 
EU – entwickeln sich zunehmend zu binnenmarktähnlichen Regio-
nen. Dabei ist eine stärkere Differenzierung von Produkten und 
Märkten zu beobachten. Überleben können nur solche Unterneh-
men, denen es im internationalen Konkurrenzkampf gelingt in ho-
hem Innovationstempo kundenindividuelle Produkte mit standardi-
sierten Produktionsverfahren herzustellen. Vorhandenes Wissen 
veraltet schnell. Immer bedeutsamer wird deshalb die Fähigkeit, 
ständig neues und global weit verstreutes Wissen aufzunehmen 
und zu verarbeiten.  

Der Verlagerungsdruck auf Unternehmen aufgrund des Kosten-
drucks verschärft sich. Es kommt zu einer weiteren Verlagerung in 
die wachsenden Zielmärkte. Umso wichtiger für den Standort 
Deutschland wird die Stärkung jener Bereiche sein, die als „Stabili-
sationsfaktoren“ in einem Hochlohnland gelten: Hohe Innovations-
fähigkeit und qualifizierte Beschäftigte. 

International konkurrenzfähig können die Regionen in Hochlohn-
ländern in erster Linie über Branchen und Produkte sein, die sich 
durch ein hohes technologisches Profil auszeichnen (Qualitäts-
wettbewerb). Wachstumstreiber werden auch zukünftig jene Regi-
onen bleiben, die u. a. durch eine technologische Spezialisierung 
den Sprung von lokalen Versorgern zur Erschließung von Export-
märkten schaffen. Demgegenüber ist das Entwicklungspotenzial 
versorgungsorientierter bzw. lokal ausgerichteter Branchen spezi-
ell im Dienstleistungssektor begrenzt. Einerseits erhöht sich auch 
hier der Konkurrenzdruck aufgrund von Liberalisierung und Dere-
gulierung, andererseits sind in manchen Branchen nach oben hin 
enge Wachstums- und Einkommensgrenzen gesteckt. Es entsteht 
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damit ein verstärkter Druck in Richtung Strukturwandel, bis hin zur 
Gefahr der (weiteren) De-Industrialisierung einzelner Regionen. 

Die sich bereits abzeichnende Potenzialverschiebung in Richtung 
Agglomerations- und Metropolräume wird sich weiterhin beschleu-
nigen. Die Globalisierung verschärft auch die Konkurrenz zwi-
schen Regionen und zwischen ländlichen und städtischen Räu-
men. Die Anziehungskraft von Agglomerationen steigt aufgrund 
guter Verkehrsinfrastruktur, hohem ökonomischen Aktivitätsni-
veaus, Vorhandenseins qualifizierter Arbeitskräfte etc. Wachstum-
szentren weisen dabei nach innen ein gut funktionierendes Innova-
tionssystem auf, bei gleichzeitiger Einbettung in internationale Zu-
sammenhänge. Für die künftige Entwicklung erfolgreicher Stand-
orte wird eine integrierte Standortentwicklung eine Notwendigkeit. 

Für die Regionalentwicklung bedeutet dies, dass jede Standort- 
und Investitionsentscheidung der Wirtschaft im Vergleich weltwei-
ter Alternativen getroffen wird. Das Ruhrgebiet muss dieser Kon-
kurrenz flächendeckend durch attraktive Standortbedingungen 
standhalten. Bildung, FuE und ausgewiesene (technologische) 
Kompetenzbereiche werden eine Schlüsselfunktion einnehmen. 
Die Regionalpolitik steht vor einer großen Herausforderung: 
Schrumpfungsprozesse und räumliche Rekonzentrationen existie-
ren zeitgleich als dichotome Entwicklungen nebeneinander.  

Wissensgesellschaft 

Die Transformation der Industriegesellschaft zur Wissensgesell-
schaft ist ein „Megatrend“ des globalen Strukturwandels. Der Fak-
tor Wissen ist zu einem zentralen Produktionsfaktor geworden, 
dessen besondere Bedeutung sich bei der Bewältigung hochkom-
plexer, dynamischer Innovationsprozesse äußert. Daraus folgt 
eine Intensivierung der Kooperationsbeziehungen zwischen Hoch-
schulen sowie Forschungs- und Bildungseinrichtungen mit der 
Wirtschaft. Zudem sind vermehrt interdisziplinäre Sichtweisen ge-
fordert. Wissen wird zur zentralen Ressource für Innovation und 
Kundenorientierung, wodurch die Qualifikation der Menschen und 
ihre Lebens- und Arbeitsqualität an die Stelle herkömmlicher Fak-
toren der Standortqualität tritt.  

Wissen gilt somit als Schlüsselressource der Zukunft. Wachstum 
wird künftig vor allem entlang von Kompetenzkernen (in Wissen-
schaft, Forschung und Produktion) stattfinden: Eine der wertvolls-
ten Standortressourcen in der Herausbildung dieser hoch kompeti-
tiven Kompetenzkerne stellen die Hochschulen, Forschungsinsti-
tute und Kompetenzzentren sowie ihre regionale Einbettung dar. 

Die Hochschulen werden auch in ihrer Funktion als Ausbildungs-
stätte immer bedeutender. Prognosen zeigen, dass die Nachfrage 
nach hoch qualifizierten Personen weiter steigen wird. Die Nach-



 

  29 

frage nach gering qualifizierten Arbeitskräften wird hingegen sin-
ken. Generelles bildungs- und wissenspolitisches Ziel muss daher 
die Etablierung einer Wissensgesellschaft sein, in der der überwie-
gende Teil der Bevölkerung über einen (hohen) Bildungsabschluss 
verfügt und sich kontinuierlich im Sinne eines lebenslangen Ler-
nens fortbildet. 

Vor diesem Hintergrund ergeben sich für das Ruhrgebiet folgende 
Rückschlüsse: Den Trends zur Wissensgesellschaft entspricht 
eine Intensivierung der Kooperationsbeziehungen zwischen Hoch-
schulen, Forschungs- und Bildungseinrichtungen mit der Wirt-
schaft. Es bedeutet aber auch für die Hochschulen, eine aktivere 
Rolle im regionalen Wirtschaftsgeschehen zu spielen. Die Hoch-
schulen werden sich zunehmend ihrer Rolle als Innovationsmoto-
ren bewusst und verstehen sich auch als Knotenpunkt von Wis-
sensströmen und regionalen Innovationsaktivitäten. Sie verstärken 
ihre Schwerpunktbildungen vorwiegend im Bereich neuer Techno-
logien und können dadurch auch für viele wirtschaftliche Unterneh-
men zu interessanten Partnern werden. 

Im Zuge einer sich auch im Ruhrgebiet verändernden Wirtschafts-
landschaft ist der Faktor Wissen zu einem zentralen Produktions-
faktor geworden, dessen besondere Bedeutung sich bei der Be-
wältigung hochkomplexer, dynamischer Innovationsprozesse äu-
ßert. Um solche Innovationsprozesse umzusetzen, werden neben 
der Bereitschaft zum Austausch und zur Kooperation in hohem 
Maße interdisziplinäre Sichtweisen gefordert. 

Wenn man den „Megatrend“ des globalen Strukturwandels, die 
Transformation der Industriegesellschaften zur Wissensgesell-
schaft, betrachtet, muss sich das Ruhrgebiet auf eine andere Logik 
des Strukturwandels einstellen. Während in der Vergangenheit 
Strukturwandel vor allem hieß, dass bestimmte Industriebranchen 
einen Niedergang erlebten und an ihrer Stelle neue zukunftsträch-
tige Branchen entwickelt oder angesiedelt werden mussten, geht 
es in Zukunft immer mehr um eine tiefgreifende und weitreichende 
Erneuerung aller Branchen. In diesem Prozess wird Wissen zur 
zentralen Ressource für Innovation und Kundenorientierung. Mit 
der Bedeutung von Wissen als zentraler Ressource treten die 
Qualifikation der Menschen in der Region und ihre Lebens- und 
Arbeitsqualität an die Stelle herkömmlicher Faktoren der Standort-
qualität. Im Kontext dieser „neuen“ Logik des Strukturwandels ge-
winnen zwar einerseits diese grundlegenden Probleme des Ruhr-
gebiets an Gewicht und Schärfe, andererseits aber wachsen auch 
die Chancen, diese Probleme und Defizite zu bearbeiten und den 
Strukturwandel erfolgreicher zu bewältigen als bisher. 

Generell wird zunehmend erkennbar, dass das Humankapital zur 
Schlüsselressource in der wissensbasierten Ökonomie wird. Tech-
nischer Fortschritt und die damit einhergehenden Innovationen 
werden in Zukunft das Wirtschaftswachstum und den Wohlstand 
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der Regionen wie auch des Ruhrgebietes maßgeblich mitbestim-
men. Wissen ist daher als kostbare Ressource zu begreifen, le-
benslanges Lernen als Notwendigkeit, um die Qualifikation jedes 
Einzelnen und der Bevölkerung insgesamt sicherzustellen.  

Bezogen auf die Regionalförderung wird es zukünftig darauf ankom-
men, die Fähigkeit zur Erneuerung im Ruhrgebiet weiter zu erhö-
hen. Angesichts der dynamischen Entwicklung hin zu wissensba-
sierten Ökonomien werden primär diejenigen Regionen erfolgreich 
sein, denen es gelingt, systematisch Wissensnetzwerke zwischen 
der regionalen Ökonomie und den Hochschulen aufzubauen. Die 
dichte Hochschul- und Forschungslandschaft bietet große Potenti-
ale, noch stärker als bislang einen regionalökonomischen Mehrwert 
zu erzielen. Hierfür muss jedoch der Wissens- und Technologie-
transfer aus den Hochschulen erhöht werden. Innovationen aus den 
Hochschulen müssen noch besser in die regionale Wirtschaft trans-
feriert werden, um aus der Wissenschaftsregion Ruhrgebiet eine 
Wissensregion zu machen. 

Digitalisierung und Industrie 4.0 

Digitale Produkte, digitale Anwendungen und digitale Prozesse 
sind heute allgegenwärtig. Beeindruckende Kennzahlen unterstrei-
chen das rasante Wachstum der Informations- und Kommunikati-
onstechnologien. So übersteigt das Wachstum der digitalen Spei-
chermöglichkeiten das gesamtwirtschaftliche Wachstum um ein 
Vielfaches. Die Digitalisierung verändert die Wertschöpfung, 
schafft gänzlich neue Geschäftsmodelle und ermöglicht eine bis-
her unbekannte Vernetzung und Globalisierung der Produktion. 
Wissenschaftlicher Fortschritt baut oft auf den neuen digitalen 
Möglichkeiten auf. Die Genomentschlüsselung, komplexe 
Klimamodelle oder die Fortschritte in der Materialforschung sind 
ohne die neuen Rechenleistungen undenkbar. 

Der digitale Wandel ist jedoch deutlich mehr als die bloße Nutzung 
von Informations- und Kommunikationstechnologien. Vielmehr 
setzt sich der Wandel selbst aus einer Vielzahl von technologi-
schen Trends und veränderten wirtschaftlich-gesellschaftlichen 
Entwicklungen zusammen. Kaum ein ökonomischer Bereich blieb 
durch die Impulse aus diesem Feld unberührt. Die Digitalisierung 
spielte eine bedeutende Rolle für die maßgebliche Veränderung 
der Produkte sowie der Produktionsprozesse in den vergangenen 
20 Jahren. 

Der Digitalisierungsprozess innerhalb der Industrie gilt mittlerweile 
als Inbegriff für die »Vierte Industrielle Revolution« und geht damit 
weit über die Nutzung der Computertechnologien hinaus. Der 
Übergang in diese vierte Dimension der Industrialisierung eröffnet 
der Wirtschaft ein enormes Innovationspotenzial, mit dem sie ihre 
Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit deutlich verbessern kann. 
Die Speicherung und Verarbeitung digitaler Informationen schaffen 
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darüber hinaus grundsätzlich neue Möglichkeiten in nahezu allen 
Lebensbereichen. Neben der Wirtschaft betrifft dies etwa die Ar-
beitswelt, die Kommunikation, den Transport und die Mobilität, die 
Bildung und den Wissenserwerb. 

Die Digitalisierung hat sämtliche Branchen in allen Sektoren er-
fasst. Kein Wirtschaftsbereich kann heute noch auf digitalisierte 
Produkte und Produktionsprozesse verzichten. Prognos konnte in 
einer empirischen Studie aufzeigen, dass die zunehmende Durch-
dringung von digitalisierten Produkten und Produktionsprozessen 
einen erheblichen Beitrag zum technischen Fortschritt in Deutsch-
land geleistet hat – und damit einen nennenswerten Beitrag zum 
gesamtwirtschaftlichen Wachstum (vgl. Prognos AG 2015). Die 
fortschreitende Digitalisierung in sämtlichen Branchen zeigte sich 
innerhalb des Betrachtungszeitraums von 1998 bis 2012 im Durch-
schnitt für 0,6 Prozentpunkte p.a. verantwortlich – und damit für 
knapp die Hälfte des gesamtwirtschaftlichen Wachstums in diesem 
Zeitraum. 

Zwar lässt sich die Erkenntnis, dass die Digitalisierung seit den 
1990er Jahren maßgeblich zum Wachstum in Deutschland beige-
tragen hat, zumindest quantitativ nicht automatisch in die Zukunft 
fortschreiben. Zu unsicher ist, wie sich die Digitalisierungsanteile in 
den einzelnen Branchen künftig entwickeln werden und ob der 
starke Einfluss auf die Wertschöpfung in diesem Maße aufrecht-
erhalten werden kann. Auf der einen Seite wird langfristig auch 
das Grenzprodukt der Digitalisierung abnehmend sein. Auf der an-
deren Seite können in den kommenden Jahren ebenso gut 
Sprünge in der Digitalisierung, ihrer Diffusion und ihrer Wirkung 
auftreten, die dieser Komponente des Wachstums noch einmal ei-
nen Schub verleihen. In einer reifen Volkswirtschaft wie der deut-
schen mit einem hohen Kapitalstock und mit einem massiven 
Fachkräfteproblem werden in Zukunft weder von zusätzlichem Ka-
pitalaufbau noch von zusätzlicher Beschäftigung starke Wachs-
tumsimpulse ausgehen können. Als einziger langfristiger Wachs-
tumstreiber verbleibt der technische Fortschritt. Dieser ist viel-
schichtig und nicht in allen seinen Ausprägungen leicht fassbar. 
Digitalisierung wird dabei künftig ein wesentliches Element des 
technischen Fortschritts sein. 

Die fortschreitende Digitalisierung und Vernetzung ist von hoher 
Relevanz für das Ruhrgebiet: Aufgrund der technologischen Mög-
lichkeiten vollzieht sich eine wachsende Verzahnung der Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie der Produktionstechnik, der 
Lasertechnologie und der Automobilindustrie und eine damit ver-
bundene Integration der Bereiche IT, Softwarelösungen und Auto-
mation in der Produktion. Mit der Industrie 4.0 vollzieht sich der 
Trend zur „Intelligenten Fabrik“ (Smart Factory), die unter anderem 
eine zunehmende Rentabilität von Kleinserien- und Einzelstückfer-
tigungen möglich macht. Die Produktionsprozesse laufen effizien-
ter und mit geringeren Umweltauswirkungen, wie beispielsweise 



 

  32 

Lärmemissionen ab, sodass eine Mischnutzung von Wohnen und 
Produktion in direkter Nähe möglich wird (Urban Manufacturing). 

Die zunehmende Digitalisierung der Wirtschaft bezieht sich zwar in 
erster Linie auf Produktionsprozesse (Industrie 4.0), ist aber auch 
in anderen Wirtschaftsbereichen von Bedeutung. Für die Gesund-
heits- und Sozialwirtschaft beispielsweise werden durch die Digita-
lisierung neue Behandlungsmethoden möglich (E-Health) und 
auch die Kreativwirtschaft wird durch den Prozess der Digitalisie-
rung maßgeblich verändert. Gerade für das Ruhrgebiet als Region 
im Strukturwandel ist deshalb das digitale Wachstum als entschei-
dende Querschnittsaufgabe zu sehen.  

So wichtig auch der Diskurs um die mit der Digitalisierung verbun-
denen Gefahren ist, so wichtig ist es, Digitalisierung im Ruhrgebiet 
als Wachstumschance für regionale Wirtschaftssysteme zu begrei-
fen. Bislang bleiben zu viele Potentiale in diesem Bereich etwa für 
die Gesundheitswirtschaft oder industrielle Unternehmen (Stich-
wort: Industrie 4.0) ungenutzt oder im „Konzeptionellen“ stecken. 

Zwischenfazit 

Die vorausgehende Trendbetrachtung zeigt, wie neue Rahmenbe-
dingungen die Regionalentwicklung prägen. Diese Megatrends 
des Wandels zeigen das Ausmaß der globalen Vernetzung und Ar-
beitsteilung und machen deutlich, dass damit auch die Notwendig-
keit von Lösungskompetenzen auf allen Ebenen steigt, nämlich auf 
europäischer, nationaler und regionaler Ebene. 

Es braucht dafür einen klaren Blick für die Differenzierung der Lö-
sungskapazitäten auf unterschiedlichen „Governance-Ebenen“. 
Zwar manifestieren sich alle Trends in den Regionen, diese kön-
nen jedoch nicht alleine als für alle geeignete Problemlösungsebe-
nen angesehen werden. Strukturelle Probleme mangelnder Inno-
vationsfähigkeit, demografischer Entwicklungen oder der Arbeits-
märkte müssen auf übergeordneter Ebene gelöst werden.  

Was Regionen wie auch das Ruhrgebiet leisten können ist, durch 
eine kluge räumliche Politik und einen koordinierten Einsatz der 
Ressortpolitiken die Standortbedingungen relativ zu anderen (die 
unter der gleichen Rahmenbedingungen agieren) zu verbessern. 
Zugleich können sie Auswirkungen mit intelligenten Lösungen be-
gegnen bzw. abmildern oder auch in Chancen umzuwandeln.  

Die Problemstellungen werden dabei insgesamt komplexer – die 
Lösungen können deshalb nicht einfach „simpler“ werden. In der 
Erfahrung des Umgangs mit der Komplexität in Dialog- und Ver-
handlungsräumen liegt letztlich auch eine der Zukunftschancen 
Europas, Deutschlands, der Länder und seiner Regionen. Me-
gatrends setzen der strukturpolitischen Gestaltung regional nicht 
beeinflussbare Grenzen.  
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3 Sozioökonomische Positionsbestimmung für 
das Ruhrgebiet und Ableitung prioritärer 
Herausforderungen 

3.1 Demografie als Herausforderung 

Das Ruhrgebiet ist zum einen vom Strukturwandel, der sich in der 
Entwicklung von einer fast monostrukturell wirkenden Montanin-
dustrie hin zu einer diversifizierten Struktur von Industrie, Handel 
und Dienstleistungen ausdrückt, geprägt. Zum anderen durchläuft 
das Ruhrgebiet parallel zu diesem Prozess einen grundlegenden 
demografischen Wandel, der Auswirkungen auf die wirtschaftliche 
Zukunftsfähigkeit der Region hat. Das Ruhrgebiet, genauso wie 
Deutschland, ist hierbei einem Prozess der zunehmenden Alterung 
unterworfen, der mit einer sinkenden Zahl an Personen im er-
werbsfähigen Alter einhergeht. 

Dabei zeigt sich, dass diese beiden parallel stattfindenden Ent-
wicklungen – der Wandel in Richtung einer wissensbasierten Öko-
nomie einerseits und der Rückgang der Personen im erwerbsfähi-
gen Alter andererseits – zur Folge haben, dass der Bedarf an qua-
lifizierten Arbeitskräften steigt. Damit verstärkt sich der Wettbe-
werb der Regionen innerhalb Deutschlands um gut ausgebildete 
und passfähige Arbeitskräfte.  

Die demografischen Entwicklungen üben zudem einen großen Ein-
fluss auf die kommunale Finanzlage aus, denn eine Verringerung 
der Bevölkerung kann „fiskalischen Stress“ erzeugen, wenn sich 
bestehende Infrastrukturleistungen nicht gemäß der sinkenden 
Einwohnerzahl verringern lassen (vgl. Boettcher 2012, S. 68). Dies 
muss zwar nicht zwangsläufig zu fiskalischen Problemen führen, 
hängt aber umso mehr von der ökonomischen Leistungsfähigkeit 
der regionalen Wirtschaft und Bevölkerung ab. Gleichermaßen ha-
ben die demografischen Entwicklungen (Rückgang der Erwerbs-
personenzahl) Auswirkungen auf die kommunale Daseinsvor-
sorge, da weniger Einnahmen. z. B. der Einkommenssteuer, für 
die zu leistenden kommunalen Aufgaben zur Verfügung stehen 
(vgl. Junkernheinrich/Micosatt 2003, S. 2). 
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Bevölkerungsentwicklung im Vergleich 

Im Hinblick auf die demografisch Entwicklung wird dem Ruhrgebiet 
oft die Stellung als „Referenzregion“ (vgl. Naegele et al. 2005, S. 
3) zugewiesen. So schreiben Naegele/Reichert (2005), dass das 
Ruhrgebiet aufgrund seines weit vorangeschrittenen demografi-
schen Wandels als „Laboratorium für eine Deutschland noch be-
vorstehende Gesamtsituation“ betrachtet werden kann. Schon in 
den siebziger Jahren verzeichnete das Ruhrgebiet mehr Sterbe-
fälle als Geburten und alterte schneller als im Bundestrend.  

Abbildung 2 setzt die Bevölkerungsentwicklung im Ruhrgebiet in 
Bezug zu den Entwicklungen in Nordrhein-Westfalen, Westdeutsch-
land und Gesamtdeutschland. Die linke Achse des Diagramms bil-
det die Bevölkerungsentwicklung in Prozent (Basisjahr 1995) ab 
und bezieht sich auf die Entwicklungslinien der vier Regionen. Die 
rechte Achse beschreibt die absolute Bevölkerungsentwicklung im 
Ruhrgebiet, dargestellt anhand der dunkelblauen Balken.  

Abbildung 2: Bevölkerungsentwicklung im Vergleich 

 

Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: Statistik des Landesbetriebes Informa-
tion und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW), DESTATIS. Datenstand Mai 2015. Hin-
weis: Der Einbruch der Einwohnerzahlen ab 2011 ist auf den Zensus 2011 zurückzuführen, 
wodurch die Zahl der Einwohner niedriger war als bis zu diesem Zeitpunkt auf Basis der 
Bevölkerungsfortschreibung angenommen. 
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stetig zu. Erst innerhalb der ersten Jahre des 21. Jahrhunderts 
kehrte sich der Trend um, so dass in den Folgejahren auch in die-
sen Regionen die Bevölkerungszahl sank. Kennzeichnend sind die 
jüngsten Entwicklungen. Während die Vergleichsregionen im Zeit-
raum 2011-2013 erneut Bevölkerung gewinnen konnten, setzte 
sich im Ruhrgebiet der Negativtrend, wenn auch in einer stark ab-
geschwächten Intensität, fort. Innerhalb des Ruhrgebiets lassen 
sich Unterschiede in der Bevölkerungsentwicklung erkennen. So 
weisen bspw. die Städte Essen und Dortmund eine wachsende 
Bevölkerungszahl auf. 

Auch in den jüngsten Prognosen (vgl. IT.NRW 2015) wird für den 
Zeitraum 20144-2040 ein weiterer Bevölkerungsrückgang im Ruhr-
gebiet von circa 3,9 Prozent erwartet (Tabelle 2). Damit schrumpft 
die Einwohnerzahl im Ruhrgebiet weiterhin dramatisch, wobei die 
Kreise und kreisfreien Städte des Ruhrgebiets unterschiedlich 
stark von dieser Entwicklung betroffen sein werden. Vereinzelt 
wird auch von einer zunehmend steigenden Bevölkerungszahl bis 
zum Jahr 2040 ausgegangen, so für Dortmund (+ 5,1 Prozent) o-
der Essen (+ 3,6 Prozent). Entsprechend den aktuell vorliegenden 
Vorausberechnungen wird auch in den Vergleichsregionen die Be-
völkerung bis 2040 sinken. 

Tabelle 2: Kennzahlenvergleich Bevölkerung, Ruhrgebiet, NRW, 
Westdeutschland und Deutschland 

 Ruhrgebiet Nordrhein-
Westfalen  

Westdeutsch-
land 

Deutschland  

Bevölkerungsentwick-
lung 1995 bis 2011 (Pro-
zent)* 

-5,5 -0,3 2,0 -0,0 

Bevölkerungsentwick-
lung 2011 bis 2013(Pro-
zent)** 

-0,2 0,2 0,7 0,5 

Bevölkerungsentwick-
lung 2013 bis 2040 (Pro-
zent)*** 

-3,9 -0,5 k. A. -2,3**** 

Jugendquotient 2013 19,2 20,2 20,2 19,9 

Altersquotient 2013 32,7 31,0 30,7 31,5 

Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: Statistik des Landesbetriebes Informa-
tion und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW), DESTATIS. Datenstand Mai 2015. Hin-
weise: * Bevölkerungsentwicklung auf Grundlage der Daten vor dem Zensus. ** Bevölke-
rungsentwicklung auf Grundlage der Daten nach dem Zensus. *** Bevölkerungsprognosen 
mit Bezugszeitpunkt 31.12.2013 bzw. für NRW 01.01.2014 nach dem Zensus. **** Variante 
2: Kontinuität bei stärkerer Zuwanderung. 

                                                
4 Stichtage als Basis für die Bevölkerungsvorausberechnung variieren geringfügig zwischen Land NRW und Bund. Die „Be-

völkerung Deutschlands bis 2060 - 13. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung“ nutzt als Berechnungsbasis den 
Stichtag 31.12.2013. Die „Vorausberechnung der Bevölkerung in den kreisfreien Städten und Kreisen Nordrhein-Westfa-
lens 2014 bis 2040/2060“ basiert demgegenüber auf dem Stichtag 01.01.2014. 
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Wie Tabelle 2 zu entnehmen ist, werden dabei geringere Bevölke-
rungsverluste als im Ruhrgebiet prognostiziert. Die Bevölkerungs-
entwicklung resultiert aus dem Zusammenwirken der natürlichen 
Bevölkerungsbewegungen (Geburten und Sterbefälle) und den 
Wanderungen. Die Abbildung 3 stellt diese für das Ruhrgebiet dar. 
Die natürliche Bevölkerungsbewegung im Ruhrgebiet ist geprägt 
von stetigen und zugleich steigenden Sterbeüberschüssen (nega-
tive Salden aus Geburten und Sterbefällen). Der Anstieg ist dabei 
auf die im Zeitverlauf sinkenden Geburtenzahlen bei annähernd 
konstanten Sterbefällen zurückzuführen. Während im Zeitraum 
2005-2009 höhere Abwanderungen als Zuwanderungen den Be-
völkerungsrückgang noch verstärkten, mindern die seit 2010 zu 
verzeichnenden Wanderungsgewinne die Bevölkerungsverluste 
ab. Jedoch können die Wanderungsgewinne im Ruhrgebiet die 
Sterbeüberschüsse nicht vollständig kompensieren. Die seit 2010 
verzeichneten Zuwanderungsgewinne gehen hierbei auf den ver-
stärkten Zuzug von Ausländern zurück, während die Deutschen 
eine negative Wanderungsbilanz aufweisen, d. h. mehr Deutsche 
das Ruhrgebiet verlassen als zuziehen. Mit dieser verstärkten Zu-
wanderung von Ausländern ins Ruhrgebiet wachsen die Anforde-
rungen an Maßnahmen zur Integration.  

Abbildung 3: Natürliche Bevölkerungsbewegung vs.  
Wanderungssaldo (Ruhrgebiet) 

 

 Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: Statistik des Landesbetriebes Informa-
tion und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW), DESTATIS. Datenstand Mai 2015.  
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Neben der sinkenden Bevölkerungszahl geht der demografische 
Wandel mit gravierenden Veränderungen in der Altersstruktur ein-
her. Anhand der Entwicklung des Jugend- sowie des Altenquotien-
ten lässt sich aufzeigen, wie sich das Verhältnis zwischen der jun-
gen bzw. älteren Bevölkerungsgruppe gegenüber der Bevölkerung 
im erwerbsfähigen Alter verändert. In nachfolgender Abbildung 4 
sind die Jugend- und Altenquotienten für das Ruhrgebiet und Ge-
samtdeutschland für den Zeitraum 2002-2013 dargestellt. Die Gra-
fik illustriert die Abnahme der jungen Bevölkerung (unter 15-Jäh-
rige) in Relation zur Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (15- bis 
unter 65-Jährige). Während 2002 im Ruhrgebiet noch knapp 23 
Jugendliche auf 100 Personen im erwerbsfähigen Alter kamen, 
schrumpfte diese Zahl bis 2013 auf etwa 19. Der Abnahme der 
jungen Bevölkerung steht im Ruhrgebiet sowie in Deutschland 
eine wachsende ältere Bevölkerung gegenüber, die in einem stei-
genden Altenquotient Ausdruck findet. Lag in 2002 der Altenquoti-
ent im Ruhrgebiet noch bei 29, stieg er bis 2013 auf 33 an. In der 
Konsequenz verschob sich in den letzten elf Jahren der Alters-
durchschnitt der Bevölkerung nach oben. Im Zuge einer wachsen-
den älteren Bevölkerung und einer rückläufigen jungen Bevölke-
rung steigt der Grad der potenziellen Abhängigkeit von der er-
werbsfähigen Bevölkerung und macht so neue Anforderungen an 
den Wirtschafts- und Lebensraum erforderlich (z. B. neue Mecha-
nismen zur sozialen Sicherung oder veränderte Anforderungen an 
die soziale Infrastrukturausstattung). 

Abbildung 4: Jugend- und Altenquotient 

 
Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: Statistik des Landesbetriebes Informa-
tion und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW), DESTATIS. Datenstand Mai 2015.  
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Mit Blick in die Zukunft wird sich das Verhältnis einer rückläufigen 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter zugunsten einer älteren weit-
gehend nicht-erwerbsfähigen Bevölkerung weiter verstetigen. Dies 
belegen auch Zahlen aus der aktuellen Bevölkerungsvorausbe-
rechnung für die Regionen des Landes NRW. Betrug der Anteil der 
über 64-Jährigen 2014 im Ruhrgebiet 21,6 Prozent und in NRW 
20,5 Prozent, wird diese Altersgruppe im Ruhgebiet sowie in NRW 
bis 2040 auch einen Anteil von ca. 29 Prozent steigen. Schrump-
fungsprozesse sind im Ruhrgebiet und in NRW für die Altersgrup-
pen der Kinder und jungen Erwachsenen sowie für die Alters-
gruppe der 25- bis 64-Jährigen zu erwarten (Abbildung 5). 

Im Ergebnis sinkt in der Region auch zukünftig die Zahl junger 
Menschen und damit die Kinder- und Schülerzahlen. Grundsätzlich 
ergibt sich dadurch ein rechnerischer Nutzen, indem finanzielle 
Ressourcen, die für die Erledigung öffentlicher Aufgaben für Schu-
len, Kinderbetreuung oder Kindergeld notwendig wären, freigesetzt 
werden („demografische Rendite“). Betrachtet man aber das Erfor-
dernis, trotz zunehmender Schließungen von Kitas, Schulen und 
Freizeiteinrichtungen die pädagogische Qualität und das Angebot 
aufrecht zu erhalten, offenbart sich hier ein hoher Investitionsbe-
darf. Auch in Bezug auf das dynamische Wachstum älterer Bevöl-
kerungsgruppen relativiert sich die sog. „demografische Rendite“, 
indem neue soziale Infrastrukturen und Angebote für diese Bevöl-
kerungsgruppe auf- und ausgebaut werden müssen. 

Abbildung 5: Altersstruktur 2014-2040 (Prognose) 

 

Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: Statistik des Landesbetriebes Informa-
tion und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW): Statistische Analysen und Studien, Band 
84. Vorausberechnung der Bevölkerung in den kreisfreien Städten und Kreisen Nordrhein-
Westfalens 2014 bis 2040/2060. Datenstand Mai 2015. 
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Kaufkraft 

Die Kaufkraft dient als Maß zur Beurteilung der wirtschaftlichen Si-
tuation und des Wohlstands von Räumen. Hierbei wird das für 
Konsumzwecke zur Verfügung stehende Einkommen (Nettoein-
kommen ohne Steuern und Sozialversicherungsbeiträge, inkl. 
empfangener Transferleistungen) der Bevölkerung einer Region 
erhoben. In Abbildung 6 ist die Kaufkraft der Haushalte in 2014 der 
einzelnen Kreise und kreisfreien Städte im Ruhrgebiet sowie die 
Entwicklung der Kaufkraft von 2007 bis 2014 abgebildet. Die Abbil-
dung verdeutlicht hierbei die bestehenden Kaufkraftunterschiede 
innerhalb des Ruhrgebietes. Während einem privaten Haushalt in 
Gelsenkirchen durchschnittlich 18.002 Euro im Jahr zur Verfügung 
steht, sind dies in Mülheim a. d. Ruhr durchschnittlich 24.011 Euro. 
Der bundesdeutsche Durchschnitt liegt bei 21.837 Euro. Obwohl 
das verfügbare Einkommen im Mittel in allen Regionen des Ruhr-
gebiets seit 2011 um etwa 7 Prozent gestiegen ist, liegt die Kauf-
kraft im Ruhrgebiet insgesamt unter dem Bundesdurchschnitt. Po-
sitive Effekte auf die Kaufkraftentwicklung können nicht nur durch 
ausreichende und attraktive Beschäftigungsmöglichkeiten im Ruhr-
gebiet selbst, sondern auch durch die arbeitsmarktlichen Verflech-
tungen mit umliegenden Regionen wie bspw. mit dem Rheinland 
erreicht werden.  

Zur Beurteilung der in Armut lebenden Bevölkerung bestehen ver-
schiedene Berechnungsmethoden und Abgrenzungskriterien. Eine 
auf der OECD beruhende Definition geht davon aus, dass Perso-
nen mit weniger als 60 Prozent des mittleren Einkommens (Me-
dian) der Bevölkerung als armutsgefährdet gelten (MAIS NRW 
2012, S. 362). Darauf aufbauend gibt die Armutsrisikoquote an, 
wie hoch der prozentuale Anteil derjenigen Personen mit einem 
Einkommen unterhalb dieser Armutsrisikoschwelle an der Bevölke-
rung insgesamt ist. Nach Angaben des Sozialberichts NRW 2012 
lag die Armutsrisikoquote im Ruhrgebiet mit 17,9 Prozent spürbar 
über der Quote von Deutschland mit 14,5 Prozent und zeigt zudem 
eine wachsende Tendenz. (ebd., S. 76f.). Ein weiterer Ansatz zur 
Beurteilung der Armutsgefährdung in Deutschland ist die kaufkraft-
bereinigte Einkommensarmut, welche auf das Institut der deut-
schen Wirtschaft Köln (IW) zurückgeht. Hierfür wird die Kaufkraft 
zusätzlich ins Verhältnis zu den regionalen Lebenshaltungskosten 
(regionales Preisniveau) gesetzt. Wie für Deutschland insgesamt 
bestätigt sich auch für das Ruhrgebiet, dass das Armutsrisiko in 
den Städten dasjenige der ländlicheren Regionen übersteigt. Zu-
rückzuführen ist dies vor allem auf die höheren Lebenshaltungs-
kosten in den Städten, wobei das Einkommensniveau sich weniger 
stark zwischen Stadt und Land unterscheidet. So sind im Kreis 
Wesel etwa 13 Prozent der Bevölkerung kaufkraftarm, wohingegen 
rund ein Viertel der Bevölkerung in Dortmund (26 Prozent), Duis-
burg (24 Prozent) oder Gelsenkirchen (24 Prozent) als armutsge-
fährdet gelten.   
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Berücksichtigt man die Tendenz zu einer zunehmenden Konzent-
ration der Bevölkerung in den städtischen Gebieten (Verstädte-
rung), so werden sich in Zukunft die Armutsrisiken vorrangig in den 
Städten weiter verstärken.  

Abbildung 6: Kaufkraft 2014 (Verfügbares Einkommen der 
privaten Haushalte) und Entwicklung der 
Kaufkraft 2011-2014 in Prozent 

 

Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: Michael Bauer Research GmbH. Da-
tenstand Mai 2015. 

Sozialausgaben  

Die problematische soziale Lage des Ruhrgebiets spiegelt sich 
auch bei der Betrachtung der Ausgabenposten gemäß der jährli-
chen Finanzrechnungsstatistik der Gemeinden/Gemeindeverbän-
den wider. So stellen die Ausgaben zur Grundsicherung für Ar-
beitssuchende (SGB II) einen zentralen Ausgabenpunkt für die 
Gemeinden/Gemeindeverbände des Ruhrgebiets dar. Die Abbil-
dung 7 stellt den Anteil der Auszahlungen für Grundsicherungsleis-
tungen5 (SGB II) an Gesamtauszahlungen der Jahre 2009 und 
2012 für das Ruhrgebiet und Nordrhein-Westfalen dar. Mit einem 
Anteil von 14 Prozent machen die Sozialausgaben in Form von 
SGB II-Zahlungen im Ruhrgebiet einen größeren Anteil als in 
Nordrhein-Westfalen aus. Damit fließt etwa jeder siebte Euro der 
Gesamtauszahlungen in die Grundsicherung, in ganz NRW ist es 

                                                
5 Die Grundsicherung für Arbeitsuchende ist eine Leistung für erwerbsfähige Leistungsberechtigte im Alter von 15 bis 65 

Jahren. Träger der Grundsicherung für Erwerbslose ist die Agentur für Arbeit gemeinsam mit den Kommunen. Auf die 
Kommunen entfallen dabei die Kosten für Unterkunft und Heizung. 
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hingegen etwa nur jeder elfte. Die zeitliche Entwicklung der Ausga-
ben insgesamt betrachtend, sind diese sowohl im Ruhrgebiet 
(+13 Prozent) als auch in NRW (+11 Prozent) in etwa gleich zwi-
schen 2009 und 2012 gestiegen. Im gleichen Zeitraum sind hinge-
gen die Ausgaben zur Grundsicherung von Arbeitssuchenden im 
Ruhrgebiet (+41 Prozent) nahezu doppelt so stark gestiegen wie in 
NRW (+22 Prozent) insgesamt. Machten in 2009 im Ruhrgebiet 
die Grundsicherungsleistungen noch einen Anteil von 11 Prozent 
aus, stieg dieser bis 2012 auf 14 Prozent. Damit verschärft sich die 
soziale Lage im Ruhrgebiet zusehends und schränkt den Investiti-
onsspielraum für Bildung, Infrastruktur o. Ä. der öffentlichen Haus-
halte immer mehr ein. 

Abbildung 7: Anteil Grundsicherungsleistungen (SGB II) an 
den Gesamtauszahlungen in Prozent 

 

Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: Statistik des Landesbetriebes Informa-
tion und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW). Datenstand Februar 2015. 

Schulden und Steuereinnahmen öffentlicher Haushalte 

Das Ruhrgebiet ist geprägt durch eine geringe Kaufkraft und ein 
verstärktes Armutsrisiko, von dem nahezu jeder fünfte Einwohner 
betroffen ist. Die schwierige soziale Lage wirkt sich auch auf die 
Finanzsituation der Kommunen aus und belastet deren Hand-
lungsspielraum. Mit Blick auf den gemeindlichen Schuldenstand je 
Einwohner (siehe Abbildung 8) wird deutlich, dass im Zeitraum 
2011-2013 im Ruhrgebiet und NRW gegenüber Deutschland eine 
entgegengesetzte Entwicklung stattgefunden hat. Sind in Deutsch-
land die Schulden je Einwohner um knapp 23 Prozent zurückge-
gangen, stiegen diese in NRW um ca. 8 Prozent und im Ruhrge-
biet sogar um knapp 11 Prozent. Dies belegt, dass viele Kommu-
nen im Ruhrgebiet nach wie vor unter einer wachsenden Schul-
denlast leiden. 
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In 2013 erreichte das Ruhrgebiet einen durchschnittlichen Schul-
denstand pro Kopf von 4.292 Euro je Einwohner und liegt damit 
sichtlich über dem durchschnittlichen Wert des Landes NRW mit 
2.722 Euro und von Deutschland mit 1.683 Euro. Gegenüber den 
Vergleichsregionen sind die finanzpolitischen Handlungsspiel-
räume des Ruhrgebiets folglich stark begrenzt und verschärfen be-
stehende Problemlagen wie bspw. fehlende Investitionen in die so-
ziale und verkehrliche Infrastruktur. Auch innerhalb des Ruhrge-
biets zeigt sich eine hohe Spannbreite der Schuldenstände zwi-
schen den Kreisen und kreisfreien Städten. Lediglich die Stadt 
Hamm sowie die Kreise Wesel und Unna liegen unterhalb des 
durchschnittlichen Schuldenstands des Ruhrgebiets. So betrug 
2013 der Schuldenstand pro Kopf in Hamm 2.192 Euro, während 
die höchsten Werte innerhalb des Ruhrgebiets in Oberhausen mit 
8.580 Euro oder in Hagen mit 6.897 Euro verzeichnet wurden.  

Abbildung 8: Schulden der Gemeinden und Gemeinde-ver-
bände je Einwohner in Euro 

 

Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: DESTATIS. Datenstand Mai 2015. 

Neben den Schulden erlaubt der Indikator der gemeindlichen Steu-
erkraft Rückschlüsse zur Finanzkraft von Gemeinden. Die Steuer-
kraft ergibt sich hierbei aus den Steuereinnahmen von Grund-
steuer, Gewerbesteuer und den Anteilen der Gemeinden an der 
Einkommen- und Umsatzsteuer abzüglich der Gewerbesteuerum-
lage. Abbildung 9 stellt die Entwicklung der gemeindlichen Steuer-
kraft je Einwohner im Ruhrgebiet und den Vergleichsregionen dar. 
Im Ruhrgebiet sowie in den Vergleichsregionen hat eine ähnliche 
Entwicklung stattgefunden. So stieg die gemeindliche Steuerkraft 
seit 2003 kontinuierlich an, fiel temporär aufgrund der weltweiten 
Finanz- und Wirtschaftskrise ab und nahm anschließend den 
Wachstumstrend wieder auf. Obgleich die Entwicklungen tendenzi-
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ell ähnlich verliefen, vergrößerte sich der Abstand der gemeindli-
chen Steuerkraft des Ruhrgebiets gegenüber den Vergleichsregio-
nen deutlich. Lagen die Einnahmen pro Kopf 2003 im Ruhrgebiet 
noch bei 94,0 Prozent des Bundesniveaus, sanken diese 2013 auf 
81,4 Prozent des Bundesniveaus. Die gemeindliche Steuerkraft je 
Einwohner ist im Ruhrgebiet folglich weniger stark als in Deutsch-
land gewachsen.  

Abbildung 9: Gemeindliche Steuerkraft je Einwohner in Euro,  
2000-2013 

 

 Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: DESTATIS. Datenstand Mai 2015. 

Neben dem geringeren Wachstumsniveau fallen auch die steuerli-
chen Einnahmen pro Kopf 2013 mit 619 Euro im Ruhrgebiet niedri-
ger als in NRW (739 Euro), Deutschland (760 Euro) und vor allem 
Westdeutschland (814 Euro) aus.  

Wichtiger Bestandteil der gemeindlichen Steuerkraft sind dabei die 
Einnahmen aus der Gewerbesteuer. Diese stellen mit einem 
durchschnittlichen Anteil von rund 49 Prozent am Steueraufkom-
men häufig die wichtigste Realsteuereinnahmequelle von Kommu-
nen dar (vgl. Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2014, 
S. 33). Gleichzeitig unterliegen Einnahmen aus der Gewerbe-
steuer hohen konjunkturellen Schwankungen, so dass sich wirt-
schaftliche Entwicklungen unmittelbar auf die Höhe der Gewerbe-
steuereinnahmen auswirken. Mit der Festlegung der Hebesätze 
verfügen die Kommunen über ein Instrumentarium die Höhe der 
Einnahmen selbst zu regulieren. Häufig sind sie  jedoch infolge zu-
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belassen, um die finanzielle Handlungsfähigkeit weitestgehend 
aufrecht erhalten zu können.  

Es zeigt sich, dass im Bundesländervergleich Nordrhein-Westfalen 
in 2013 mit 444 Prozent die zweithöchsten Gewerbesteuerhebes-
ätze nach Hamburg mit 470 Prozent erhebt. Analog zur Ausgestal-
tung der Hebesätze in NRW fallen auch im Ruhrgebiet die Hebes-
ätze vergleichsweise hoch aus (siehe Abbildung 10). Innerhalb des 
Ruhrgebiets weist Oberhausen mit 520 Prozent den höchsten, hin-
gegen der Kreis Wesel mit 447 Prozent den niedrigsten Hebesatz 
aus. Die hohen Hebesätze erschweren im Kontext einer allgemein 
zunehmenden Standortkonkurrenz die Ansiedlung von Unterneh-
men im Ruhrgebiet. Problematisch ist, dass das Ruhrgebiet trotz 
überdurchschnittlich hoher Hebesätze eine unterdurchschnittliche 
Steuerkraft aufweist und sich dadurch der finanzielle Druck auf die 
Kommunen verstärken kann. 

Abbildung 10: Gewerbesteuerhebesätze 2013 

 

 
Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: DESTATIS. Datenstand Mai 2015. 
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Zwischenfazit 

In den letzten Jahren konnte die Bevölkerungszahl im Ruhrgebiet 
annähernd stabil gehalten werden. So bewirkten die steigenden 
Wanderungsgewinne seit 2010 eine Abschwächung des demogra-
fischen Wandels. Die im Ruhrgebiet verzeichneten Wanderungs-
gewinne gehen dabei auf den verstärkten Zuzug von Ausländern 
zurück, während die Deutschen eine negative Wanderungsbilanz 
aufweisen. Der verstärkte Zuzug ausländischer Bevölkerung bietet 
für das Ruhrgebiet die Chance durch einen integrierten Entwick-
lungsansatz einerseits Fachkräftepotenzial aufzubauen und ande-
rerseits über eine generationenübergreifende multikulturell ausge-
richtete Strategie den demografischen Wandel aktiv mit zu gestal-
ten.  

Gleichzeitig erwachsen infolge der sich wandelnden Bevölkerungs-
struktur (Alter und Herkunft) neue Anforderungen, so u. a. an die 
Bildungsinfrastruktur, an Einrichtungen und Angebote zur Versor-
gung einer zunehmend älteren Bevölkerung, an die Integration von 
ausländischen Zuziehenden, an Mobilitätskonzepte, den regiona-
len Arbeitsmarkt und den Lebensraum Ruhrgebiet als solchen.  

Des Weiteren stellt die im Vergleich zu den notwendigen Finanz-
ausgaben (z. B. Ausgaben für soziale Sicherungssysteme, Infra-
strukturausbau und -modernisierung) eher geringe Steuerkraft die 
Kommunen vor hohe Herausforderung. Vor dem Hintergrund 
knapper Finanzmittel und dem damit eingeschränkten Handlungs-
spielräumen der Kommunen besteht die Notwendigkeit, passfä-
hige Strategien zu entwickeln, um den geschilderten Anforderun-
gen mit effektiven Maßnahmen begegnen zu können.  
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3.2 Wirtschaft 

Der Steinkohlenbergbau und die Stahlindustrie zählten zu den 
Grundpfeilern des Ruhrgebietes. Bis in die 1950er Jahre ließen sie 
die Wirtschaft prosperieren und die Region zu einem zentralen 
Wirtschaftsstandort Deutschlands heranwachsen. Die fast aus-
schließlich auf die Montanindustrie ausgerichtete Wirtschaft er-
höhte jedoch die Anfälligkeit der Region für wirtschaftliche Krisen. 

Mit den sinkenden Erdölpreisen und der günstigeren Importkohle 
verlor das Ruhrgebiet seine Wettbewerbsstellung auf dem interna-
tionalen Markt. Die geologische Beschaffenheit und die damit not-
wendigen Tiefenbohrungen zur Steinkohleförderung erhöhten die 
Preise am Markt und machten die Ruhrgebietskohle zunehmend 
unattraktiv für den internationalen Handel. In der Konsequenz 
mehrten sich Ende der 1950er und Anfang der 1960er Jahre die 
Zechenschließungen, die zu enormen Personalentlassungen führ-
ten. Aufgrund der einseitigen Ausrichtung auf die Kohleförderung 
und die vor- und nachgelagerten Wirtschaftszweige erfuhr der in-
dustrielle Sektor mit der Kohlekrise Ende der 1950er Jahre einen 
immensen Bedeutungsverlust.  

Der Übergang von einer einst monostrukturell ausgerichteten In-
dustrie hin zu einer wachsenden Dienstleistungswirtschaft in den 
letzten Jahrzehnten kann als wirtschaftlicher Strukturwandel be-
schrieben werden. Mit den wirtschaftsstrukturellen Veränderungen 
sind Verschiebungen in der Beschäftigungs- und Wertschöpfungs-
struktur verknüpft. Wie sich der Strukturwandel im Ruhrgebiet dar-
stellt und welche Veränderungen er für die regionale Wirtschaft mit 
sich brachte, wird in den nachstehenden Ausführungen erläutert. 

Bruttowertschöpfung (BWS) 

Der wirtschaftliche Strukturwandel in Deutschland beschreibt eine 
Schwerpunktverlagerung hin zum tertiären Sektor, die sich vor al-
lem anhand der Bruttowertschöpfung und Erwerbstätigkeit nach 
Wirtschaftssektoren abbilden lässt. Auf Basis der Daten der Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen der Länder (VGRdL) lassen 
sich die wirtschaftsstrukturellen Veränderungen im Ruhrgebiet 
nachzeichnen. Die Daten erlauben die Darstellung von Zeitreihen 
von 1992 bis 2012 auf Kreisebene. 

Ein zentraler Indikator zur Beurteilung des strukturellen Wandels 
ist die Entwicklung der Wertschöpfung. Die Bruttowertschöpfung 
spiegelt die wirtschaftliche Leistungsstärke einer Region wider. Die 
BWS gilt als Gesamtwert aller produzierten Waren und Dienstleis-
tungen einer Region abzüglich der Vorleistungen (Waren und 
Dienstleistungen, die während der Produktion verarbeitet oder ver-
braucht wurden). 
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Von 1992-2012 ist die Bruttowertschöpfung der Gesamtwirtschaft 
im Ruhrgebiet von 93,5 Mrd. Euro auf 136 Mrd. Euro gewachsen. 
Vergleicht man die Entwicklung mit Deutschland und NRW zeigt 
sich folgendes Bild: Während im Zeitraum von 1992-2002 das 
Wachstum der Bruttowertschöpfung im Ruhrgebiet mit rund 
13,7 Prozent deutlich hinter dem Wachstumsniveau von Deutsch-
land (28,6 Prozent) und NRW (20,5 Prozent) zurücklag, erreichte 
das Ruhrgebiet im Zeitraum 2002-2012 eine über dem Bundes- 
und Landesdurchschnitt liegende Wachstumsrate. So ist die Brut-
towertschöpfung im Ruhrgebiet im Zeitraum 2002-2012 um 
27,9 Prozent, in Deutschland um 23,0 Prozent und in NRW um 
24,0 Prozent gestiegen. Damit konnte das Ruhrgebiet positive Sig-
nale für den wirtschaftlichen Aufholprozess setzen.  

Betrachtet man die Wirtschaftssektoren zeigt sich, dass die ver-
gleichsweise geringe Wirtschaftsdynamik des Ruhrgebiets im Zeit-
raum 1992-2002 auf eine negative Entwicklung der Bruttowert-
schöpfung im produzierenden Gewerbe zurückzuführen ist 
(Abbildung 11). Ab 2002 setzte im produzierenden Gewerbe eine 
Trendumkehr ein, die sich in einem Anstieg der Bruttowertschöp-
fung ausdrückt. Dabei fiel das Wachstum im Zeitraum 2002-2012 
mit 36,2 Prozent höher als in Deutschland (30,2 Prozent) und 
NRW (23,4 Prozent) aus.  

Analog zu Deutschland und NRW stieg die Bruttowertschöpfung 
im Dienstleistungssektor im Ruhrgebiet im Zeitraum 1992-2002 
stetig an (Abbildung 12). Das Wachstumsniveau des Ruhrgebiets 
lag mit 68,8 Prozent leicht unter dem Bundesdurchschnitt 
(72,4 Prozent) sowie etwas über dem Landesniveau (67,9 Pro-
zent).  

Mit der skizzierten Entwicklung hat sich die Wirtschaftsstruktur im 
Ruhrgebiet wesentlich verändert. Der Dienstleistungssektor hat 
stark an Bedeutung gewonnen. Während die Dienstleistungen 
1992 etwa 60 Prozent der Gesamtwertschöpfung im Ruhrgebiet 
erbrachten, stieg der Anteil bis 2012 auf 69,5 Prozent an. Auch in 
Deutschland verzeichnete der Dienstleistungssektor einen Bedeu-
tungsgewinn, wenn auch nicht in der Intensität des Ruhrgebiets.  

Der Anteil des produzierenden Gewerbes an der Gesamtwert-
schöpfung ist folglich in den letzten 20 Jahren gesunken. Lag die-
ser 1992 im Ruhrgebiet bei knapp 40 Prozent, waren es 2012 nur 
noch rund 30 Prozent. In Deutschland reduzierte sich der Anteil 
des produzierenden Gewerbes im gleichen Zeitraum um nur 5 Pro-
zent und lag 2012 ebenfalls bei rund 30 Prozent. Betrachtet man 
allein die Industrie (Verarbeitendes Gewerbe), so trug diese im 
Ruhrgebiet 2012 zu 17,4 Prozent und in Deutschland zu 22,4 Pro-
zent zur Wertschöpfung bei. 
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Abbildung 11: Entwicklung der BWS des produzierenden Ge-
werbes 1992-2012 (1992=100) 

 

Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: VGRdL. Datenstand Mai 2015.  

 

Abbildung 12:  Entwicklung der BWS des Dienstleistungssektors 
1992-2012 (1992 = 100) 

 

Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: VGRdL. Datenstand Mai 2015. 
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Trotz dieser Veränderungen in der Wirtschaftsstruktur ist das pro-
duzierende Gewerbe und speziell die Industrie sowohl für das 
Ruhrgebiet als auch für Deutschland ein zentrales Standbein der 
Wirtschaft. So eröffnen sich im Zuge der Globalisierung vor allem 
für Industrieunternehmen hohe Chancen, ihre Produkte weltweit zu 
vermarkten und damit von den weltweiten Wachstumsregionen zu 
profitieren. So ist die deutsche Industrie weltweit der zweitgrößte 
Exporteur von Industriegütern. Des Weiteren ist die Industrie heute 
stark mit dem Dienstleistungssektor verflochten (hybride Wert-
schöpfung). Wachstum entsteht immer mehr indem Industriepro-
dukte und Dienstleistungen im Verbund vermarktet werden, da zu-
nehmend Komplettlösungen sowie maßgeschneiderte Produkte 
von den Kunden nachgefragt werden. Dienstleistungen ersetzen 
dabei die Industrieprodukte nicht, sondern wirken komplementär. 
(vgl. IW Consult 2013, S. 6ff.) 

Abbildung 13: Regionalisierte Prognose der BWS bis 2025 

                                       

Quelle: Prognos AG 2014. 

Die aktuelle Prognos-Studie „Wirtschaftsstandort NRW 2030“ zeigt 
die marktökonomische Zukunftsperspektive des Raums (vgl. Prog-
nos AG 2014). Abbildung 13 stellt die Entwicklung der Bruttowert-
schöpfung bis 2025 in den Regionen von NRW dar. Erkennbar ist, 
die unterschiedliche Wachstumsdynamik der Regionen. So liegen 
dicht neben den prosperierenden Regionen des Rheinlandes und 
des Münsterlandes die Städte und Kreise des Ruhrgebietes (u. a. 
Duisburg, Recklinghausen oder Gelsenkirchen), die ein unter-
durchschnittliches Wertschöpfungswachstum erwarten lassen.  
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Nach aktuellem Stand wird innerhalb von NRW das Ruhrgebiet die 
Region mit dem niedrigsten Wertschöpfungswachstum sein. Die 
Prognose verdeutlicht die hohen Herausforderungen vor denen 
das Ruhrgebiet noch immer steht, will es in den nächsten Jahren 
den Anschluss an die prosperierenden Regionen von NRW nicht 
verlieren.  

Bruttoinlandsprodukt (BIP) je Einwohner 

Gemessen an der Zahl der Einwohner gilt das BIP pro Kopf als in-
ternationaler Vergleichsmaßstab für die wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit und als Wohlstandsmaß und ist u.a. Grundlage für politi-
sche Entscheidungen und die Bewilligung von Fördermitteln. Ge-
genüber der Bruttowertschöpfung werden die Vorleistungen hier-
bei nicht berücksichtigt, so dass das BIP den Gesamtwert der her-
gestellten Waren und Dienstleistungen angibt. 

Abbildung 14 stellt die Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts pro 
Kopf in der Periode von 1992-2012 dar. Ähnlich wie in den Ver-
gleichsregionen ist das BIP pro Kopf im Ruhrgebiet kontinuierlich 
gestiegen. Dennoch bleibt die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
des Ruhrgebietes mit einem BIP pro Kopf von 29.602 Euro im Jahr 
2012 deutlich hinter NRW (32.882 Euro), Westdeutschland 
(34.558 Euro) und Deutschland (32.550 Euro) zurück.6  

Die Betrachtung des Abstandes des Ruhrgebiets zum Bundes-
durchschnitt gibt Aufschluss bezüglich der Gestaltung des Aufholp-
rozesses. 1992 belief sich das BIP pro Kopf auf 92,8 Prozent des 
Bundesniveaus. In den Folgejahren vergrößerte sich der Abstand 
zunächst und erreichte 2001 mit einem Niveau von 84,6 Prozent 
den Tiefstand. Seit 2002 verringert sich der Abstand zum Bund 
wieder und lag 2012 bei 90,9 Prozent. Zwar wandelt sich die Wirt-
schaftsstruktur des Ruhrgebietes in Richtung zukunftsgerichtete 
Bereiche, der Rückstand zum Bund ist jedoch nach wie vor exis-
tent. Dies zeigt wie schwierig sich der Aufholprozess gestaltet und, 
das auch zukünftig hohe Investitionen zur Verbesserung der Wirt-
schaftskraft notwendig sind.  

                                                
6 Bei der Betrachtung des BIP pro Kopf ist zu berücksichtigen, dass das Ruhrgebiet einen Überhang an Auspendlern auf-

weist. Im Ruhrgebiet wohnen mehr sozialversicherungspflichtig Beschäftigte (SvB) als dort arbeiten (vgl. SvB am Woh-
nort: 1.628.600 und SvB am Arbeitsort: 1.585.500; Stichtag: 30.06.2013), so dass durch die aufeinander bezogenen Da-
ten BIP am Arbeitsort und Einwohner am Wohnort das BIP pro Kopf des Ruhrgebiets teils unterschätzt wird. 
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Abbildung 14: Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts (BIP) pro 
Kopf in Euro, 1992-2012 

 

Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: VGRdL. Datenstand Mai 2015. 

 

Arbeitsproduktivität 

Die Arbeitsproduktivität setzt das gesamtwirtschaftliche Produkti-
onsergebnis mit dem Einsatz von Arbeit ins Verhältnis und wird im 
Folgenden als BIP je Erwerbstätigen bezeichnet (Abbildung 15). 
Wie auch die Vergleichsregionen konnte das Ruhrgebiet im Zeit-
raum 1992-2012 einen ausgeprägten Anstieg der Arbeitsprodukti-
vität verbuchen. 1992 lag das BIP je Erwerbstätigen im Ruhrgebiet 
bei 45.000 Euro und stieg bis 2012 auf knapp 65.000 Euro an. Be-
gründet ist dieser kontinuierliche Anstieg laut Angaben des Statisti-
schen Bundesamtes zum Teil darin, dass sich die Zahl der durch-
schnittlich geleisteten Arbeitsstunden je Erwerbstätigen in den letz-
ten Jahrzehnten verringert hat. Inzwischen liegt die Arbeitsproduk-
tivität des Ruhrgebietes leicht über dem Bundesniveau. Zwar liegt 
sie damit noch unter dem Niveau von NRW und Westdeutschland, 
positiv hervorzuheben ist allerdings, dass sich der Rückstand des 
Ruhrgebietes zu NRW und Westdeutschland in den letzten Jahren 
deutlich verringert hat. Mögliche Gründe für diese deutlich stärkere 
Produktivitätssteigerung sind in den Rationalisierungsmaßnahmen 
der Industrieunternehmen sowie in einer stärkeren Ausrichtung der 
Wirtschaft auf wissensintensive Branchen zu sehen.  
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Abbildung 15: Entwicklung der Arbeitsproduktivität 1992-2012 

 

Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: VGRdL. Datenstand Mai 2015. 

Erwerbstätigkeit 

In den Jahren zwischen 1950 bis 1961 verzeichnete das Ruhrge-
biet aufgrund der prosperierenden Wirtschaft ein Beschäftigungs-
plus von 25,1 Prozent und überstieg das Beschäftigungswachstum 
der Bundesrepublik i. H. v. 21,7 Prozent (vgl. Hamm/Wiener 1990, 
S. 152). Die einsetzenden Kohlekrise zu Beginn der 1960er Jahre 
leitete eine tiefgreifende Beschäftigungsfreisetzung ein. So verlor 
das Ruhrgebiet zwischen 1961 und 1970 7,7 Prozent der Beschäf-
tigten, in NRW lag der Beschäftigungsrückgang bei 2,9 Prozent 
und in der Bundesrepublik Deutschland bei 0,8 Prozent. In den 
Folgejahren von 1970 bis 1987 spitzte sich die Beschäftigungssitu-
ation im Ruhrgebiet zu, so dass die Beschäftigtenzahl weiter stetig 
zurückging (- 9,6 Prozent), wohingegen sich auf Landesebene die 
Beschäftigung konstant (- 0,3 Prozent) bzw. auf Bundesebene 
(+ 1,6 Prozent) positiv entwickelte (vgl. Hamm/Wiener 1990, S. 
152). 

Betrachtet man die Entwicklung der Erwerbstätigen in der jüngeren 
Zeit von 1992 bis 2012 so lässt sich eine Erholung des regionalen 
Arbeitsmarktes im Ruhrgebiet feststellen. In diesem Zeitraum stieg 
die Zahl der Erwerbstätigen in der Gesamtwirtschaft um 7,7 Pro-
zent an. Gleichwohl konnte das Ruhrgebiet nicht mit der gleichen 
Intensität das Erwerbswachstum befördern wie es in den Ver-
gleichsräumen Nordrhein-Westfalen (+ 12,0 Prozent), West-
deutschland (+ 12,9 Prozent) und Deutschland (+ 10,3 Prozent) 
der Fall war, so dass sich für das Ruhrgebiet ein geringeres 
Wachstum abzeichnet. 
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Die detaillierte Betrachtung der Erwerbstätigenzahlen nach Sekto-
ren offenbart den stattgefundenen Strukturwandel. So hat das 
Ruhrgebiet wie auch die Vergleichsregionen einen kontinuierlichen 
Rückgang der Erwerbstätigen im produzierenden Gewerbe erfah-
ren (vgl. Abbildung 16). Zwischen 1996 und 2012 ging die Be-
schäftigung im Ruhrgebiet im produzierenden Gewerbe um ein 
Viertel zurück und damit deutlich stärker als in NRW  
(-17,4 Prozent), Westdeutschland (-9,4 Prozent) und Deutschland 
(-13,2 Prozent). Der Anteil der Erwerbstätigen im produzierenden 
Gewerbe an der Gesamtwirtschaft fiel im Ruhrgebiet von 31,0 Pro-
zent auf 21,4 Prozent. Damit hat sich der Abstand zu den Ver-
gleichsregionen vergrößert. Betrug 1996 der Abstand zu NRW 1,0 
Prozentpunkte und zu Deutschland 0,4 Prozentpunkte, vergrö-
ßerte sich diese Spanne auf 2,1 bzw. auf 3,4 Prozentpunkte im 
Jahr 2012. Die Verschiebung weg vom industriellen Sektor unter-
liegt im Ruhrgebiet einer wesentlich höheren Dynamik. 

Abbildung 16: Entwicklung der Erwerbstätigen im produzieren-
den Gewerbe 1996-2012 (1996 = 100) 

 

 Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: VGRdL. Datenstand Mai 2015. 

Gegenüber der Entwicklung der Erwerbstätigen im produzierenden 
Gewerbe zeigt sich für den Dienstleistungsbereich ein gegenläufi-
ger Trend (vgl. Abbildung 17). Im Zeitraum 1996-2012 erfuhr das 
Ruhrgebiet einen starken Beschäftigtenanstieg, so dass der Anteil 
der Erwerbstätigen im Dienstleistungssektor von 68,5 Prozent auf 
78,3 Prozent wuchs (Deutschland: von 66,5 Prozent auf 73,6 Pro-
zent).   
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Der Zugewinn von rund 344.700 Erwerbstätigen im Dienstleis-
tungsbereich konnte den Beschäftigungsabbau im produzierenden 
Gewerbe (-173.700) zumindest rechnerisch ausgleichen und führte 
zu einer positiven Entwicklung innerhalb der Gesamtwirtschaft.  

Abbildung 17: Entwicklung der Erwerbstätigen im Dienstleis-
tungsgewerbe 1996-2012 (1996 = 100) 

 

 Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: VGRdL. Datenstand Mai 2015. 

Investitionsquote der Industrie 

Investitionen regen das Marktgeschehen an, gelten als Indikator 
für das Standortvertrauen der Industrie und verbessern durch die 
Modernisierung des eigenen Unternehmens die Wettbewerbsfä-
higkeit einer Region. Die durch die Unternehmen des verarbeiten-
den Gewerbes getätigten Investitionen tragen hierbei zur Verbes-
serung der Unternehmensbasis bei und leisten durch ihre Investiti-
onen in Sachanlagen überdies einen Beitrag zum Aufbau von Be-
schäftigung und zur Erhöhung der Einkommen. Die Investitions-
quote der Industrie stellt den Anteil der Investitionen an der Brutto-
wertschöpfung des verarbeitenden Gewerbes dar. 

Im Durchschnitt der Jahre 2008-2012 belief sich die Investitions-
quote der Industrie auf 6,7 Prozent. Demgegenüber wurde in den 
Vergleichsregionen deutlich mehr investiert (Abbildung 18). Ge-
rade vor dem Hintergrund des notwendigen Aufholprozesses und 
der Bedeutung der Industrie für die wirtschaftliche Entwicklung be-
darf es im Ruhrgebiet in den nächsten Jahren einer höheren In-
vestitionstätigkeit der Industrieunternehmen.  
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Abbildung 18: Investitionsquote der Industrie 2008-2012 in  
Prozent 

 

Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: DESTATIS und VGRdL. Datenstand 
Mai 2015. 

Branchenportfolio 

Abbildung 19 bildet das Branchenportfolio des Ruhrgebiets im 
bundesdeutschen Vergleich ab. Mit dem Branchenportfolio werden 
die relevanten Branchen über drei Merkmale charakterisiert: Auf 
der vertikalen Achse ist der Lokalisationsquotient (LQ) bzw. Spezi-
alisierungsgrad abgetragen. Dieser gibt die Konzentration der 
Branche im Ruhrgebiet im Vergleich zum Bundesdurchschnitt an. 
Besitzt der Spezialisierungsgrad den Wert 1, ist die Branche im 
Ruhrgebiet genauso stark vertreten wie im Bundesdurchschnitt. 
Werte größer 1 verweisen auf einen überproportionalen Besatz, 
Werte kleiner 1 auf einen unterdurchschnittlichen Besatz der Bran-
che. Auf der horizontalen Achse ist die Entwicklung der Beschäf-
tigten im Zeitraum 2008 - 2014 abgetragen. Die absolute Beschäf-
tigungszahl wird über die Kreisgröße visualisiert.  

Das Branchenportfolio verdeutlicht die Dominanz des Dienstleis-
tungssektors und die Probleme des Ruhrgebiets im Bereich des 
Bergbaus und der Industrie und bildet zugleich den Strukturwandel 
ab. Der Kohlebergbau und die ehemals dominierende Stahl- und 
Chemieindustrie, aber auch kleinere Industriezweige wie die Elektro-
technik, der Automobilbau, die Papier-, Verlag- und Druckindustrie 
sind weiterhin vom Beschäftigungsabbau betroffen.  
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Abbildung 19: Branchenportfolio Ruhrgebiet im Vergleich zu 
Deutschland, 2008-2014 

 

Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: Statistik der Bundesagentur für Arbeit. 
Datenstand Mai 2015.  

Die Metallindustrie gehört zu den traditionell starken Branchen im 
Ruhrgebiet und ist im Vergleich zu Deutschland in  der Region 
überdurchschnittlich stark vertreten. Mit rund 72.200 Beschäftigten 
stellt die Branche aktuell rund 4,7 Prozent der Arbeitsplätze im 
Ruhrgebiet. Jedoch werden es von Jahr zu Jahr weniger. Ein ähn-
liches Bild zeigt sich bei der Energieversorgung, dem Kohleberg-
bau und der Kokerei/Mineralölverarbeitung. Diese traditionell star-
ken Branchen zeichnen sich noch heute durch einen überdurch-
schnittlichen Branchenbesatz im Ruhrgebiet aus, sind jedoch zu-
gleich von anhaltenden Beschäftigungsverlusten gekennzeichnet. 
Innerhalb Deutschlands gehört das Ruhrgebiet zu den führenden 
Regionen für Energieumwandlung, Energieversorgung und Ener-
gietechnik. Es fungiert als Unternehmensstandort weltweit tätiger 
Energieunternehmen. Die Energieerzeugung wird dabei nach wie 
vor durch die konventionelle Energieerzeugung dominiert. Der an-
haltende Beschäftigungsabbau in diesen Branchen stellt für die 
wirtschaftliche Entwicklung des Ruhrgebiets eine sehr hohe Her-
ausforderung dar. 

Auch die Chemieindustrie gehört, trotz weiterer Beschäftigungs-
rückgänge, zu den wirtschaftlichen Kompetenzfeldern des Ruhrge-
biets. Die Region ist Sitz führender internationaler und nationaler 
Chemiekonzerne und verfügt über „sieben voll entwickelte High-
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tech-Chemieparks mit weit verzweigten Pipelinesystemen, Kuppel-
produkten und umfassenden Services“ (Wirtschaftsförderung Met-
ropole Ruhr). Neben der Petro- und Grundstoffchemie konzentrie-
ren sich die Unternehmen zunehmend auf die Herstellung von 
Spezialchemikalien.  

Positive Entwicklungen im industriellen Sektor finden sich im Ma-
schinenbau und im Ernährungsgewerbe, die in den letzten Jahren 
deutlich an Beschäftigung gewinnen konnten. Beide Branchen wei-
sen einen im Vergleich zu Deutschland unterdurchschnittlichen 
Branchenbesatz auf. Mit rund 46.100 Beschäftigten, der positiven 
Dynamik und der hohen Exportorientierung ist der traditionell stark 
in der Region verankerte Maschinenbau auch weiterhin von Be-
deutung für das Ruhrgebiet. Die Unternehmenslandschaft domi-
nieren kleine und mittelständische Unternehmen, die zusammen 
ein vielfältiges Produktportfolio aufweisen und Kunden verschiede-
ner Branchen des produzierenden Sektors bedienen. Produktions-
schwerpunkte finden sich beispielsweise im Bereich der Energie- 
und Bergbautechnik. 

Wachstumsimpulse im Ruhrgebiet werden vor allem durch den 
Dienstleistungssektor gesetzt. Wie dem Branchenportfolio zu ent-
nehmen ist, baut die Mehrzahl der Dienstleistungsbranchen  
Beschäftigung auf.  

Von zentraler Bedeutung für das Ruhrgebiet ist die Logistik, die 
überdurchschnittlich stark im Ruhrgebiet spezialisiert ist und sich 
dynamisch entwickelt. So verzeichnete die Logistikbranche des 
Ruhrgebietes im Zeitraum von 2008-2014 ein Beschäftigungs-
wachstum von 9,4 Prozent. Aufgrund seines dichten Arbeitsmark-
tes, der dichten trimodalen Infrastruktur und der Lage innerhalb ei-
ner in Europa dicht bevölkerten Zone, die bandförmig einen euro-
päischen Großraum zwischen Irischer See und Mittelmeer bildet 
(auch bekannt unter der Bezeichnung „Blaue Banane“). Zudem be-
findet sich das Ruhrgebiet in der Kernzone der sog. „gelben Ba-
nane“, eine Agglomerationsbezeichnung für einen Großraum, der 
sich von Paris über Brüssel/Amsterdam bis Hamburg und, großzü-
gig umrissen, bis nach Berlin erstreckt. Das Ruhrgebiet als Kernre-
gion innerhalb dieser schematischen Großräume wird daher als 
wichtiger europäischer Logistikstandort betrachtet. Mit dem Duis-
burger Hafen ist der weltgrößte Binnenhafen und mit dem Dort-
munder Hafen der größte europäische Kanalhafen im Ruhrgebiet 
gelegen. Wachstumsimpulse erlangt die Branche zudem durch die 
Informationstechnologien. Insbesondere im östlichen und westli-
chen Ruhrgebiet gewinnt das Thema der E-Logistics an Bedeu-
tung.  

Ein überdurchschnittlichen Branchenbesatz und eine hohe Wachs-
tumsdynamik weist das Ruhrgebiet darüber hinaus im Sozial- und 
Gesundheitswesen, den unternehmensnahen Dienstleistungen 
und im Bildungsbereich auf.  
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Die Gesundheitswirtschaft stellt ein weiteres bedeutendes Kompe-
tenzfeld des Ruhrgebiets dar. Allein im Bereich des Gesundheits-
wesen (u.a. Krankenhäuser, Arzt- und Zahnarztpraxen) sind 
136.000 Menschen beschäftigt. Im Zeitraum von 2008-2014 ist die 
Beschäftigung in diesem Bereich im Ruhrgebiet um 14,9 Prozent 
gestiegen. Kennzeichen des Ruhrgebiets ist die in Europa einzig-
artig hohe Dichte an Krankenhäusern und Spezialkliniken, von de-
nen einige über internationale Spitzenstellung verfügen (z. B. Zent-
rum für Knochenmarktransplantation der Universitätsklinik Essen, 
Unfallklinik Bergmannsheil in Bochum) oder einen weit überregio-
nalen Einzugsbereich (z. B. Westdeutsches Tumorzentrum in Es-
sen, Rheumazentrum Ruhrgebiet in Herne).  

Neben den hier beschriebenen Branchenkompetenzen, die sich 
auf die Wirtschaftsstruktur des Ruhrgebietes insgesamt beziehen, 
weisen die einzelnen Städte und Kreise der Ruhrgebietes zusätz-
lich eigene Branchenkompetenzen auf und besetzen Themen von 
wachstumsstarken Branchen. Hierzu zählt z. B. das Thema IT-
Sicherheit, welches durch das Horst Görtz Institut für IT-Sicherheit 
an der Ruhr Universität Bochum befördert wird. Diese regionalspe-
zifischen Themen sind jedoch noch nicht fürs gesamte Ruhrgebiet 
prägend.  
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Exkurs: Regionalwirtschaftliche Effekte und Potenziale der  
Energiewende  

 

Die Energiewende bewirkt eine grundlegende Veränderung der Stromversorgung. Erneuerbare 
Energiequellen wie Sonne und Wind werden erschlossen, während die Marktanteile konventio-
neller Kraftwerke immer weiter zurückgehen. Hintergrund ist, dass der Klimaschutz eine deutli-
che Reduktion der Treibhausgasemissionen erfordert.  

Konventionelle Kraftwerke stehen daher stark im Fokus öffentlicher Diskussionen. Gleichzeitig 
halten konventionelle Kraftwerke derzeit nicht nur einen Großteil der im System benötigten Re-
gelleistung bereit, sondern sorgen auch für die Bereitstellung von Momentanreserven zur sofor-
tigen Frequenzstützung.  

Das Land Nordrhein-Westfalen erließ als erstes Bundesland im Januar 2013 ein Klimaschutz-
gesetz. Zentrales Instrument des Gesetzes ist der Klimaschutzplan, der die notwendigen Stra-
tegien und Maßnahmen zur Erreichung der verbindlichen Klimaschutzziele, die Treibhausgase 
bis zum Jahr 2020 um mindestens 25 % und bis zum Jahr 2050 um mindestens 80 % zu sen-
ken, konkretisieren und umsetzen soll. Aber auch ohne das Klimaschutzgesetz und den Klima-
schutzplan werden sich die Stromerzeugung und der Energieträgereinsatz in Deutschland und 
NRW verändern, Stromnetze werden ausgebaut und die Energieeffizienz wird durch den tech-
nischen Fortschritt zunehmen. Dies wird nicht nur Veränderungen in den Emissionen mit sich 
bringen, sondern auch Investitionen erfordern, die anfallenden Kosten müssen getragen wer-
den. 

Im Zuge einer Impactanalyse wurden die Auswirkungen der Szenarien der Energiewende er-
mittelt (vgl. Prognos AG/EWI/GWS 2014). Allein aus den Basisszenarien, die keine Ausbau-
ziele des Klimaschutzplans NRW berücksichtigen, sondern die aus den für Deutschland insge-
samt berechneten Energieszenarien regionalisiert wurden, wird erkennbar:  

Die konventionelle Stromerzeugungskapazität wird im Rahmen der Energiewende deutlich zu-
rückgehen. Die für das Ruhrgebiet besonders relevante Steinkohle wird allein bis 2030 mehr 
als ein Drittel ihres Anteils verlieren, bis 2050 sogar drei Viertel. Im Jahr 2030 wird nach diesen 
Szenarien die konventionellen Stromerzeugungskapazität mit 110 Gigawatt den erneuerbaren 
mit 20 GW gegenüberstehen (siehe Abbildung 20). Damit wird die installierte, konventionelle 
Kraftwerksleistung gegenüber Deutschland relativ stärker zurückgehen. 
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Abbildung 20: Stromerzeugung nach Energieträgern (netto) in NRW in den  
Basisszenarien 2010-2050 

 

Quelle: Prognos AG/EWI/GWS 2014. 

Die Impactanalyse kommt zu folgenden Ergebnissen: 

Aus Sicht von Netzzuverlässigkeit und Systemstabilität ergeben sich aus den in den Szenarien 
angenommenen Entwicklungen keine unlösbaren technischen Herausforderungen. Allerdings 
müssen neue technische Lösungen in den Netzbetrieb integriert werden. Mit zunehmendem 
Ausbau der fluktuierenden Einspeisung aus erneuerbaren Energien wird der Aufwand in Bezug 
auf Investitionen und Betrieb zur Beibehaltung der Versorgungssicherheit ansteigen. Die In-
tegration von sehr hohen Anteilen erneuerbarer Energien in das Stromnetz von NRW wird von 
den meisten Fachleuten als machbar eingestuft. Sie ist aus technischer Sicht weitgehend mit 
dem Ausbau bestehender und im Rahmen des Netzentwicklungsplans 2013 geplanter Trassen 
möglich. Die Umwelt profitiert, da die Luftschadstoffemissionen in NRW in den Szenarien deut-
lich reduziert werden.  

Die regionalwirtschaftlichen Effekte der Energiewende stellen das Ruhrgebiet vor neue große 
Herausforderungen. Werfen konventionelle Kraftwerke keine Gewinne mehr ab, so hat das 
u. a. bei den Stadtwerken entsprechende Rückgänge der Gewinnabführungen an die Kommu-
nen zur Folge. Wenn Erträge der Stadtwerke sinken, stünde für Leistungen der Städte weniger 
Geld zur Verfügung. Mögliche Kraftwerksschließungen würden darüber hinaus negative Effekte 
für den Arbeitsmarkt haben. Die Beschäftigungsverluste sind räumlich geballt im Ruhrgebiet zu 
erwarten. Vor diesem Hintergrund müssen die Herausforderungen der Umgestaltung in der 
Energieerzeugung aktiv angegangen werden, so dass die Kompetenzen und wirtschaftlichen 
Potenziale, die die Energiewirtschaft bietet, im Ruhrgebiet ausgeschöpft werden.  

Zentrale technologische und wissenschaftliche Kompetenzfelder, die aufgrund ihrer großen 
Chancenpotenziale im Fokus der zukünftigen Entwicklung der Metropole Ruhr stehen, sind 
Komponenten für Erneuerbare Energien (v.a. Turbinen und Generatoren), Energiespeicher und 
–netze. Die Metropole Ruhr nimmt innerhalb NRWs eine Spitzenposition bei der Umweltfreund-
liche Energiewandlung, -transport und –speicherung ein. Mit 10.600 Erwerbstätigen nimmt der 
Teilmarkt in der Region eine besondere Bedeutung ein und weist mit einem Anstieg der Er-
werbstätigen von knapp 15 % zwischen 2009 und 2012 zudem eine überaus positive Entwick-
lung aus. Das Marktsegment Erneuerbare Energien ist mit rund 9.000 Erwerbstätigen bei 18 % 
Wachstum der zentrale Bereich und Wachstumsmotor des Teilmarkts in der Metropole Ruhr. 
Wichtige Forschungseinrichtungen sind zudem das Internationale Geothermiezentrum Bo-
chum, oder im Bereich Speichertechnologien das Max-Planck-Institut für chemische Energie-
konversion (Mühlheim). Im Rahmen der Initiative InnovationCity Ruhr dient Bottrop als Mo-
dellstadt für Innovationen einer nachhaltigen Stadtentwicklung und des Klimaschutzes. 
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Zwischenfazit  

Das Ruhrgebiet durchlebt seit Jahrzehnten wirtschaftsstrukturelle 
Veränderungen: Von einem wichtigen Industriestandort Deutsch-
lands hin zu einer dienstleistungsorientierten Wissenschaftsregion. 
Auf diesem Weg hat das Ruhrgebiet positive Entwicklungspfade 
beschritten. So hat sich die Region zu einem bedeutenden Hoch-
schulstandort innerhalb Deutschlands entwickelt und positive Be-
schäftigungseffekte im Bereich des Wissenschaftssektors entfaltet. 
Mit den wirtschaftsstrukturellen Veränderungen hat das Ruhrgebiet 
auch ein neues Profil erhalten und Kompetenzen in den Branchen 
Logistik, Bildung, Gesundheits- und Sozialwesen, Metallindustrie, 
Chemieindustrie, Maschinenbau und Energiewirtschaft aufbauen 
können.  

Strukturell befindet sich das Ruhrgebiet noch immer in einer Um-
bruchphase. Der tertiäre Sektor gewinnt anteilsmäßig weiter an 
Bedeutung. Neben dem Wachstum im Dienstleistungssektor weist 
inzwischen auch das produzierende Gewerbe wieder eine positive 
Bruttowertschöpfungsentwicklung auf. Die Wirtschaftskraft des 
Ruhrgebiets liegt trotz positiver Wachstumssignale nach wie vor 
hinter der wirtschaftlichen Leistungskraft Deutschlands zurück. Zu-
gleich hat sich der Rückstand zum Bundesniveau, gemessen am 
BIP pro Kopf, in den letzten 20 Jahren nicht verringert. Die in den 
letzten Jahren über dem Bundes- und Landesdurchschnitt lie-
gende Wachstumsdynamik im produzierenden Gewerbe ist dabei 
als positives Signal für den wirtschaftlichen Aufholprozess zu wer-
ten. Wichtig ist es, diesen positiven Entwicklungstrend in den kom-
menden Jahren weiter fortzuführen.  

An verschiedenen Standorten haben sich inzwischen einzelne 
starke industrielle Kerne mit einer hohen Spezialisierung und inter-
nationalen Sichtbarkeit herausgebildet. Branchen mit hohen 
Wachstumserwartungen, auch beschäftigungsseitig, wie bspw. die 
Informations- und Kommunikationstechnik entfalten im Ruhrgebiet 
bisher noch nicht die gewünschte Sichtbarkeit und Dynamik. Trei-
bende Kraft des Wachstums im Ruhrgebiet ist der Dienstleistungs-
sektor. Überregional sichtbare Kompetenzen finden sich hier vor 
allem mit der Logistik und Gesundheitswirtschaft.  

Insgesamt muss die Besetzung von wachstumsstarken Zukunfts-
feldern im Ruhrgebiet noch weiter vorangetrieben werden. Wichtig 
ist es in den kommenden Jahren vor allem jene Potenziale, die im 
Zusammenspiel mit der Wissenschaftslandschaft bestehen stärker 
auszuschöpfen, um so ein innovationsbasierte Wirtschaft am 
Standort zu etablieren. Vor dem Hintergrund des notwendigen Auf-
holprozesses und der Bedeutung der Industrie für die wirtschaftli-
che Entwicklung bedarf es im Ruhrgebiet in den nächsten Jahren 
dabei auch einer höheren Investitionstätigkeit der Industrie. So 
kann es dem Ruhrgebiet gelingen, sich zu einem attraktiven und 
wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstandort zu entwickeln.   
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3.3 Arbeitsmarkt und Human Resources 

Der in den 1950er Jahren beginnende wirtschaftliche Wandel des 
industriell geprägten Ruhrgebietes veränderte die regionale Ar-
beitslandschaft. Zog der Industriestandort in den Zeiten der Indust-
rialisierung insbesondere Arbeiter aus dem In- und Ausland in die 
Region, stiegen mit dem wirtschaftlichen Wandel die Bedarfe nach 
höher qualifizierten Arbeitskräften. Im Folgenden wird gezeigt wel-
che Auswirkungen der wirtschaftliche Strukturwandel der Region 
auf Beschäftigung und Qualifikation hatte. 

 

Beschäftigung 
Das Ruhrgebiet nimmt als stark verdichteter Ballungsraum eine 
zentrale Rolle im nordrhein-westfälischen Arbeitsmarkt ein. Nahezu 
jeder vierte sozialversicherungspflichtig Beschäftigte (SvB) Nord-
rhein-Westfalens hat seinen Arbeitsplatz im Ruhrgebiet. Gleichwohl 
gibt es hinsichtlich der regionalen Beschäftigungsquoten7 ein star-
kes Gefälle zwischen dem Ruhrgebiet und den Vergleichsregionen 
NRW, Westdeutschland und Deutschland (Abbildung 21). Im Ruhr-
gebiet liegt die Beschäftigungsquote der der 15- bis 64-Jährigen bei 
47,9 Prozent und erreicht knapp 90 Prozent des Bundesniveaus. 
Die Größenordnung der unterdurchschnittlichen Beschäftigungs-
quote im Ruhrgebiet lässt sich mit folgender Rechnung illustrieren: 
Allein um die bundesdeutsche Beschäftigungsquote im Ruhrgebiet 
zu erreichen, bedarf es rund 164.000 neuer sozialversicherungs-
pflichtiger Beschäftigungsverhältnisse.  

Besondere Herausforderungen für das Ruhrgebiet bestehen mit 
der geringeren Erwerbstätigkeit von Frauen und einer sehr niedri-
gen Beschäftigungsquote der ausländischen Bevölkerung 
(Abbildung 21). Weniger als ein Drittel der Ausländer im erwerbs-
fähigen Alter gehen einer Beschäftigung8 nach.  

Eine Auswertung der Daten der sog. atypischen Beschäftigungs-
verhältnisse (vgl. G.I.B. 2014) im Ruhrgebiet zeigt, dass Leihar-
beit, Teilzeitverträge oder Minijobs inzwischen einen nicht uner-
heblichen Teil der Erwerbstätigen ausmachen. Die Anteile der aty-
pischen Beschäftigung weisen dabei zwischen den Teilregionen 
Unterschiede von rund vier Prozentpunkten auf. Die für NRW lan-
desweit höchsten Anteile verzeichnen mit 26,3 % bis 27,0 % das 
Westfälische Ruhrgebiet. Die Entwicklung der atypischen Beschäf-
tigung hat seit 2007 in NRW insgesamt zu einem Rückgang um -
1,4% dieser Beschäftigungsformen geführt. In den Regionen 
Westfälisches Ruhrgebiet oder Mülheim-Essen-Oberhausen nahm 
die atypische Beschäftigung dagegen zu. Die stärkste Zunahme 
verzeichnete dabei das Westfälische Ruhrgebiet mit 7,4 %. Den 

                                                
7 Prozentualer Anteil der Beschäftigten am Wohnort (sozialversicherungspflichtig bzw. geringfügig Beschäftigte) gemessen 

an der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (von 15 bis unter 65 Jahren). 
8 SV-Beschäftigung oder geringfügige Beschäftigung 
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größten Rückgang weist hingegen das Mittlere Ruhrgebiet mit  
-7,8 % auf.  

Abbildung 21: Beschäftigungsquoten 2013 

 

 Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: Statistik der Bundesagentur für Arbeit. 
Beschäftigungsquoten der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, Nürnberg, Juni 2014. 
Datenstand Mai 2015. 

 

Arbeitslosigkeit 

Im Jahr 2014 zählte die Ruhrgebietsregion etwa 283.000 Arbeits-
lose mit einer Arbeitslosenquote (bezogen auf alle zivilen Erwerbs-
personen) von 10,9 Prozent. Seit Mitte der 1970er Jahre hat sich 
die Arbeitslosigkeit im Ruhrgebiet vom positiven Trend des Landes 
NRW entkoppelt. Heute liegt die Arbeitslosenquote des Ruhrge-
biets etwa 3 Prozentpunkte oberhalb des durchschnittlichen Lan-
deswerts und etwa 4 Prozentpunkte über dem Bundesdurchschnitt 
(Abbildung 22).  

47,9
50,7

53,3 53,4

43,0
45,8

49,2 50,1

28,7
33,4

38,5 36,8

0

10

20

30

40

50

60

Ruhrgebiet Nordrhein-Westfalen Westdeutschland Deutschland

Beschäftigungsquote insgesamt Beschäftigungsquote Frauen

Beschäftigungsquote Ausländer



 

  64 

Abbildung 22: Arbeitslosenquote im überregionalen Vergleich, 
2005-2014 

 

Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: Statistik der Bundesagentur für Arbeit. 
Stichtag 31.05.2015. Datenstand Mai 2015. 

Die letzten 10 Jahre betrachtend zeigt sich, dass der Aufholpro-
zess des Ruhrgebiets nur langsam voranschreitet. So verringerte 
sich der Abstand der Arbeitslosenquote zwischen Ruhrgebiet und 
NRW geringfügig von 3,2 auf 2,7 Prozentpunkte, wohingegen sich 
der Abstand zum Bundesdurchschnitt weiter vergrößerte (von 3,6 
Prozentpunkte in 2005 auf 4,4 Prozentpunkte in 2014). Der überre-
gionale Benchmark unterstreicht die unterdurchschnittliche Ar-
beitsmarktsituation, die das Ruhrgebiet nach wie vor kennzeichnet 
und Ursache für zahlreiche Herausforderungen ist.  

Ergänzen lässt sich diese Auswertung mit der Beschäftigtenstatis-
tik unter Personen mit Migrationshintergrund: Während im Ruhrge-
biet nur rund 29 Prozent aller erwerbsfähigen Migranten einem Be-
schäftigungsverhältnis nachgehen, sind landesweit (rund 33 Pro-
zent) und bundesweit (rund 37 Prozent) deutlich mehr Beschäftigte 
mit Migrationshintergrund in den Arbeitsmarkt integriert (Auswer-
tung Statistik der Bundesagentur für Arbeit. Stichtag 31.05.2015).  

Auch mit Blick auf die Jugendarbeitslosigkeit bestätigt sich dieses 
Bild: Im Vergleich mit NRW hat das Ruhrgebiet eine um 3,6 Pro-
zentpunkte höhere Arbeitslosenquote unter den 15- bis 25-Jähri-
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gen. Im Ruhrgebiet sind durchschnittlich 9,8 Prozent der Jugendli-
chen arbeitslos.9 Damit weist das Ruhrgebiet für die Gruppe der 
Berufseinsteiger ungünstigere berufliche Perspektiven auf. Gerade 
bei der Gruppe der Akademiker, die hochmobil sind, führt ein un-
zureichend attraktives Arbeitsplatzangebot schnell zur Abwande-
rung. Damit verstetigt sich die unter dem Bundes- und Landes-
durchschnitt liegende Akademikerquote im Ruhrgebiet. Lehrlinge 
bleiben hingegen tendenziell eher in der Region. Neben Auswir-
kungen auf individueller Ebene führt die Jugendarbeitslosigkeit 
u. a. zu höheren Sozialausgaben und zu einem geringeren Wohl-
stand in der Region (fehlende Konsumkraft).  

Von besonderer Relevanz ist das Zusammenspiel von Arbeits-
platzangebot und -nachfrage. Der Schlüssel liegt in der Ausgewo-
genheit zwischen den beruflichen Perspektiven für die Arbeits-
kräfte (attraktiver Arbeitsplatz) und der Erfüllung der Qualifikations-
anforderungen der Unternehmen (qualifizierter Mitarbeiter). Eine 
hohe Arbeitslosigkeit einerseits und unbesetzte Stellen anderer-
seits verweisen auf bestehende Matchingprobleme zwischen Ar-
beitsplatzangebot und -nachfrage. Experten zufolge ist es zudem 
oftmals schwierig Arbeitslose zu Arbeitsplatzwanderungen inner-
halb des Ruhrgebietes zu mobilisieren.  

Qualifikation und Ausbildung  

Mit dem wirtschaftsstrukturellen Wandel veränderten sich die Be-
rufsbilder und damit verbunden auch die Qualifikationsanforderun-
gen an die Arbeitnehmer. Analog zum Landes- und Bundestrend 
konnte das Ruhrgebiet die Zahl der ungelernten Beschäftigten zu-
gunsten qualifizierter Beschäftigung senken. Dies ist nicht zuletzt 
Ergebnis der Bildungspolitik der 1960er Jahre, die sich heute in ei-
nem dichten Netz von Wissenschafts- und Forschungseinrichtun-
gen wiederspiegelt (Abbildung 23).  

Dem allgemeinen Trend folgend, steigt auch im Ruhrgebiet infolge 
sich ändernder Berufsanforderungen die Zahl hochqualifizierter 
Beschäftigter, d. h. sozialversicherungspflichtig Beschäftigte mit 
Fachhochschul-/Hochschulabschluss. Der Anteil der Hochqualifi-
zierten an den Gesamtbeschäftigten lag im Jahr 2013 im Ruhrge-
biet bei 10,6 Prozent (+4 Prozentpunkte gegenüber 2000), in 
Nordrhein-Westfalen bei 11,7 Prozent und Deutschland bei 
12,5 Prozent. Trotz des deutlichen Zuwachses an Hochschul-
standorten, Studierenden und hochqualifizierten Mitarbeitern zeigt 
sich, dass bis heute das Ruhrgebiet von einer unterdurchschnittli-
chen Akademisierungsrate geprägt ist. Bis auf die Städte Essen 
(14,9 Prozent), Mülheim a. d. Ruhr (13,3 Prozent) und Dortmund 
(13,1 Prozent) lag in allen anderen Kreise und kreisfreien Städte 

                                                
9 Auswertung Statistik der Bundesagentur für Arbeit. Stichtag 31.05.2015. 
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des Ruhrgebiets im Jahr 2013 die Akademikerquote10 unter dem 
Bundesdurchschnitt. Die Stadt Bottrop verfügt anteilig sogar nur 
über die Hälfte der Akademiker im Vergleich zum Bundesdurch-
schnitt (6,4 Prozent). Berücksichtigt werden muss indes eine 
leichte Überzeichnung der Akademikerquote, da diese dem Ar-
beitsortprinzip folgt und Pendlerbewegungen die dargelegte Quote 
verzerren, so pendeln in Bottrop bspw. etwa 6.000 mehr Leute aus 
als ein. Die Ruhrgebietsstädte mit einer sehr hohen Akademiker-
quote sind hingegen durch teils sehr hohe Einpendlerüberschüsse 
wie dies in Essen oder Dortmund der Fall ist, gekennzeichnet. 

Abbildung 23: Qualifikationsniveau der Beschäftigten im Ver-
gleich, 2000 und 2011 

 
 Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: DESTATIS. Datenstand Mai 2015. 

Parallel zu dieser Entwicklung zeichnet sich im Ruhrgebiet ein stei-
gender Bedarf an Fachkräften ab. Vor allem in KMU wird es be-
reits heute zunehmend schwieriger die bestehenden Ausbildungs-
stellen innerhalb des Ruhrgebiets zu besetzen. Der Anteil der un-
besetzten Ausbildungsstellen lag im Berichtszeitraum 2009/2010 
bis 2011/2012 auf einem noch vergleichsweise niedrigen Niveau 
mit einem Anteil unbesetzter Ausbildungsstellen von 3,1 Prozent 
(NRW: 3,8 Prozent; Deutschland: 5,4 Prozent). Gleichwohl hat 
sich innerhalb der vergangenen Jahre der Anteil der unbesetzten 
Stellen kontinuierlich erhöht. 

                                                
10 Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten (SvB) mit akademischen Abschluss an den SvB der Gesamtwirt-

schaft in Prozent. Datengrundlage ist das Arbeitsortprinzip zum Stichtag 30.06. eines Jahres auf Basis der Daten vor der 
Revision 2014 der Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit. 
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Die Abbildung 24 zeigt, dass neben einem Anstieg des Qualifikati-
onsniveaus der Beschäftigten zudem ein Wachstum der Anzahl 
höherer Schulabschlüsse zu verzeichnen ist.  

Abbildung 24: Anteil der Schulabgänger nach Abschluss in Pro-
zent, 2000 und 2013 

 

 Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: DESTATIS. Datenstand Mai 2015. 

 
Zwischenfazit 

Die hohe Arbeitslosigkeit auf der einen Seite und auf der anderen 
Seite Schwierigkeiten der Unternehmen geeignete Fachkräfte zu 
finden verdeutlichen, dass Arbeitskräfteangebot und –nachfrage 
im Ruhrgebiet nicht im Einklang stehen. Das Problem mit einer 
mangelnden Passung der Profile, sticht weiterhin als zentrale Her-
ausforderung für den Arbeitsmarkt hervor. Zudem gelingt es noch 
nicht in ausreichendem Maße genug Arbeitslose dahingehend zu 
mobilisieren, Arbeitsangebote in anderen Teilräumen des Ruhrge-
biets anzunehmen. Hinsichtlich der Besetzung freier Arbeitsstellen 
finden sich noch ungenutzte Potentiale in der Erhöhung der Er-
werbsbeteiligung von Frauen und der besseren Integration der 
ausländischen Bevölkerung in den Arbeitsmarkt. Dazu sind neben 
flexiblen Arbeitszeitmodellen bspw. passfähige Qualifikationsange-
bote notwendig.  
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Gerade vor dem Hintergrund der steigenden Qualifikationsanforde-
rungen der Unternehmen ist der Anstieg von Schulabgängern mit 
höheren Schulabschlüssen als Schritt in die richtige Richtung zu 
werten. Des Weiteren sind in den gut qualifizierten und akademi-
schen Berufsfeldern im Ruhrgebiet wie im bundesweiten Trend 
Beschäftigungsgewinne zu beobachten. Selbst in der Produktions-
wirtschaft und in den klassischen Fertigungsberufen steigt der An-
teil der gut und sehr gut qualifizierten Fachkräfte.  

Gleichzeitig nehmen jedoch die Beschäftigungsmöglichkeiten für 
an- und ungelernte Kräfte immer weiter ab. Einem Großteil von 
ihnen gelingt es trotz großer Anstrengung, intensiver und langjähri-
ger Begleitung sowie positiven Erfahrungen in Beschäftigungs-
maßnahmen nicht, auf dem ersten Arbeitsmarkt dauerhaft Fuß zu 
fassen, weil dort keine adäquaten Arbeitsplätze für diese Perso-
nengruppe vorhanden sind. Diese verhärtete Langzeitarbeitslosig-
keit erfordert deshalb ein stärkeres Zusammengehen von Arbeits-
marktpolitik und Sozialpolitik. 
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3.4 Gründungsgeschehen 

Gründungen sind ein wichtiger Bestandteil des Wirtschaftssys-
tems. Gründer schaffen Arbeitsplätze für sich selbst und andere, 
fördern den Wettbewerb und beleben so die regionale Wirtschafts-
landschaft. Darüber hinaus bilden Unternehmensgründungen An-
satzpunkte für regionale Kooperationen und neue Geschäftsbezie-
hungen entlang der Wertschöpfungskette. Insbesondere die tech-
nologische Entwicklung einer Region kann durch ein reges Grün-
dungsverhalten befördert werden und den Übergang von technolo-
gischer Innovation in marktfähige Produkte ermöglichen und be-
schleunigen (vgl. unter vielen, Brixy/ Sternberg/ Vorderwülbecke. 
2012, S. 40 und Metzger 2014, S. 2). Somit ist das Gründungsge-
schehen vor allem auch für Regionen im Strukturwandel entschei-
dend für die wirtschaftliche Entwicklung und kann positive Effekte 
auf das Wirtschaftswachstum ausüben. 

Abbildung 25 stellt die Gründungsintensität und Gründungsdyna-
mik in den Vergleichsregionen dar. Die Gründungsintensität gibt 
Auskunft über die Zahl der Gründungen je 10.000 Erwerbsfähige. 
Im Durchschnitt der Jahre 2009-2012 verzeichnete das Ruhrgebiet 
mit 34,3 Gründungen je 10.000 Erwerbsfähige eine geringere 
Gründungsintensität als die Vergleichsregionen (Abbildung 25). 
Die Dynamik der Gründungen im Ruhrgebiet ist gegenüber der vo-
rangegangenen Vierjahresperiode um 10,6 Prozent zurückgegan-
gen und nimmt ein ähnliches Entwicklungsniveau ein wie in den 
Vergleichsregionen. 

Abbildung 25: Gründungsintensität und Gründungsdynamik 

   

Quelle: Eigene Darstellung, Daten entnommen aus: ZEW 2013. Datenstand September 
2013. 
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In Abbildung 26 ist die Gründungsintensität weiter untergliedert in 
die besonders wichtigen Bereiche Hightech, Informations- und 
Kommunikationstechnologien (IKT) und wissensintensive Dienst-
leistungen (vgl. Gehrke/Fritsch/Rammer 2010).11 Es zeigt sich, 
dass das Ruhrgebiet im Vergleich zu Deutschland und West-
deutschland in allen Bereichen und auch in der Gesamtbetrach-
tung einen relativ geringen Anteil an Gründungen in diesen zu-
kunftsträchtigen Wirtschaftsbereichen aufweist. Dabei verfügen 
gerade diese Bereiche über hohe Wachstums- und Wertschöp-
fungspotenziale und tragen wesentlich dazu bei, qualifizierte und 
zukunftsorientierte Arbeitsplätze zu schaffen und gut ausgebildete 
Fachkräfte an die Region zu binden.  

Abbildung 26: Gründungsintensität pro 10.000 Erwerbsfähige in 
den Bereichen Hightech, IKT und Wissensinten-
sive Dienstleistungen im Zeitverlauf 

 

Quelle: Eigene Darstellung, Daten entnommen aus: ZEW 2013.Datenstand September 
2013. 

 

Festzuhalten ist, dass die Gründungsintensität sowohl der zu-
kunftsträchtigen Wirtschaftszweige als auch insgesamt sinkt. Da-
bei spielen verschiedene Faktoren eine Rolle. Eine zentrale Ursa-
che für das rückläufige Gründungsgeschehen ist in der demografi-
schen Entwicklung zu sehen: So ist die für Unternehmensgründun-

                                                
11 Einteilung gemäß NIW/ISI/ZEW-Listen in zweistelliger Wirtschaftszweiggliederung, vgl. Gehrke, B., Frietsch, R., Ram-

mer, Ch. u.a. (2010): Listen wissen- und technologie-intensiver Güter und Wirtschaftszweige.. 
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gen wichtigste Altersklasse (30 bis 49-Jährige) in den letzten Jah-
ren demografisch bedingt deutlich geschrumpft (vgl. ZEW 2014, S. 
7). Des Weiteren steigt in wirtschaftlichen Hochkonjunkturphasen 
die Alternative einer Festanstellung. Vermutet wird, dass vor allem 
im Hightech-Bereich aufgrund der stark gestiegenen Opportuni-
tätskosten zunehmend häufiger die Anstellung in einem etablierten 
Unternehmen der Selbstständigkeit vorgezogen wird. So sind gut 
qualifizierte Arbeitskräfte bei den Unternehmen gefragt. Als Anreiz 
bieten die Unternehmen ihnen gute Gehälter, Karrierechancen und 
recht sichere Jobs (ebd.).  

Folglich ist in Deutschland die Bereitschaft zur eigenen Unterneh-
mensgründung im Vergleich zu anderen Ländern relativ gering 
(vgl. Brixy/ Sternberg/ Vorderwülbecke 2012, S. 9). Dementspre-
chend wichtig ist es, zum einen die Menschen, insbesondere 
Hochqualifizierte, verstärkt für Gründungen zu motivieren und zum 
anderen Gründungswillige durch gute Gründungsbedingungen den 
Weg in die Selbstständigkeit zu erleichtern.  

Eine aktiv gestaltete Gründungsförderung hat sich auch das Ruhr-
gebiet zu einer wichtigen Aufgabe gemacht, so dass dieses 
Thema in den vergangenen 30 Jahren an Bedeutung gewonnen 
hat. Seit Mitte der 1980er Jahre haben sich die wirtschaftspoliti-
schen Maxime und Handlungsfelder des Landes NRW von der 
Montanindustrie hin zur Förderung neuer Industrien und Branchen 
des tertiären Sektors verschoben. Trotz der teils schwierigen Ab-
wendung von der jahrzehntelang etablierten Kohle- und Stahlin-
dustrie konzentrierte man sich auf den Aufbau einer intakten Infra-
struktur zur Förderung von Unternehmensgründungen (RWI 2005, 
S. 14f). So entstanden auch im Ruhrgebiet zahlreiche Einrichtun-
gen zur Unterstützung von innovativen Unternehmensgründungen, 
neuen Technologien sowie zur Ansiedlung von Dienstleistungsun-
ternehmen (z. B. Medienunternehmen). Im Rahmen der Grün-
dungsförderung ist seit den 1980er Jahren deutschlandweit ein 
breites Netz an Innovations-, Technologie- und Gründerzentren 
entstanden (Abbildung 27). Anhand der kartografischen Darstel-
lung offenbart sich die sehr hohe Dichte an Innovations- und Grün-
dungsstandorten im Ruhrgebiet. Das 1998 auf den Weg gebrachte 
Förderprogramm EXIST zog weitere Standorte nach sich, wobei 
der Fokus auf wissensintensiven Ausgründungen aus Hochschu-
len lag (vgl. Kulicke 2014, S. 1). Überdies wurden weitere Einrich-
tungen sowie Beratungs- und Förderangebote für Gründerinnen im 
Zuge der landesweiten STARTERCENTER NRW als Anlaufstellen 
in NRW geschaffen. Diese Beratungsangebote werden auch in 
den Universitäten des Ruhrgebiets angeboten, um Ausgründungen 
aus Hochschulen zu befördern. Damit agiert inzwischen eine Viel-
zahl an Innovations-, Technologie- und Gründerzentren mit Hoch-
schulen und Universitäten, um innovative Neugründungen zu un-
terstützen. 
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Abbildung 27: Innovations-, Technologie- und Gründerzentren 
in Deutschland 

 
Quelle: Bundesverband Deutscher Innovations-, Technologie- und Gründerzentren 2009,  
S. 6. 

Insgesamt wird den (infrastrukturellen) Rahmenbedingungen für 
Gründungen in Deutschland eine vergleichsweise gute Bewertung 
eingeräumt. Dennoch zeichnen die bisherigen Bemühungen, die 
im Ruhrgebiet mittlerweile etablierte Hochschullandschaft als Nuk-
leus für wissensintensive Gründungen und Spin-Offs (vgl. Fritsch 
2012, S. 209; Roski 2011, S. 112) zu nutzen, bislang ein eher 
durchwachsenes Bild. So bestehen mit dem als sehr erfolgreich 
eingeschätztem TGZ in Dortmund (vgl. Jonas 2014) einerseits er-
folgreiche Projekte mit bundesweiter Ausstrahlung, andererseits 
landen die Ruhrgebietsuniversitäten im Gründungsradar 2013 des 
Stifterverbandes für die Deutsche Wissenschaft nur im Mittelfeld 
oder auf den hinteren Plätzen, wenn es um die Qualität der Grün-
dungsförderung geht (vgl. Grave/Hetze/Kanig 2014, S. 34f.). 
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Ein weiterer zentraler Hemmfaktor von Gründungen ist in den  
Finanzierungsengpässen von Gründungswilligen zu sehen. Ge-
rade im Hightech-Bereich sind Neugründungen und Innovationsbe-
strebungen zum einen mit hohen Kosten, zum anderen aber auch 
mit einem hohen Risiko verbunden. Je komplexer die angestrebten 
Technologien und Produkte sind, desto weniger kalkulierbar sind 
die Marktchancen derartiger Entwicklungen. Neben der Finanzie-
rung von Gründungen durch Rücklagen und Anleihen aus dem 
Umfeld der Akteure, die aber in Deutschland ohnehin nicht allzu 
verbreitet sind, ist auch eine kreditbasierte Finanzierung durch 
Banken aufgrund des hohen Risikopotenzials nur begrenzt mög-
lich, da diese das hohe „Risiko nicht ohne weiteres durch einen 
höheren Kreditzins kompensieren können“ (vgl. Welfens/ Emons/ 
Schröder 2011, S. 65; vgl. weiterhin Rammer 2009). Bedingt durch 
die wachsende Vernetzung von Ökonomien und die Dynamik welt-
weiter Finanzgeschäfte haben sich die Voraussetzungen für die 
Herstellung von wissens- und kostenintensiven Innovationen in 
Unternehmen strukturell verändert und zu einer Bedeutungszu-
nahme von effektiven und den Branchenbedürfnissen angepass-
ten Finanzierungsformen (wie Venture capital) geführt. Obwohl in 
Deutschland die Möglichkeiten für Risikokapitalinvestitionen ver-
einfacht worden sind, konnte dies bislang keine Zunahme und kei-
nen signifikanten Anstieg von Gründungen bewirken. Interdiszipli-
när geführte Debatten zeigen, dass es eine interdependente 
Wechselwirkung zwischen dem Auftreten von Hightech-Innovatio-
nen und den nationalen bzw. internationalen Finanzmarktbedin-
gungen gibt und dass bei genauem Hinsehen unterschiedliche 
Wirtschaftssektoren auch grundlegend verschiedene Finanzie-
rungserfordernisse und -formen aufweisen.  

Aus wirtschaftssoziologischer Perspektive rücken daher gerade 
Akteure wie hochqualifizierte Existenzgründer und junge Hightech-
Firmen in den Fokus von aktuellen Untersuchungen, da diese auf-
grund ihres „Kapitalhungers“ besonders von neuen Finanzmarkt-
bedingungen profitieren könnten und darüber hinaus über ausge-
wiesene Innovations- und Wachstumspotenziale verfügen (vgl. 
Volkmann/ Tokarski 2006). Doch solche Existenzgründungen sind 
wesentlich an das Zusammenspiel von vielschichtigen Faktoren 
und Bedingungen geknüpft, die jeweils stark standortspezifisch va-
riieren können. Dies belegen zahlreiche sozialwissenschaftliche 
Innovationsstudien, die zwischen Hightech-Innovationssystemen 
angelsächsischer Prägung (wie etwa in den USA oder Japan) und 
dem deutschen Setting maßgebliche Unterschiede in der Anord-
nung von innovationsrelevanten Faktoren identifizieren, aber auch 
strukturelle Gemeinsamkeiten von leistungsfähigen Innovations-
standorten benennen (vgl. Abelshauser 2006; Beyer 2006). 
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Zwischenfazit 

Die Gründungsintensität sowohl in den innovationsstarken Wirt-
schaftsbereichen als auch insgesamt ist im Ruhrgebiet gegenüber 
dem Landes- und Bundesdurchschnitt schwächer ausgeprägt. 
Trotz der politischen Bemühungen seit Mitte der 80er Jahre, die 
wesentlich dazu beigetragen haben, dass sich die Gründungsbe-
dingungen verbesserten, konnte das Ruhrgebiet diesen Rückstand 
bislang noch nicht kompensieren.  

Hinsichtlich der Quantität hält das Ruhrgebiet inzwischen eine 
hohe Dichte an Innovations-, Technologie- und Gründerzentren 
sowie entsprechenden Beratungsangebote vor. Vor allem die Be-
strebungen der Gründungsförderung in den letzten 30 Jahren, 
z. B. um Hochqualifizierte für Gründungen zu motivieren, sind als 
positiv zu bewerten. Gleichwohl ist die Ausgründungsquote aus 
Hochschulen eher gering und es deutet sich an, dass der Wis-
sens- und Technologietransfer (etwa durch Unternehmensgrün-
dungen) aus den Hochschulen und Forschungseinrichtungen des 
Ruhrgebiets nicht auf breiter Basis gelingt. Damit sind die regional-
ökonomischen Effekte der Wissenschaftslandschaft in der Region 
noch immer zu gering. Dies zeigt, wie schwierig es ist, gerade die 
oft gewünschten Gründungen aus Hochschulen zu realisieren. Da-
bei ist zu bedenken, dass sich oftmals Personen, die bereits über 
eine mehrjährige Berufserfahrung verfügen eher in der Lage sehen 
zu gründen als dies direkt nach dem Studium der Fall ist. Die 
Gründungsbereitschaft ist folglich auch abhängig von der jeweili-
gen Lebensphase, in der sich potenzielle Gründer befinden.  

Steigende Opportunitätskosten von Gründungen gepaart mit at-
traktiven Job- und Karrieremöglichkeiten bestehender Unterneh-
men zum einen und die mit dem demografischen Wandel sinkende 
Zahl an Personen „im besonders gründungsaffinen Alter“ zum an-
deren verdeutlichen die Notwendigkeit, die Rahmenbedingungen 
für Gründungen auch künftig weiter zu optimieren. Denn nur so 
kann es gelingen, die Gründungsbereitschaft unter den Erwerbsfä-
higen spürbar zu erhöhen und damit wichtige Impulse für die wirt-
schaftliche Entwicklung möglich zu machen.  
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3.5 Wissenschafts- und Forschungskompetenzen 

Innovationen und neue Technologien sind die treibenden Kräfte 
von wirtschaftlichem Wachstum. Sie unterstützen den Struktur-
wandel und schaffen verbunden mit Forschungs- und Entwick-
lungstätigkeiten wissensbasierte Arbeitsplätze in der Region. Ein 
funktionierendes regionales Innovationssystem fungiert dabei als 
Schlüsselkomponente der Entwicklung zukunftsfähiger Wirt-
schaftsstrukturen. Ein leistungsstarkes Innovationssystem, beste-
hend aus gut vernetzten und kooperierenden Forschungs- und Bil-
dungseinrichtungen, Unternehmen und Wirtschaftsförderern, ist 
dabei in der Lage Forschungsergebnisse der Wissenschaftsein-
richtungen in wettbewerbsfähige Produkte und Dienstleistungen 
der Unternehmen umzusetzen und zu vermarkten. Dafür ist es 
wichtig, dass die Elemente Wissensgenerierung, Wissenstransfer 
und Wissensverwertung im Innovationssystem optimal aufeinander 
abgestimmt und intensiv miteinander verflochten sind.  

Wissenschaftslandschaft Ruhrgebiet als Basis der Wissens-
generierung 

Entscheidender Ausgangspunkt für eine kontinuierliche Wissens-
verwertung, die sich z. B. in Form neuer oder verbesserter Pro-
dukte, Dienstleistungen oder Prozesse niederschlägt, ist die Exis-
tenz einer modernen, anwendungsorientierten Forschungsinfra-
struktur. Das Ruhrgebiet verfügt anno 2015 über eines der dichtes-
ten Hochschulnetze in ganz Deutschland. Dies überrascht inso-
fern, als dass diese Region bis in die 1960er Jahre hinein einen 
weißen Fleck in der Hochschullandschaft Deutschlands und Nord-
rhein-Westfalens darstellte. Im Zuge der damals einsetzenden Bil-
dungsexpansion entschloss sich die damalige Landesregierung, 
diese Situation zu verändern. Verbunden hiermit waren zwei zent-
rale Hoffnungen: Zum einen sollte das Bildungsniveau, insbeson-
dere der Arbeiterschaft im Ruhrgebiet, erhöht und damit für Zu-
kunftsherausforderungen gewappnet werden. Zum anderen 
strebte man an, das Image und die Außendarstellung der Region 
zu modernisieren. Der Baubeginn der Ruhr-Universität Bochum im 
Jahre 1961 bildete den Auftakt zum Aufbau der Universitäts- und 
Hochschulinfrastruktur; weitere Wissenschaftseinrichtungen folg-
ten kurze Zeit später. Die ersten Universitäten in Bochum und 
Dortmund entstanden in den 1960er Jahren in dünn besiedelten, 
ländlich geprägten Stadtrandlagen. Dies bot den Vorteil, Campus-
Universitäten mit großen zusammenhängenden Arealen zu errich-
ten. Gleichzeitig hatte dies den Nachteil, dass die Universitäten 
„vor den Toren der Städte“ errichtet wurden und dadurch nur mar-
ginale Berührungspunkte mit dem städtischen Leben existierten. 
Diese Problematik wurde in den letzten Jahren angegangen, in 
dem vermehrt Zweigstellen der Universitäten ins Stadtzentrum ver-
lagert wurden, um die Anbindung an die Stadt und die Sichtbarkeit, 
auch hinsichtlich der Stadt- und Raumplanung, zu erhöhen. 
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Neben den ersten Universitäten entstanden ab den 1970er Jahren 
auch vermehrt Fachhochschulen, was nicht zuletzt Resultat der 
politischen Bemühungen der Landesregierung war (und immer 
noch ist), durch derartige Ansiedlungen Impulse für strukturschwa-
che Regionen zu setzen. Tabelle 3 gibt einen Überblick über die 
Evolution der Hochschulgründungen im Ruhrgebiet seit den 
1960er Jahren. 

Tabelle 3:  Hochschulgründungen im Ruhrgebiet seit den 1960er 
Jahren 

Baubeginn/ 
Eröffnung 

Ruhrgebiets-
kommune 

Name der Hochschule Dependancen  

1961 Bochum Ruhr-Universität Bochum  

1962 Dortmund TU Dortmund  

1971 Bochum Hochschule Bochum Velbert/ Heiligenhaus 

1971 Bochum Evangelische Fachhochschule Rheinland-Westfalen-Lippe  

1971 Dortmund Fachhochschule Dortmund  

1971 Hagen (Neben-
standort) 

Ehem. Märkische Fachhochschule,  
jetzt: FH Südwestfalen 

 

1972 Duisburg Gesamthochschule Duisburg  
(seit 2003: Uni Duisburg-Essen) 

 

1972 Essen Gesamthochschule Essen  
(seit 2003: Uni Duisburg-Essen) 

 

1974 Hagen Fernuniversität Hagen Castrop-Rauxel, 
Marl, Wesel 

1976 Gelsenkirchen Fachhochschule für öffentliche Verwaltung Nordrhein-
Westfalen 

Dortmund,  
Duisburg, Hagen 

1982 Witten Universität Witten-Herdecke  

1990 Dortmund International School of Management  

1992 Gelsenkirchen Westfälische Hochschule Gelsenkirchen Bocholt Reck-
linghausen 

Recklinghausen, 
Bocholt, Ahaus 

1993 Essen FOM Hochschule Dortmund, Duis-
burg, Marl, Wesel 

2006 Hamm SRH Hochschule für Logistik und Wirtschaft  

2007 Unna Hochschule für Gesundheit & Sport, Technik & Kunst  

2008 Bochum EBZ Business School  

2009 Bochum Hochschule für Gesundheit (hsg)  

2009 Hamm Hochschule Hamm-Lippstadt Lippstadt 

2009 Kamp-Lintfort Hochschule Rhein-Waal Kleve 

2009 Mülheim Hochschule Ruhr-West Bottrop 

Quelle: Eigene Recherche und Darstellung. Datenstand Februar 2015 
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Durch die hier skizzierte Ansiedlung zahlreicher Universitäten und 
Fachhochschulen konnte das Ruhrgebiet seit den 1960 Jahren 
den „Bildungsrückstand“ gegenüber anderen, stärker in wissen-
schaftlichen Traditionen stehenden Regionen in Deutschland nicht 
nur verringern, sondern größtenteils eliminieren. Aktuell umfasst 
die Hochschullandschaft im Ruhrgebiet fünf Universitäten, eine 
Kunst- und Musikhochschule und 15 Fachhochschulen. Zusam-
men stellen diese rund 31.000 Mitarbeiter.  

Abbildung 28: Entwicklung der Studierenden im Ruhrgebiet und 
in NRW (Index Wintersemester 98/99 = 100) 

 

Quelle: Eigene Darstellung. Entnommen aus DESTATIS. Datenstand Februar 2015. 

Im Wintersemester 2013/2014 waren ca. 178.000 Studierende im 
Ruhrgebiet in den rund 600 Studiengängen eingeschrieben. Die 
Universitäten in Bochum, Dortmund und Duisburg-Essen zählen, 
gemessen an den Studierendenzahlen, zu den größten Universitä-
ten Deutschland. Keine andere deutsche Metropolregion bildet 
mehr Studierende aus als das Ruhrgebiet. Allein in den fünf Jah-
ren seit dem Wintersemester 2007/2008 stieg die Zahl der Studie-
renden um 56,3 Prozent, was im NRW-Vergleich überdurchschnitt-
lich ist (Abbildung 28).  

Die Abbildung 29 gibt einen Überblick über die Studierenden- und 
Mitarbeiterzahlen der Hochschulen in den einzelnen Kreisen und 
kreisfreien Städte des Ruhrgebietes. Deutlich wird die enorme Be-
deutung der Achse Duisburg/Essen-Bochum-Dortmund, welche 
mit ihren großen Universitäten und dort angesiedelten Fachhoch-
schulen einen Großteil der Studierenden in der Region ausmacht. 
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In den letzten Jahren sind zudem zahlreiche kleinere Wissen-
schaftseinrichtungen in eher peripheren Räumen des Ruhrgebiets 
entstanden, welche aufgrund ihres strukturpolitischen Impulses 
von Bedeutung sind, wenngleich deutlich wird, dass es sich z. T. 
um nur wenige Studierende und kleine Hochschulen handelt, de-
ren beschäftigungspolitische Effekte bislang eher gering sind. 

Abbildung 29:  Studierende und Hochschulpersonal**  
im Ruhrgebiet (Kreisebene, WS 2013/14) 

 

Quelle: Eigene Darstellung. in Anlehnung an Bogumil et al. 2015; S. 39. Daten entnommen 
aus DESTATIS. Datenstand Februar 2015. *ohne Fernuniversität Hagen; ~ stellt Nähe-
rungswerte dar, ** Hochschulpersonal: Hauptberufliches wissenschaftliches und künstleri-
sches Personal, Professoren, nichtwissenschaftliches Personal. 

Neben den Hochschulen existieren rund 60 außeruniversitäre For-
schungseinrichtungen im Ruhrgebiet (vgl. Tabelle 4). Die Fraun-
hofer-Gesellschaft ist mit vier Instituten, die auf den Gebieten Ma-
terialfluss und Logistik, Software und Systemtechnik, Mikroelektro-
nik sowie Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik angewandte 
Forschung betreiben, im Ruhrgebiet vertreten. Auch sind vier Insti-
tute der Leibniz-Gemeinschaft (Montangeschichte/ Wirtschaftsfor-
schung/ Arbeitsphysiologie/ Analytical Sciences) und drei Institute 
der Max-Planck-Gesellschaft (Bioanorganische Chemie/ Kohlen-
forschung/ Molekulare Physiologie) im Ruhrgebiet ansässig. Hinzu 
kommen die Forschungsinstitute der Industrie (vgl. wmr 2015b). 
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Tabelle 4: Auswahl außeruniversitärer Forschungseinrichtungen 
im Ruhrgebiet12 

Stadt Forschungseinrichtung 

Bochum 

Materialforschungsinstitut: Interdisciplinary Centre for Advanced Materials Simulation 
(ICAMS) 

Institut für angewandte Innovationsforschung 

Institut für Bildungsforschung und Bildungsrecht 

Institut für Gefahrstoff-Forschung der Berufsgenossenschaft Rohstoffe und chemische 
Industrie 

Hygiene Institut des Ruhrgebiets 

Institut für Wohnungswesen, Immobilienwirtschaft, Stadt- und Regionalentwicklung (In-
WIS) 

Dortmund 

Fraunhofer-Institut für Materialfluss und Logistik IML 

Fraunhofer-Institut für Software und Systemtechnik ISST 

ILS Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung 

Leibniz-Institut für Analytische Wissenschaften (ISAS) 

Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund (IfADo) 

Max-Planck-Institut für molekulare Physiologie 

RIF – Institut für Forschung und Transfer 

DoKoLL (Dortmunder Kompetenzzentrum für Lehrbildung und Lehr-Lernforschung) 

Sozialforschungsstelle Dortmund 

DELTA – Zentrum für Synchronstrahlung der TU Dortmund 

Zentrum für Hochschulbildung 

Forschungsgesellschaft für Gerontologie (FfG) 

Deutsches Institut für Stadtbaukunst (DIS) 

Forschungsinstitut Technologie und Behinderung (FTB) 

Duisburg-Essen 

Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung (RWI) 

Salomon Ludwig Steinheim-Institut für deutsch-jüdische Geschichte 

Stiftung Zentrum für Türkeistudien und Integrationsforschung (ZfTI) 

Deutsches Institut für Portfolio-Strategien 

iap- Institut für Arbeit und Personal 

Institut für Empirie und Statistik 

Institut für Logistik- & Dienstleistungsmanagement 

Institut für Personal-& Organisationsforschung 

 

                                                
12 Die hier aufgeführte Auflistung ist nicht umfassend und gibt somit nur eine, nicht auf strengen Auswahlkriterien beru-

hende, Übersicht über strukturpolitisch relevante Institute. 
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Stadt Forschungseinrichtung 

Duisburg-Essen 

Institute of Management & Information Systems 

Center for Computional Sciences and Simulation 

CENIDE – Center for Nanointegration Duisburg-Essen 

Erwin L. Hahn Institute for Magnetic Resonance Imaging 

IEM- Institut für Experimentelle Mathematik 

IN-EAST – Institut für Ostasienwissenschaften 

Käte Hamburger Kolleg/ Centre for Global Cooperation Research 

KWI – Kulturwissenschaftliches Institut Essen 

Paluno – The Ruhr Institute for Software Technology 

ZeB – Zentrum für Empirische Bildungsforschung 

ZLV – Zentrum für Logistik und Verkehr 

ZMB – Zentrum für Medizinische Biotechnologie 

ZWU – Zentrum für Wasser- und Umweltforschung 

DTNW – Deutsches Textilforschungszentrum Nord-West 

DST – Entwicklungszentrum für Schiffstechnik und Transportsysteme 

IUTA – Institut für Energie- und Umwelttechnik 

IMST – Institut für Mobil- und Satellitenfunktechnik 

IWW – Rheinisch- Westfälisches Institut für Wasserforschung 

MERICS – Mercator Institute for China Studies 

Rhein-Ruhr-Institut für Sozialforschung und Politikberatung 

ZBT – Zentrum für BrennstoffzellenTechnik 

Hagen Forschungscluster: Intelligent Systems for Decision Support 

Hamm Fraunhofer-Anwendungszentrum SYMILA 

Gelsenkirchen 
IKT – Institut für unterirdische Infrastruktur 

Institut für Arbeit und Technik 

Mülheim 
Max-Planck-Institut für chemische Energiekonversion 

Max-Planck-Institut für Kohlenforschung 

Oberhausen Fraunhofer-Institut für Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik UMSICHT 

Quelle: Eigene Recherche und Darstellung. 

Darüber hinaus arbeiten in der Universitätsallianz Ruhr (UA Ruhr) 
die Ruhr-Universität Bochum, die Technische Universität Dort-
mund und die Universität Duisburg-Essen seit 2007 strategisch 
eng zusammen. Durch die über 100 Kooperationen in Forschung, 
Lehre und Verwaltung bündeln die Hochschulen ihre Kräfte und 
können so ihre Leistungen ausbauen. Zudem wurden unter dem 
Dach der UA Ruhr rund 20 gemeinsame Institutionen und Pro-
gramme ins Leben gerufen, die bereits ihre Arbeit aufgenommen 
haben. 
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Auch ökonomisch rechnet sich die Wissenslandschaft im Ruhrge-
biet (Institut für angewandte Innovationsforschung e.V. (IAI), 
2015). So haben die Hochschulen und außeruniversitären For-
schungsinstitute der Metropole Ruhr in 2013 knapp 2,5 Milliarden 
Euro Umsätze ausgelöst – Tendenz steigend. Mit ihren direkt Be-
schäftigten ist die Wissenschaft zudem einer der größten Arbeitge-
ber im Ballungsraum. Insgesamt profitieren 50.000 Beschäftigte 
vom Wissenschaftssystem im Ruhrgebiet. 

Damit ist ein dichtes Netz an wissenschaftlichen Einrichtungen 
entstanden. Dies ist aus mehrerlei Gründen von enormer Bedeu-
tung für eine durch den wirtschaftlichen Strukturwandel geprägte 
Region wie dem Ruhrgebiet. Zum einen gehören zahlreiche der 
erwähnten Wissenschaftseinrichtungen bereits heute zu bedeuten-
den Arbeitgebern der Region und bieten nicht zuletzt Berufsper-
spektiven für hochqualifizierte Arbeitnehmer. Zum anderen ist die 
Einsicht, dass Wissen als zentraler Produktionsfaktor an Bedeu-
tung gewinnt, auch im Ruhrgebiet angekommen. Eine gut aufge-
stellte Hochschulinfrastruktur kann hier helfen, Innovationen zu ge-
nerieren und den Anschluss an andere forschungsstarke (Hoch-
schul-) Standorte nicht zu verlieren. Die Wissenschaftslandschaft 
im Ruhrgebiet eröffnet Möglichkeitsräume, um den wirtschaftlichen 
Strukturwandel hin zu einer wissensintensiven Ökonomie gestalt-
bar und die aus den Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
der Region erwachsenen Potenziale für wirtschaftliche Erneue-
rungsprozesse nutzbar zu machen. Zu guter Letzt sind auch die 
soziokulturellen, indirekten Wirkungen von Hochschulen und For-
schungseinrichtungen von nicht zu unterschätzender Bedeutung, 
da sie sich positiv auf die Freizeit- und Kulturangebote in den 
Städten auswirken können. 

Wissenstransfer 

Inzwischen existieren im Ruhrgebiet herausragende Forschungs-
schwerpunkte an den Universitäten, die auch im internationalen 
Vergleich bestehen können. Mit der Gründung der Universitätsalli-
anz Ruhr im Jahr 2007 wird versucht durch die engere Verknüp-
fung der drei großen Universitäten in Bochum, Dortmund und Du-
isburg-Essen eine Bündelung der Kräfte zu erreichen, um den 
Austausch zwischen den einzelnen Teilregionen zu verbessern 
und Wissenstransferprozesse zu optimieren. (vgl. Universitätsalli-
anz Ruhr 2015). Große Herausforderungen in diesem Prozess lie-
gen in der hohen Polyzentralität der Regionen mit zahlreichen un-
terschiedlichen Akteuren (Kommunen, Hochschulen, Netzwerken) 
und divergierenden Interessen hinsichtlich strategischer Überle-
gungen. Erste Ergebnisse dieser Anstrengungen sind bereits ab-
lesbar: „Werden die Drittmittel als Leistungsindikator herangezo-
gen, so sind bereits einige nationale Leuchttürme erkennbar, die 
im Maschinenbau, in den Sozialwissenschaften, der Chemie und 
der Physik eine Konkurrenzfähigkeit mit den Vergleichsregionen 
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erkennen lassen“ (Müller-Böling/Rohe 2011, S. 79). Ähnliche Ko-
operationsansätze sind auch bei den außeruniversitären For-
schungseinrichtungen zu beobachten. So haben sich im Wissen-
schaftsforum Ruhr vorrangig außeruniversitäre Forschungseinrich-
tungen in der Region zu einer Arbeitsgemeinschaft zusammenge-
schlossen. Ziel des Wissenschaftsforums ist es, die Zusammenar-
beit der Wissenschaftseinrichtungen zu intensivieren, die Kontakt-
pflege und den Dialog mit regionalen Akteuren und der Öffentlich-
keit auszubauen (vgl. Wissenschaftsforum Ruhr 2015).  

Wenn auch das Ruhrgebiet gegenüber klassischen Wissensregio-
nen wie Berlin, Zürich oder München in vielen Punkten noch hin-
terherhinkt, gibt es sowohl die genannten Leuchttürme als auch 
andere vorzeigbare Potenziale, die sich weiter entfalten können. 
Allerdings ist das Bewusstsein im Ruhrgebiet, in einer Wissen-
schaftsregion mit hohen Standortvorteilen für technologieorien-
tierte Start-Ups zu leben, noch immer wenig in der Bevölkerung 
verbreitet, wenngleich die gestiegene Bedeutung der Wissen-
schaftseinrichtungen für die Region in den letzten Jahren spürbar 
zugenommen hat. Dies ist zum einen dadurch begründet, dass die 
Hochschulen im Stadtbild sichtbarer geworden und ihre beschäfti-
gungs- und bildungspolitische Bedeutung besser kommuniziert 
wird, zum anderen dadurch, dass durch zahlreiche Krisen von 
(Groß-)Unternehmen der Region die stabilisierende Wirkung des 
Wissenschaftssektors sichtbar wurde. 

Neben dem Austausch der Wissenschaftseinrichtungen unterei-
nander ist die schnelle Überführung von Forschungsergebnissen 
in marktfähige Produkte, Verfahren und Dienstleistungen der Un-
ternehmen entscheidend für die Innovationskraft der Region. Vor 
allem KMU, die über eingeschränkte Ressourcen für FuE verfü-
gen, sind im Innovationsprozess häufig auf Forschungsleistungen 
der Wissenschaftseinrichtungen angewiesen. Um dem Wissens- 
und Technologietransfer zwischen Wissenschaft und Wirtschaft zu 
befördern, sind im Ruhrgebiet zahlreiche Transferstellen an den 
Hochschulen und weiteren Forschungseinrichtungen sowie bei 
Wirtschaftsverbänden entstanden. Ziel der Transferstellen ist es 
als Mittler einen schnellen Wissensfluss und die Durchführung von 
Kooperationsprojekten zwischen Wissenschaft und Wirtschaft zu 
ermöglichen und so als Impulsgeber von kooperativen Innovati-
onsprozessen zu fungieren. Darüber hinaus übernehmen die 
Transferstellen Beratungs- und Informationsleistungen, u. a. zur 
Forschungsförderung, Patentverwertung und Existenzgründung.  

Trotz der bestehenden FuE-Einrichtungen und Transferangebote 
bleiben Kooperationen zwischen Wissenschaft und Wirtschaft oft-
mals aus. Aus Sicht der Wirtschaft wird die Zusammenarbeit mit 
der Wissenschaft vor allem durch die Unübersichtlichkeit der 
FuE-Infrastruktur und deren Transferangebot sowie Schwierig-
keiten beim Finden geeigneter Kooperationspartner und eine 
geringe Anwendungsreife von FuE-Ergebnissen aus den Hoch-
schulen erschwert (vgl. MIWF 2014). 



 

  83 

 

Innovationskraft der Unternehmen (Wissensverwertung) 

Als Entwickler und Anwender von Innovationen sind die Unterneh-
men der Kern des regionalen Innovationssystems. Sie wandeln 
Ideen und Forschungsergebnisse in marktfähige Produkte, Verfah-
ren und Dienstleistungen um (Wissensverwertung) und sorgen so 
für Wachstum und Beschäftigung.  

Abbildung 30:  FuE-Aufwendungen und FuE-Personal der 
Wirtschaft * 

  

Quelle: Eigene Darstellung. Entnommen aus Stifterverband der deutschen Wissenschaft. 
Datenstand September 2013. * Datenstand 2011 - Aktuellere Daten werden vom Stifterver-
banband erst im Laufe 2015 erhoben. 

Zur Beurteilung der Innovationskraft einer Region spielen die FuE-
Aufwendungen und der FuE-Personalbesatz (Anteil der FuE-Be-
schäftigten an der Gesamtbeschäftigung) der Wirtschaft eine wich-
tige Rolle (siehe Abbildung 30). Auf nationaler Ebene besteht das 
Ziel, das der Unternehmenssektor FuE-Ausgaben von 2 Prozent 
des BIP realisiert. Während 2011 in Deutschland dieses Ziel er-
reicht wurde, lag der Anteil der FuE-Ausgaben der Wirtschaft am 
BIP im Ruhrgebiet mit 0,8 Prozent deutlich unter der nationalen 
Zielmarke sowie unter dem Niveau von NRW (1,3 Prozent). Auch 
der FuE-Personalbesatz der Wirtschaft ist im Ruhrgebiet mit einem 
Anteil von 0,6 Prozent stark unterdurchschnittlich ausgeprägt. Ge-
messen an Deutschland beläuft sich dieser im Ruhrgebiet auf rund 
44 Prozent des Bundesniveaus.  

Bei der Dynamik zeigt sich ein ähnliches Bild. Trotz des Anstiegs 
des FuE-Personalbesatzes in der Wirtschaft 2007-2011 von 
0,03 Prozentpunkten, erreicht das Ruhrgebiet nicht die Wachs-
tumsdynamik von NRW (0,09 Prozentpunkte), Westdeutschland 
(0,07 Prozentpunkte) und Deutschland (0,08 Prozentpunkte). Mit 
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der geringeren Wachstumsdynamik bleibt der Rückstand des 
Ruhrgebiets bezüglich der Innovationsleistung bestehen.  

Die geringe FuE-Leistung (Ausgaben und Personal) der Wirtschaft 
spiegelt sich auch im Output wieder. Mit 60 Patentanmeldungen je 
100.000 Erwerbstätige liegt die Patentintensität des Ruhrgebiets 
deutlich unter dem Niveau der Vergleichsregionen (Abbildung 31).  

Abbildung 31: Patentanmeldungen je 100.000 Erwerbstätige 
p.a., 2011/2012  

 

Quelle: Eigene Darstellung. Entnommen aus dem Deutschen Patent- und Markenamt. Da-
tenstand September 2013. 

Die Verteilung nach Technikbereichen macht zudem deutlich, dass 
das Ruhrgebiet nur punktuell in Hochtechnologiebereichen stark 
ist. Technikfelder mit einer regionalen Spezialisierung (Anteil liegt 
mindestens um das 1,4-fache über dem Bundesdurchschnitt) des 
Ruhrgebietes sind: Werkstoffe/Metallurgie, Organische Feinche-
mie, Bauwesen, Prozesstechnik und Grundstoffchemie. In den 
stärker zukunftsorientierten Bereichen Biotechnologie, Medizin-
technik, Informationstechnologie konnte das Ruhrgebiet bislang 
keine Spezialisierung hinsichtlich der Patentanmeldung erreichen.  

Die unterdurchschnittliche FuE-Leistung und Patentintensität ver-
deutlichen den im Ruhrgebiet bestehenden Innovationsrückstand 
des Unternehmenssektors. Dies ist auch wirtschaftsstrukturell be-
dingt. So kommen Patentanmeldungen vorrangig im industriellen 
Sektor und weniger im Dienstleistungsbereich, der im Ruhrgebiet 
überdurchschnittlich ausgeprägt ist, zum Tragen. Zudem sind mit 
Ausnahme der Chemischen Industrie die forschungs- und patent-
intensivsten Branchen (Fahrzeugbau, Elektrotechnik, Maschinen-
bau) nicht überdurchschnittlich stark im Ruhrgebiet vertreten. Des 
Weiteren sind die Konzernzentralen patentfreudiger Unternehmen 
vorrangig außerhalb des Ruhrgebiets angesiedelt. Hinsichtlich der 
Unternehmensstruktur ist zu beachten, dass KMU seltener inno-
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vieren als Großunternehmen (vgl. ZEW 2015, S. 11). Zurückzufüh-
ren ist dies zum einen auf die eingeschränkten finanziellen und 
personellen Ressourcen der KMU für FuE und zum anderen auf 
die Schwierigkeiten, passfähige Kooperationspartner zu finden.  

Zwischenfazit 

Die hier skizzierten Entwicklungen machen deutlich, dass das 
Ruhrgebiet hinsichtlich seiner Wissenschaftsarchitektur in den letz-
ten Jahrzehnten enorm aufgeholt hat und heute zu den größten 
Hochschulstandorten Deutschlands zählt. Hinsichtlich der Studie-
rendenzahlen gehören die Universitäten und Fachhochschulen der 
Region zu den bedeutendsten in Deutschland und auch die Be-
schäftigungseffekte, die durch den Wissenschaftssektor erzielt 
werden, sind von nicht zu unterschätzender Bedeutung. Ebenso 
zeigt sich, dass in vielen Bereichen starke Forschungskompeten-
zen vorhanden sind, wenngleich in einigen zukunftsorientierten 
Feldern wie Biotechnologie, Medizintechnik oder IT das Ruhrge-
biet bislang keine Spezialisierung hinsichtlich der Patentanmel-
dung erreichen konnte.  

Gleichzeitig weist die nach wie vor bestehende Innovationsschwä-
che der Unternehmen, die sich u.a. in einer geringen FuE-Leistung 
(Ausgaben und Personal) und einer unterdurchschnittlichen Pa-
tentintensität wiederspiegelt, auf eine zentrale Herausforderung 
hin: So bedeutsam die Hochschulinfrastruktur beschäftigungspoli-
tisch und für die Entwicklung der Humanressourcen in der Region 
sind, so sehr besteht die Gefahr, die Potenziale des Wissen-
schaftssektors im Ruhrgebiet nicht adäquat in einen regionalen 
wirtschaftlichen Mehrwert zu transferieren. Nur wenn die For-
schungskompetenzen der Wissenschaftseinrichtungen noch bes-
ser auf die Bedarfe der Wirtschaft ausgerichtet und durch den 
Transfer das Wissen für die Unternehmen nutzbar wird, kann das 
Ruhrgebiet im nationalen und internationalen Standortvergleich an 
Wettbewerbsfähigkeit hinzugewinnen.  
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3.6 Infrastrukturentwicklung 

Eine leistungsfähige Infrastruktur bildet die Grundlage für Mobilität, 
Produktion, Export und Logistik. Ein dichtbesiedelter Agglomerati-
onsraum wie das Ruhrgebiet kann seine Aufgabe der Versorgung 
der Bevölkerung und Wirtschaft nur dann in angemessener Weise 
nachkommen, wenn er günstig in die regionalen und überregiona-
len Verkehrsnetze eingebunden ist, also die Mobilitäts- und Kom-
munikationsanforderungen erfüllt, sowie ausreichend Flächen zur 
Verfügung stehen für die unterschiedlichen Anforderungen einer 
Agglomeration. 

Flächennutzung 

Die hohe Bevölkerungsdichte schlägt sich auch in der Flächennut-
zung wider. So sind 39 Prozent der Bodenfläche Siedlungs- und 
Verkehrsflächen13. In NRW (22,8 Prozent), Westdeutschland 
(14,9 Prozent) und Deutschland (13,6 Prozent) liegt der Anteil der 
Siedlungs- und Verkehrsflächen deutlich unter dem Niveau des 
Ruhrgebiets. Im Zeitraum 1996-2013 ist die Siedlungs- und Ver-
kehrsfläche im Ruhrgebiet gewachsen, jedoch weniger stark als in 
den Vergleichsregionen (vgl. Abbildung 32). 

Der wirtschaftliche Strukturwandel hat seit den 1960er Jahren zu 
einer kontinuierlichen Stilllegung von Bergbaubetriebsflächen im 
Ruhrgebiet geführt. Diese Stilllegungen wurden zu einer regiona-
len Herausforderung und machen bis heute neue Konzepte zur 
Nachnutzung und Flächenentwicklung erforderlich. Laut Angaben 
des IAT wurden in den letzten 50 Jahren mehr als ein Viertel der 
stillgelegten Bergbauflächen gewerblich-industriell genutzt, wobei 
sich diese Nutzungsart in den 1980er Jahren abschwächte und 
eine verstärkte Überführung in Wald- und Brachflächen stattfand 
(vgl. Paul/Krüger-Charlé 2014, S. 12f.). Die Umwidmung der Flä-
chen zu Wald- und Brachflächen geht auch aus Abbildung 36 her-
vor, welche die prozentualen Veränderungen in der Flächennut-
zung zwischen 1996-2013 darstellt. Im Ruhrgebiet ist der Anteil 
von Waldflächen und von Erholungsflächen stark gewachsen – oft 
auf Kosten von landwirtschaftlicher Fläche oder in den letzten Jah-
ren auch verstärkt auf dem Boden betriebstechnisch stillgelegter 
Bergbauflächen. Die landwirtschaftlich genutzten Flächen und vor 
allem die gewerblich-industrielle Flächen nehmen hingegen in ih-
rem Umfang signifikant ab. So ist der Umfang der Gewerbe- und 
Industrieflächen im Ruhrgebiet seit 1996 um 13,4 Prozent zurück-
gegangen, während der Umfang dieser Flächen in Westdeutsch-
land insgesamt um 22,8 Prozent zunahm.  

                                                
13 Die Siedlungs- und Verkehrsfläche enthält die Unterkategorien Gebäude- und Freifläche, Betriebsfläche (ohne Abbauflä-

che), Verkehrsfläche, Erholungsfläche und Friedhofsfläche. Die Gebäude- und Freifläche werden nochmals zwischen 
"Wohnen" und "Gewerbe, Industrie" differenziert. 
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Abbildung 32: Veränderung Flächennutzung in Prozent, 1996-
2013 

 

 Quelle: Eigene Darstellung. Daten entnommen aus: DESTATIS. Datenstand Mai 2015. 

Gewerbe- und Industrieflächen bilden die Voraussetzung für neue 
Unternehmensansiedlungen und für Betriebsstättenerweiterungen. 
Ihnen wird somit eine zentrale Rolle im regionalen Beschäftigungs-
markt zuteil, indem sie den Aufbau von Arbeitsplätzen befördern. 
So sind im Ruhrgebiet im Zeitraum von 2005-2013 über 116.000 
sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze auf neu genutzten Ge-
werbe- und Industrieflächen entstanden (vgl. wmr 2012, S. 4).  

Die Wirtschaftsförderung metropoleruhr GmbH erfasst in Zusam-
menarbeit aller Kommunen die planerisch-gesicherten Bauflächen 
für gewerbliche und industrielle Ansiedlungen im Ruhrgebiet und 
dokumentiert diese im Flächenatlas ruhrAGIS (Abbildung 33). 
Problematisch ist, dass 47 Prozent (Stand 2015) der planerisch-
gesicherten Bauflächen mit Restriktionen wie industriellen Altlas-
ten, infrastrukturelle Erschließungsbedarfe und/oder fehlende Ver-
kaufsbereitschaft der Eigentümer belastet sind (ebd.). Damit ste-
hen diese Flächen für eine sofortige Nutzung nicht zur Verfügung. 
Folglich kommt es im Ruhrgebiet zunehmend zu Flächenengpäs-
sen, welche sich hemmend auf die wirtschaftliche Entwicklung 
auswirken können.  
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Auch sind die Flächenreserven unterschiedlich über die Kommu-
nen verteilt, so dass verschiedene Kommunen Flächenfragen der 
örtlichen Wirtschaft häufig nicht bedienen können. Um Wachs-
tumshemmnisse aufgrund von Flächenknappheit zu vermindern, 
besteht die Notwendigkeit, die bestehenden Nutzungshemmnisse 
zügig abzubauen.  

Abbildung 33: Gewerbliches und industrielles Flächenpotenzial 
nach Größe und Restriktionen 

 

Quelle:  Metropole Ruhr: Gewerbliches Flächenmanagement Ruhr. Marktbericht III,  
Februar 2015, S. 17. 

Verkehrsentwicklung 

Neben ausreichenden Flächenpotenzialen, ist eine intakte ver-
kehrsinfrastrukturelle Erschließung von zentraler Bedeutung, um 
Bestandserweiterungen sowie Neuansiedlungen von Unternehmen 
zu befördern sowie den Pendlerströmen gerecht zu werden. Das 
Ruhrgebiet zeichnet sich hier durch ein engmaschiges Verkehrs-
netz, bestehend aus Straße, Schiene, Binnenhäfen, Flughäfen und 
Wasserwegen, aus, welches sich positiv auf die verkehrliche Er-
reichbarkeit auswirkt (Abbildung 34). Vor allem im Vergleich zu 
NRW und Deutschland besitzt das Ruhrgebiet den Vorteil einer 
sehr günstigen Verkehrsanbindung. So lassen sich im Ruhrgebiet 
Autobahnanschlüsse sowie Fernbahnhöfe durchschnittlich doppelt 
so schnell erreichen als dies in NRW insgesamt der Fall ist.  

Ebenfalls sind die Oberzentren und Flughäfen im Ruhrgebiet ver-
kehrlich sehr gut erschlossen und wirken als zentrale Standortfak-
toren der Region.  
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Abbildung 34: Verkehrliche Erreichbarkeit 2012, Fahrzeit in 
Pkw-Minuten 

 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis des Erreichbarkeitsmodells des BBSR. Datenstand 
September 2013 

Trotz dieser sehr guten Erreichbarkeit aufgrund des dichten Ver-
kehrsnetzes im Ruhrgebiet, zeigen sich Engpassstellen auf Straße 
und Schiene, die den Personen- sowie Güterverkehr beeinträchti-
gen. So sind bereits heute die Kapazitäten einiger Streckenab-
schnitte im Ruhgebiet wie die der A 40, der B 1 oder der A 3 weit-
gehend erschöpft (7. Verkehrsfachtagung „Mobilität Ruhr“). Neben 
der hohen Verkehrsbelastung und den damit verbundenen Eng-
passstellen schränken marode Verkehrsinfrastrukturen und not-
wendige Bauabschnitte die Leistungsfähigkeit der Verkehrsinfra-
struktur und damit auch der Güter- und Pendlerströme im Ruhrge-
biet ein. Nach Angaben des Städtetags NRW (Pressemitteilung 
29.08.2014) herrscht gegenwärtig ein dringender Sanierungsbe-
darf bei der Verkehrsinfrastruktur im Ruhrgebiet, so u. a. der kriti-
sche Zustand von etwa 180 km Straße in Dortmund, die ersatzbe-
dürftige Thyssenbrücke in Mülheim an der Ruhr oder die marode 
Rheinbrücke Neuenkamp in Duisburg. Betrachtet man die deutli-
che Zunahme alleinig von Berufspendlern in den vergangenen 
Jahren und berücksichtigt die zukünftige Zunahme des Güter- und 
Personenverkehrs, zeigt sich die Notwendigkeit des Ausbaus, der 
Sanierung und der Effizienzsteigerung der Verkehrsinfrastruktur im 
Ruhrgebiet. So ist seit 1998 das Pendleraufkommen im Ruhrgebiet 
kontinuierlich gestiegen. Lag das Pendlervolumen als Summe der 
Ein- und Auspendler 1998 im Ruhrgebiet noch bei ca. 1,2 Mio., 
stieg dieses Volumen bis 2013 um rund ein Viertel bzw. um 
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300.000 Pendler an. In der Konsequenz hat der Umfang der Mobi-
lität im Ruhrgebiet deutlich zugenommen. Auch zukünftig ist für 
das Ruhrgebiet von einer weiteren Mobilitätszunahme auszuge-
hen. So ist für den Güterverkehr bis zum Jahr 2025 mit einer Stei-
gerung der Verkehrsleistung um 38 Prozent auf 43.509 Mio. Ton-
nenkilometer auszugehen (PTV AG/TCI Röhling 2012, S. 31).  

Breitbandversorgung 

Eine flächendeckende und schnelle Anbindung an das Internet ist 
entscheidend für die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft und die 
gesellschaftliche Teilhabe der Bevölkerung. Das Ruhrgebiet ver-
fügt über eine gut ausgebaute Breitbandversorgung, wie aus Abbil-
dung 35 hervorgeht. So kann das Ruhrgebiet eine fast flächende-
ckende Breitbandversorgung von mehr als 16 Mbit/s vorweisen 
und zählt damit zu den entwickelten Regionen in Deutschland. 
Auch die Verfügbarkeit höherer Übertragungsraten ist im Ruhrge-
biet bereits weit vorangeschritten. So steht eine Versorgung mit 
mindestens 50 Mbit/s im Downstream etwa 73 % der nordrhein-
westfälischen Haushalte zur Verfügung. Die hohe Siedlungsdichte 
in NRW begünstigt die Versorgung mit einer hohen Breitbandüber-
tragungsrate, so dass die Versorgungsrate in NRW den bundes-
deutschen Durchschnitt mit ca. 64 % übersteigt (vgl. Fornefeld et 
al./MICUS Strategieberatung 2015). 

Abbildung 35: Breitbandversorgung (16 Mbit/s; alle Technolo-
gien) NRW 

 

Quelle: BMVI 2015: Breitbandatlas. 
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Ziel der Landesregierung ist es, bis 2018 die derzeit noch nicht op-
timal angeschlossenen Kommunen mit Hochleistungsnetzen und 
Breitband zu versorgen und damit in NRW nahezu flächendeckend 
Hochleistungsnetze mit Übertragungsraten von mind. 50 Mbit/s zu 
gewährleisten. Von zentraler Bedeutung ist dieser Ausbau, da 
schnelle Hochleistungsnetze wirtschaftliches Wachstum befördern 
können sowie eine umfassende Partizipation der Bevölkerung an 
sozialen, kulturellen und politischen Prozessen ermöglichen (vgl. 
Fornefeld et al./MICUS Strategieberatung 2015, S. 8).  

Wohnsituation, Mietpreise und Quartiersprobleme 

Die Wohnsituation ist entscheidend für die Attraktivität einer Re-
gion, schließlich verbringen Menschen hier einen Großteil ihrer 
Zeit. Eine lokale Identität – bedingt durch städtebauliche, infra-
strukturelle und soziale Aspekte – ist hierbei zumeist ein Entschei-
dungskriterium für oder gegen einen Zuzug zu einem Quartier und 
der Wahl, ob man dauerhaft an einem Ort bleibt. 

Mit den rückläufigen Einwohnerzahlen und dem Alterungsprozess 
der Bevölkerung verändern sich auch die Anforderungen an die 
Wohnsituation. Im Ruhrgebiet wurde der bereits seit längerem an-
haltende Rückgang der Nachfrage nach Wohnungen bisher durch 
sinkende Haushaltsgrößen und eine wachsende Pro-Kopf-Wohn-
fläche kompensiert (Arbeitsgruppe Wohnungsraum Ruhr 2014, S. 
33). Dieser Ausgleich wird aber zusehends schwerer zu realisieren 
sein. Gemäß Haushaltsprognose des IT.NRW, dem zentralen Sta-
tistik- und IT-Dienstleister des Landes Nordrhein-Westfalen, (2012, 
S. 7) ist bis zum Jahr 2030 ein Rückgang der Anzahl der Haus-
halte in allen Teilen des Ruhrgebiets zu erwarten. Folglich wird die 
Nachfrage nach Wohnungen künftig sinken.  

Die Leerstandsquote von Wohnungen im Ruhgebiet liegt zwar bis-
weilen noch etwas unter dem bundesdeutschen Durchschnitt, ist 
aber bereits deutlich höher als im restlichen NRW. Tendenziell ha-
ben vor allem die größeren Städte mit einem überdurchschnittli-
chen Wohnungsleerstand zu kämpfen. Vor allem mangelnde bzw. 
verhältnismäßig schlechte Anbindungen an die regionale Infra-
struktur wirken sich maßgeblich auf die Leerstandsquoten aus, so 
dass sich der Leerstand in bestimmten Quartieren kumuliert. Der 
Abriss problematischer und leer stehender Wohnbestände ist ge-
mäß der Erfahrungen aus Ostdeutschland eine mögliche Lösung, 
gestaltet sich im Ruhrgebiet allerdings schwierig, da sich der 
Großteil der Immobilien im Besitz von Privateigentümern befindet 
(vgl. Arbeitsgruppe Wohnungsraum Ruhr 2014, S. 34). 

Die Mietpreise im Ruhrgebiet sind dementsprechend niedriger als 
im bundesdeutschen Durchschnitt, zum Teil mehr als 20 Prozent 
günstiger als in vergleichbaren Quartieren anderer Regionen. Vor 
allem in Gelsenkirchen und Duisburg sind die Mietpreisniveaus 
niedrig und stagnieren seit Jahren entgegen dem bundesweiten 
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Trend. Das DIW (2012, S. 12-13) erwartet dass diese Entwicklung 
im gesamten Ruhrgebiet anhält oder nur geringe Mietpreissteige-
rungen stattfinden. 

Die aktuelle Situation auf dem Wohnungsmarkt ist Ausdruck da-
von, dass sich mit dem fortwährenden Strukturwandel im Ruhrge-
biet auch die Stadtlandschaften kontinuierlich verändern. Damit 
einhergehend bedeuten die Veränderung von Sozialstrukturen 
durch Zuwanderung und fortschreitende Armut neue Herausforde-
rungen. Viele Wohnungsbestände sind technisch überaltert, nicht 
für neue Wohnformen geeignet und durch problematische Eigen-
tumsstrukturen belastet.  

Auf Grund der Siedlungsdichte und der Spätfolgen des Struktur-
wandels ist das Ruhrgebiet von diesen Veränderungen wesentlich 
stärker betroffen als andere Teile des Landes Nordrhein-Westfa-
len: Mit dem Arbeitsplatzabbau der Montanindustrie wurden einer-
seits Prozesse der selektiven Abwanderungen in Gang gesetzt: 
Vor allem die Jüngeren und besser Ausgebildeten im Berufsfin-
dungs- und Familiengründungsalter suchten sich Arbeitsstellen in 
prosperierenden Räumen. Die zurückbleibenden, weniger mobilen 
und schwächer ausgebildeten Bevölkerungsgruppen, oft in prekä-
ren Beschäftigungsverhältnissen oder arbeitslos, konzentrierten 
sich in bestimmten Stadtquartieren. Die Zurückbleibenden konnten 
es sich in der Regel finanziell nicht leisten, in andere Stadtteile, 
geschweige denn in andere prosperierende Regionen umzuziehen 
oder auch nur erhöhte Mietpreise im Zuge von Renovierungen und 
Aufwertungen der Häuser und Wohnungen zu bezahlen. 

Aus einem komplexen Wirkungszusammenhang entstanden städti-
sche Problemquartiere im Ruhrgebiet. Die klassischen Instrumente 
der Stadtentwicklung alleine reichen zur Bewältigung dieser Prob-
lemlagen nicht aus und müssen ergänzt und erweitert werden. Ne-
ben der Aufwertung von Stadtteilen und Stadtzentren gewinnen 
Maßnahmen zu Armutsbekämpfung und Verbesserung der Bil-
dungsangebote, zur Sicherung der Wohnungsbestände, zur Be-
reitstellung gewerblich-industrieller Bauflächen oder zur Steige-
rung der Energieeffizienz an Bedeutung. Notwendig sind „inte-
grierte Projekte“, die ökonomische, ökologische und soziale Ziele 
auf nachhaltige Weise verbinden. 

Umwelt- und Klimaschutz 

Die Themen Klimaanpassung und Energieeffizienz sind im Ruhr-
gebiet weit oben auf der politischen Agenda angesiedelt. Die 
Grundsteine wurden bereits mit der Internationalen Bauausstellung 
Emscher Park, der Kulturhauptstadt Europas RUHR.2010 und der 
InnovationCity Ruhr mit der Modellstadt Bottrop gelegt. Aktuell ist 
das Ruhrgebiet mit der klimametropole RUHR 2022 in das landes-
weite Vorhaben der KlimaExpo.NRW als regionaler Partner einge-
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bunden. Im Rahmen der KlimaExpo.NRW werden Projekte aus fol-
genden Themenschwerpunkten vorangetrieben und außenwirk-
sam vermarket (vgl. Expo Fortschrittsmotor Klimaschutz GmbH 
2015): 

 Transformation des Energiesystems 

 Energie- und Ressourceneffizienz in Produktion und Konsum 

 Klimagerechte Stadt- und Regionalentwicklung 

 Neue Konzepte für Mobilität und Transport 

NRW verfolgt mit den initiierten Vorhaben den gesetzlichen Vorga-
ben Rechnung zu tragen. 2013 hat NRW als erstes Bundesland 
ein Klimaschutzgesetz auf den Weg gebracht, das verbindliche Kli-
maschutzziele festlegt. Entsprechend der gesetzlichen Zielvorga-
ben sollen die Treibhausgase bis zum Jahr 2020 um mindestens 
25 Prozent und bis zum Jahr 2050 um mindestens 80 Prozent ge-
genüber den Gesamtemissionen des Jahres 1990 reduziert wer-
den. Dem Land NRW sowie dem Ruhrgebiet wird dabei eine Vor-
reiterrolle zuteil, indem sie frühzeitig ihre Potenziale auf dem Ge-
biet Umwelt- und Klimaschutz sowie Energieeffizienz identifizieren 
und über den gegenseitigen Austausch nutzen.  

Darüber hinaus werden die Ergebnisse einem breiten Publikum 
bekannt gemacht. 

Speziell im Ruhrgebiet werden acht Themenbereiche behandelt, 
um die Projekte im Rahmen der Klimametropole RUHR 2022 er-
folgreich umzusetzen: 

 Energie (z. B. erneuerbare Energien, energetischer Stadtum-
bau, Aufbau weiterer Forschungskompetenzen auf der Gebiet 
der Energiegewinnung und -effizienz) 

 Mobilität (z. B. ressourcenschonende Verkehrssysteme, alter-
native Antriebskonzepte, Optimierung des ÖPNV, mobile Ap-
plikationen) 

 Wirtschaft (z. B. energie- und ressourceneffiziente Produkti-
onsverfahren, intelligente Recyclingsysteme) 

 Stadt (z. B. ganzheitliche und klimagerechte Stadt- und Quar-
tiersentwicklung, Klimaanpassung in der Stadtentwicklung) 

 Landschaft (z. B. intakte Ökosysteme, ökologisches Flächen-
management) 

 Wasser (z. B. Hochwasserschutz, Siedlungsentwässerung) 

 Wissen (z. B. Umwelt- und Klimabildung, vernetztes Zusam-
menarbeiten im Sinne von Open Innovation) 

 Kultur (z. B. gesellschaftliche Auseinandersetzung mit Umwelt-
schutz und Klimawandel, Wertevermittlung). 
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Zwischenfazit 

Die Ausführungen zur Siedlungsentwicklung und Infrastrukturaus-
stattung im Ruhrgebiet haben aufgezeigt, dass das Ruhrgebiet 
eine sehr gute Basisinfrastruktur besitzt. Hierzu zählen die beste-
hende Breitbandversorgung mit hohen Übertragungsraten, das 
engmaschige Verkehrsnetz sowie das Angebot an verschiedenen 
Verkehrsträgern, die eine gute Verkehrsanbindung gewährleisten. 
Im Zusammenspiel mit den Branchenkompetenzen im Bereich Lo-
gistik/Verkehr (vgl. 3.2) besteht für das Ruhrgebiet die Chance, 
diesen Modal Split in Zukunft noch enger miteinander zu verzah-
nen und moderne Informations- und Kommunikationstechnologien 
zum Zwecke der Verkehrsoptimierung zu integrieren. 

In Bezug auf das dichte Verkehrsnetz zeigen sich jedoch auch 
Handlungsbedarfe im Bereich der Sanierung der teilweise maro-
den Verkehrsinfrastruktur sowie in der Kompensation und Optimie-
rung von bestehenden Engpassstellen aufgrund einer hohen Ver-
kehrsbelastung, die infolge einer zunehmenden Mobilität voraus-
sichtlich weiter ansteigen wird. Hier sind Investitionen in die Ver-
kehrsinfrastruktur notwendig, um den Wirtschafts- und Pendler-
strömen auch zukünftig gerecht zu werden und die Standortvor-
teile zu bewahren. In Anbetracht der Aufrechterhaltung und Stär-
kung von Standortvorteilen wird es für das Ruhrgebiet ebenfalls 
darauf ankommen ausreichend Flächenreserven für Gewerbe- und 
Industrieansiedlungen vorzuhalten. Hier besteht die Aufgabe darin, 
die bestehenden Nutzungshemmnisse/Flächenrestriktionen zügig 
abzubauen. 
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3.7 Stärken-Schwächen-Chancen-Risiken-Profil des Ruhrgebiets 

Stärken Schwächen 

 
Stabilisierung der Bevölkerungsentwicklung 
– nach Jahrzehnten anhaltender Bevölke-
rungsabnahme verbleibt Bevölkerung in 
jüngster Zeit auf konstantem Niveau. 

Das Wirtschaftswachstum nimmt an Fahrt 
auf und ist ein positives Signal für den wirt-
schaftlichen Aufholprozess. Die Bruttowert-
schöpfung, also der Gesamtwert der erzeug-
ten Waren und Dienstleistungen, wächst 
zwischen 2002-2012 schneller als in NRW 
und auf Bundesebene 

Sozialverträglicher Strukturwandel hin zu ei-
ner wachsenden Dienstleistungswirtschaft 

Herausbildung einzelner industrieller Kerne 
mit hoher Spezialisierung und internationaler 
Sichtbarkeit (Metallindustrie, Chemieindust-
rie, Maschinenbau, Energiewirtschaft). 

Eine der dichtesten Forschungs- und Hoch-
schullandschaften Deutschlands.  

Hohe Dichte an Innovations-, Technologie- 
und Gründerzentren. 

Sehr gute verkehrliche Erreichbarkeit und 
enges Verkehrsinfrastrukturnetz. 

Gute Versorgung mit einer leistungsfähigen 
Breitbandinfrastruktur Hohe Siedlungsdichte 
(größter Ballungsraum Deutschlands) mit ei-
ner hohen Konzentration an Leistungen der 
Nah- und Grundversorgung. 

 
Voranschreitende Alterung der Bevölkerung 
bei gleichzeitig sinkender Zahl an Personen 
im erwerbsfähigen Alter. 

Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit (BIP pro 
Kopf) unter Bundes- und Landesniveau. 

Kaufkraftniveau am unteren Ende der Skala 
im Deutschlandvergleich. Zugleich erhöhtes 
Armutsrisiko. 

Kritische kommunale Finanzlage: hohe Ver-
schuldung und höhere öffentliche Investitions-
ausgaben bei seit 2011 stagnierenden Real-
steuereinnahmen. 

Geringe FuE-Leistung (Aufwendungen, Per-
sonal), Patent- und Gründungsintensität.  

Unzureichende Verzahnung von Wissen-
schaft und Wirtschaft hemmen Innovations-
leistung  

Angespannte Arbeitsmarktsituation charakte-
risiert durch einen hohen Anteil von atypi-
schen Beschäftigungsverhältnissen, Langzeit-
arbeitslosigkeit und Arbeitslosigkeit bei Ju-
gendlichen und Ausländern. 

Hochwertige Dienstleistungen sind unterre-
präsentiert. 

Unterdurchschnittliche Akademisierungsrate. 

Knappheit an Gewerbe- und Industrieflächen: 
Abnahme der Flächenpotenziale und einge-
schränkte Vermarktbarkeit.  

Überlastungen von Verkehrsträgern und in 
Teilen sanierungsbedürftige Infrastruktur. 

Polyzentrische Governancestruktur erschwert 
Entscheidungsfindungsprozesse.  
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Chancen Risiken 
 
Zuzug von ausländischer Bevölkerung bietet 
Potenziale, die Fachkräftebedarfe der Unter-
nehmen zu decken. 

Stärkere Zusammenarbeit zwischen Bil-
dungseinrichtungen und der Wirtschaft si-
chert eine demografiefeste Fachkräfte- und 
Ausbildungspolitik. 

Hohe Dichte an Hochschulen und FuE-Ein-
richtungen birgt ein hohes Potenzial, FuE-Er-
gebnisse in marktfähige Produkte zu überfüh-
ren. 

Gründungen im höherwertigen Segment 
schaffen nachhaltige Arbeitsplätze für Hoch-
qualifizierte und stärken die Wettbewerbsfä-
higkeit.  

Chance zur Steigerung der regionalen Inno-
vationsleistung über cross-sektorale Zusam-
menarbeit. 

Stärkung des Image und der Außenwahrneh-
mung des Ruhrgebiets als Wissenschafts-
standort. 

Digitalisierung bietet Chance, Schlüsselkom-
petenzen in der Wirtschaft aufzubauen sowie 
Geschäftskonzepte in Unternehmen zu opti-
mieren, um damit die Wettbewerbsfähigkeit 
zu erhöhen. 

Bereiche Gesundheit und Wohnen im Alter 
bieten hohe Potenziale neue Dienstleistun-
gen und Geschäftsmodelle zu entwickeln.  

Interkommunale und interdisziplinäre Koope-
rationen ermöglichen Synergien und Einspar-
effekte.  

 
Die immer kürzer werdenden Innovations-
zyklen stellen vor allem für KMU eine hohe 
Herausforderung dar. Forschungskooperati-
onen werden immer unerlässlicher. 

Geringe FuE-Kapazitäten der Unternehmen 
hemmen die wirtschaftliche Verwertung von 
Forschungsergebnissen. Dies kann den Er-
neuerungsprozess der Wirtschaft beein-
trächtigen.  

Steigende Anforderungen auf den Kapital-
märkten erschweren vor allem für KMU den 
Zugang zu Fremdkapital. 

Durch den demografischen Wandel sinkt 
das Arbeitskräfteangebot in der Region.  

Der weiter steigende Wettbewerb der Regio-
nen um gut ausgebildete und passfähige 
Mitarbeiter führt zu einem erhöhten Abwan-
derungsrisiko.  

Wachsende Qualifikationsanforderungen der 
Unternehmen bergen bei abnehmendem Er-
werbspersonenpotenzial die Gefahr, den 
Fachkräftebedarf nicht decken zu können. 

Kritische Situation der kommunalen Haus-
halte birgt die Gefahr, dass Handlungsspiel-
räume weiter eingeengt werden.  

Divergierende sozioökonomische Entwick-
lung der Kreise/ kreisfreien Städte im Ruhr-
gebiet kann die regionale Konsensbildung 
erschweren.  
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4 Erschließbare Potenziale im Ruhrgebiet durch 
die Regionalpolitik 

4.1 Review der Politikkonzepte für das Ruhrgebiet der letzten  
40 Jahre 

Ähnlich wie der Begriff „Strukturwandel“ beschreibt der Begriff 
„Strukturpolitik“ nicht ein klar umrissenes Politikfeld, sondern um-
fasst stets politische Maßnahmen und Rahmensetzungen in je un-
terschiedlichen Politikfeldern. Strukturpolitik ist demnach zumeist 
ein Oberbegriff sowohl für ökologische sowie wirtschafts- und sozi-
alpolitische Maßnahmen als auch für solche, die auf  den Themen-
felder Energie, Umwelt, Städtebau, Raumplanung, Arbeitsmarkt 
und Kultur zuzuordnen sind. Letztlich zielen jedwede strukturpoliti-
schen Ansätze auf „sozioökonomische Prozesse[n], die als korrek-
turbedürftig angesehen werden“ (Goch 2002, S. 17) und stellen 
somit eine direkte oder indirekte Reaktion auf Prozesse des Struk-
turwandels dar. 

Bezogen auf das Ruhrgebiet zeigt sich, dass die Strukturpolitik in 
ihrer historischen Genese ab Mitte/Ende der 1960er Jahre auf 
ebendiese mannigfaltigen Strukturwandlungsprozesse bezogen 
war. Die Anfänge der Strukturpolitik für das Ruhrgebiet können da-
her als direkte, wenn auch zeitlich verzögerte Reaktionen auf öko-
nomische Krisenszenarien gelesen werden, welche insbesondere 
in der Bergbaukrise ab 1958 ihren Ursprung hatten, sich später je-
doch auf sämtliche Bereiche des montanindustriellen Wirtschafts-
sektors ausweiteten. Voraussetzung für den Anstoß strukturpoliti-
scher Maßnahmen war somit zum einen die Beobachtung der sich 
verschlimmernden sozioökonomischen Krisenszenarien, zum an-
deren die erst im Laufe der Zeit einsetzende Einordnung dieser 
Krisen als strukturelle, nicht konjunkturelle Problemlagen. 

Im Folgenden sind die zentralen strukturpolitischen Konzepte für 
das Ruhrgebiet der vergangen 40 bis 45 Jahre näher beleuchtet. 
Hierbei wird zwischen vier zentralen Phasen14 unterschieden, die 
im Folgenden in ihren zentralen Ansätzen umrissen werden sowie 
positive und negative Aspekte dieser Phasen herausstellen: 

 Erste Phase (1966-1974): Integrierte Strukturpolitik 

 Zweite Phase (1975-1986): Zentralisierte Strukturpolitik 

 Dritte Phase (1987-1999): Regionalisierte Strukturpolitik 

 Vierte Phase (2000- ): Kompetenzfeldorientierte Strukturpolitik. 

                                                
14 Angemerkt sei, dass diese Einteilung in verschiedene Phasen recht grobe Entwicklungslinien darstellt und die Über-

gänge zwischen diesen Phasen stets als fließend zu verstehend sind. 
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Exkurs zur montanindustriellen Pfadabhängigkeit des Ruhrgebiets 

Die Kohle- und Stahlindustrie dominiert seit Mitte des 19. Jahrhunderts die Wirtschaft des Ruhrgebietes und hat 
die Region zu einem industriellen Ballungsraum werden lassen. Schon früh ist um die Kohleförderung und die 
Stahlerzeugung ein montanindustrielles Produktionscluster entstanden, ein Geflecht von Vorleistungs- und Ab-
satzbeziehungen (u. a. zählen ein ausgeprägter Energiesektor, die anorganische Chemieindustrie oder auch die 
Maschinenbau- und Anlagetechnikindustrie dazu). Dieser geschichtliche Wachstumspool rund um Kohle und 
Stahl prägte das Bild der Region nachhaltig, vor allem aber einseitig. Die Wachstumsphase des Montansektors 
im Ruhrgebiet kann seit Mitte des 20.Jh. als beendet angesehen werden. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden 
die alten Montanstrukturen aufgrund der herausragenden Bedeutung der Grundstoffindustrie für den Wiederauf-
bau Europas und des Kohlemangels wieder aufgebaut und das Ruhrgebiet wurde zum schwerindustriellen Zent-
rum Deutschlands. Zunächst erzielten die Montanunternehmen auch Wachstumsraten, die deutlich über dem 
Bundesdurchschnitt lagen, was sich wiederum positiv auf die Lohnentwicklung in der Region auswirkte. Ein ho-
hes Lohnniveau verfestigte die sektoralen Strukturen, Nicht-Montanbranchen siedelten sich in anderen west-
deutschen Regionen an. Mit Beginn der ersten Kohlekrise wurde bereits in den 50er Jahren die Abhängigkeit 
des Ruhrgebietes von der monostrukturierten Wirtschaft immer deutlicher. Die Verdrängung der Steinkohle er-
reichte Ende der 60er Jahre ihren zweiten Höhepunkt; weitere Zechenstilllegungen folgten und Arbeitsplätze 
wurden abgebaut. Beschäftigungsaufbau erzielte man vor allem im Bildungs- und Wissenschaftsbereich sowie 
in der Automobilwirtschaft. Wenn man sich kurz vergegenwärtigt, dass es historisch im Revier weder Universitä-
ten noch Kasernen gab, dann zeigen folgende Zahlen, wie die dominierende und strukturprägende Kraft von 
Kohle und Stahl „zusammengeschmolzen“ ist: Inzwischen sind im Ruhrgebiet unter 5 Prozent der Beschäftigten 
im Montansektor beschäftigt, während die Zahl der Studenten auf fast 250.000 angewachsen ist. 

Die schwerindustrielle Tradition des Ruhrgebiets ließ den Großteil der Menschen unter dem Regime der Mas-
senproduktion und der tayloristischen Arbeitsorganisation in Großunternehmen groß werden. Tätigkeiten in 
Großkonzernen, die ein hohes Maß an Arbeitsteilung und damit an fachlichem Spezialistentum ausprägen, er-
schweren jedoch tendenziell die Chancen für den Erwerb von Querschnitts- und Schlüsselqualifikationen, die 
unternehmerisches Denken und Handeln begünstigen. Die Herausbildung unternehmerischer Eigenschaften 
aber auch generell die gerade in modernen „Wissensgesellschaften“ geforderten Fähigkeiten und Kompetenzen 
zur „Selbstorganisation“ dürfte dies gehemmt haben. Der beschworene neue „Mythos“ des Ruhrgebiets als „ein 
starkes Stück Deutschland“ hat zwar das Regionalbewusstsein geschärft und eine durch den rapiden sozioöko-
nomischen Wandel geschrumpfte regionale Identität revitalisiert, allerdings um den Preis, dass viele in der Re-
gion noch immer an die traditionelle Kultur der „Großindustrie“ glauben. Das Ruhrgebiet lebte traditionell von der 
Großindustrie. Deshalb wurde bei der Suche nach neuen Arbeitsplätzen auch weiterhin auf große Lösungen 
gesetzt. Diese tradierten Vorstellungen wurden vielfach übertragen und gelten ebenso für die Stadtentwicklung 
und Stadtkultur, weshalb Großprojekte große Sympathie genießen. Die alte (durch den Montankomplex) vielfäl-
tig geprägte Revierkultur kann deshalb auch ein Hindernis für den Aufbau einer nach der Massenproduktion an-
zustrebenden differenzierten Qualitätsproduktion mit einem hohen Anteil von Dienstleistungen sein. Neben wir-
kungsvollen Großprojekten tragen in heutigen Zeiten von Industrie 4.0 aber häufig kleinteilige, flexible und wis-
sensintensive Wirtschaftsstrukturen das wirtschaftliche Wachstum. 

Hinzu kommt ein strukturelles Problem, dass auch andere traditionelle Industrieregionen trifft: die ausgeprägte 
Stagnation auf dem Arbeitsmarkt und vor allem die Ausweitung beschäftigungspolitischer Problemzonen in ein-
zelnen Teilregionen. Der Anteil der Langzeitarbeitslosen befindet sich im Ruhrgebiet auf einem weitaus höheren 
Niveau als im Land Nordrhein-Westfalen. Erklären lässt sich das höhere Ausmaß der Langzeitarbeitslosigkeit 
dadurch, dass Arbeitslosigkeit im Ruhrgebiet zu einem größeren Teil strukturell bedingt ist. Problematisch für 
den Wirtschafts- und Sozialstandort Ruhrgebiet ist die räumliche Kumulation von Beschäftigungsrisiken: es 
droht die Gefahr, dass einzelne Stadtteile und ganze Städte (etwa in der Emscher-Lippe-Region) schrittweise 
eine Kultur der Arbeitslosigkeit aufgebaut haben, die Anstrengungen zur Belebung der Wirtschaft erheblich er-
schweren. Soziale Polarisierungs- und Ausgrenzungseffekte zeigen sich eben nicht nur an den „Rändern der 
Städte“, sondern manche Ruhrgebietsstädte drohen auch im Kern zu „verwahrlosen“ (vgl. ausführlich 
Bogumil et al 2012). 
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Erste Phase (1966-1974): Integrierte Strukturpolitik 

Genese, Ziele und Maßnahmen 

Die erste Phase der Strukturpolitik für das Ruhrgebiet wurde 1966 
durch einen Politikwechsel im Land Nordrhein-Westfalen eingelei-
tet. Die sozialliberale Regierung aus SPD und FDP formulierte be-
reits zu Beginn ihrer Regierungszeit das Ziel, die zentralen Prob-
leme des Landes mit großem Nachdruck anzugehen. So gab es 
ab 1966 frühzeitige Überlegungen und Aktivitäten zur Krisenbewäl-
tigung insbesondere im Ruhrgebiet, da der montanindustrielle 
Komplex stark ins Wanken geriet und Zechenstilllegungen und 
eine massenhafte Freisetzung von Arbeitskräften die Krise zuse-
hends verstärkten. So wurde unter anderem die Ruhrkohle AG als 
Konsolidierungsunternehmen der deutschen Steinkohleförderung 
gegründet.  

Parallel hierzu formulierte die neue Landesregierung das Entwick-
lungsprogramm Ruhr, welches als erstes Programm einer akti-
ven Strukturpolitik bundesweit 1968 in Kraft trat. Für dieses Pro-
gramm standen für einen Zeitraum von fünf Jahren 17 Milliar-
den DM zur Verfügung, welche aus den Haushalten des Bundes, 
des Landes, der Europäischen Gemeinschaft und der Bundesan-
stalt für Arbeit bereitgestellt wurden (vgl. Heinze/Hilbert et al. 
1996). Die Landesregierung erhoffte sich von diesem Programm 
eine neue Anstoßwirkung für die Wirtschaft, die auch über die 
Grenzen des Ruhrgebiets hinaus eine Signalwirkung für das ge-
samte Land NRW entfalten sollte. Das Entwicklungsprogramm 
Ruhr hatte als übergeordnetes Ziel, neue Industriearbeitsplätze im 
Ruhrgebiet zu schaffen sowie die oftmals kaum abgestimmten Ein-
zelmaßnahmen zu bündeln und die sektorale Strukturpolitik um 
neue Formen regionaler Strukturpolitik zu ergänzen. Neu an die-
sem Ansatz war hierbei insbesondere, dass nicht ausschließlich 
klassische Industriepolitik im Fokus stand, sondern derlei Maßnah-
men durch zahlreiche weitere Maßnahmen flankiert werden soll-
ten. Zu den zentralen Zielen des Programmes gehörten demnach 
folgende Punkte (vgl. hierzu auch Danielzyk 1992): 

 Der zu erwartende Niedergang des Bergbaus sollte „sozial“ 
gestaltet werden und die verbliebene Kohlenwirtschaft durch 
Modernisierungsmaßnahmen zukunftsorientiert und wettbe-
werbsfähig aufgestellt werden. 

 Zudem zielte das Programm auf die Ansiedlung neuer Indust-
riebetriebe im Ruhrgebiet ab. 

 Durch eine Bildungsexpansion sollten neue „Humanressour-
cen“ erschlossen werden. Hintergrund war der nur marginale 
Ausbau des Schulsystems sowie der Hochschulen und Uni-
versitäten in der Region. Hier lag ein zentrales Manko des 
Ruhrgebiets, da durch die schwerindustrielle Vergangenheit 
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der Region das Bildungssystem nur sehr schwach ausgebaut 
war und insbesondere im Vergleich zu anderen Regionen 
deutlich zurückfiel. 

 Durch eine umfangreiche kommunale Gebietsreform wurde 
das Ziel verfolgt, eine effiziente Leistungsverwaltung zu in-
stallieren. 

 Hinzu kamen massive Investitionen in die Infrastruktur. Hin-
sichtlich der Verkehrsinfrastruktur lag der Fokus auf dem 
Ausbau von Schnell-, Bundes- und Fernstraßen sowie dem 
Ausbau des Nahverkehrs (etwa durch neue und umfangrei-
chere  
S-Bahn-Linien). Dies wurde flankiert von weiteren städtebau-
lichen Maßnahmen, die einer Zersiedelung des Ruhrgebiets 
entgegen wirken sollten. 

 Ein weiterer zentraler Ansatz war die Förderung des Freizeit-
wertes im Ruhrgebiet. Als stark montanindustriell geprägte 
Region mangelte es insbesondere an städtischen Grünflä-
chen und Naherholungseinrichtungen. Diese sollte mit Hilfe 
des Programmes gefördert werden. 

Das Entwicklungsprogramm Ruhr wurde bereits nach zwei Jahren 
ausgeweitet zum Nordrhein-Westfalen-Programm 1975, welches 
im Kern vergleichbare Ziele mit ähnlichen Mitteln verfolgte. Gleich-
wohl wurde der Bezugsrahmen der strukturpolitischen Förderun-
gen auf das gesamte Land ausgedehnt. Das Programm 1975 hatte 
ein Finanzvolumen von 31 Milliarden DM. Zwar lag auch hierbei 
der primäre Fokus auf der Neuansiedlung von Betrieben sowie ei-
ner Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der vorhandenen In-
dustrieunternehmen, jedoch sollte ebenso eine starke Förderung 
„neuer“ und erfolgsversprechender Bereiche wie Bildung und For-
schung erzielt werden. Das langfristige Ziel war demnach, struktu-
relle Veränderungen zu 
initiieren, wenngleich dies natürlich einen Spagat zwischen Konso-
lidierung und Neuorientierung bedeutete. 

Bewertung 

Rückblickend muss das Entwicklungsprogramm Ruhr bzw. das 
Entwicklungsprogramm Nordrhein-Westfalen 1975 ambivalent be-
urteilt werden. Positiv waren hierbei zweifelsohne die wesentlichen 
Verbesserungen der Infrastruktur für Forschung, Bildung und Aus-
bildung, die zuvor in der montanindustriellen Expansionsphase 
stark vernachlässigt wurden. Gab es vor der Initiierung des Ent-
wicklungsprogramms Ruhr mit der Ruhr-Universität Bochum ledig-
lich eine Hochschule im gesamten Ruhrgebiet, wurden im Zuge 
dieses Programmes zahlreiche Universitäten und Fachhochschu-
len gegründet. Hierzu zählen die Universität Dortmund, die Ge-



 

  101 

samthochschulen in Essen, Duisburg und Hagen (mit Fernuniver-
sität) sowie weitere Fachhochschulen etwa in Bochum und Dort-
mund. Hierdurch konnte nicht nur das Ausbildungsniveau in der 
Region spürbar erhöht und an sich verändernde Bedarfe auf dem 
Arbeitsmarkt angepasst werden, sondern es entstanden auch 
neue gewichtige Arbeitgeber jenseits von Kohle und Stahl in der 
Region.  

Ebenso positiv kann resümiert werden, dass die wirtschaftlichen 
Standortbedingungen zu jener Zeit durch den Ausbau der „harten“ 
Infrastruktur verbessert wurden. Dies wurde flankiert durch eine 
Beruhigung der Krisenszenarien durch mehr Beschäftigung im ter-
tiären Sektor, keinen weiteren Arbeitsplatzabbau in Industriebetrie-
ben (Bergbau ausgenommen) und eine sinkende Arbeitslosigkeit – 
es muss jedoch darauf hingewiesen werden, dass nicht all dies 
eine direkte Folge der strukturpolitischen Maßnahmen war, son-
dern vielmehr in einem kurzzeitigen Hoch des industriellen Sektors 
begründet lag. Die konjunkturellen Entwicklungen im Zuge eines 
überraschenden Booms in der Stahlindustrie wirkten sich demnach 
positiv auf die gesamtwirtschaftliche Lage der Region aus. Positive 
Entwicklungen konnten insbesondere im Bereich der Wohn- und 
Lebensqualität erreicht werden. Ursächlich hierfür waren Investitio-
nen in die „weichen“ Standortbedingungen, die zu einer Verschö-
nerung der Städte, verbesserten Wohn- und Lebensbedingungen 
und attraktiveren Freizeitmöglichkeiten führten. Die Jahre zuvor 
formulierte Forderung Willy Brandts nach einem „blauen Himmel 
über der Ruhr“ konnte zu dieser Zeit zumindest teilweise erreicht 
werden, indem insbesondere die Umweltbelastungen reduziert 
wurden.  

Dass das Entwicklungsprogramm Ruhr bzw. Nordrhein-Westfalen 
1975 rückblickend nicht als voller Erfolg verbucht wird, hängt mit 
nicht zu übersehenden Schwächen des Programms zusammen. 
Zum einen zeigt sich rückblickend, dass viele der Einzelprojekte 
und Vorhaben zum Teil nie begonnen oder aber nicht beendet 
wurden. Ein Beispiel hierfür sind der zwar begonnene, aber letzt-
lich nicht fertiggestellte Ausbau der ÖPNV-Infrastruktur sowie die 
überregionale Vernetzung desselbigen. Zudem zeigte sich, dass 
im Zuge des Entwicklungsprogrammes Ruhr enorme Fördermittel 
in die Wiederbelebungsversuche der Altindustrien investiert wur-
den. Wenngleich dies aus der damaligen Logik heraus verständ-
lich erscheint, wird zum Teil auf die unzureichende Reichweite die-
ses Programms verwiesen. So sei insbesondere der Versuch, exo-
gene Potenziale in Form von Ansiedlungen neuer Großbetriebe zu 
nutzen, zu einem großen Teil gescheitert. Zudem waren die lang-
fristigen arbeitsmarktpolitischen Erfolge überschaubar und zu 
klein, um die verlorenen Arbeitsplätze insbesondere im Bergbau 
kompensieren zu können. Dies sollte jedoch erst Jahre später 
deutlich werden, da der zwischenzeitliche Boom in der Stahlindust-
rie die Hoffnung auf eine Stabilisierung des altindustriellen Mon-
tankomplexes nährte.  
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Zweite Phase (1975-1986): Zentralisierte Strukturpolitik 

Genese, Ziele und Maßnahmen 

Die zweite Phase der Strukturpolitik für das Ruhrgebiet hat ihren 
Ursprung im Wandel der politisch-administrativen Zuständigkeiten 
in der Region. So wurde dem Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk 
(SVR) die Planungskompetenz de facto bereits im Jahr 1975 ent-
zogen, indem die Planungshoheit im Zuge des neuen Landespla-
nungsgesetzes an die neuen Bezirksplanungsräte der Regierungs-
bezirke übertragen wurde. Dies wurde 1979 rechtlich bestärkt, in-
dem der SVR in den Kommunalverband Ruhrgebiet (KVR) umge-
wandelt wurde. Die Landesregierung verfolgte einen zentralisierten 
Strukturpolitik-Ansatz, der die endogenen Potenziale und die För-
derung von Technologie und Innovation in Schlüsselbranchen in 
das Zentrum der strukturpolitischen Bemühungen stellte. Dieser 
Ansatz sollte hierbei relativ breit sein und Fördermittel für prinzipi-
ell jede Branche beinhalten.  

De facto zeigte sich jedoch in der frühen Phase der zentralisierten 
Strukturpolitik ein starker Fokus auf die Montanindustrie und ihre 
Großbetriebe, während erst später der Versuch der Diversifizie-
rung von Klein- und Mittelbetrieben Einzug in die Strukturpolitik zu 
jener Zeit fand. Der Grund hierfür war konjunktureller Natur: Der 
Ölpreis-Schock machte die Ruhrkohle kurzfristig wieder rentabel 
und befeuerte die Hoffnung auf ein „Revival“ der Ruhrkohle. „Kohle 
hat Zukunft“ lautete das Stichwort Mitte der 1970er Jahre. Die Lan-
desregierung legte folglich verschiedene Technologie-Förderpro-
gramme auf, welche allesamt auf das Ruhrgebiet ausgerichtet wa-
ren. 

Hierunter fielen: 

 Technologieprogramm Bergbau (1974): Dieses Förderpro-
gramm hatte Kostensenkungen in der Kohleförderung,  
-aufbereitung und -verkokung sowie eine Verringerung berg-
baubedingter Umweltbelastungen und Unfallgefahren zum 
Ziel. Bis 1984 wurden hierfür rund 620 Millionen DM bereitge-
stellt. 

 Technologieprogramm Energie (1974): Zentrales Anliegen 
war die Förderung rationeller Energieerzeugung sowie der 
Kohleveredelungs- und Kernenergietechniken, die kurz- und 
mittelfristig zu einer geringeren Abhängigkeit von Energieim-
porten beitragen sollte. Der nicht-nukleare Teil des Förder-
programmes wurde bis 1984 mit ca. 697 Millionen DM, der 
nukleare Teil mit ca. 964 Millionen DM gefördert. 

 Technologieprogramm Wirtschaft (1978): Ziel dieses För-
derprogrammes war die Förderung der Innovationsfähigkeit 
von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU), denen Hilfen 
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für die Entwicklung, Einführung und Verbreitung neuer Tech-
nologien bereitgestellt wurden. So wurden hierdurch nicht zu-
letzt neue Technologiezentren (etwa in Dortmund) erschaf-
fen. Dieses Förderprogramm richtete sich explizit an alle 
Branchen und förderte bis 1984 506 Projekte mit ca. 350 Mil-
lionen DM, wobei sich die Gesamtaufwendungen auf ca. 825 
Millionen DM beliefen. Letztlich wurde dieses Technologie-
programm im Jahre 1993 mit dem Technologieprogramm Zu-
kunftstechnologien und dem Technologieprogramm Material- 
und Werkstoffentwicklung zusammengelegt; 

 Technologieprogramm Stahl (1979): Ab 1975 kam es in der 
Stahlindustrie im Ruhrgebiet zu einer sich verschlimmernden 
Krise, die ab 1977 auch Entlassungen und Schließungen mit 
sich brachte. Die Landesregierung reagierte prompt und initi-
ierte das Technologieprogramm Stahl, welches auf eine Pro-
dukt- und Prozessoptimierung zielte und neue Technologien 
und Leistungssteigerungen in der Stahlerzeugung und -verar-
beitung förderte. Dieses Programm war hierbei auf zehn 
Jahre befristet und wurde mit rund 500 Millionen DM geför-
dert. 

All diese Förderprogramme mit Ausnahme des Technologiepro-
grammes Stahl gingen 1980 in das Aktionsprogramm Ruhr (Lauf-
zeit 1980-1984) über. Zentrales Anliegen war hierbei eine Neo-In-
dustrialisierung, jedoch zeigte sich ein starker Fokus auf die klassi-
schen Branchen, so dass die angestrebte Neo-Industrialisierung 
eher einer Re-Industrialisierung gleichkam. Ein tiefgreifender Wan-
del zeigte sich jedoch im prozessualen Charakter dieses Aktions-
programmes. Ursächlich hierfür war die Feststellung der zentralen 
Planungsinstanzen, dass räumlich differenzierte Planungen sowie 
deren Durchsetzung auf lokaler und regionaler Ebene immer 
schwieriger zu bewerkstelligen waren.  

Das Aktionsprogramm Ruhr sollte daher stärker dialogorientiert 
praktiziert werden und fand seinen Ursprung auf der Ruhrgebiets-
konferenz 1979 in Castrop-Rauxel, als ein korporatistischer Zu-
sammenschluss von Vertretern des Bundes, Landes, der Kommu-
nen, Wirtschaft, Gewerkschaften, Verbänden und weiteren gesell-
schaftlichen Gruppen angestoßen wurde. Die zentralen Ziele des 
Aktionsprogrammes Ruhr lauteten wie folgt: 

 Abbau der Arbeitslosigkeit durch ergänzende arbeitsmarktpo-
litische Maßnahmen und einen Ausbau der Berufsbildung; 

 Technologie-, Innovations- und Technologietransferförderung 
zusammen mit einer Verbreiterung des Forschungspotenzials 
im Ruhrgebiet; 

 Intensivierung der Stadterneuerung; 
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 Bodenmobilisierung mit Hilfe des neu gegründeten „Grund-
stücksfonds Ruhr"; 

 Ausbau des Umweltschutzes durch die Sanierung stark um-
weltbelastender Anlagen; 

 Förderung rationellerer und umweltfreundlicherer Kohlenut-
zung; 

 Stärkung der Finanz- und Investitionskraft der Kommunen zur 
Verbesserung der Infrastrukturleistungen und der regionalen 
Wirtschaftsförderung; 

 ein gezielter Ausbau kultureller Aktivitäten, Erholungsmög-
lichkeiten und eine gezielte Förderung von Theatern, Museen 
und Denkmälern. 

Das Aktionsprogramm Ruhr hatte einen Umfang von 6,9 Milliarden 
DM, von denen mit 5,1 Milliarden DM ein Großteil aus Landesmit-
teln bestritten wurde. Das Aktionsprogramm Ruhr kann rückbli-
ckend als Vorläufer der regionalisierten Strukturpolitik gesehen 
werden, wenngleich zunächst eine systematische Regionalisierung 
ausblieb. 

Bewertung 

Resümierend kann festgestellt werden, dass die verschiedenen 
strukturpolitischen Förderprogramme jener Zeit durchaus zu eini-
gen Erfolgen führten. So wurden nach Unternehmensangaben im 
Zeitraum von 1975 bis 1985 mit Hilfe dieser Programme rund 
187.000 Arbeitsplätze gesichert oder neu geschaffen. Der Fokus 
dieser Förderprogramme auf Technologie und eine Neo-Industriali-
sierung brachte einige infrastrukturelle Erfolge, etwa durch die 
Schaffung zahlreicher Technologiezentren im Revier, die dem 
Credo „Neue Technik braucht das Land“ (Heinze/Hilbert et al. 
1996, S. 23) folgten. Positiv ist das 1985 auferlegte Teilprogramm 
„Technologieprogramm Zukunftstechnologien“ zu bewerten, da es 
den Fokus von der klassischen Montanindustrie und ihrer Großbe-
triebe hin zu kleineren und mittleren Betrieben auch außerhalb des 
montanindustriellen Sektors richtete und somit eine stärkere Diver-
sifizierung der Wirtschaftsstruktur unterstützte. Zudem ist darauf 
hinzuweisen, dass mit dem Aktionsprogramm Ruhr erstmalig eine 
dialogorientierte Strukturpolitik zwischen den relevanten wirtschaft-
lichen, politischen und gesellschaftlichen Akteuren initiiert wurde, 
wenngleich der symbolische Faktor nicht unterschätzt werden darf. 

Insgesamt jedoch kann diese Phase der Strukturpolitik nicht nur im 
Ruhrgebiet als eher rückwärtsgewandte Politik bezeichnet werden. 
Wenngleich formal die Themen „Innovation und Technologie“ im 
Fokus der Förderung standen, so zeigten sich zahlreiche Förder-
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programme nicht als Versuch einer modernisierten Neo-Industriali-
sierung, sondern als Re-Industrialisierung der altbekannten Bran-
chen in der Montanindustrie. Hierbei wurde sowohl auf konjunktu-
relle Hochphasen als auch Krisenszenarien reagiert, ein wirklicher 
struktureller Neuanfang jedoch nicht gewagt. Zudem zeigte sich 
keine nähere Spezifizierung der Programmbereiche oder Problem-
regionen, so dass erneut insbesondere die montanindustriellen 
Großunternehmen massiv gefördert wurden. Ein weiterer Kritik-
punkt bezieht sich auf den Technologietransfer zwischen Hoch-
schulen und den KMU. Dieser war zwar beabsichtigt, aber ange-
sichts der aktuellen Debatten um Kooperationen zwischen Wissen-
schaft und Wirtschaft zeigt sich eine erschreckende Aktualität der 
bereits Mitte der 1970er Jahre diskutierten Ansätze, welche nicht 
zielführend verfolgt wurden. Insgesamt lässt sich daher festhalten, 
dass trotz positiver Bemühungen und durchaus vorzeigbarer Er-
folge die gesamte Programmpallette zu stark auf die Altindustrien 
ausgerichtet war, so dass ein großer Teil dieser strukturpolitischen 
Ansätze zwar nicht ausschließlich, jedoch zu einem gewichtigen 
Teil als „Abfederungspolitik“ (Danielzyk 1992, S. 90) für die Mon-
tanindustrie bewertet werden muss. Bedacht werden müssen hier-
bei natürlich die Handlungszwänge der damaligen Landesregie-
rung, welche den hohen Preis eines Verzichts auf eine Konsolidie-
rung der Montanindustrie im Ruhrgebiet nicht zahlen wollte. 

 

Dritte Phase (1987-1999): Regionalisierte Strukturpolitik 

Genese, Ziele und Maßnahmen 
Die angesprochene stärker dialogorientierte Form der Strukturpoli-
tik, die sich bereits ab Beginn der 1980er Jahre abzeichnete, sollte 
ab Ende der 1980er Jahre weiter intensiviert werden. Gegen Ende 
des Jahres 1986 verschärfte sich die Krise in der Stahlindustrie 
und der Steinkohlenwirtschaft noch einmal spürbar, was sich in ei-
nem erneuten massiven Arbeitsplatzabbau manifestierte. Dies 
führte auf Arbeitnehmerseite zu starken Protesten gegen die Mas-
senentlassungen – der soziale Frieden war in Gefahr und die wirt-
schaftliche Zukunft des Ruhrgebietes fraglich. Nicht zuletzt auf-
grund dieses massiven Drucks entwickelten die damaligen drei 
Landtagsfraktionen im März 1987 die Zukunftsinitiative Montan-
regionen (ZIM), welche den Beginn einer regionalisierten Struktur-
politik darstellte. Zentrale Ziele der ZIM umfassten: 

 Innovations- und Technologieförderung; 

 Förderung der zukunftsorientierten Qualifikation der Arbeit-
nehmer; 

 Erhalt und Beschaffung von Arbeitsplätzen; 

 Ausbau der Infrastruktur; 

 Verbesserung der Umwelt- und Energiesituation. 
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Deutlich wird, dass hinsichtlich der Ziele keine wirklichen neuen 
Wege beschritten wurden, da zahlreiche Kernziele bereits in vor-
herigen Förderprogrammen ein starkes Gewicht hatten. Das Neue 
an dieser Form der Strukturpolitik war eher ihr regionalisierter und 
dialogorientierter Charakter (vgl. Voelzkow 1994). So war die regi-
onalisierte Strukturpolitik der „ambitionierte Versuch, die Akteure 
vor Ort stärker in die Formulierung der Strukturpolitik einzubinden 
als es bislang der Fall war, um die Stärken und Schwächen der 
einzelnen Regionen transparenter zu machen und einen dezentra-
len, flächendeckenden Dialog zum Strukturwandel anzustoßen“ 
(Heinze/Hilbert et al. 1996, S. 37). Das zentrale Instrument zur 
Umsetzung dieser Leitidee waren die Regionalkonferenzen mit 
dem Ziel, sich über Entwicklungspotenziale der jeweiligen Regio-
nen auszutauschen und Entwicklungskonzepte mit Projekten zu 
erarbeiten, die aus Mitteln der ZIM finanziert wurden.  

Der korporatistische Zusammenschluss in den Regionalkonferen-
zen bestand hierbei aus Vertretern der Gemeinden, Städte, Kreise, 
Kommunen, Arbeitsverwaltungen, Hochschulen, Forschungs- und 
Transfereinrichtungen, Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände und 
lokalen Initiativen (vgl. ebenda). Wie viele Förderprogramme zuvor 
konzentrierte sich ZIM ausschließlich auf das Ruhrgebiet, was 
dazu führte, dass Forderungen nach einer Ausweitung auf das ge-
samte Land NRW zunahmen. So wiesen andere Regionen wie das 
Rheinland, Münsterland oder Ostwestfalen ebenfalls Defizite im 
Bereich der Infra- und Branchenstruktur auf, was diese Forderun-
gen ebenfalls nährte. Folglich fanden diese kurze Zeit später Ein-
gang in die politische Praxis, als 1989 die Zukunftsinitiative für 
die Regionen Nordrhein-Westfalens (ZIN) ins Leben gerufen 
wurde. Für ZIN wurden 15 Regionen in NRW gebildet, welche 
größtenteils den Bezirken der Industrie- und Handelskammern ent-
sprachen. Auch hier war das zentrale Ziel, auf Basis teilräumlicher 
dialogorientierter Formate neue Entwicklungsschwerpunkte und 
Konzepte zu erarbeiten. Im Ruhrgebiet wurden hierbei sechs Regi-
onen bestimmt: 

 Östliches Ruhrgebiet (Dortmund, Kreis Unna, Hamm)  

 Mittleres Ruhrgebiet (Bochum, Herne, Hattingen, Witten)  

 Mülheim an der Ruhr/Essen/Oberhausen (MEO)  

 Emscher-Lippe-Region (Gelsenkirchen, Bottrop, Kreis Reck-
linghausen)  

 Märkische Region (Hagen, Breckerfeld, Ennepetal, Gevels-
berg, Herdecke, Schwelm, Sprockhövel, Wetter)  

 Region Niederrhein (Duisburg, Kreis Wesel)  
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Förderfähig durch die Landesregierung waren in der ZIN solche 
Projekte, die eine Strukturwirksamkeit für die ökonomische und 
ökologische Erneuerung Nordrhein-Westfalens hatten. Die zentra-
len Merkmale der regionalisierten Strukturpolitik, insbesondere 
durch die ZIN, waren zum einen der dezentrale Charakter, so dass 
verschiedene Regionen zwar angeleitet wurden, jedoch autonom 
lokale und regionale Entwicklungsperspektiven erarbeiten konnten. 
Zum anderen kennzeichnete der partizipative Charakter die regio-
nalisierte Strukturpolitik, also ein dialogorientierter Ansatz unter 
Einbezug der relevanten Akteure „vor Ort“. Dies sollte dabei hel-
fen, die endogenen Potenziale teilräumlich differenziert zu kanali-
sieren und in Projekte zu überführen.  

Ein weiteres Ziel war insbesondere die Förderung der interkommu-
nalen Kooperation, so dass Städte und Kreise „an einem Strang“ 
ziehen sollten und solche Projekte und Entwicklungskonzepte er-
arbeiten sollten, die nicht an den Rändern des jeweiligen Zustän-
digkeitsbereiches Halt machten. Das Land übernahm insgesamt 
eine eher moderierende Funktion, indem es die zentralen Themen-
felder wie „Neue Technologien“, „Arbeitsmarkt und sozialpolitische 
Belange“ oder „Qualifizierung“ vorgab. Hierbei wurde ein ganzheit-
licher Ansatz gewählt, da neben der „klassischen“ (lokalen und re-
gionalen) Wirtschaftspolitik auch Umwelt- und Kulturpolitik sowie 
Stadtplanung eine zentrale Rolle spielen sollten. 

Bewertung 

Betrachtet man die regionalisierte Strukturpolitik im Rückblick, so 
lässt sich positiv konstatieren, dass hiermit auf unterschiedliche 
Problemlagen in unterschiedlichen Regionen mit einer räumlich-
differenzierten Strukturpolitik reagiert wurde und dieser Bottom-
Up-Ansatz auf sich verändernde strukturelle Rahmenbedingungen 
antwortete. Zudem kam es zu einem intensivierten korporatisti-
schen Dialog „vor Ort“. Die damalige wissenschaftliche Begleitfor-
schung kam zudem zu dem Schluss, dass die Grundidee der regi-
onalisierten Strukturpolitik als langfristig tragfähige Konzeption zur 
Beschleunigung des Strukturwandels angesehen werden konnte 
(vgl. auch Heinze/Voelzkow 1997). Insbesondere die neue Bedeu-
tung von Regionen im Standortwettbewerb wurde hier teilweise 
antizipiert und der dezentrale Charakter kann als Antwort auf die 
schwierige zentralisierte Governance gelesen werden. Positiv ist 
zudem festzuhalten, dass durch die Ausweitung von ZIM auf ZIN 
der strukturpolitische Ansatz breiter gefasst wurde, indem nicht 
mehr ausschließlich das Ruhrgebiet Hauptempfänger öffentlicher 
Fördermittel war. Die neugewonnene Legitimation gegenüber an-
deren Regionen in NRW war diesbezüglich von nicht zu unter-
schätzender Bedeutung. 

Nichtsdestotrotz wurde auch vielfach Kritik an diesem Ansatz ge-
übt. So gelang nicht in allen Regionen gleichermaßen ein tatsächli-
cher Austausch zwischen den relevanten Akteuren, so dass z. T. 
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Unternehmen, Gewerkschaften oder andere gesellschaftliche 
Gruppen außenvorgelassen wurden. Durch die Initiative der Lan-
desregierung, eine regionalisierte und dialogorientierte Strukturpo-
litik in den Regionen zu entwickeln, kam dies in der Praxis häufig 
einem „inszenierten Korporatismus“ (Heinze) gleich. Zudem kriti-
sierten die Akteure vor Ort z. T. die Intransparenz der Mittel-
vergabe für die jeweiligen Projekte. Rückblickend ist zudem festzu-
stellen, dass eine Entwicklung längerfristiger regionaler Leitbilder 
kaum gelang, stattdessen nicht selten eher Projekte mit regional 
hoher Ausstrahlung initiiert wurden, die nach einigen Jahren teil-
weise verblassten. 

Insgesamt zeigten sich sehr unterschiedliche Entwicklungsdynami-
ken in den unterschiedlichen Teilregionen; während einige nach 
der Beendigung von ZIN keine der Ansätze weiterverfolgten (etwa 
in der Teilregion Mülheim-Essen-Oberhausen), konnte ZIN an-
dernorts langfristig tragfähige Konzepte initiieren, etwa in der Re-
gion Niederrhein. Insbesondere im Ruhrgebiet zeigte sich zudem, 
dass eine Abstimmung unterschiedlicher Entwicklungskonzepte 
häufig nicht stattfand und der interkommunale Austausch eher 
Wunschdenken war. Erschwert wurde dies dadurch, dass z. T. be-
reits vorgefertigte (Infrastruktur-)Projekte „revitalisiert“ wurden, da 
neue Fördermittel zur Verfügung standen, ohne dass diese Pro-
jekte jedoch einen innovativen oder strukturverändernden Charak-
ter hatten (vgl. Danielzyk 1992 sowie Potratz 2000). 

Die Internationale Bauausstellung (IBA) Emscher Park (1989-1999) als Spielart regio-
nalisierter Strukturpolitik 

Genese, Ziele und Maßnahmen 

Parallel zu den regionalen Entwicklungskonferenzen initiierte das 
Land die Internationale Bauausstellung Emscher Park, welche von 
1989 bis 1999 in der Emscherzone15 umgesetzt wurde. Die Em-
scherzone galt lange Zeit als eine Region, die durch den Rückbau 
der Montanindustrie sowohl ökonomisch als auch ökologisch stark 
in Mitleidenschaft gezogen wurde. Daher lautete das oberste Ziel 
der IBA Emscher Park die ökologische, ökonomische und soziale 
Erneuerung einer alten Industrieregion. Hierzu wurde eine privat-
rechtliche Planungsgesellschaft ins Leben gerufen. Flankiert 
wurde dies durch einen halbstaatlichen Lenkungsausschuss, dem 
Vertreter des Landes, der Kommunen, der Wirtschaft und Gewerk-
schaften und weiteren gesellschaftlichen Akteure angehörten. Die 
Durchführung sollte in kleinschrittigen Projekten geschehen, die 
sich an innovativen Leitideen orientieren sollten („Strategie der 
tausend Blumen“). Während der IBA Emscher Park wurden rund 

                                                
15 Die Emscherzone liegt im nördlichen Ruhrgebiet und erstreckt sich von Duisburg im Westen bis Bergkamen im Osten. 

Hierzu zählen die kreisfreien Städte Bochum, Dortmund, Duisburg, Essen, Gelsenkirchen, Oberhausen, Kreis Recklin-
ghausen sowie der Kreis Unna. 
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129 Projekte in 17 Gemeinden mit rund 2,3 Milliarden Euro geför-
dert. Als Rahmensetzung fungierten fünf zentrale Leitthemen: 

 Emscher Landschaftspark: Rückgewinnung von Grünflächen 
aus ehemaligen Industriebrachen; 

 Renaturierung des Emschersystems: die Emscher sollte zu 
einem renaturierten Gewässer umgewandelt werden und die 
oberirdische Nutzung als Abwasserkanal beendet werden; 

 Umwidmung altindustrieller Gebäude und Flächen: alte und 
ungenutzte Industriebauten sollten einem neuen Zweck die-
nen; anstelle von Abriss wurden zahlreiche altindustrielle Ge-
bäude umgewandelt als Orte für Wohnen, Kultur, Freizeit o-
der Kunst; 

 Arbeiten im Park: Aufwertung altindustrieller Flächen, indem 
diese als Gewerbe- und Büroflächen nutzbar gemacht wer-
den; 

 Neues Wohnen: Umwandlung alter Industrieflächen für 
(neue) Formen des Wohnens, insbesondere mit Fokus auf 
Stadtteile mit besonderem Erneuerungsbedarf.  

Bewertung 

Rückblickend kann die IBA Emscher Park einige Erfolge aufwei-
sen. Zuallererst sind hier ökologische Erfolge zu nennen. Insbe-
sondere die (immer noch anhaltende) Renaturierung der Emscher 
konnte die Lebens- und Wohnqualität im nördlichen Ruhrgebiet er-
höhen. Zudem wurden nachhaltige Industriekulturprojekte und  
-flächen geschaffen. Als bekannte Beispiele sind hier etwa der Ga-
someter Oberhausen, die Jahrhunderthalle Bochum oder der 
Landschaftspark Duisburg-Nord zu nennen, welche allesamt eine 
Neunutzung und Modernisierung erfahren haben und heute so-
wohl Naherholungsgebiete als auch Orte für Konzerte, Ausstellun-
gen und Konferenzen darstellen. Ein positiver Nebeneffekt war 
hierbei die Ankurbelung des Tourismus im Ruhrgebiet, der nicht 
zuletzt durch den Industriekulturansatz gefördert wurde. Zudem 
sind die positiven psychosozialen Wirkungen von nicht zu unter-
schätzender Bedeutung, da die durch die IBA Emscher Park ange-
stoßenen Veränderungen häufig gut sichtbar waren und den Frei-
zeit- und Lebenswert in der Region deutlich erhöht haben. 

Kritisch wird hingegen z. T. auf die mangelnde Einbindung der Be-
völkerung in die Projektplanungen hingewiesen. Zudem wird nega-
tiv diskutiert, dass zwar wiederum einige herausragende Projekte 
verfolgt, jedoch nur partiell wirklich strukturverändernde nachhal-
tige Wandlungsprozesse angestoßen wurden.  
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Ebenso zeigte sich eine recht starke interkommunale Konkurrenz 
in Bezug auf die Akquise von Projekten und Fördergeldern, was 
sich auch darin niederschlug, dass viele der Teilprojekte kaum ab-
gestimmt koordinativ vollzogen wurden und häufig nicht über den 
Status symbolischer Insellösungen hinausgingen. 

 

Vierte Phase (2000- ): Kompetenzfeldorientierte Strukturpolitik 

Genese, Ziele und Maßnahmen 

Wenngleich die regionalisierte Strukturpolitik einschließlich der IBA 
Emscher Park einige Erfolge zu verzeichnen hatte, so konnten 
dennoch nicht genügend regionale Profilbildungen über Städte- 
und Kreisgrenzen hinweg erzielt werden. Dies führte dazu, dass 
explizit regionalisierte Ansätze für das Ruhrgebiet nach dem Ende 
der IBA Emscher Park kaum systematisch weiterverfolgt wurden. 
Vielmehr zeigt sich rückblickend eine Verschiebung der Planungs-
hoheit hin vom Land zu regionalen Akteuren wie dem Regionalver-
band Ruhr (RVR), welcher seit 2007 durch das Gesetz zur Über-
tragung der Regionalplanung für die Metropole Ruhr auf den RVR 
als übergeordnete Instanz wesentliche Eckpfeiler der regionalen 
Entwicklung steuern soll.  

Schon bereits vor dieser Entwicklung wurde sowohl auf Landes- 
als auch regionaler Ebene der Fokus der Strukturpolitik vermehrt 
auf die Bildung wirtschaftlicher Kompetenzfelder gerichtet. Die 
Stoßrichtung ist eng verbunden mit den öffentlichen und wissen-
schaftlichen Debatten um Regional Governance und Clusterpolitik 
(vgl. hierzu die Beiträge in Schmid et al. 2009 sowie Beck et al. 
2014), welche im Kern die (neue) Bedeutung von Regionen im glo-
balen Standortwettbewerb thematisieren. Diese wirtschaftlichen 
Kompetenzfelder werden in der Praxis auch häufig als Leitmärkte, 
Fokusbranchen oder Cluster bezeichnet. „Globalisierung erhöht 
den Wettbewerbsdruck und schafft neue Möglichkeiten, unter-
schiedliche Standorte zu nutzen. Unternehmen fokussieren auf 
Kernkompetenzen und brauchen damit starke Partner – Partner in 
der geografischen Nähe eines Clusters bieten dabei oft entschei-
dende Vorteile. Unternehmen sehen sich auch gezwungen, die 
spezifischen Vorteile unterschiedlicher Standorte zu kombinieren – 
Standorte mit starken Clustern sind dabei am attraktivsten. Auch in 
der Wirtschaftspolitik werden die Faktoren, die Clusterprogramme 
motivieren, nicht verschwinden. Nachhaltiges Wachstum bleibt ein 
entscheidendes Ziel, ohne das sich weder Klimawandel noch De-
mografischer Wandel handhaben lassen – Cluster bieten das not-
wendige Umfeld für die dazu notwendigen Innovationen. In einer 
immer komplexeren Wirtschaft braucht der Staat den engen Dialog 
mit Unternehmen und Wissenschaft, um Handlungsschwerpunkte 
faktenbasiert identifizieren zu können – Cluster bieten dazu eine 
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geeignete Plattform. Die Globalisierung erhöht den Druck auf Re-
gionen, sich national und international zu positionieren – Cluster 
können spezifische Stärken kommunizieren und wirtschaftspoliti-
sche Anstrengungen bündeln“ (Ketels 2010, 10). 

Die ersten Vorläufer dieser Entwicklung finden sich bereits im 
Ruhr-Memorandum von 1997, in dem sieben Kompetenzfelder für 
das Ruhrgebiet definiert wurden. Eine ähnliche Liste wurde drei 
Jahre später vom Kommunalverband Ruhrgebiet (KVR) im Akti-
onsprogramm Ruhr 2000+ vorgeschlagen, wobei beide Pro-
gramme einen starken Fokus auf klassische Industriebranchen 
legten und daher eher auf eine Reindustrialisierung ausgerichtet 
waren. Neue Akzente wurden dann durch das Landeswirtschafts-
ministerium gesetzt, welches auf Basis einer Empfehlung der Stra-
tegieberatung Roland Berger& Partner zunächst sechs, nach ei-
nem klassischen politischen Bargaining-Prozess dann 12 Kompe-
tenzfelder definierte und im „Wachstums- und Beschäftigungspakt 
Ruhr“ 2002 festschrieb (vgl. Kiese 2012). Dies wurde wiederum er-
weitert durch die Festlegung „Strategischer Handlungsfelder“ im 
Jahr 2004, die das vom Landwirtschaftsministerium beauftragte 
Institut für Arbeit und Technik (IAT) herausarbeitete. Anders als 
zuvor lag der Fokus hierbei nicht explizit auf dem Ruhrgebiet, son-
dern dem gesamten Land Nordrhein-Westfalen. 

2007 wurde dann mit den NRW-Clustern16 eine letzte Präzisierung 
vorgenommen, die bis heute die strukturpolitische Grundlage, zu-
mindest in Bezug auf Arbeitsmarkt, Beschäftigung und Wirtschafts-
entwicklung, in NRW bildet17. Zeitgleich zu dieser Entwicklung ist 
jedoch ebenso zu beobachten, dass neben den „Landesclustern“ 
auch auf regionaler und lokaler Ebene der Kompetenzfelder-An-
satz verfolgt wird. Auf lokaler Ebene beispielsweise definieren die 
Kommunen ihre wirtschaftlichen Fokusbranchen, die als zukunfts-
orientierte Wachstumsfelder in der jeweiligen Stadt oder dem Kreis 
angesehen werden18. Auf regionaler Ebene ist für das Ruhrgebiet 
auch die Wirtschaftsförderungseinrichtung des Regionalverbandes 
Ruhr, die Wirtschaftsförderung metropoleruhr (wmr), von Bedeu-
tung, die 2012 ebenfalls acht wirtschaftliche Leitmärkte mit 19 Zu-
kunftsfeldern für das Ruhrgebiet ausrief19. Insgesamt zeigt sich 
daher eine Vielzahl parallel existierender Kompetenzfelder, Fokus-
branchen und Cluster. Die aktuellen Wirtschaftsförderungseinrich-
tungen definieren sich damit breiter, verstehen sich eher als „Sys-
temsteuerung“, die über verschiedene Instrumente ausgewählte 

                                                
16 Zu den aktuellen NRW-Clustern zählen folgende Branchen: Automotive, Biotechnologie, Chemie, Energieforschung, Ener-

giewirtschaft, Ernährung, Gesundheitswirtschaft, IKT, Kultur- und Kreativwirtschaft, Kunststoff, Logistik, Maschinenbau/ 
Produktionstechnik, Medien, Medizintechnik, NanoMikro WerkstoffePhotonik , Umwelttechnologien 

17 Abbildung 1 gibt einen Überblick über die jeweiligen Programme und die darin definierten Kompetenzfelder. 
18 So etwa die Stadt Bochum, die fünf Branchen als „Kernkompetenzen“ in ihrer Stadt identifiziert hat: Gesundheitswirtschaft, 

IT-Sicherheit, Produktionswirtschaft, Energie/ Klimaschutz/ Ressourceneffizienz sowie Kreativwirtschaft  
19 Die Leitmärkt der wmr umfassen: Bildung und Wissen, Digitale Kommunikation, Freizeit& Events, Gesundheit, Mobilität, 

Nachhaltiger Konsum, Ressourceneffizienz, Urbanes Bauen & Wohnen 
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Cluster mit inszeniert und moderiert. „Mit der thematischen Aus-
weitung auf Cluster- und Netzwerkprojekte sowie auf Technologie- 
und Gründungsförderung beeinflussen neue Institutionen und Ak-
teure die wirtschaftspolitische Agenda. Klassische Funktionen der 
Wirtschaftsförderung wie Bestandspflege, Ansiedlungsförderung, 
Gewerbeflächenentwicklung oder Marketing stehen weiterhin auf 
der Tagesordnung, waren in den vergangenen Jahren aber selte-
ner im Blickfeld der öffentlichen und wissenschaftlichen Diskus-
sion. Diese Veränderungen und Ausdifferenzierungen haben zahl-
reiche und in der Regel gute Gründe. Wichtig ist in diesem Zusam-
menhang, dass kommunale und regionale Wirtschaftsförderung 
mittlerweile in ein verschiedene Ebenen umfassendes politisches 
Entscheidungssystem eingebunden sind, das den Rahmen für ver-
fügbare Ressourcen und strategische Ausrichtung vorgibt. Die 
Herausforderung lokaler Wirtschaftsförderung besteht immer mehr 
darin, die eigenen Stärken und Schwächen zu analysieren, um ge-
zielte Strategien zu entwickeln und diese mit den Vorgaben und 
Spielregeln der anderen politischen Ebenen vereinbar zu machen“ 
(wmr 2012, S. 92). 

Damit reagiert die Wirtschaftsförderung sowohl auf die sich im 
Ruhrgebiet vollzogenen und vollziehende Restrukturierungspro-
zesse in der Wirtschafts, die gewachsene Bedeutung der Globali-
sierung wie auch der Aufwertung des Wissens und geschrumpfter 
traditioneller Politiksteuerungsmöglichkeiten. Andererseits führt sie 
die Zielvorstellung der regionalisierten Strukturpolitik fort, die eben-
falls eine Transformation der Wirtschaftsstrukturen aktiv unterstüt-
zen wollte und dafür eine Abkehr von der Gießkannenpolitik zu-
gunsten einer „clusterorientierten“ Standortpolitik einleitete.  

Eine solche Ausrichtung kann exemplarisch am Beispiel der Stadt 
Dortmund gezeigt werden, die durch den Rückzug von Stahl und 
Kohle einen tiefgreifenden Strukturwandel in den letzten Jahrzehn-
ten erlebt hat (vgl. Bogumil et al. 2012) und sich nun als Technolo-
giestandort profiliert. Gerade durch die vorzeigbaren Aktivitäten 
des Technologiezentrums, das an der Schnittstelle von Wissen-
schaft und Wirtschaft angesiedelt ist und eng mit der Wirtschafts-
förderung kooperiert, gelingt dieser Umsteuerungsprozess relativ 
gut, wenngleich die Arbeitslosigkeit noch immer hoch ist. Die Kom-
petenzzentren im Technologiezentrum stellen insbesondere Klein- 
und Mittelunternehmen Infrastruktur und technisches Know-how 
zur Verfügung und können dadurch sowohl bestehende technolo-
gieorientierte Unternehmen als auch Existenzgründungen fördern. 
Der Technologie- und Wissenstransfer gehört inzwischen zum fes-
ten Arsenal der Wirtschaftsförderung in allen Kommunen des 
Ruhrgebietes, allerdings ist es in den letzten Jahren fast zu einer 
Gleichsetzung von Wirtschaftsförderung mit Clusterförderung ge-
kommen. Wenn allerdings jede Region meint, einzigartige Cluster-
konzepte entwickeln zu können, droht die Gefahr der Inflationie-
rung und tendenziell Entwertung.   
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Bewertung 

Die aktuelle strukturpolitische Ausrichtung auf wirtschaftliche Kom-
petenzfelder muss insgesamt ambivalent betrachtet werden. Posi-
tiv ist festzuhalten, dass mit diesem Ansatz der Versuch unternom-
men wird, die endogenen Potenziale in den Regionen zu betonen. 
Ferner zeigt sich, dass die definierten Kompetenzfelder neue und 
gemeinhin als Wachstumsbranchen charakterisierte Felder einbe-
ziehen und damit einen klaren Schnitt mit den in der Vergangen-
heit stets revitalisierten Ansätzen einer Reindustrialisierung dar-
stellen. 

Kritisch muss jedoch auf die oftmals fehlende empirische Evidenz 
für die Clusteridentifizierung hingewiesen werden, da die Genese 
der identifizierten erfolgsversprechenden Kompetenzfelder häufig 
nicht evidenzbasiert geschehen ist. Bezüglich der NRW-Cluster 
zeigt sich zudem eine breite quantitative Anzahl der Cluster, die 
eine wirkliche Profilierung auf Kernkompetenzen erschweren. Zu-
dem ist insbesondere im interregionalen und bundesdeutschen 
Vergleich zu erkennen, dass viele der identifizierten Cluster zu-
meist mit den gesamtwirtschaftlichen Entwicklungen anderer Regi-
onen zusammenfallen und sich identische oder ähnliche Clusterini-
tiativen in vielen anderen Regionen Deutschlands und teils Euro-
pas finden lassen. Dies erschwert die Herausbildung wirtschaftli-
cher Alleinstellungsmerkmale im Ruhrgebiet.  

Zudem gilt es, zukünftig stärker die Steuerungsmöglichkeiten von 
Clustern zu problematisieren, vor allem die Initiierung oder „Ausru-
fung“ von Clustern durch politische Akteure auf Landes-, regiona-
ler und lokaler Ebene. „Während Cluster in der wissenschaftlichen 
Literatur als durch Lokalisationsersparnisse organisch gewach-
sene Strukturen verstanden und zunehmend aus evolutionärer 
Perspektive diskutiert werden […], herrscht in Politik und Praxis 
ein technokratisches Clusterverständnis vor. Cluster werden ‚ge-
macht‘ und nicht als empirisches Phänomen begriffen, es wird also 
meist nicht zwischen Clustern einerseits und Clusterinitiativen, 
Clustermanagements, Clusterorganisationen usw. andererseits un-
terschieden. Die Gleichsetzung von organisch entstehenden und 
wachsenden Clustern und bewusst gesteuerten und gemanagten 
Initiativen birgt die Gefahr, grundlegende ökonomische Prozesse 
auszublenden und durch technokratischen Aktionismus (,Wir ma-
chen einen Cluster‘) ersetzen zu wollen“ (Kiese 2014, S. 176 f.).  

Mittlerweile gibt es eine flächendeckenden Verbreitung von Clus-
terpolitik in allen Regionen des Landes, getragen von allen politi-
schen Ebenen, von der kommunalen Wirtschaftsförderung der 
Städte und Gemeinden über verschiedene Politikfelder der Mini-
sterien der Bundesländer und des Bundes bis hin zur Strukturpoli-
tik der Europäischen Union oder sogar bis hin zur OECD, die sich 
ebenfalls mit einigen Publikationen an der Popularisierung der 
Clusterpolitik beteiligt hat.  
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Die Clusterpolitik ist besonders dort zu überdenken, wo sich keine 
nennenswerten Cluster erkennen lassen und deshalb andere Stär-
ken gesucht werden sollten, um die Ressourcen der Wirtschafts-
förderung auf Cluster mit Entwicklungspotential zu konzentrieren. 

 

 

4.2 Politiktypenvergleich und Erfahrungen anderer Regionen 

4.2.1 Midlands/Nordengland (UK): Pionierregion der Deindustrialisierung 

Ähnlich wie im Ruhrgebiet gibt es andere europaweite Beispiele 
für Prozesse des Strukturwandels. Offenkundig bietet sich hierbei 
ein Blick nach England an: als „Ur-Nation“ der Industrialisierung 
war England nicht nur Vorreiter in der industriellen Entwicklung, 
sondern auch in der zunehmenden Erosion klassischer Altindust-
rien. Rückblickend zeigt sich, dass der Strukturwandel in England 
bereits vor jenem im Ruhrgebiet einsetzte und insbesondere die 
Großstädte und Metropolregionen in der Mitte und im Norden des 
Landes vor tiefgreifende ökonomische und soziale Herausforde-
rungen stellte. Zu den größten Agglomerationen, welche einen 
derartigen Strukturwandel seit den 1950er bis 1970er-Jahren 
durchlaufen haben, zählen unter anderem die Standorte Birmin-
gham, Manchester, Liverpool und Sheffield. Gemein ist diesen 
Städten – die teilweise zu den Midlands gehören – die wirtschaftli-
che Wurzel in verschiedenen Bereichen der Montan- und Schwer-
industrie sowie vielfältige Strategien im Umgang mit dem Struktur-
wandel, die mal mehr und mal weniger erfolgreich verlaufen sind. 
Es ist daher von Bedeutung, etwaige Strategien und Erfolge, aber 
auch Rückschläge näher zu beleuchten und die Ambivalenzen die-
ser Wandlungsprozesse (neue Wachstumsfelder vs. Zunahme so-
zioökonomischer Disparitäten) herauszuarbeiten. 

Betrachtet man die öffentliche und wissenschaftliche Diskussion 
um erfolgreiche Strategien im Umgang mit dem Strukturwandel so-
wie einer urbanen Revitalisierung altindustrieller Räume in Eng-
land und Europa, so wird zumeist Manchester im Nordwesten des 
Landes als eines der positiven Beispiele herangezogen (vgl. unter 
vielen IZT 2013). Gemeinsam mit der rund 55 Kilometer westlich 
von Manchester gelegenen Stadt Liverpool galt diese Region 
lange Zeit als industrielles Herz Englands und war als prosperie-
render Industriestandort mit wirtschaftlicher Kompetenz und hohen 
Beschäftigtenzahlen in den Branchen Schiffbau, Schwerindustrie, 
Maschinenbau und Textilindustrie bekannt. Bereits seit den 1930er 
Jahren kam es jedoch sowohl in Liverpool als auch in Manchester 
zu massiven Strukturwandlungsprozessen, die mit einer massen-
haften Schließung großer Unternehmen und einem starken An-
stieg der Arbeitslosigkeit einhergingen.  
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Wenngleich zum Teil vorübergehende neue Wirtschaftsfelder er-
schlossen werden konnten, gelang es nicht, hierdurch die massen-
hafte Freisetzung der Arbeitskräfte in den Städten und dem Um-
land abzufedern bzw. substituieren zu können. 

Günstige demografische Entwicklung bei hoher Anziehungs-
kraft für junge Menschen 

Insofern überrascht ein Blick auf die aktuellen Entwicklungen in 
Manchester, das inzwischen, nach London, als die „booming city“ 
Englands gilt. Dies zeigt zunächst ein Blick auf die demografische 
Entwicklung. In der Stadt Manchester leben aktuell rund 514.400 
Menschen (vgl. Manchester City Council Online 2014), in der Graf-
schaft Greater Manchester, welche unter anderem die Städte 
Wigan, Bolton, Stockport und Salford beinhaltet, rund 2,7 Millionen 
Menschen. Im 30-Meilen-Umkreis von Manchester leben rund 6,9 
Millionen, im Umkreis von 50 Meilen rund 11,8 Millionen Menschen 
(vgl. ebenda). Besonders hervorzuheben ist hierbei, dass die Stadt 
Manchester noch 2001 eine Einwohnerzahl von rund 423.000 
Menschen aufwies und seitdem einen Bevölkerungszuwachs von 
mehr als 90.000 Personen verzeichnen konnte, was einer demo-
grafischen Wachstumsrate von rund 19 Prozent entspricht. Damit 
ist Manchester nach London die am schnellsten wachsende Stadt 
in England. Ursächlich hierfür sind drei zentrale Aspekte: zum ei-
nen verzeichnet das gesamte Vereinigte Königreich ein im europä-
ischen Vergleich überdurchschnittliches Bevölkerungswachstum, 
welches einerseits auf mehr Einwanderung, andererseits auf hohe 
Geburtenraten und eine gestiegene Lebenserwartung zurückzu-
führen ist. Zum anderen konnte sich Manchester aufgrund neuer 
wirtschaftlicher Wachstumsfelder als einer der zentralen britischen 
Wirtschaftsstandorte neben London profilieren, so dass die Stadt 
inzwischen als junge, innovative und kostengünstigere Alternative 
zur Hauptstadt des Vereinigten Königreiches gilt. Überdies ver-
zeichnen die Universitäten und Hochschulen der Stadt einen enor-
men Anstieg der Studierendenzahlen, so dass sich Manchester als 
einer der besten und am stärksten nachgefragtesten Hochschul-
standorte in England etablieren konnte. 2012/2013 studierten an 
der Manchester Metropolitan University, der University of Man-
chester und dem Royal Northern College of Music rund 71.640 
Menschen (vgl. ebenda). Folglich ist Manchester hinsichtlich der 
Bevölkerungsstruktur eine sehr junge Stadt: rund 54 Prozent der 
Bevölkerung sind zwischen 16-44 Jahren alt, lediglich rund 9,5 
Prozent sind älter als 65 Jahre; zum Vergleich: in Bochum bei-
spielsweise waren im Jahr 2013 rund 21,5 Prozent der Bevölke-
rung älter als 65 Jahre. So lässt sich bezüglich der demografi-
schen Entwicklung feststellen, dass sich die Situation in Manches-
ter deutlich von jener der Städte und Kreise im Ruhrgebiet unter-
scheidet: weder ist eine Bevölkerungsschrumpfung noch eine kol-
lektive (Über-)alterung zu beobachten.  
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Vielmehr zeigen sich massive Wachstumsprozesse, die insbeson-
dere vor dem Hintergrund überraschen, als dass Manchester in 
den 1970er-Jahren massiv schrumpfte und Mitte der 1970er-Jahre 
nur noch rund 400 Menschen im Stadtzentrum Manchester lebten 
(vgl. Griffin 2004).  

Von der Industrie zur wissensbasierten Dienstleistungs-öko-
nomie 

Ein Blick auf den Arbeitsmarkt und die Beschäftigungssituation 
zeigt, dass sich Manchester zu einem modernen Dienstleistungs-
zentrum entwickelt hat und die Treiber für Wachstum und Beschäf-
tigung kaum noch im industriellen Sektor zu verorten sind. Diese 
Entwicklung ist hierbei kein exklusives Charakteristikum der Stadt, 
sondern steht vielmehr im Einklang mit gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklungen, welche jedoch in altindustriellen Räumen aufgrund 
der wirtschaftlichen Historie dieser Städte und Regionen beson-
ders ins Gewicht fallen. In Manchester lag der Anteil der Beschäf-
tigten an der Gesamtbeschäftigung laut Daten des Zensus von 
2011 im Manufacturing bei lediglich 5,2 Prozent. „Boomende“ 
Branchen sind hingegen Human Health & Social Work (14,3 Pro-
zent), Retail & Wholesale (15,7 Prozent) sowie Education 
(11,3 Prozent). Insgesamt zeigt sich ein deutlicher Wandel einer-
seits hin zu wissensintensiven Beschäftigungsfeldern (in Manches-
ter etwa in den Branchen Informations- und Kommunikationstech-
nologien sowie Digitalwirtschaft), da es insbesondere diese Bran-
chen sind, die vermehrt zu neuen Arbeitsplätzen führen und die 
Hochqualifizierten der Manchester-Universitäten in der Region hal-
ten können (vgl. Carter 2013); andererseits ist auch ein generelles 
Beschäftigungswachstum im Dienstleistungssektor zu beobachten. 
So ist Manchester inzwischen der zweitwichtigste Standort in Eng-
land für das Banken-, Finanz- und Versicherungswesen und zent-
rales logistisches Drehkreuz für zahlreiche internationale Unter-
nehmen. Das gut ausgebaute Autobahnnetz und der Manchester 
Airport sowie die relativ zentrale Lage in Großbritannien begünsti-
gen dies. In Bezug auf die Grafschaft Greater Manchester zeigen 
sich ähnliche Tendenzen, wenngleich hier in der Gesamtbetrach-
tung der Bereich Manufacturing and Engineering mit einem Anteil 
von 16,1 Prozent an der Gesamtbeschäftigung weiterhin relativ 
hoch liegt. Gleichzeitig zeigt sich jedoch auch für Greater Man-
chester der Trend hin zu neuen Branchen im Dienstleistungssek-
tor: So ist die bedeutendste Branche jene der Financial and Pro-
fessional Services (16,6 Prozent der Gesamtbeschäftigung) und 
auch relativ junge Branchen wie Creative and Digital nehmen mit 
rund 8 Prozent an der Gesamtbeschäftigung bereits einen hohen 
Stellenwert ein und zeigen, entgegen den Entwicklungen im in-
dustriellen Sektor, deutliche Wachstumspotenziale (vgl. Bostock 
Marketing Group 2014 sowie MIDAS 2014).  
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Ein Blick in die Arbeitsmarktstatistik zeigt, dass die durchschnittli-
che Arbeitslosenquote in Manchester in den Jahren 2012-2013 mit 
11,9 Prozent höher lag als in der Region North-West England 
(8,2 Prozent) und in Großbritannien (7,8 Prozent), jedoch lassen 
sich insgesamt sowohl eine positive wirtschaftliche Entwicklung als 
auch Beschäftigungszuwächse konstatieren. So ist Manchester 
bezüglich der Bruttowertschöpfung nach London die wirtschaftlich 
stärkste Stadt in England, wenngleich sie in Bezug auf die Brutto-
wertschöpfung pro Kopf lediglich im oberen Mittelfeld liegt (vgl. 
Office for National Statistics 2013). Die Daten deuten jedoch da-
rauf hin, dass es Manchester aktuell besser gelungen ist, eine wirt-
schaftliche Revitalisierung anzustoßen als beispielsweise den 
Städten Liverpool und Birmingham, die zwar ebenfalls eine posi-
tive wirtschaftliche Entwicklung aufweisen, unter den Langzeitfol-
gen des Strukturwandels jedoch momentan noch deutlich stärker 
zu kämpfen haben (für Birmingham und die West-Midlands vgl. 
u.a. Taylor/Bryson 2012, für Liverpool u.a. Sykes et al. 2013). Den-
noch wirkt sich aktuell die gute Konjunktur in Großbritannien posi-
tiv auf sämtliche Regionen und Städte aus, wenngleich aufgrund 
der historisch gewachsenen „London-Zentriertheit“ insbesondere 
die Hauptstadt des Vereinigten Königreiches am stärksten von die-
ser guten konjunkturellen Entwicklung profitiert und die sozioöko-
nomischen Disparitäten zwischen Städten im Norden und Westen 
sowie im Süden und Osten Englands weiterhin eine der zentralen 
Herausforderungen englischer Strukturpolitik darstellt (vgl. Tallon 
2013, S. 119 ff.). Im Jahr 2014 hat das Vereinigte Königreich ein 
Wirtschaftswachstum von rund 2,6 Prozent erzielt, womit Großbri-
tannien aktuell der Wachstumsmotor Europas ist (Datenmaterial 
basiert auf der IMF Economic Outlook Database; vgl. IMF Online 
2015). Gleichzeitig manifestieren sich jedoch soziale Disparitäten, 
die sich in nahezu allen Großstädten der Insel, insbesondere je-
doch jenen im Norden Englands, beobachten lassen: Während ei-
nige Stadtteile boomen, werden andere zunehmend vom Wachs-
tum abgehängt. So leben in Manchester nach London die meisten 
Millionäre in England, andererseits finden sich im Stadtgebiet zahl-
reiche Stadtteile, die zu den ärmsten in England zählen. „In many 
UK city centres, the process of gentrification is strikingly evident, 
and research has supported the notion that city centre regenera-
tion involving a substantial repopulating is associated with such a 
trend“ (Tallon 2013, S. 216). In einer Untersuchung des Depart-
ment for Communities and Local Government aus dem Jahr 2010 
zu multipler Deprivation in den Städten Englands landete Man-
chester auf Rang vier von insgesamt 327 untersuchten Local Au-
thorities (vgl. Department for Communities and Local Government 
2010). Ein Indikator, der diese Beurteilung unterstreicht, ist die 
Tatsache, dass die durchschnittliche Lebenserwartung in Man-
chester sowohl bei Männern und Frauen rund dreieinhalb Jahre 
niedriger liegt als im englischen Durchschnitt (vgl. Manchester City 
Council Online 2014). Die hier ausgeführten Befunde deuten an, 
und dies ist auch im Hinblick auf das Ruhrgebiet von großem Inte-
resse, dass etwaige Wachstumsfelder in (wissensintensiven) 
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Dienstleistungsbranchen einerseits nicht zwangsläufig in der Lage 
sind, die weggefallenen Arbeitsplätze im industriellen Sektor zu 
substituieren, andererseits jedoch häufig auch speziell hochqualifi-
zierte Akademiker ansprechen, was die Schere zwischen hoch- 
und weniger qualifizierten Arbeitskräften verstärken kann. Ange-
sichts der sozialen Polarisierungen im Ruhrgebiet (vgl. auch 
Bogumil et al. 2012) scheint dies ein Aspekt zu sein, den es zu be-
denken gilt. 

Vernetzung der regionalpolitischen Akteure und klare Zieldefi-
nitionen als Schlüssel zum Erfolg 

Dennoch kann Manchester insgesamt durchaus als ein positives 
Beispiel für eine urbane Revitalisierung in ökonomischer, sozialer 
und ökologischer Sicht betrachtet werden: zwar sind die histori-
schen Altlasten der Schwerindustrie weiterhin spürbar, dennoch 
konnte Manchester seit nun mehr rund 10 Jahren spürbare Erfolge 
feiern. Dies wirft die Frage auf, welche Strategien diesbezüglich 
verfolgt wurden. Betrachtet man die zentralen strukturpolitischen 
und wirtschaftspolitischen Maßnahmen in den vergangen rund 25 
Jahren, so kann die Einführung eines neuen Economic Develop-
ment Department Mitte der 1980er Jahre als ein zentraler Meilen-
stein angesehen werden. So entschied sich die damalige Stadtver-
waltung für einen „radical new approach“ (Carter 2013, S.169) in 
der Wirtschaftsförderung und Stadterneuerung, der in seiner Her-
angehensweise gewisse Parallelen zur regionalisierten Strukturpo-
litik in Nordrhein-Westfalen aufweist. So war es zunächst einmal 
primäre Aufgabe des Economic Development Departments, die 
verschiedenen relevanten Akteure der Stadt und des Umlandes 
zusammenzuführen, so dass Vertreter der Stadtverwaltung, der 
Wissenschaft, der Wirtschaft (insbesondere Unternehmen), der 
Gewerkschaften sowie der Zivilgesellschaft einen Austauschpro-
zess und Dialog über die zukünftige Entwicklung Manchesters in 
Gang setzten. Trotz zahlreicher „heated debates“ (ebenda, S. 170) 
konnte so ein „Rahmenplan“ erstellt werden, der, neben vielen 
weiteren Aspekten, drei zentrale Gestaltungselemente und Hand-
lungsfelder aufwies (vgl. ebenda sowie zur Entwicklung von Urban 
Regeneration Policies in England Tsenkova 2002): 

 Zum einen sollten Förderprogramme und Maßnahmen im di-
rekten räumlichen Umfeld initiiert und realisiert werden. Im 
Zentrum sollten fortan also stadtteil- und nachbarschaftsbe-
zogene Projekte initiiert werden, um räumlich differenziert auf 
unterschiedliche Problemlagen „vor Ort“ reagieren zu können; 

 Zum anderen entwickelte sich zunehmend die Idee einer 
„creative city“. Sowohl „klassische“ kreativwirtschaftliche Fel-
der wie die Musikindustrie oder darstellende Künste als auch 
etwa die Medienwirtschaft sollten vermehrt als Potenzial der 
urbanen Revitalisierung betrachtet werden. Erleichternd kam 
hinzu, dass Manchester über eine breite (freie) Kunst- und 
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Kulturszene verfügt(e) und daher nicht „bei Null“ angefangen 
werden musste, sondern die endogenen Potenziale für die 
Stärkung eines „creative clusters“ bereits über ein solides 
Fundament verfügten. Neu an diesem Ansatz war vielmehr 
die Erkenntnis, dass diese Felder durchaus Potenzial bieten, 
einerseits das Image und die Lebensqualität in der Stadt zu 
erhöhen und hiermit Teil eines „urban renewals“ zu sein, an-
dererseits jedoch auch ökonomisch von Bedeutung sein kön-
nen (sei es durch die Ansiedlung etwa von Medienunterneh-
men oder eine breite Musikszene, die positive Sekundäref-
fekte nach sich zieht); 

 Zu guter Letzt sollte stärker als zuvor Innovationsförderung 
betrieben und die Stärken der örtlichen Hochschulen ver-
mehrt für die Stadtentwicklung nutzbar gemacht werden. Hie-
raus entstand beispielsweise der Manchester Science Park 
(MSP), der inzwischen in Manchester Science Partnerships 
umbenannt wurde und sich mittlerweile zu einem stark nach-
gefragten Technologie- und Wissenschaftspark in Großbritan-
nien entwickelt hat. Zentrales Ziel ist hierbei die Förderung 
der lokalen und regionalen Wissensökonomie, die Vernet-
zung zwischen Wirtschaft und Hochschulen, die Bereitstel-
lung von Ressourcen und Infrastruktur (z. B. Gewerbeflä-
chen) sowie die Förderung von Unternehmensnetzwerken 
(vgl. auch Manchester Science Partnerships Online). 

Auffällig sind hierbei die Parallelen zu den bereits diskutierten 
strukturpolitischen Ansätzen für das Ruhrgebiet. Neben „klassi-
schen“ Feldern einer urbanen Revitalisierung wie Maßnahmen zur 
Stadterneuerung und Erhöhung der Lebensqualität wie etwa viel-
fältige Maßnahmen zum neuen Wohnungsbau, zur Schaffung von 
attraktivem Wohnraum im Stadtgebiet, zur Förderung der Naher-
holung und Verschönerung der Innenstädte (vgl. hierzu Boden-
schatz 2006) findet sich auch in der Vergleichsregion Manchester 
eine bereits früh verankerte Fokussierung auf neue Branchen 
(klassischerweise eher wissensintensive Branchen sowie generell 
eine stärkere Dienstleistungsorientierung) sowie der Versuch einer 
stärkeren Vernetzung zwischen Hochschulen sowie regionaler und 
lokaler Wirtschaft. Auch hier zeigt sich die Strategie, die regional-
ökonomischen Potenziale der Hochschulen stärker zu fördern und 
das Wissen und Know-how produktiv für die ökonomische Stadter-
neuerung nutzbar zu machen. 

Digital Strategy: Digitalisierung als Wachstumsmotor 

Ein weiterer Fokus der strukturpolitischen Bemühungen in Man-
chester wurde bereits frühzeitig auf Themenfelder rund um die ge-
sellschaftliche Digitalisierung gelegt. Noch Mitte der 1980er Jahre 
war eine gewisse Skepsis hinsichtlich neuer digitaler Innovationen 
vorhanden; diese wurden von der Stadtverwaltung Manchester 
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zwar zur Kenntnis genommen, doch „ICTs, or telematics (the con-
vergence of telephony and informatics), were not particularly seen 
as being central or even that important to economic growth“ (Car-
ter 2013, S. 171). Jedoch kam es gegen Ende der 1980er Jahre zu 
einem Umdenken, welches insbesondere durch damalige Entwick-
lungen und Innovationen in Skandinavien und Deutschland ausge-
löst wurde. So wurde das Centre for Employment Research (CER) 
der ehemaligen Manchester Polytechnic (heute Manchester Metro-
politan University) damit beauftragt, neue digitale Entwicklungen 
zu überprüfen und mögliche Nutzbarmachungen für Manchester 
auszuloten. Hierbei sollten insbesondere die Potenziale für ökono-
misches Wachstum als auch zur Bewältigung sozialer Problemla-
gen untersucht werden. Die Folge dieser frühen Zusammenarbeit 
zwischen Stadt und Hochschule war, dass sich Manchester bereits 
Mitte der 1990er Jahre neben London als eine der zentralen 
Städte der (sich damals noch langsam entwickelnden) Digitalwirt-
schaft in England behaupten konnte und sich die Idee einer stärke-
ren Fokussierung auf eine digital city festsetzte. Dieses frühzeitige 
„Umschalten“ auf das Thema Digitalisierung steht dabei im Kon-
trast zu Entwicklungen im Ruhrgebiet, wo sich eine derartige 
Neujustierung erst langsam durchsetzt. 2008 formulierte die Stadt 
Manchester eine neue Digital Strategy mit drei zentralen Zielen: 

 Digitale Inklusion: Hierbei soll auf eine wachsende „digitale 
Spaltung“ in der Bevölkerung reagiert werden. Wenngleich 
der Zugang zum Internet heutzutage stark verbreitet ist, zeig-
ten sich demnach deutliche Polarisierungen zwischen gut 
qualifizierten Personen mit einem sicheren Umgang mit digi-
talen Innovationen und einer wachsenden, abgehängten 
Gruppe. Aufgrund der gestiegenen Bedeutung der Digitalisie-
rung in der Arbeitswelt sollen daher gleiche Kompetenzen 
und technische Zugänge und Lösungen für die breite Bevöl-
kerung ermöglicht werden; 

 Digitalwirtschaft: Weitere Stärkung der Digitalwirtschaft Man-
chesters, welche die zweitgrößte nach London ist, in Koope-
ration mit der Manchester Digital Trade Association. Eines 
der zentralen Ziele sind hierbei verbesserte Finanzierungs-
strukturen für neue Investitionen und Start-ups sowie die Aus-
bildung von Personen mit „digital skills“ für eine Stärkung der 
Beschäftigung im digitalen Sektor; 

 Digitale Innovationen: In einer verzahnten Kooperation zwi-
schen Unternehmen und Wissenschaft sollen digitale Zu-
kunftsfelder gestärkt und die Entwicklung hin zu einer smart 
city beschleunigt werden. Hierzu zählt u. a. „smart energy, 
cloud computing and very high-speed next-generation access 
(GA) digital infrastructures (fibre and wireless), networks and 
services” (Carter 2013, S. 171). 
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Wenngleich diese „Digital Strategy“ nur ein Baustein der struktur-
politischen Bemühungen Manchesters der letzten Jahre ist, so 
wird deutlich, dass es den handelnden Akteuren frühzeitig gelun-
gen ist, digitale Zukunftsfelder zu identifizieren und gezielt zu för-
dern. Neben den klassischen Pfeilern wie einer Stärkung der Digi-
talwirtschaft und der Nutzbarmachung digitaler Potenziale für an-
grenzende Wirtschaftsfelder sind es insbesondere die Verbesse-
rung der digitalen Infrastruktur (Netzausbau etc.) und die Bekämp-
fung einer möglichen digitalen Spaltung in der Gesellschaft, die 
Beachtung verdienen. Deutlich werden zwei zentrale Aspekte: 
Zum einen ist neben der wirtschaftlichen Fokussierung des The-
menfeldes Digitalisierung auch die soziale Komponente von zent-
raler Bedeutung. Die Frage, wie eine digitale Spaltung in der Ge-
sellschaft verhindert werden kann oder welche Möglichkeiten zu 
einer besseren digitalen Ausbildung (Programmieren etc.) beste-
hen, werden hierzulande bislang nur rudimentär beleuchtet. Fakt 
ist jedoch, dass es sich um ein Zukunftsfeld handelt, welches auch 
sozial- und bildungspolitische Implikationen hat, die frühzeitig er-
kannt und in politische Strategien übersetzt werden müssen. Nur 
so kann erreicht werden, dass in einer sich digitalisierenden Le-
bens- und Arbeitswelt gleiche Teilhabechancen für alle Bevölke-
rungsgruppen erzielt werden. Zum anderen verdeutlicht die „Digital 
Strategy“ aus Manchester, wie wichtig akteursübergreifende Netz-
werke und eine klare Zielformulierung sind. Nur wenn es gelingt, 
Vertreter aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft 
zusammenzubringen, werden zukunftsfähige Allianzen und Kon-
zepte entwickelt werden können. Insbesondere der Einbezug von 
Unternehmen und eine enge Verzahnung mit Akteuren aus der 
Wissenschaft werden hierbei auch für das Ruhrgebiet von elemen-
tarer Bedeutung sein, um eine digitale Strategie entwickeln zu kön-
nen. Dies sollte in Zukunft initiiert werden, um die angesprochenen 
relevanten digitalen Themenfelder zu beleuchten und hieraus eine 
Strategie zu entwickeln. Neben der konkreten Förderung der Digi-
talwirtschaft im Ruhrgebiet sollten hierbei auch die sozial- und bil-
dungspolitischen Implikationen beachtet sowie die Notwendigkeit 
eines flächendeckenden Breitbandausbaus, welcher insbesondere 
für Unternehmen von großer Bedeutung ist, thematisiert werden. 

Rückschlüsse für Deutschland und das Ruhrgebiet 

Insgesamt fällt auf, dass sowohl hinsichtlich der priorisierten Hand-
lungsfelder als auch im Hinblick auf den prozessualen Charakter 
neuer Förderprogramme und Strategien Manchesters viele Paral-
lelen zu den bereits skizzierten Entwicklungen im Ruhrgebiet vor-
zufinden sind. Dass Manchester aktuell als Positivbeispiel für ge-
lungenen Strukturwandel in einer altindustrialisierten Region ange-
führt wird, hängt hauptsächlich mit den skizzierten positiven wirt-
schaftlichen Entwicklungen zusammen. Zumindest in Teilen waren 
hier die Priorisierung von wirtschaftlichen Kompetenzfeldern sowie 
die intensivierte Vernetzung zwischen lokaler und regionaler Wirt-
schaft sowie den Hochschulen und Forschungseinrichtungen der 
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Stadt erfolgreich. Nicht zu vergessen ist andererseits jedoch, dass 
sich Manchester hinsichtlich wesentlicher Rahmenbedingungen 
vom Ruhrgebiet unterscheidet: Zum einen ist diesbezüglich das 
enorme demografische Wachstum zu nennen, was im Kontrast zur 
Bevölkerungsentwicklung im Ruhrgebiet steht. Auch ein Blick auf 
die Bevölkerungsstruktur zeigt, dass der Anteil an Personen im er-
werbsfähigen Alter deutlich höher, jener der Personen über 65 
Jahre deutlich niedriger ausfällt als im Ruhrgebiet. Diese sozial-
strukturellen Unterschiede beeinflussen selbstredend die Hand-
lungsspielräume etwa in Bezug auf Beschäftigungswachstum. 
Selbstverständlich konnten diese positiven Effekte zum Teil auch 
nur aufgrund von wirtschaftlichem Wachstum in neuen Wirtschafts-
feldern erzielt werden. Zudem ist zu konstatieren, dass sich Man-
chester aktuell als kostengünstigerer und doch innovativer Stand-
ort neben London etablieren konnte. Hieraus entstehen positive 
Sekundärwirkungen (Clusterbildung, Image etc.), die aktuell für 
das Ruhrgebiet nicht in dieser Form beobachtet werden können. 
Abschließend ist darauf hinzuweisen, dass Manchester trotz der 
skizzierten positiven Entwicklungen, wie dargestellt, auch mit sozi-
alen Disparitäten und Polarisierungen konfrontiert ist; kurzum: Die 
historischen Altlasten als schwerindustrielle Region wirken auch in 
Manchester heute noch nach. So ist, wie in vielen altindustriellen 
Räumen, ein Spaltungsprozess zu erkennen: Während neue und 
z. T. wissensintensive (Dienstleistungs-)Branchen wachsen und 
Beschäftigung generieren, erodiert der industrielle Kern und mit 
ihm die Beschäftigungschancen und sozialen Teilhabemöglichkei-
ten der in diesen Branchen beschäftigten Personen. 

Das Fallbeispiel Manchester macht jedoch deutlich, dass durch 
kluge regionalpolitische Strategien sozioökonomischer Wandel in 
Teilen gestaltbar ist. Notwendig hierfür sind der Wille und die Fä-
higkeit, neue wirtschaftliche Wachstumsfelder (wie etwa die Digi-
talwirtschaft) frühzeitig zu erkennen und konsequent durch regio-
nalpolitische Strategien zu fördern. Dies setzt jedoch auch klare 
Zieldefinitionen und eine kritische Begleitung vorhandener Kon-
zepte und Maßnahmen voraus. Ebenso wird deutlich, dass insbe-
sondere in Bezug auf wissensintensive Wachstumsfelder (IKT etc.) 
die Innovationspotentiale der örtlichen Hochschulen erkannt, und 
noch viel wichtiger, durch eine kluge Politik der Vernetzung in ei-
nen regionalökonomischen Mehrwert transformiert werden müs-
sen. Zu guter Letzt verdeutlicht die positive sozioökonomische Ent-
wicklung in Manchester die Notwendigkeit einer akteursübergrei-
fenden Vernetzung in der Erarbeitung und Umsetzung von regio-
nalpolitischen Strategien. Isolierte Strategien einzelner Akteure 
(ganz gleich, ob von Politik, Wirtschaft oder Wissenschaft) bleiben 
hinter akteursübergreifenden und vernetzten Strategien zurück. 
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4.2.2 Eindhoven (Nordbrabant)/NL: High Tech Campus Eindhoven 

Internationale Standortvergleiche konzentrieren sich in Bezug auf 
die Niederlande zumeist auf die Randstad-Region, also die Städte 
und das Umfeld von Amsterdam, Den Haag. Rotterdam und Ut-
recht. Hier ist in den letzten Jahren ein „Transition Management“ 
etabliert worden, das in verschiedenen Feldern (vor allem im Mobi-
litätssektor, der ökologischen Umgestaltung und der Vernetzung 
von Wirtschaft und Wissenschaft) mehrere Clusterprojekte auf den 
Weg gebracht hat. Die niederländische Regierung hat sich in den 
letzten Jahren stark in der „Brückenbildung“ zwischen Wissen-
schaft, Unterhemen und der Zivilgesellschaft engagiert (Building 
bridges between science, enterprise and society). Jüngst hat das 
“Ministry of Education, Culture and Science” eine Strategie 
vorgestellt (Ministry of Education, Culture and Science of the Gov-
ernment of the Netherlands 2014: “2025 Visions for science. 
Choices for the future”): 

„In short, Dutch science faces major challenges. Cooperation with 
the private sector and civil society will be essential in addressing 
those challenges, as will the close ties between research and edu-
cation. Only then can Dutch science achieve its full, unique poten-
zial. Our ambition for 2025 is that Dutch science will have achieved 
maximum impact and that it is more closely interwoven with both 
society and the private sector. This calls for cooperation within 
knowledge ‘ecosystems’, in which research institutions, universi-
ties and other academic organisations pursue knowledge and in-
novation in association with government and industry. It also calls 
for a system of ‘open science’ which serves the interests of soci-
ety, and for even closer links between research and education“ 
(ebd., S. 10). 

Verschiedene Studien haben auf die Vorteile räumlicher Nähe 
hingewiesen, die direkte Interaktionen und vertrauensvolle Koope-
rationen gerade für Cluster ermöglichen. Viele global agierende 
Großunternehmen setzen verstärkt wieder auf räumliche Nähe 
(bspw. zwischen den „research and manufacturing employees“), 
um daraus innovative Geschäftsideen zu kreieren. Die „Stärke der 
schwachen Bindungen“ (Granovetter), die gerade Netzwerke aus-
zeichnet, dürfte auch in der digitalisierten Wirtschaft nicht an Be-
deutung verlieren und wird sogar aufgrund internationaler Verglei-
che erfolgreicher Unternehmen als Zukunftsvision angesehen. Ins-
besondere Großunternehmen gehen diesen Weg, um „advanced 
technologies“ zur Marktreife zu bringen. 

„So wirkt physische Nähe beispielsweise produktiv als Generator 
von Gelegenheiten. Als Beziehung zwischen Orten befördert sie 
bestimmte Kontaktmöglichkeiten und Interaktionen, wohingegen 
sie andere unwahrscheinlich oder sogar unmöglich macht. Große 
physische Distanzen werden wichtig, wenn Auswahlmöglichkeiten 
erhöht werden sollen oder wenn der Suchfokus nach Expertise 
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eng und der Qualitätsanspruch zugleich hoch ist. Auch Prozesse 
der Standardisierung von Wissen, in denen ein zunächst lokal er-
probtes Wissen in unterschiedliche lokale Kontexte exportiert wird, 
um dessen Grad an Anschlussfähigkeit zu erweitern, gehen übli-
cherweise mit einer erhöhten Mobilität über physische Distanzen 
einher. In diesen Fällen erweitern sich Interaktionsmuster beinahe 
zwangsläufig im physischen Raum und verdichten sich zu komple-
xen Geographien temporärer Orte und beschleunigter Mobilität“ 
(Ibert 2011, S. 64). 

Vernetzung von Wirtschaft und Wissenschaft auf einem  
Campus 

Im Folgenden wird auf einen Standort in den Niederlanden etwas 
näher eingegangen, der gerade mit Blick auf die Entwicklungspo-
tenziale einer intensiveren Vernetzung von Wirtschaft und Wissen-
schaft und die damit verbundene Herausbildung von Wissensräu-
men von großer Bedeutung ist: Eindhoven und den dort in den 
letzten Jahren entstandenen Wissenschaftspark. Das Gelände 
wurde früher durch die Forschungslabors von Philips geprägt; 
2003 siedelten sich dann auf Anregung von Philips andere Tech-
nologiefirmen an und der Standort wurde in „High Tech Campus 
Eindhoven“ umbenannt. „In der Region Eindhoven konzentrieren 
sich nicht nur die Forschungskapazitäten der Niederlande – 
50 Prozent der nationalen FuE-Ausgaben werden hier getätigt – 
sondern sie zählt auch zu den drei innovativsten Regionen Euro-
pas und steht in Sachen Patentgenerierung mit jährlich 550 Paten-
ten pro 100.000 Erwerbstätigen auf Platz eins in Europa. Zusam-
men mit weiteren international agierenden Unternehmen stellt Phi-
lips den Motor für die regionalen FuE-Investitionen dar. Eine Reihe 
bedeutender, z. T. auf dem High Tech Campus Eindhoven (HTCE) 
angesiedelter Wissens- und Bildungsinstitutionen wie Philips’ Cor-
porate Research Einrichtung NatLab, die Technische Universität 
(TU/e) sowie Forschungseinrichtungen prägen die lokale Wissens-
landschaft. Entsprechend formuliert die Stadt ihr Leitbild: Leading 
in Technology“ (Hölzl 2009, S. 147). 

Der High Tech Campus Eindhoven bezeichnet sich selbst als 
„die intelligentesten Quadratkilometer in den Niederlanden“ mit 
mehr als 125 Unternehmen und Instituten und rund 10.000 For-
schern und Entwicklern, die sich auf zukünftige Technologien und 
Produkte in den Anwendungsfeldern Gesundheit, Energie und 
Smart Environments (Photovoltaik, Telemedizin etc.) konzentrie-
ren. Der Campus, der zu den größten Wissenschaftsparks der 
Welt gehört, zählt als Impulsgeber für Innovationen, indem ein ein-
facher Zugang zu Hightech-Einrichtungen (bspw. Labore) und in-
ternationalen Netzwerken ermöglicht wird. Der Campus mit seinen 
Unternehmen stellt fast 50 Prozent aller niederländischen Patent-
anmeldungen. Er umfasst eine Fläche von 103 Hektar; auf 45.000 
m² sind FuE-Einrichtungen einschließlich Labore sowie Mess- und 
Reinräume untergebracht. 
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Einbindung der Wirtschaft, räumliche Nähe und ein Klima des 
offenen Austausches begünstigen regionale Innovations- 
systeme 

Die treibende Kraft hinter der Gründung des High Tech Campus 
war Philips. Ende der 1990er Jahre waren die Forschungs- und 
Entwicklungsaktivitäten des Unternehmens in ganz Eindhoven ver-
breitet und um hier Abhilfe zu schaffen, gründete Philips den High 
Tech Campus als Standort für alle nationalen Forschungs- und 
Entwicklungsaktivitäten. Die Atmosphäre der Offenheit und die 
Konzentration der Einrichtungen bewirkte eine erhebliche Interak-
tion zwischen den Forschern. Der Campus beherbergt eine Mi-
schung aus Unternehmensforschungen und öffentlichen For-
schungseinrichtungen, aber auch dauerhafte Kooperationen und 
Projekte auf Zeit. Durch den Wissensaustausch und gegenseitige 
Inspirationen wurden deutliche Impulse nicht nur für die Innovati-
onskraft des Unternehmens produziert. „The project also high-
lighted the role of the Anchor flrm. In a few words, the Anchor firms 
has responsibilities (e.g. environmental policies and infrastructure) 
and rights, such as mapping the available knowledge and taking 
advantage of knowledge opportunities (exchange, spinning-in/out, 
outsourcing). The process of knowledge sharing and the establish-
ment of new networks within the Campus can receive great stimu-
lus by letting the current policies of the Anchor flrm, especially the 
Philips Research, to cross its boundaries and impregnate the over-
all behaviour of the Campus. Within the Anchor flrm boundaries, 
the observed flows of knowledge were stimulated by the constant 
interaction of workers (formal and informal) and by formal factors, 
such as conferences and seminars. Overall, the informal networks 
of employees appeared as the fundamental channel of communi-
cation. Nevertheless, the management of knowledge sharing strat-
egies in accordance with current intellectual property concerns of 
Philips deserves special attention and remains as a proposal for 
further investigation” (Azeredo 2006, S. 55). 

Dass der High Tech Campus als „good practice“ gelten kann, liegt 
aber auch an der herausragenden Konzentration von Fachwissen 
in der Region Eindhoven. Im „Brainport Eindhoven“ sind mehr als 
50.000 Personen in Technologie-, Automobil-, Biotechnologie-, 
Nahrungsmittel-, (Industrie-)Design- und Entwicklungsunterneh-
men tätig. Viele global aktive Technologiefirmen (neben Philips 
etwa ASML, Canon/Océ, VDL Group und TomTom) sind hier be-
heimatet. Zudem ist hier eine exzellente Hochschullandschaft vor-
zufinden: die Technische Universität Eindhoven, eine Design-aka-
demie sowie zahlreiche Forschungsinstitute. 

Seit Frühjahr 2012 ist der Campus in eine neue Phase eingetreten, 
nachdem er von Philips an ein niederländisches Konsortium priva-
ter Investoren (Chalet Group) verkauft wurde. Philips bleibt auf 
dem Campus als zentraler Mieter erhalten, fungiert aber nicht 
mehr Eigentümer.  
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Resümierend kann der Aufbau und das kontinuierliche Wachstum 
des High Tech Campus Eindhoven als Ergebnis der Bemühungen 
von mehreren mit einander kooperierenden Partnern beschrieben 
werden: 

 Philips 

 niederländisches Wirtschaftsministerium 

 Brainport-Stiftung 

 Stadt Eindhoven 

 Brabant Development Agency  

 Städteregion Eindhoven  

Diese Institutionen hatten sich zum Ziel gesetzt, die Region Eind-
hoven als international anerkannte Technologieregion und den 
High Tech Campus als zentralen Hightech-Hub zu entwickeln. 
Vom Vorgehen her orientiert sich der Aufbau strategisch am Kon-
zept der „offenen Innovation“ und geht davon aus, dass mit dem 
heutigen Stand der Technik eine einzelunternehmerische Lösung 
für die meisten wirtschaftlichen Herausforderungen überholt ist.  

Diese Sichtweise wird auch in der regionalpolitischen Debatte in 
Deutschland unterstützt. Gerade in den zukunftsorientierten Wirt-
schaftsfeldern wie Energie, Mobilität, Gesundheit, Wohnen etc. 
handelt es sich um heterogen zusammengesetzte Sektoren mit ei-
nem hohen Anteil an Wissensakteuren. Mit der Ressource Wissen 
muss allerdings intelligent und wirtschaftlich nutzbringend umge-
gangen werden. In diesem Zusammenhang spielen die Hochschu-
len und Forschungseinrichtungen eine zentrale Rolle. Sie sind 
deshalb zunehmend gefragt, da durch den Wandel des Produkti-
ons- und Innovationssystems in Richtung wissensintensiver Sekto-
ren der Transfer und die Kommunikation immer bedeutsamere 
Rollen spielt und Wissen an bestimmte Personen und Organisatio-
nen (wie Hochschulen oder Forschungsinstitute) gebunden ist. 

„Intakte regionale Innovationssysteme zeichnen sich einerseits 
durch einen vergleichsweise hohen Anteil wissensintensiver, ins-
besondere innovationsaktiver Betriebe und eine kompatible Struk-
tur an Bildungs-, Hochschul- und Forschungseinrichtungen aus. 
Andererseits verfügen sie über reichhaltige Interaktionsbeziehun-
gen sowohl zwischen den Betrieben und den wissenschaftlichen 
Institutionen. Räumliche Nähe begünstigt die Übertragung von 
Wissensspillovern, insbesondere wenn es um implizites Wissen 
geht. Die Kohärenz und Dichte der Netzwerkbeziehungen inner-
halb des regionalen Innovationssystems beeinflussen maßgeblich 
den Innovationserfolg und damit die Wettbewerbsfähigkeit der re-
gionalen Wirtschaft“ (Brandt 2011, S. 169).  
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Open Innovation als gelebte Strategie 

Die „Open Innovation-Strategie“ ist die bevorzugte Arbeitsweise 
auf dem High Tech Campus. Mit einer großen Zahl von Fachspezi-
alisten im nahen räumlichen Umfeld sind die Campus-Unterneh-
men einerseits in der Lage, sich auf ihre Kernkompetenzen zu 
konzentrieren und andererseits sich einander zu inspirieren durch 
den Austausch von Wissen und Erfahrungen. Als Ergebnis werden 
Innovationen schneller erreicht, sind kostengünstiger und von bes-
serer Qualität und erzielen somit einen klaren Wettbewerbsvorteil 
in den umkämpften Märkten. Generell ist der Campus offen für alle 
Unternehmen mit einem Hightech-Ansatz, aber der Hauptfokus ist 
in den Technologiebereichen High Tech Systems, Microsystems, 
Embedded Systems, Life Sciences und Infotainment.  

Die Technische Universität Eindhoven ist nur wenige Kilometer 
vom Campus entfernt. Insgesamt befindet sich der High Tech 
Campus in einem der innovativsten Forschungs- und Entwick-
lungsregionen in der Europäischen Union, zu der auch Leuven und 
Aachen gehören. Als ‚gesellschaftlicher‘ Mittelpunkt beherbergt der 
„Strip“ ein Konferenzzentrum, Restaurants und Geschäfte und ist 
so konzipiert, dass Menschen aus verschiedenen Unternehmen 
und Bereichen leicht zueinander finden. Diese Kontaktanbahnung 
verschiedener Funktionsbereiche wird durch Seminare und Konfe-
renzen, einen Campus Business Club sowie durch gemeinsame 
Sportanlagen verstärkt. Solchermaßen präfigurierende Vermitt-
lungspraktiken und Infrastrukturen sind demgegenüber in Ruhrge-
bietsstandorten kaum anzutreffen.  

Selbst am Standort Dortmund, „dem“ Standort im Ruhrgebiet für 
relativ enge Verflechtungen zwischen Hochschulen, Forschungs-
einrichtungen und Unternehmen, waren noch vor einigen Jahren 
derartige wirtschaftspolitisch interessante Kooperationsstrukturen 
und Praktiken kaum vorzufinden. „Während aber die betreffenden 
Aktivitäten, Beziehungen und Praktiken enger mit jenen im wirt-
schaftspolitischen und im privatwirtschaftlichen Arrangement ver-
knüpft waren, sind die Bezüge zum akademischen Arrangement 
nur schwach ausgeprägt gewesen. Das betreffende Arrangement 
akademischer Forschung, Entwicklung und Ausbildung wies im 
Zeitraum 2000/2001 einen stark dispersen Charakter auf und be-
stand aus einigen wenigen, nur gering miteinander verknüpften 
Netzwerken, die bis auf Ausnahmen zudem kaum Bezüge zum 
wirtschaftspolitischen Arrangement, zu den Akteurinnen und Akt-
euren des privatwirtschaftlichen Arrangements und zu IVAM an 
den Tag legten. Mikrosystemtechnologische Aktivitäten an den 
beiden Hochschulen waren zwar vorhanden, aber selbst innerhalb 
ihrer Institutionen kaum vernetzt. Weitere Organisationen wie das 
Max-Planck-Institut oder das ISAS waren entweder kaum mit den 
Hochschulen verbunden oder standen in der Gefahr, geschlossen 
zu werden. Einige der privatwirtschaftlichen Unternehmen waren 
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zwar unter Beteiligung von Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler aus dem Arrangement gegründet worden. In den meisten 
Fällen führte dies aber nicht zu einem Ausbau möglicher Bezie-
hungen. Insgesamt wies das Arrangement akademischer FuE 
demnach einen stark ensembleartigen Charakter auf. Entitäten 
und Akteurinnen und Akteure waren, wenn überhaupt, weitgehend 
nur miteinander verflochten. Nur in Ausnahmefällen gab es gewe-
beartige Verbindungen wie etwa schon damals zwischen einzel-
nen Mitgliedern einer Forschungsgruppe von der Universität mit 
individuellen Akteurinnen und Akteure von ISAS oder der engen, 
auf seine Person fokussierte Kooperation eines Fachhochschul-
professors mit einem privatwirtschaftlichen Unternehmen“ (Jonas 
2014, S. 537f). 

Rückschlüsse für Deutschland und das Ruhrgebiet: Regional-
politik als „network governance“ 

Die regionalpolitisch durchaus als erfolgreich zu bewertende Stra-
tegie, die sich im High Tech Campus niederschlägt, ist eingerahmt 
in eine spezifisch niederländischen Pfad der strukturpolitischen 
Ausrichtung, der pragmatisch determiniert ist, auf „Transition Ma-
nagement“ und die Nutzung neuer technologischer Entwicklungen 
durch Open Innovation Strategien setzt. Der Politikmodus zeichnet 
sich durch einen Stil von „reflexive governance“ oder auch „net-
work governance“ aus, der es ermöglicht, im Entwicklungs- und 
Aufbauprozess solcher Wissensregionen flexibel reagieren zu kön-
nen. Dies wird auch durch regelmäßige Monitorings unterstützt, 
die prozessbegleitend ablaufen. Hierzu gehört auf Ebene der Re-
gion bzw. der Kommune eine querschnittsorientierte Verwaltung 
und eine aktive Einbindung aller relevanten Akteure. Dadurch kann 
den entsprechenden Erfordernissen von technologisch avancierten 
Wissensräumen, wie er systematisch am Standort Eindhoven zu 
besichtigen ist, gut entsprochen werden. 

„One factor driving the success of the HTCE is the ability of its 
management to create linkages with renowned research institutes 
and companies reinforcing the ecosystem (external infrastructure). 
In addition, Philips initially acted as a catalyst in attracting these 
institutes and companies. Moreover, several technology institutes 
at the campus (e. g. the Holst Centre) operate as program organi-
zations that work on specific innovations in the area of nanotech-
nology, molecular medicine, wireless transducer solutions, and 
systems-on-foil. The approach adopted by these institutes implies 
that several companies and knowledge institutes combine their 
knowledge, experience, and research facilities to develop new ge-
neric technologies in an open innovation setting. Therefore, the 
mix of research institutes, service providers, and technology com-
panies creates a capability for engaging in new initiatives and col-
laborative ventures” (van der Borgh/ Cloddt/Romme 2012, S. 161). 
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Aber auch wenn der High Tech Campus sicherlich ein „Good-Prac-
tice-Beispiel“ darstellt, sind solche Wissensräume oder „knowledge 
scapes“ immer auch eine Gratwanderung zwischen Open Innova-
tion und abgeschlossenen Netzwerken, die sowohl von spezifi-
schen Akteursstrukturen (und auch Vertrauen zwischen den Play-
ern) abhängen als auch in der Gefahr stehen, neue innovative 
Ideen und Akteure von außen nicht adäquat aufzunehmen. Dies 
wird aber in der Forschungsliteratur zum Campus in Eindhoven 
diskutiert (vgl. u.a. Ming 2011 und van Lierop 2008). Zudem wird 
auch kritisch darauf verwiesen, dass bislang die Öffentlichkeit 
kaum aktiv in die Innovationsprozesse einbezogen wurde (vgl. 
Hölzl 2009) und die Förderung heterogener Cluster, die derzeit in 
allen struktur- und innovationspolitischen Debatten (prominent 
auch in der Neuausrichtung der EU-Förderpolitik) eine zentrale 
Rolle spielen – etwa in den Kompetenzfeldern Mobilität, Energieef-
fizienz, Gesundheit, Stadtentwicklung – eine systematische Wei-
terentwicklung des Ansatzes benötigen. Dies dürfte aber in einer 
„lernbereiten“ Umgebung, die sich durch reflexive Steuerung aus-
zeichnet, eher gelingen als in anderen Regionen, die diese Lern-
prozesse noch durchlaufen müssen. 

Dass sich der High Tech Campus in Eindhoven in der heutigen 
Form entwickelt hat, ist eng mit dem Unternehmen Philips verbun-
den. Das Unternehmen, welches als einer der weltgrößten Elektro-
nikkonzerne zum einen über eine außerordentliche Unterneh-
mensgröße und zum anderen über eine hohe Forschungsaffinität 
verfügt, diente als Katalysator für die Entwicklung. Zusammen mit 
den im „Brainport Eindhoven“ ansässigen Technologie-, Automo-
bil-, Biotechnologie-, Nahrungsmittel- und Designunternehmen 
zeigt sich eine fasst einzigartige Konzentration an Fachwissen. 
Durch die umliegenden Hochschulen ist zudem die Versorgung mit 
Fachkräften sichergestellt.  

Auch wenn der Ausgangspunkt für den Erfolg des HTCE auf ein 
zentrales Unternehmen zurückzuführen ist, so lassen sich ebenso 
für das Ruhrgebiet wesentliche Schlüsse ziehen. Auch hier gibt es 
große, forschungsaffine Unternehmen. Der Erfolg des HTCE ba-
siert aber auch auf einem intakten regionalen Innovationssystem. 
Die einzelnen Akteure sind untereinander sehr gut miteinander 
vernetzt. Und durch einen pragmatischen Strukturpolitikansatz wie 
der „reflexive governance“ kann auf erfolgreiche Aufbauprozesse 
flexibel reagiert werden. Ein regelmäßiges, prozessbegleitendes 
Monitoring unterstützt die „reflexive governance“. Dieser Ansatz 
kann sich auch im Ruhrgebiet als gewinnbringend erweisen. Der 
Standort Dortmund bietet hier bereits gute Voraussetzungen. Ins-
besondere der Austausch innerhalb der Wissenschaft aber auch 
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft ist hier weiter zu stärken, 
wobei die Stadt oder Region als zentraler querschnittsorientierter 
(Verwaltungs-)Akteur fungieren sollte.  
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4.2.3 Pittsburgh/USA: Strukturwandel mit Zielsetzung Gesundheitswirtschaft 

Bereits im Laufe des 19. Jahrhunderts entwickelte sich an der Ost-
küste der USA der Manufacturing Belt, der heute auch als Rust 
Belt bekannt ist. Von der nördlichen Ostküste der USA nahe der 
Städte Boston und Washington D.C. zog sich der Manufacturing 
Belt bis nach Chicago am südöstlichen Rand der Großen Seen. 
Getrieben durch die Erschließung der Steinkohle und Eisenerzvor-
kommen in den Appalachen entwickelte sich eine prosperierende 
Schwerindustrie. Die Stadt Detroit wurde zum wichtigsten Standort 
für die Automobilindustrie während sich in Pittsburgh zur „Steel 
City“, der zentralen Stadt der Stahlindustrie entwickelte.  

Die Stahlindustrie in Pittsburgh wurde zum prägenden Wirtschafts-
zweig in der Region. Eines der ersten Stahlunternehmen war die 
Carnegie Steel Company. Daraus ging die United States Steel 
Company hervor, die heute unter dem Namen U.S Steel bekannt 
ist. Im Gründungsjahr war U.S. Steel der größte Stahlproduzent 
der USA und war für zwei Drittel der Stahlproduktion verantwortlich 
(vgl. United State Steel Corporation 2015). Zeitweise war U.S. 
Steel der größte Stahlproduzent der Welt. 

Ähnlich der ThyssenKrupp AG im Ruhrgebiet gehört U.S. Steel, 
gemessen am Umsatz, auch heute noch zu den größten Unterneh-
men der Welt. Wichtigster Standort ist weiterhin Pittsburgh. Mit der 
Stahlkrise in den 1970er Jahren begann jedoch der Niedergang 
der Industrie in der Stadt und in den Folgejahren bis Ende der 80er 
verlor eine Vielzahl der Beschäftigten ihren Arbeitsplatz. Arbeiteten 
im Jahr 1970 noch 25,9 Prozent aller Beschäftigten in Pittsburgh 
im verarbeitenden Gewerbe, waren es 1990 lediglich noch 
10,2 Prozent (vgl. Haller 2005).  

Der Niedergang der Stahlindustrie ging einher mit einem signifi-
kanten Anstieg der Arbeitslosigkeit. In Allegheny County, dem 
Kreis in dem die Stadt Pittsburgh liegt, stieg die Arbeitslosenquote 
von knapp 4 Prozent im Jahr 1970 auf rund 15 Prozent im Jahr 
1983. Beschleunigt wurde der Anstieg durch die Rezession Anfang 
der 1980er Jahre in den USA. Mit rund 11 Prozent lag die Arbeits-
losigkeit 1983 im Landesdurchschnitt jedoch deutlich unter der 
Quote in Allegheny County. Hinzu kam, dass sich der Arbeitsmarkt 
im Kreis deutlich langsamer erholte. Erst Ende der 1980er Jahre 
wurde wieder das landesweite Niveau von etwa 7 Prozent erreicht. 
In den Folgejahren fiel die Arbeitslosigkeit weiter auf rund 4 Pro-
zent (vgl Allegheny Place – The Allegheny County Comprehensive 
Plan 2005).  

Ein wesentlicher Grund für die relativ geringe Arbeitslosigkeit um 
1990 war jedoch nicht eine wachsende ökonomische Stärke, son-
dern zu einem großen Teil die Abwanderung der arbeitslosen Be-
völkerung aus Pittsburgh und Allegheny County (ebd.). Zwischen 
1970 und 1990 verlor die Stadt 28,9 Prozent seiner Einwohner. 
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1970 lebten noch rund 520.000 Personen in Pittsburgh. 20 Jahre 
später waren es lediglich noch rund 370.000 Personen (vgl. U.S. 
Census Bureau 2015a). Dieser Trend setzte sich auch in den 
Folgejahren fort, so dass 2013 noch etwa 306.000 Personen in 
Pittsburgh lebten (vgl. U.S. Census Bureau 2015b). Ein ähnliches 
Bild zeigt sich für Allegheny County, welches 1970 noch 1.605.000 
Einwohner beherbergte. Bis 1990 schrumpfte die Bevölkerung um 
16,7 Prozent auf 1.336.000 Personen und bis 2013 auf rund 
1.232.000 Personen. Das Ende dieses Schrumpfungsprozesses 
scheint jedoch erreicht, denn gegenüber dem Jahr 2010 konnte 
der Kreis bis heute rund 8.000 Personen wieder hinzugewinnen 
(ebd.).  

Um die Abwanderung zu stoppen und für Unternehmen und Ar-
beitskräfte wieder an Attraktivität zu gewinnen, musste sich Pitts-
burgh neu erfinden. Die Stadt und die umliegende Region standen 
damit vor der gleichen Herausforderung wie viele andere Altindust-
rieregionen. Im Gegensatz zum Ruhrgebiet profitierte sie dabei je-
doch von ihrem Ruf eine der lebenswertesten in den USA zu sein 
(vgl. Pittsburgh Post-Gazette 2014). Zudem verfügte die Stadt be-
reits über einige Großunternehmen und Banken, die nicht der 
Stahlindustrie angehörten. Dazu gehörten unter anderem der Nah-
rungsmittelhersteller Heinz, Mellon Financial Corporation (heute 
Bank of New York Mellon Corporation oder BNY Mellon) und der 
Pharmakonzern Bayer. Mit der University of Pittsburgh und der 
Carnegie Mellon University verfügte die Stadt bereits zur Zeit der 
Stahlkrise über zwei renommierte Forschungseinrichtungen.  

Heute ist die Industrie Pittsburghs und der Allegheny Region füh-
rend in den Bereichen Robotik, Informationstechnologie und Ge-
sundheitswirtschaft. Seit 1979 konnte dabei insbesondere der Ge-
sundheitssektor ein deutliches Wachstum vorweisen. Von damals 
rund 68.000 Personen stieg die Zahl der Beschäftigten auf heute 
knapp 190.000 (vgl. Pittsburgh Press Room – g 20 2014 und Bu-
reau of Labour Statistics 2014a). Eine entscheidende Keimzelle für 
diese sehr positive Entwicklung der Gesundheitswirtschaft war die 
vorhandene Basis im Bereich Biomedizin und Biotechnologie.  

Förderung der Netzwerkstrukturen durch public-private  
partnerships 

Damit aus der bereits damals vorhandenen Stärke im Bereich Bio-
technologie eine prosperierende Gesundheitswirtschaft hervorge-
hen konnte, bedurfte es jedoch einer deutlichen Verbesserung der 
Vernetzung der Akteure auf allen Ebenen. Die Förderung der 
Netzwerkstrukturen und des informellen Austausches zwischen 
der Politik und der Wirtschaft Ende der 1980er, Anfang der 1990er 
Jahre war ein wesentlicher Erfolgsfaktor. Stets involviert in den 
Austausch waren die University of Pittsburgh und die Carnegie 
Mellon University.  
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Zentrale Austauschplattform war von Beginn an die Allegheny 
Conference on Community Development (ACCD), ein public-pri-
vate partnership in dem sich bspw. die Greater Pittsburgh Cham-
ber of Commerce und derzeit über 300 Unternehmen organisieren. 
Die ACCD fokussiert dabei nicht ausschließlich auf die Gesund-
heitswirtschaft, sondern hatte zum Ziel die Region in den Berei-
chen Hochtechnologie, FuE und Entrepreneurship zu fördern. Aus 
dieser Kooperation ging das Pittsburgh Technology Center hervor, 
ein Forschungs- und Technologiepark in dem Privatunternehmen 
im engen Austausch mit den Universitäten forschen. Durch die 
Einbindung der Privatwirtschaft standen natürlich auch der wirt-
schaftliche Erfolg und der Anwendungsbezug der Forschungspro-
jekte stärker im Fokus.  

Ein Ankermieter des Centers ist das Pittsburgh Life Science 
Greenhouse, eine non-profit Initiative aus dem Bereich Biotechno-
logie. Das Greenhouse unterstützt junge aufstrebende Unterneh-
men in dem es neben Laboren und Forschungsequipment auch 
Weiterbildungen im Bereich Unternehmensentwicklung anbietet. 
Aber auch die Zentren „Innovation Works“ und „The Technology 
Collaborative“ helfen jungen Unternehmen bei der Gründungsför-
derung. 

Der Erfolg der public-private-partnerships lässt sich auf verschie-
den Faktoren zurückführen. Ein wesentlicher Ausgangspunkt war, 
dass die es Universitäten in Abstimmung mit dem regionalen Ent-
wicklungsplan bereits in 1980er Jahren verstanden, staatliche För-
dergelder zu akquirieren und gezielt in die Technologieforschung 
zu investieren (vgl. The New York Times 2009). Davon profitierte 
auch die Entwicklung der Gesundheitswirtschaft in der Region. 
Diese Art von institutsübergreifender koordinierter Strategie gilt es 
auch im Ruhrgebiet zu entwickeln und bewusst auf die Stärken der 
einzelnen Hochschulen zu setzen.  

Ein weiterer Erfolgsfaktor in Pittsburgh ist auf die Tatsache zurück-
zuführen, dass die Krankenhäuser und Universitäten steuerbefreit 
waren und deren Forschung als gemeinnützig galt (vgl. Metro 
News 2013). Heute ist die Steuerbefreiung insbesondere für das 
University of Pittsburgh Medical Center (UMPC) umstritten. Das 
Klinikum ist der größte Arbeitsgeber der Region und führend in vie-
len Forschungsfeldern wie bspw. den Transplantationen. Mit Ein-
nahmen durch Patienten in Höhe von 11,9 Mrd. USD ist es auch 
das einnahmenstärkste non-profit Klinikum in den USA (vgl. Be-
cker’s Hospital Review 2013). 
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Anwendungsorientierte Forschung  

Neben der langjährigen Netzwerkarbeit lässt sich der Erfolg der 
Gesundheitswirtschaft in der Pittsburgh Region auf ihren for-
schungs- und anwendungsorientierten Charakter zurückführen. 
Die University of Pittsburgh verfügt über Forschungsschwerpunkte 
im Bereich der Transplantationen, der Krebs-forschung, der bio-
medizinischen Entwicklung von Gewebezellen, der Entwicklung 
künstlicher Organe und der Sportmedizin.  

Diese Forschungsbereiche stehen wiederum im engen Austausch 
mit der Wirtschaft und den regionalen Wirtschaftsförderungen. So 
befindet sich im University of Pittsburgh Medical Center (UMPC) 
das weltweit größte Transplantationszentrum.. Zugleich ist das 
UMPC der größte Arbeitgeber der Region. Die Pittsburgh Tissue 
Engineering Initiative (PTEI) hat sich zum Ziel gesetzt die Entwick-
lung und Forschung von Gewebezellen kommerziell erfolgreich zu 
gestalten und den Austausch zwischen universitärer Forschung 
und der Industrie zu erleichtern. 

Insgesamt verfügt die Region über mehr als 170 Forschungsein-
richtungen und weit mehr als 30 Privatunternehmen, die direkt der 
Life Science-/Gesundheitswirtschaft zuzuordnen sind (vgl. Alleg-
heny Places 2008 und Pittsburgh Regional Alliance 2015). Im Jahr 
2013 gab es allein in der Stadt Pittsburgh gut 3.500 medizinische 
Labortechniker (vgl. Bureau of Labour Statistics 2014b). Mit einem 
Lokalisationsquotienten von 1,28 lag der Anteil der Labortechniker 
an der Gesamtbeschäftigung in Pittsburgh damit deutlich über dem 
Landesdurchschnitt.20 Durch die enge Verzahnung von Ausbil-
dungseinrichtungen und den ansässigen Unternehmen zusammen 
mit den vorhandenen Forschungszentren und Innovationsinkuba-
toren wie dem Pittsburgh Life Science Greenhouse bringen die 
Universitäten jedes Jahr eine große Zahl an sehr innovativen 
Start-ups hervor.  

Ein Blick auf die Anzahl an Innovations- und Gründerzentren im 
Ruhrgebiet verdeutlicht, dass die Voraussetzungen für eine an-
wendungsorientierte Forschung durchaus gegeben ist (vgl. Kapi-
tel 3.4). Nirgendwo sonst in Deutschland gibt es mehr Zentren die-
ser Art als in Nordrhein-Westfalen. Dennoch zeigt das Ruhrgebiet 
ein unterdurchschnittliches Gründungsgeschehen. Es liegt nahe, 
dass die Vernetzung zwischen den Hochschulen und der Privat-
wirtschaft im Vergleich deutlich geringer ausfällt als in Pittsburgh.   

                                                
20 Der Lokalisationsquotient (LQ) beschreibt den Anteil der Beschäftigten, die einem Wirtschaftszweig/einer Berufsgruppe 

zuzuordnen ist, im Vergleich zum Landesdurchschnitt. Ein LQ von 1,0 entspricht dem Landesdurchschnitt. Ein LQ größer 
1 bedeutet eine höhere Konzentration einer bestimmten Berufsgruppe in der untersuchten Region.  
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Zusätzliche Faktoren treiben den Strukturwandel voran 

Seit 1999 bietet das Zentrum Innovation Works den Start-ups  
finanzielle Unterstützung um ihre Gründungsidee umzusetzen. Die 
Fördergelder stammen von der öffentlichen Hand. Pittsburghs 
wachsende ökonomische Stärke in der Gesundheitswirtschaft 
zieht aber auch immer mehr Investoren an, die Risikokapital (Ven-
turecapital) zur Verfügung stellen. In 2013 konnten die Unterneh-
men der Region 338 Mio. USD an Kapital binden. Damit liegt Pitts-
burgh zwar immer noch deutlich hinter der führenden aber auch 
deutlich größeren Stadt Boston mit 3,3 Mrd. USD, im Vergleich zu 
2009 stieg das Risikokapital aber um 112,9 Prozent. Keine andere 
Region in den USA zeigte einen vergleichbaren Anstieg. In den 
fünf Jahren seit 2009 konnten die Unternehmen insgesamt 
1,6 Mrd. USD binden. Am stärksten davon profitiert hat die Medi-
zintechnik. Rund 17 Prozent des Risikokapitals ging an sie (vgl. 
Pittsburgh Post-Gazette 2014). 

Der ausbleibende Boom im Immobilienmarkt Anfang der 2000er 
Jahre trug weiter zum Strukturwandel der Stadt bei. Die Mieten lie-
gen weiter auf einem moderaten Niveau und auch die Hausbesit-
zer haben auf lange Sicht profitiert. Pittsburgh wurde vom Platzen 
der Immobilienblase 2007 weitestgehend verschont. 

Während die Preise für Immobilien in den USA 2008 um durch-
schnittlich 4 Prozent fielen, zogen sie in Pittsburgh um 2,2 Prozent 
an (vgl. The New York Times 2009). Zwischen 2007 und 2012 lag 
die Wertsteigerung insgesamt bei 5,8 Prozent, während der US 
Immobilienmarkt insgesamt stagnierte (vgl. Pittsburgh TODAY 
2014).  

Rückschlüsse für Deutschland und das Ruhrgebiet 

Wesentlich für den Erfolg der Gesundheitswirtschaft in Pittsburgh 
war eine koordinierte Strategie zwischen der öffentlichen Hand, 
der Wissenschaft und der Wirtschaft. Dabei wurde bewusst auf die 
bereits vorhandenen Stärken gesetzt und an die Biotechnologie, 
welche sich schon früh an den Universitäten entwickelt hatte, an-
geknüpft. Die Universitäten akquirierten erfolgreich staatliche För-
dergelder und trieben bereits in den 1980er Jahren die Forschung 
in der Biotechnologie und im medizinischen Bereich voran. Dieser 
langfristige Ansatz trägt nun Früchte. 

Das Ausmaß der Strukturkrise sowie der enorme Handlungsbedarf 
brachten die Menschen in Pittsburgh zusammen. Im Sinne eines 
Erfolgsfaktors wurden Gemeinschaftsgefühl und hohe Motivation 
kultiviert und damit die Entwicklung einer gemeinsamen Vision er-
möglicht. 

Bezogen auf das Ruhrgebiet bedeutet dies, dass es einer instituti-
onsübergreifenden Strategie bedarf, die einerseits die Akteure aus 
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den unterschiedlichen Bereichen zusammenbringt und ihnen den 
Mehrwert dieses gemeinschaftlichen Ansatzes näherbringt und an-
dererseits auf langfristiges Handeln ausgerichtet ist. Ziel dieser 
Strategie muss es sein, die vorhandenen Stärken in der Wirtschaft 
und der Hochschullandschaft zu verknüpfen und gezielt auf diesen 
Bereichen auszubauen.  

Die Wirtschaft wurde sehr diversifiziert: hin zu produkt- und pro-
duktionsbezogenen Dienstleistungen, Finanzdienstleistungen, hö-
herer Bildung, Gesundheit und Transport/Mobilität. Pittsburgh hat 
infolge dieser starken Diversifizierung die Wirtschafts- und die Fi-
nanzkrise der letzten Jahre erstaunlich gut überstanden. Dies 
weist deutlich darauf hin, dass ein hoher Grad an Diversität zu ei-
nem hohen Grad an Resilienz führt. 

Pittsburgh hat im Gegensatz zu vielen anderen amerikanischen 
Städte zudem erfolgreich auf public-private partnerships gesetzt. 
In die Wissenschaft und Forschung wurden häufig die ansässigen 
Unternehmen mit einbezogen, so dass der Anwendungsbezug der 
Forschungsergebnisse stärker in den Fokus rückte als ohne privat-
wirtschaftliche Beteiligung. Mit Philips Respironics oder Thermo 
Fisher Scientific Inc. konnten die Universitäten dabei auf die Ex-
pertise mehrerer Unternehmen der Gesundheitswirtschaft bauen. 
Mit Unternehmen wie bspw. Evonik, der VULKAN-Gruppe oder der 
Rethmann AG & Co. KG verfügt auch das Ruhrgebiet über welt-
weit führende Großunternehmen. Zusammen mit der sich an-
schließenden Wertschöpfungskette aus vor- und nachgelagerten 
Betrieben sind gezielt Wirtschaftsbereiche zu identifizieren und mit 
dem Angebot vorhandener Forschungseinrichtungen abzuglei-
chen.  

Die beiden großen Universitäten der Region haben eine Schlüssel-
rolle im Transformationsprozess übernommen und können daher 
als ein weiterer Erfolgsfaktor für die Weiterentwicklung der Metro-
polregion gelten. Sie haben tragende Rollen im Prozess des Struk-
turwandels und der Transformation übernommen. Sie trugen un-
mittelbar und merklich zur ökonomischen und sozialen Entwick-
lung der Stadt und Metropolregion bei. Zudem ist die University of 
Pittsburgh heute der größte Arbeitgeber der Metropolregion.  

Um den informellen Austausch der einzelnen Akteure aus Wissen-
schaft und Wirtschaft in Pittsburgh voranzutreiben bedurfte es ei-
ner Plattform, die zwischen den Bedürfnissen der einzelnen Grup-
pen vermittelt.  

In Pittsburgh war und ist dies die Allegheny Conference on Com-
munity Development (ACCD). Neben wirtschaftlichen Interessen 
stand bei der ACCD aber auch eine Verbesserung der Lebensqua-
lität in der Stadt im Fokus. Pittsburgh gilt heute aber auch schon 
zur Jahrtausendwende ganz im Gegensatz zu vielen Städten im 
Ruhrgebiet als attraktiver Wohnstandort.  
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4.2.4 Jönköping/S: Erfolgreiche Unterstützung des Strukturwandels durch 
Gründungsunterstützung/Entrepreneurship 

Die Stadt und der dazugehörige Kreis Jönköping liegen in der his-
torischen Provinz Småland in Südschweden. Mit rund 720.000 Ein-
wohnern ist die Provinz eine bevölkerungsreichsten des Landes. 
Durch die strategische Lage zwischen dem 300 km entfernten 
Stockholm und dem 150 km entfernten Göteborg gilt Jönköping als 
ein begehrter Logistik- und Messestandort. Jährlich findet die 
ELIMA Subcontractor statt, Schwedens größte Messe für die Zulie-
ferbranche des verarbeitenden Gewerbes. Rund 1.200 Aussteller 
aus 30 Ländern sind dort vertreten.  

Früher war die Stadt Jönköping für ihre Zündholzindustrie weltbe-
kannt. Heute genießt die Universität Jönköping einen sehr guten 
Ruf im Bereich der Gründungsforschung. Schweden hat insgesamt 
eine lange Tradition im Bereich des Entrepreneurship bzw. dem 
Gründungsgeschehen. Dazu gehört auch die universitäre Ausbil-
dung. Neben der Universität Jönköping sind hier insbesondere die 
Universität Linköping und die Universität Lund zu nennen.  

In der aktuellen regionalen Entwicklungsstrategie wird das Ziel 
ausgegeben die Region um Jönköping bis 2025 zu einer der füh-
renden Wachstumsregionen in Nordeuropa zu machen. Dazu will 
die Region sich nicht auf bestimmte Wirtschaftszweige festlegen, 
der Fokus liegt aber klar auf wissensintensiven Unternehmen. Die 
folgenden zwei Entwicklungsziele für die Region wurden definiert: 

 „an international industrial region”; 

 “a diverse business community with an emphasis on 
knowledge-intensive businesses“ (Europäische Kommission 
2013b). 

Enge Vernetzung zwischen Wirtschaft und Wissenschaft 

Die enge Vernetzung zwischen Universität und Industrie ist im 
skandinavischen Raum keine Besonderheit. Schweden bezeichnet 
sich selbst als Land mit einer langen Tradition im Innovationsbe-
reich. Als ein Grund wird die dauerhafte und enge Zusammenar-
beit zwischen öffentlicher und privater Hand gesehen. Das führte 
dazu, dass Schweden im Jahr 2009 rund 3,6 Prozent des BIP in 
Forschung und Entwicklung investiert hat und damit bereits deut-
lich über dem europäischen Ziel von 3,0 Prozent für das Jahr 2020 
liegt (vgl. Swedish Institute 2011).  

Schweden verfügt seit langem über ein umfassendes Netzwerk an 
Forschungs- und Entwicklungslaboren. Diese werden gemein-
schaftlich durch die Industrie und die öffentliche Hand finanziert. 
Neben der klassischen universitären Forschung betreiben diese 
Labore auch Auftragsforschung für viele Einzelunternehmen. Im 
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skandinavischen Raum verfügen selbst sehr große Unternehmen 
häufig über nur vergleichsweise kleine In-house-Forschungs-abtei-
lungen. Ein großer Anteil der Forschung wird an das Forschungs-
netzwerk ausgelagert (vgl. Guile/Brooks 1987). Unterstützung er-
fährt das Netzwerk unter anderem durch die Knowledge Founda-
tion (KK-stiftelsen), welche den Austausch zwischen Hochschulen 
und Universitäten mit der Industrie stärken soll. 

Die Knowledge Foundation wurde 1994 durch die schwedische 
Regierung gegründet mit dem Ziel die Wettbewerbsfähigkeit des 
Landes zu erhöhen. Dazu erfolgte eine gezielte Förderung von 
Forschung und Entwicklung an den Universitäten und Hochschu-
len des Landes. Voraussetzung war, dass sich die Industrie finan-
ziell an dem neuen Fond beteiligt. Startkapital waren 3,6 Mrd. SEK 
(rund 380 Mio. Euro). Bis einschließlich 2012 konnten bereits 
8,1 Mrd. SEK (850 Mio. Euro) für insgesamt 2.100 Projekte verteilt 
werden. 7 Mrd. SEK (740 Mio. Euro) befanden sich Ende 2012 
noch im Fördertopf. Auch die Universität Jönköping profitierte in 
den Jahren 2011 und 2012 mit 49 Mio. SEK (5,1 Mio. Euro) von 
der Förderung (vgl. The Knowledge Foundation 2013).  

Businessinkubatoren als Teil der universitären Ausbildung 

Die Förderung und der enge Vernetzung zwischen Wissenschaft 
und Wirtschaft nützen natürlich auch den Studierenden. Die La-
bore und Forschungseinrichtungen sind direkt an den Universitä-
ten untergebracht. Hinzu kommen vielfach Businessinkubatoren. 
So bieten die Universitäten neben der reinen Lehre Businessparks 
mit Laboren und einem gut gepflegten Alumninetzwerk. Den Stu-
dierenden bieten sich damit sehr gute Möglichkeiten bereits „paral-
lel zu ihrem Studium an Produktprototypen zu arbeiten, eine inno-
vative Dienstleistung zu entwickeln oder bereits ein Unternehmen 
zu gründen“(Bendig et al. 2013, S. 37). 

Zuständig für die Gründungsforschung und mitverantwortlich für den 
guten Ruf der Universität Jönköping ist das Centre for Entrepreneu-
rship and Spatial Economics (CEnSE). Ziel des CEnSE ist sowohl 
die Grundlagenforschung sowie die Entwicklung innovativer An-
sätze im Bereich der Gründungsforschung. Der Anwendungsbezug 
der Forschungen auch für politische Entscheidungsträger genießt 
dabei einen hohen Stellenwert. Gleichzeitig versteht sich das 
CEnSE aber wie häufig im skandinavischen Raum zu beobachten 
auch als Wissens- und Vernetzungsplattform zwischen öffentlicher 
Hand, Nichtregierungsorganisationen und der Industrie. 

Unterstützung für ihre Gründungsidee erhalten die Studierenden 
der Universität Jönköping im Science Park. Dieser Businessinku-
bator befindet sich direkt an der Universität. Er beherbergt derzeit 
über 500 Personen in mehr als 100 Unternehmen. Neben den ver-
gleichsweise geringen Kosten für die Infrastruktur und den Mög-
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lichkeiten zum Netzwerken bietet der Science Park auch professio-
nelle Unterstützung bei der Entwicklung von Business Modellen 
oder Produktkonzepten. Über einen Zeitraum von ein bis drei Jah-
ren können sich Unternehmen und Gründer für monatlich 1.900 
SEK (rund 200 Euro) coachen lassen.  

Um Innovationen und Gründungen in der Region aber noch stärker 
in der Fläche zu fördern, ist im Kreis Jönköping ein ganzes Sci-
ence Park System entstanden. Der Kreis verfügt neben der Stadt 
Jönköping über zwölf weitere Gemeinden, die alle jeweils über ei-
nen Ableger des Businessinkubators, sog. Wachstumsarenen (till-
växtarenor), verfügen. Neben der Universität wird die Initiative 
durch die Kreisverwaltung, der zuständigen IHK und dem landes-
weit aktiven Verband schwedischer Unternehmen (Svenskt Nä-
ringsliv) unterstützt. Die geplante Ausweitung des Systems auf 
weitere Kreise in Schweden verdeutlicht den Erfolg des Science 
Park Systems (vgl. Europäische Kommission 2015). 

Jönköping setzt aber nicht nur auf Gründungen, sondern möchte 
jungen Unternehmen mit vielversprechender Wachstumsperspek-
tive die Möglichkeit geben mehr Kapazitäten in die Weiterentwick-
lung ihrer Firma zu stecken, bspw. durch die Entwicklung neuer 
Businessmodelle, durch neue Organisationsformen, dem Schlie-
ßen neuer Partnerschaften oder natürlich der Entwicklung neuer 
Produkte. Für externe Beratungsleistungen können kleine und 
mittlere Unternehmen einen Innovationsgutschein (innovation vou-
cher) erhalten. Dieser bietet eine Förderung von 100.000 SEK 
(rund 10.000 Euro) und wird durch das County Administrative 
Board, ähnlich einer Kreisverwaltung, vergeben. Jönköping war 
Modellregion für die Innovationsgutscheine, die seit 2013 jetzt 
auch landesweit durch VINNOVA, Schwedens Innovationsnetz-
werk, vergeben werden.  

Gründungsförderung an der Universität:  
Mehrwert für die Region? 

Neben den aufgeführten Instituten und Fördermöglichkeiten bietet 
die Provinz Småland noch viele weitere Organisationen, um Grün-
dern bei ihrem Unternehmen zu unterstützen. Hierzu gehören 
bspw. die ALMI Företagspartner, Nyföretagarcentrum, uvm. Die 
internationale Vernetzung der Universität Jönköping und des 
CEnSE sorgen für eine sehr gute Reputation im Bereich der Grün-
dungsforschung. Eine deutliche höhere Zahl an Gründungen lässt 
sich daraus aber nicht pauschal ableiten. 

Im Jahr 2009 lag der Anteil der Gründer an der Bevölkerung in der 
Provinz Småland bei 9 Prozent. Im landesweiten Durchschnitt wa-
ren es 10 Prozent (vgl. Småland-Blekinge – South Sweden 2011) . 
Sicherlich handelt es sich bei der Provinz Småland um eine aus 
deutscher Sicht eher ländlich geprägte Region, die nicht zu ver-
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gleichen ist mit den Regionen um Stockholm oder Göteborg. Ver-
glichen mit anderen Regionen Schwedens stellt Småland aber si-
cherlich keine Ausnahme dar. Auffällig ist auch, dass der Anteil der 
FuE-Ausgaben sowie die Patentintensität deutlich unterhalb des 
Landesdurchschnitts liegen. Der Anteil der FuE-Ausgaben aller 
Unternehmen in Småland an der regionalen Bruttowertschöpfung 
lag 2009 bei 1,2 Prozent. In Schweden waren insgesamt 2,7 Pro-
zent. Patentanmeldungen je 1.000 Einwohner gab es 0,36. Der 
Landesdurchschnitt liegt bei 0,6 (ebd.).  

Rückschlüsse für Deutschland und das Ruhrgebiet 

Die Verbindung aus universitärer Entrepreneurshipausbildung mit 
direktem Anschluss an ein so weitreichendes und umfängliches 
Angebot eines Businessinkubators wie in Jönköping ist in Deutsch-
land schwer zu finden. Auch wenn sich aus den Daten nicht pau-
schal eine überdurchschnittlich hohe Gründungsdynamik in der 
Region attestieren lässt, stellt sich die Frage, ob die Zahl der 
Gründungen ohne die Angebote nicht deutlich geringer wäre.  

Mit 9 Prozent im Jahr 2009 lag die Zahl der Gründungen in 
Småland zwar unterhalb des schwedischen Landesdurchschnitts, 
verglichen mit 1,7 Prozent in Deutschland war die Quote aber äu-
ßerst hoch. Zwar gibt es sicherlich Unterschiede zwischen den 
Wirtschaftssystemen in Schweden und in Deutschland, die bei ei-
nem einfachen Datenvergleich berücksichtigt werden sollten. Eine 
noch stärkere Verankerung der Gründungsforschung und  
-förderung in der universitären Ausbildung, kann aber auch in 
Deutschland dazu beitragen, das Gründungsgeschehen weiter zu 
erhöhen.  

Im Ruhrgebiet gibt es bereits eine Vielzahl an Innovations- und 
Gründerzentren. Das Beispiel Jönköping zeigt aber, wie engma-
schig das System der Gründungsförderung sein muss, um Erfolge 
zu erzielen. Neben der Motivation der Studierenden sich bereits 
während des Studiums selbständig zu machen, bestehen viele 
weitere Angebote für potenzielle Gründer: ein durch die Privatwirt-
schaft und die öffentliche Hand finanzierten FuE-Fonds,  
Businessinkubatoren, die direkt an der Universität angebunden 
sind, ein weit verzweigtes System von Inkubatoren, um die Innova-
tionen auch in der Fläche zu fördern, weitere Unterstützungsleis-
tungen auch nach der Gründung, um bspw. Businessmodelle wei-
ter zu entwickeln, u. v. m. Wichtig für den Erfolg ist, dass die ein-
zelnen Leistungen dabei aufeinander aufbauen bzw. sich gegen-
seitig ergänzen.  

Beim Aufbau bzw. beim Übertrag solch eines Ausbildungs- und 
Fördersystems auf das Ruhrgebiet ist zu berücksichtigen, dass die 
Forschung auch bei großen schwedischen Unternehmen häufig 
ausgelagert wird. In Deutschland muss sich der Gedanke noch 
stärker etablieren, dass durch den Prozess der Open Innovation 



 

  140 

und einem Auslagern der Forschung an externe Institutionen ein 
Mehrwert, auch in finanzieller und wirtschaftlicher Hinsicht, erreicht 
werden kann. Insgesamt scheinen die Entwicklungen bei den Un-
ternehmen, wie auch die angeführten Beispiele von Jönköping o-
der dem High Tech Campus Eindhoven zeigen, mittel- bis langfris-
tig allerdings in diese Richtung zu laufen. 

Ein Ökosystem für Gründerinnen und Gründer, wie es in Schwe-
den bereits stärker etabliert ist, beschreibt ein Netzwerk von Unter-
stützungsinstitutionen, anderen Gründerinnen und    Gründern so-
wie Risikokapitalgebern, die in engem Austausch miteinander ste-
hen. Im Zusammenspiel mit zahlreichen neuen und kostengünsti-
gen Möglichkeiten für Gründerinnen und Gründer durch digitale 
Tools und digitale Servicebausteine für Geschäftsmodelle sind 
Gründungen unter diesen Voraussetzungen einfacher, risikoärmer 
und vor allem schneller durchzuführen. In diesem Zuge verändert 
sich der eigentliche Prozess des Gründens aufgrund einer zuneh-
menden Standardisierung der einzelnen Arbeitspakete an deren 
Ende ein erfolgreich funktionierendes Unternehmen oder Produkt 
steht.  

Zukünftig wird es – insbesondere in digitalbasierten Unterneh-
men - stärker darauf ankommen, existierende Geschäftsmodelle 
aufzutrennen und einzelne Pakete/Tools/Logiken auf andere 
Märkte sowie Produkte zu übertragen. Diese Entwicklung, die un-
ter dem Schlagwort „Industrialisierung von Start-ups“ bekannt ist, 
kann durch entsprechende ganzheitliche Unterstützungsangebote, 
eine enge Vernetzung der für eine Gründung notwendigen Akteure 
und eine offene und fehlertolerante Gründungskultur eine Chance 
für strukturschwache Regionen wie das Ruhrgebiet sein.  

Folgende Rückschlüsse hinsichtlich der Gründungsförderung las-
sen sich aus den Erfahrungen dieser Region für das Ruhrgebiet 
ziehen:  

 Schaffung einer Gründungskultur durch eine stärkere 
Sichtbar- und Erlebbarkeit von Gründungen, die bereits in 
den Phasen der Ausbildung und Hochschulbildung einen fes-
ten Anteil an den Ausbildungsinhalten haben. Dabei sollte un-
ternehmerisches Handeln und der damit verbundene gesell-
schaftliche Mehrwert durch innovative Denkansätze und nutz-
bringende Ideen im Vordergrund stehen. Dabei können Ent-
repreneurship-Hubs Aktivitäten rund um das Thema Grün-
dung, Karriere und Wissenstransfer zu einer höheren Prä-
senz des Themas führen.  
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 Angebote zur frühzeitigen Erprobung von Gründungs-
ideen und deren konkrete Umsetzung helfen, frühzeitig für 
die Thematik zu sensibilisieren und den Blick für etwaige Ge-
schäftsideen zu schärfen. Im Rahmen von Businessplan-
Wettbewerben können im geschützten Raum von Hochschu-
len und Ausbildungsinstitutionen Gründungen im kleinen Stil 
parallel zur Ausbildung durchgespielt werden.  

 Umfassende Betreuung innerhalb eines Inkubatoren-sys-
tems schafft ein Ökosystem an unterstützenden und befreun-
deten Akteuren und Institutionen, die gegenseitig voneinan-
der lernen und darüber hinaus Gründungen erleichtern. Hier-
bei kommt es darauf an, schnelle Unterstützung finanzieller 
und beratender Art für Gründerinnen und Gründer bereitzu-
stellen.  

 Die Industrialisierung und Automatisierung von Grün-
dungen in der Digitalwirtschaft sollte stärker berücksichtigt 
werden. Entscheidend für die öffentliche Gründungsförderung 
ist dabei insbesondere der Aspekt, dass Geschwindigkeit und 
geringe Transaktionskosten für eine Gründung in der Digital-
wirtschaft entscheidende Erfolgsfaktoren sind. Hier sollte da-
her stärker anhand von „Full-Service-Paketen“ für potenzielle 
Gründerinnen und Gründer unterstützt werden sowie als 
neutraler Wegweiser und Qualitätssicherer.   
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5 Ansatzpunkte einer zukunftsorientierten Politik 
für das Ruhrgebiet im Mehrebenensystem  

Im Folgenden sollen Zielfelder herausgearbeitet werden, die einen 
Beitrag leisten können für die wirtschaftliche Entwicklung des 
Ruhrgebiets. Es kann damit als Benchmark einer altindustriellen 
Entwicklungsregion gelten. Auch wenn der Begriff „altindustriell“ 
zwar allgemein keine einheitliche Anwendung findet, so folgen 
wir vor dem Hintergrund der vorliegenden Analysen dem Erklä-
rungsansatz, indem man mit „alt“ mangelnde Wettbewerbsfä-
higkeit bzw. mangelnde strukturelle Regenerationsfähigkeit ver-
bindet. 

Zahlreiche Merkmale traditioneller Altindustriegebiete in der 
Niedergangsphase konnte das Ruhrgebiet erfreulicherweise ab-
legen, wie z. B. eine industrielle Monostruktur, die Dominanz ei-
ner Struktur von Großbetrieben, eine mangelnde Ausstattung mit 
Bildungs- und kulturellen Einrichtungen oder eine übergroße Um-
weltbelastung. Gleichwohl bleiben ein noch unzureichender Be-
satz mit innovativen, zukunftsorientierten Wachstumsbranchen, 
eine hohe Arbeitslosigkeit und ein geringes Pro-Kopf-Einkom-
men mit all den sozialen und stadtpolitischen Folgen. 

Die Abbildung 36 stellt die Ableitung der Zielfelder überblicksartig 
dar. Diese leiten sich anhand der besonderen Ausgangssituation 
des Ruhrgebiets (Kap. 3) sowie an den in Kap. 4 herausgefunde-
nen Potenzialen ab. Sie gehen bewusst über die bisherigen klassi-
schen Zielfelder der regionalen Wirtschaftspolitik hinaus, um die 
Rahmenbedingungen für regionale Wirtschaftsentwicklung in ei-
nem breiteren Ansatz zu diskutieren.  

Die Auflistung ist nicht so zu interpretieren, dass alles in den Zu-
ständigkeitsbereich der regionalen Wirtschaftspolitik fällt. Sie bein-
haltet auch keine Zuordnung von föderativer Zuständigkeit. Es 
geht darum, die Regionalpolitik umfassender zu begreifen und 
eine engere Abstimmung der Politikbereiche einzufordern. 

Der Entwurf von Zielfeldern einer künftigen Regionalförderung wirft 
zudem die Frage nach ihren Wirkungsmöglichkeiten auf. Es muss 
deutlich hervorgehoben werden, dass die Lösung aller verbleiben-
den wirtschaftspolitischen Probleme (Arbeitslosigkeit, Unterneh-
mensbesatz, Steigerung von Wettbewerbsfähigkeit und Innovati-
onstätigkeit etc.) sukzessive und nicht kurz- bzw. mittelfristig zu er-
warten ist. Agglomerationen von miteinander verbundenen Unter-
nehmen, spezialisierten Zulieferern und Dienstleistern, Hochschu-
len, Forschungseinrichtungen und Arbeitskräften gelten als Merk-
male erfolgreicher Wirtschaftsräume. Hinsichtlich einer erfolgrei-
chen Weiterentwicklung eines solchen komplexen Regionalsys-
tems in eine zukunftsorientierte, wettbewerbsfähige Standort-und 
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Kompetenzfeldstruktur muss eher langfristig ausgegangen wer-
den. 

Es ist darüber hinaus festzuhalten, dass Wirtschaftsförderung nur 
komplementär, flankierend zur stattfindenden Wirtschaftsentwick-
lung eingreifen kann. Sie ist nicht imstande, von sich aus einen 
langfristigen wirtschaftlichen Strukturwandel zu bewirken, sondern 
muss an gewachsenen Stärken und Potenzialen ansetzen. Sie 
kann auf eine bessere Ausschöpfung lokaler Entwicklungspotenzi-
ale und auf die Anhebung des regionalen Innovationsniveaus hin-
arbeiten. Die Voraussetzungen für positive regionale Entwicklun-
gen bilden geeignete Forschungsinfrastrukturen und Branchen-
strukturen, die innovationsfähig und aufeinander abgestimmt sind.  

Damit wird auch deutlich, dass die regionale Förderpolitik selbst 
als Prozess zu verstehen ist, der aufgrund bestehender Unsicher-
heiten über die Entwicklung von Regionen in den seltensten Fällen 
in einem Schritt gegangen werden kann und kontinuierlich an die 
regionalen Entwicklungspotenziale in der jeweiligen Ausprägung 
anzupassen ist.  

Abbildung 36: Ableitung von Zielfeldern für das Ruhrgebiet aus 
den regionalpolitischen Implikationen der Analysen 

 

Quelle: Eigene Darstellung.  
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Mit den hier herausgearbeiteten Zielfeldern wird eine Grunder-
kenntnis der Untersuchung aufgegriffen, nämlich dass die Wirk-
samkeit von regionaler Wirtschaftspolitik umso höher ist, je stärker 
sie in ein Gesamtsystem gleichgerichteter Politiken eingebettet ist. 
So erfordern Maßnahmen zur Steigerung der regionalen Wettbe-
werbsfähigkeit ein entsprechendes Arbeitskräfteangebot. Um im 
Standortwettbewerb für mobiles Kapital attraktiv zu sein, ist die 
Förderung der Investition nur ein Element von vielen, das die Stan-
dortentscheidung beeinflusst. Gleichermaßen wirkt das Vorhan-
densein einer adäquaten Infrastruktur, von Fachkräften oder die 
Attraktivität des Stadtquartieres auf die Wahl der Entscheider ein. 
Insofern kommt es darauf an, dass Maßnahmen der regionalen 
Wirtschaftspolitik nicht konterkariert werden durch gegenläufige 
Maßnahmen anderer Politikbereiche.  

Gleiches betrifft die Frage der Zuständigkeit der regionalen Wirt-
schaftspolitik. Nach Art. 30 bzw. 28 GG liegt die Zuständigkeit für 
die Regionalpolitik primär bei den Ländern und den kommunalen 
Gebietskörperschaften. Für die nationale Wirtschaftsförderung gilt 
hierfür der Grundsatz der Subsidiarität, d. h. sie soll erst dann ein-
setzen, wenn die Region aus eigener Kraft nicht in der Lage ist, 
die anstehenden Probleme zu meistern. Daher ist es unumgäng-
lich, dass die jeweiligen Regionen Konzepte und Strategien erar-
beiten, die dann in Abstimmung mit Maßnahmen anderer Politikbe-
reiche gebracht werden. Der Bund kann die Länder unterstützen, 
wenn diese Aufgaben für die Gesamtheit bedeutsam sind und die 
Mitwirkung des Bundes zur Verbesserung der Lebensverhältnisse 
erforderlich ist (Art. 91 GG). Der Bund stellt den geeigneten Hand-
lungsrahmen sicher, und koordiniert die regionale Wirtschaftspoli-
tik der Länder. In diesem Sinne ist die GRW insofern ein klassi-
sches Instrument der Koordinierung. Die Länder müssen gewähr-
leisten, dass Landesprogramme mit regionaler Zweckbestimmung 
die Ziele der Gemeinschaftsaufgabe sinnvoll ergänzen und ihr 
nicht zuwiderlaufen. Dies gilt auch für das Nebeneinander von EU-
Strukturpolitik und nationaler Regionalpolitik.  

In der nachfolgenden Aufstellung der Zielfelder. wird der jeweilige 
Befund dargestellt, worauf aufbauend in Verbindung zu bestehen-
den Strukturen, Ansätzen und Maßnahmen neue Vorschläge für 
eine zukunftsorientierte Politik im Ruhrgebiet unterbreitet werden. 
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5.1 Zielfeld: Stärkung der Innovationsfähigkeit 

 

I Bedeutung für das Ruhrgebiet 

Innovationsintensität im Ruhrgebiet 

Die Untersuchung des wirtschaftlichen Profils des Ruhrgebiets 
macht deutlich (Kapitel 3.2), wie stark die Region noch von den 
Folgen der ehemals vorherrschenden monostrukturierten und auf 
Großunternehmen fokussierten Wirtschaftsstruktur geprägt ist. So 
zeigt sich, dass das Areal bis heute eine anhaltende Wachstums-
schwäche aufweist, die zu einem großen Teil auf eine Innovations-
schwäche zurückzuführen ist. Es gibt zahlreiche Indikatoren und 
Anzeichen dafür, dass bis heute eine unterdurchschnittliche Ent-
wicklung im Bereich der wissens- und innovationsbasierten Öko-
nomie stattgefunden hat.  

So lässt sich bis heute zeigen, dass die Region viele Jahre ge-
prägt war von Großunternehmen, die in hohem Maße auf die Ver-
fügbarkeit von einer großen Zahl an Arbeitskräften mit geringen bis 
mittleren Ausbildungsgrad angewiesen waren. Diese Kultur des 
„Malochers“, der in enger Verbindung und in gewisser Abhängig-
keit mit seinem Unternehmen und seiner Arbeitsstätte lebte und 
arbeitete, zeigt sich bis heute in einer unterdurchschnittlichen Aka-
demisierungsrate im Ruhrgebiet (siehe Kapitel 3.5) und einem im 
Vergleich zum Land und Bund hohen Studierendenanteil, deren 
Elterngeneration keinen höheren Berufsabschluss oder Hoch-
schulabschluss vorweisen. Bis auf die Städte Essen (14,9 Pro-
zent), Mülheim a. d. Ruhr (13,3 Prozent) und Dortmund (13,1 Pro-
zent) weisen alle Städte des Ruhrgebiets im Jahr 2013 eine gerin-
gere Akademikerquote21 auf als dies im Bundesdurchschnitt in 
Höhe von 12,5 Prozent der Fall ist. 

Dass die Politik diese Tatsache bereits frühzeitig identifiziert hat, 
unterstreicht die Schaffung einer Vielzahl von Universitäten, Fach-
hochschulen und Forschungseinrichtungen, die durch einen hohen 
Einsatz öffentlicher Mittel errichtet worden sind. Aktuelle Daten zei-
gen, dass das Ruhrgebiet deutliche Zuwächse bei der Zahl der 
Studierenden vorweisen kann und damit eine wichtige Basis für 
eine wissensintensivere Wirtschaft geschaffen wurde.  

Dennoch ist festzuhalten, dass diese Potenziale bislang von der 
Wirtschaft nur unterdurchschnittlich genutzt worden sind. Die ver-
gleichsweise geringen Patentanmeldungen, eine geringe Grün-

                                                
21 Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten (SvB) mit akademischen Abschluss an den SvB der Gesamtwirt-

schaft in Prozent. Datengrundlage ist das Arbeitsortprinzip zum Stichtag 30.06. eines Jahres auf Basis der Daten vor der 
Revision 2014 der Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit. 
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dungsintensität und die unterdurchschnittliche FuE-Leistung (Aus-
gaben und Personal) der Wirtschaft verdeutlichen den signifikan-
ten Rückstand zum Land NRW und zu Deutschland und die Inno-
vationsschwäche der Wirtschaft im Ruhrgebiet (vgl. Kapitel 3.2 
und Kapitel 3.5). Zudem innovieren KMU deutlich seltener als 
Großunternehmen (vgl. ZEW 2015). Hintergrund sind die ver-
gleichsweise hohen Kosten für Sach- und Personalaufwendungen 
und die langen Amortisationszeiten, um eigene FuE-Abteilungen in 
Unternehmen aufzubauen bzw. Transferprozesse umzusetzen.  

Innovation und technologische Entwicklung sind heute jedoch eine 
wesentliche Voraussetzung, um im überregionalen Wettbewerb 
bestehen und somit für Wohlfahrtseffekte innerhalb einer Region 
sorgen zu können. Die im Ruhrgebiet konstatierte dauerhafte 
Wachstumsschwäche der regionalen Wirtschaft ist vor dem Hinter-
grund der festgestellten Defizite im Bereich der Innovationstätigkeit 
zu verstehen. Die konsequente Umsetzung von innovationsorien-
tierten Entwicklungsansätzen sollte daher im Mittelpunkt einer Re-
gionalpolitik stehen, die das Ruhrgebiet im Strukturwandel beglei-
tet und unterstützt. 

Innovation als Leitbegriff moderner Ökonomie 

Die Begriffe „Innovative Produkte“ und „Innovationsfähigkeit“ von 
Unternehmen und Regionen werden heute vielfach als Synonym 
für technologischen Fortschritt, technologischen Wandel aber auch 
für wirtschaftlichen Erfolg verwendet. Die wissenschaftliche Litera-
tur kennt verschiedene Definitionen von Innovation, die verschie-
dene Teilaspekte betonen. Grundsätzlich geht es bei Innovationen 
um „Neues“ bei dem sich zielgerichtet technische, wirtschaftliche, 
organisatorische oder soziale Problemlösungen durchsetzen und 
verbreiten. So sind beispielsweise nach Vahs & Burmester (2005) 
Innovationen darauf ausgerichtet, die Unternehmensziele auf eine 
neuartige Weise zu erreichen. Dies können z. B. qualitativ neue 
Produkte, neue Verfahren, neuartige Unternehmensmodelle, neue 
Vertragsformen, neue Vertriebswege, neue Werbeaussagen oder 
eine neue Corporate Identity sein.  

Dabei kommt nicht nur der Forschung und Entwicklung bzw. der 
FuE-getriebenen technischen Produkt- oder Prozessinnovation 
eine tragende Rolle zu, indem sie bestehendes Wissen in formali-
sierter Form weiterentwickelt und so technologischen Wandel vo-
rantreibt, sondern auch der Entwicklung und Anwendung neuer 
Organisations- und Marketingmethoden. In ihrem, im Jahr 2005 er-
schienenen, überarbeiteten Oslo Manual hat die OECD den von 
ihr angewandten erweiterten Innovationsbegriff definiert. Darin 
wird eine Innovation als „die Anwendung eines neuen oder signifi-
kant verbesserten Produktes (Ware oder Dienstleistung) oder Pro-
zesses, einer neuen Marketingmethode oder einer neuen Methode 
der Betriebs- und Arbeitsorganisation oder der externen Beziehun-
gen“ (vgl. OECD/Eurostat 2005) verstanden. Zentral ist dabei nicht 
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die Idee an sich, sondern ihre Umsetzung am Markt. Unter die 
nichttechnologischen Innovationen fallen Organisationsinnovatio-
nen (Strukturen, Kulturen, Systeme, Management-Innovationen) 
und Geschäftsmodellinnovationen (Erneuerung des Geschäftsmo-
dells, der Branchenstruktur, der Marktstrukturen und -grenzen, der 
Spielregeln) während die technologischen (und traditionellen) In-
novationen die Produkt- und Prozessinnovationen (Produkte, Pro-
zesse, technisches Wissen) bilden. 

Abbildung 37:  Erweitertes Innovationsverständnis 

 

Quelle: Prognos AG 2013 auf Basis der Definitionen des Fraunhofer ISI. 

Somit geht dieses Verständnis, welches auch von der Europäi-
schen Kommission geteilt wird, über die Definition einer Innovation 
als reine Marktneuheit hinaus und rückt sie von der alleinigen Fo-
kussierung auf FuE-getriebenen, technologischen Fortschritt ab. 
Erst die Anwendung dieses erweiterten Innovationsverständnisses 
(vgl. Abbildung 37) und das Zusammenspiel zwischen technologi-
schen und betriebswirtschaftlichen Fähigkeiten sowie sozialen 
Kompetenzen führen zu einer langfristigen Wettbewerbsfähigkeit 
der Innovatoren. Dieses Innovationsverständnis hat allerdings 
noch lange nicht Eingang in viele Förderprogramme gefunden. 

Innovationen und Wirtschaftswachstum 

Entsprechend der neuen Wachstumstheorie sind FuE-Aktivitäten, 
die Entstehung von neuen Technologien und Humankapital die 
treibenden Kräfte für wirtschaftliches Wachstum und Beschäfti-
gung einer Volkswirtschaft. Der Zusammenhang zwischen Innova-
tionsausgaben und Wirtschaftsleistung gilt als empirisch gesichert 
(vgl. Falk/Unterlass 2006).Im Bundesbericht Forschung und Inno-
vation (2012, S.19) ist dieser Zusammenhang nochmals ausdrück-
lich hervorgehoben: Je höher die Investitionen in Forschungs- und 
Entwicklungstätigkeiten, desto stärker wachsen Nationen in den 
nachfolgenden Zeitperioden. Dieser positive Effekt ist besonders 

Organisationsinnovationen
Neue Geschäftsmodelle, Angebotsformen für Märkte etc.

Prozessinnovationen / neue Herstellungsverfahren
Neuartige Fertigungsprozesse, Produktionsabläufe etc.

Produktinnovationen / neue Produkte
Technologische, (FuE-basierte) Produktinnovationen

Dienstleistungsinnovationen
Neuartige Serviceleistungen, neue Realisierungsformen

Soziale Innovationen
Lösungen für neue gesellschaftliche Rahmenbedingungen



 

  148 

stark für Regionen mit relativ niedrigem Bruttoinlandsprodukt (Eu-
ropean Commission (2005): European Innovation Scoreboard). 
D. h. falls solche Regionen in Innovationsaktivitäten investieren, 
steigt das BIP überproportional stark an. Vergleichbare positive 
Wirkungen wurden auch auf die Produktivität, das Beschäftigten-
wachstum oder die Exportaktivitäten von Regionen und Firmen 
festgestellt.  

Auch in einer für Österreich durchgeführten Analyse wurde die 
zentrale Rolle von Innovation für das wirtschaftliche Wachstum be-
stätigt. Über den Zeitraum von 1990 bis 2004 trug die Steigerung 
der technologischen Ausstattung einer Volkswirtschaft rund ein 
Drittel zum Wachstum bei. Weitet man den Technologiebegriff auf 
Qualitätssteigerungen der Produktionsfaktoren aus, so erreicht die 
Bedeutung von Innovation für das Wirtschaftswachstum etwa zwei 
Drittel (vgl. Peneder/Falk et al. 2007). 

Die Studie zeigte ferner, dass eine Steigerung der Forschungs- 
und Entwicklungsquote langfristige Auswirkungen auf die struktu-
relle Zusammensetzung der Industrie hat. So führen höhere Inves-
titionen in öffentliche Forschung tendenziell zu einer Anpassung 
der Industriestruktur in Richtung Hochtechnologie. Diese Entwick-
lung führt wiederum zu stärkeren Wachstumsimpulsen  

Durch die Nutzung und Umsetzung neuen Wissens bei der In-
tegration und Entwicklung neuer Produkte, Verfahren und Dienst-
leistungen erschließen sich Unternehmen neue Märkte und schaf-
fen auf diesem Wege die Grundlage für ein nachhaltiges Wachs-
tum von Beschäftigung und Gewinn. Das Ausbleiben oder ein zu 
geringer Umfang von Innovationstätigkeiten kann dazu führen, 
dass Unternehmen ins ökonomische Hintertreffen geraten und von 
innovativeren oder günstigeren Konkurrenten überholt und vom 
Markt verdrängt werden. Geschieht dies im größeren Maßstab, so 
kann es auf regionaler Ebene dazu führen, dass ganze Industrie-
zweige ihre Wettbewerbsfähigkeit verlieren. Daher ist es von ent-
scheidender Bedeutung für die ökonomisch nachhaltige Entwick-
lung einer Region, dass die Innovationsfähigkeit und -leistung der 
regionalen Wirtschaft kontinuierlich und nachhaltig gestärkt wird. 

Digitalisierung als Chance 

Die Digitalisierung der deutschen Wirtschaft ist in den vergange-
nen 20 Jahren mit teils enormen Tempo vorangeschritten. Keine 
Branche kommt heute noch ohne digitale Produkte und Produkti-
onsprozesse aus. Speziell im industriellen Sektor erfährt die Digi-
talisierung von Fertigungsprozessen einen Bedeutungsgewinn und 
ist häufig unter den Schlagworten „Smart Production“ oder „Indust-
rie 4.0“ zu finden. Die zunehmende Durchdringung von digitalen 
Inhalten leistet einen erheblichen Beitrag zum technischen Fort-
schritt in der deutschen Volkswirtschaft insgesamt. Da der Fort-
schritt ein zentraler Treiber der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
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ist, hat die Digitalisierung auch das Wachstum in Deutschland 
maßgeblich gestärkt. Untersuchungen zeigen, dass die fortschrei-
tende Digitalisierung einen durchschnittlichen jährlichen Wachs-
tumsbeitrag von rund 0,5 Prozentpunkten erzeugt. Dies entspricht 
einer zusätzlichen Wertschöpfung von mehr als 10 Mrd. Euro pro 
Jahr (Prognos 2013b). Auch in der Industrie war die Digitalisierung 
für jährlich 0,5 Prozentpunkte des Wachstums verantwortlich.  

 

II Handlungsempfehlungen 

Zur Stärkung der Innovationsfähigkeit der Unternehmen im Ruhr-
gebiet bieten sich folgende Handlungsfelder an:  

 Förderung eines innovativen Unternehmertums 

 Innovationsförderung in neuen Strategieansätzen zur Vernet-
zung denken 

 Ausschöpfung der Potenziale der Digitalisierung für die Wirt-
schaft 

Förderung eines innovativen Unternehmertums 

Insbesondere Klein- und mittelständische Unternehmen stehen 
häufig vor der Herausforderung, ihre Ideen zeitnah in eine markt-
reife Verwertung zu bringen. Die Innovationsprozesse der KMU 
werden häufig entweder durch Lücken im Transferangebot an 
FuE-Leistungen oder der unzureichenden Kenntnis von potenziel-
len Kooperationspartnern erschwert. Notwendig ist ein übersichtli-
ches System der Transfer-, Beratungs- und Förderangebote, so 
dass potenzielle Kooperationspartner den Kontakt zueinander fin-
den. Zudem stellen Engpässe bei der Finanzierung von FuE-Vor-
haben ein weiteres zentrales Hemmnis dar. Dies in Verbindung mit 
der Innovationsschwäche der Wirtschaft im Ruhrgebiet verdeutlicht 
den Bedarf, die Innovationsprozesse des Mittelstandes durch 
passfähige Unterstützungsangebote zu befördern. Dabei besteht 
die Notwendigkeit, Angebote zur Begleitung der Unternehmen in 
den verschiedenen Innovationsphasen zu schaffen.  

Folgende vier Handlungsansätze kristallisieren sich als zentrale 
Unterstützungsangebote zur Stärkung der Innovationsfähigkeit im 
Ruhrgebiet heraus:  

 Von der klassischen Innovationsberatung hin zum systemi-
schen Innovationsförderung: Die Schnelllebigkeit von Innova-
tionszyklen und die steigende Komplexität im Wirtschafts-ge-
schehen stellen die Unternehmen vor die Herausforderung, 
stets auf dem aktuellen Stand von technologischen und rechtli-
chen Standards, Prozessgestaltung und Managementmethoden 
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zu bleiben. Bei KMU erschwert die Ressourcenknappheit je-
doch vielfach diesen kontinuierlichen Kompetenzaufbau und 
damit auch das Anregen von Inventions- und Innovationsvorha-
ben. Damit sind KMU oftmals auf externe Unterstützung ange-
wiesen.  

In der Konsequenz ist eine Neuausrichtung der Unterstützung 
von der Innovationsberatung zur ganzheitlichen Innovationsbe-
gleitung notwendig. Es bedarf zentraler Ansprechpartner, die 
sichtbar für KMU sind, Angebote bündeln und als kontinuierli-
che Unterstützer im Innovationsprozess fungieren. Vor diesem 
Hintergrund wird empfohlen, die Beratungs- und Mentoringan-
gebote hin zu einer ganzheitlichen Innovationsbegleitung zu-
sammenzuführen. Diese angestrebte Begleitung ist vielschich-
tig und impliziert ein individuell auf die Bedarfe des jeweiligen 
Unternehmens zugeschnittenes Vorgehen. Sie reicht von der 
Sensibilisierung der KMU für Innovationen und der Identifikation 
von Innovationsmöglichkeiten im KMU über die Unterstützung 
bei strategischen Fragestellungen bis hin zur Hilfestellungen 
beim Innovationsmanagement. Ein weiterer wichtiger Punkt be-
steht darin, die Unternehmen bei der frühzeitigen Innovations-
validierung im Sinne eine Machbarkeitsanalyse und Abschät-
zung der wirtschaftlichen Potenziale (marktliche Erfolgsaussich-
ten) von Innovationen zu unterstützen, um so Fehlinvestitionen 
zu vermeiden. Ein weiteres Aufgabenfeld ist, die KMU bei der 
Akquisition von Fördermitteln zu unterstützen und passfähige 
Forschungspartner zu vermitteln.  

Neben der Förderung von technologischen Innovationen ist es 
wichtig, auch nichttechnologische Innovationen zu fördern. Dies 
ist von zentraler Bedeutung, da die technologischen Innovati-
onsgrenzen in vielen Fällen bereits erreicht sind und hohe 
Wachstumspotenziale eher durch nichttechnologische Innovati-
onen erreicht werden. In der Konsequenz ist es sinnvoll zu prü-
fen, wie die Innovationsbegleitung auf KMU aus dienstleis-
tungs- und wissensintensiven Branchen ausgeweitet werden 
kann, um die von diesen Branchen ausgehende hohe Wachs-
tumsdynamik zu nutzen. Dies kann u. a. folgende Aspekte bein-
halten: die Begleitung bei der Entwicklung von neuartigen 
Dienstleistungen um bestehende Produkte herum sowie Unter-
stützungsleistungen bei Veränderungen in der organisatori-
schen Struktur von Unternehmen (Arbeitsweisen, Geschäfts-
prozesse), bei Modifizierungen im Produktdesign und der Äs-
thetik oder beim Aufsetzen neuartiger Vertriebs- und Service-
konzepte sowie von bisher nicht genutzten Kommunikations-
strukturen. 
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 Unterstützung des Übergangs von der Invention zur  
Innovation: Der Übergang von der Inventionsphase als schöp-
ferischer Akt zur Innovationsphase (Markteinführung) gestaltet 
sich aufgrund immer kürzer werdender Produktzyklen als Her-
ausforderung für Unternehmen. Hier sind insbesondere KMU 
auf Unterstützung angewiesen, um ihre Ideen rasch und erfolg-
reich in die notwendige Serienreife zu überführen. 

Damit der Innovationsprozess von KMU nach der Inventions-
phase zügig fortgesetzt und eine schnelle Marktreife erreicht 
wird, wäre es überlegenswert, die KMU bei der Markterschlie-
ßung und Skalierung von Technologien zu unterstützen. Dabei 
könnten die Unternehmen bei der Umsetzung von Pilotlinien fi-
nanziell unterstützt werden. Über die Finanzierung notwendiger 
Infrastrukturen und Sachkosten können marktfähige Prototypen 
in überschaubarer Stückzahl realisiert werden. Die Finanzie-
rung von Pilotlinien erlaubt es den KMU unter seriennahen Be-
dingungen und kurzen Fertigungszeiten die Funktionalität ihrer 
Innovation zu überprüfen und Verbesserungen (z. B. am Ferti-
gungskonzept, am Design) vorzunehmen. Die Pilotlinien fungie-
ren folglich als Instrument zur Innovationsvalidierung und zur 
Optimierung der Produkte für die bevorstehende Markteinfüh-
rung. Überdies ermöglicht die Überführung der Invention in ein 
sichtbares Produkt, dieses durch einen ausgewählten Kunden-
kreis bewerten zu lassen und zum Zwecke der Öffentlichkeitsar-
beit und zur Kundenakquise einzusetzen. Eine erfolgreiche Pi-
lotlinie kann als Signal für die notwendige Marktreife angesehen 
werden, um in die Serienreife überzugehen. 

 Aufbau wirtschaftsnaher Anwenderzentren: Darunter sind 
regional ausgerichtete Dienstleistungseinrichtungen (For-
schungs-, Innovations- und Anwendungszentren; frei zugängli-
che Forschungsinfrastrukturen, wie Laboratorien und Prüfein-
richtungen) zur Unterstützung von KMU zu verstehen. Mit Hilfe 
von Anschubfinanzierungen könnte es Hochschulen und For-
schungseinrichtungen im Ruhrgebiet ermöglicht werden innova-
tionsorientierte Schwerpunktbildungen zu forcieren und damit 
eine Profilierung zu erleichtern. Wurde seit den 1960er Jahren 
verstärkt die Hochschullandschaft im Ruhrgebiet ausgebaut 
und damit die Ausbildung deutlich gestärkt, ist es nun sinnvoll, 
die anwendungsorientierte Forschungsinfrastruktur gezielt wei-
terzuentwickeln. Denn gerade KMU, die i. d. R. über einge-
schränkte Kapazitäten für Forschung und Entwicklung verfü-
gen, sind auf leistungsfähige, externe Forschungsinfrastruktu-
ren angewiesen, um Innovationen zügig zu generieren. Wichtig 
dabei ist, dass der Aufbau wirtschaftsnaher Anwenderzentren 
sich an den Bedarfen der kleinen und mittleren Unternehmen 
orientiert. So können sich leistungsfähige Kooperationen zwi-
schen Wissenschaftseinrichtungen und Unternehmen heraus-
bilden. Mit der Bereitstellung einer modernen FuE-Ausstattung 
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und eines individuellen Dienstleistungsangebotes werden ge-
meinsam Lösungen für relevante Problemstellungen der Unter-
nehmen erarbeitet und so Impulse für Wachstum und Beschäfti-
gung gesetzt. Um Kooperationen zwischen Wissenschaft und 
Wirtschaft zu forcieren, bietet es sich an, Zielvereinbarungen 
mit den Anwenderzentren zu treffen. In den Zielen könnte die 
Kooperation mit den Unternehmen, speziell der KMU, bzw. die 
Einwerbung von Drittmitteln aus der gewerblichen Wirtschaft 
verankert werden.  

 Mobilisierung privaten Kapitals zur Unterstützung von FuE-
Vorhaben des Mittelstandes: KMU stehen im Innovationspro-
zess häufig vor der Schwierigkeit einer ausreichenden Kapital-
versorgung. Mit einer geringeren Eigenkapitalausstattung sind 
KMU bei der Durchführung von FuE-Vorhaben auf Fremdkapital 
angewiesen. Der Zugang zu dieser Art von Kapital ist jedoch 
aufgrund fehlender Sicherheiten einerseits und des erhöhten 
Ausfallrisikos bei FuE-Vorhaben andererseits deutlich er-
schwert. Mit den Basel-III Regularien haben sich zudem die An-
forderungen der Banken an die Kreditvergabe weiter verschärft.  

 

Es wird empfohlen mit der Auflage eines Innovationsfonds inno-
vative KMU direkt oder indirekt bei der Durchführung von FuE-Vor-
haben zu unterstützen. Gefördert werden könnten regionalbedeut-
same Innovationen, die über eine Hebelwirkung fürs Ruhrgebiet 
verfügen. Dabei kommen zwei Förderstränge in Frage:  

 Förderung von FuE-Vorhaben junger innovativer KMU: 
Junge innovative KMU, die sich in der Wachstumsphase befin-
den werden durch die Bereitstellung von Beteiligungskapital bei 
der Durchführung von FuE-Vorhaben unterstützt und so in ihrer 
Innovationsfähigkeit gestärkt. Ein Vorteil der Lösung über Betei-
ligungen liegt in der Stärkung der Eigenkapitalbasis, die sich 
positiv auf die Beurteilung der Bonität und das Rating des Un-
ternehmens auswirkt. Damit verbessern sich die Chancen des 
Unternehmens, weitere Finanzierungsquellen zu erschließen. 
Mit dieser Förderung können KMU nach der erfolgreichen 
Gründungsphase weiter innovieren und so in die Wachstums-
phase übertreten und sich erfolgreich am Markt etablieren. Zu-
dem wirkt sich die Unterstützung positiv darauf auf, die jungen 
innovativen KMU in der Region zu halten und regionale Wachs-
tumsimpulse zu setzen. 

 Optimierung der FuE-Ausstattung anwendungsorientierter 
Forschungszentren: Um Forschung und Entwicklung auf 
Topniveau durchführen zu können, bedarf es einer modernen 
FuE-Infrastruktur, die allerdings auch kontinuierlich erneuert 
und bedarfsgerecht ausgebaut werden muss. Ziel ist es daher, 
mit dem Innovationsfonds Finanzmittel zur Optimierung der 
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FuE-Ausstattung anwendungsorientierter Forschungszentren 
bereitzustellen. Insofern spezielle Infrastrukturanforderungen 
bei FuE-Projekten zwischen KMU und der Wissenschaft beste-
hen, können auch Einzelmaßnahmen im Umfeld von oder an 
Hochschulen gefördert werden. Die Erweiterungs- und Erneue-
rungsvorhaben (Maschinen- und Anlageinvestitionen) erfolgen 
als Projektförderung. Der Erhalt einer modernen FuE-Infrastruk-
tur fungiert als zentrale Vorrausetzung für KMU in Innovations-
prozessen und leistet damit einen wichtigen Beitrag zur Sicher-
stellung der Innovationsfähigkeit der KMU. 

Zur Verstärkung könnten Investoren und Großunternehmen der 
Region an der Finanzierung des Innovationsfonds beteiligt werden. 
Für Großunternehmen diente das Instrument als Treiber von Inno-
vationen außerhalb des jeweiligen Konzerns bzw. angestammter 
Märkte. Eröffnet wird dadurch die Möglichkeit, das eigene Spekt-
rum mit Blick auf Wachstumsmärkte und das eigene Portfolio zu 
erweitern. Im Interesse der Unternehmen, die mit Innovationen 
wachsen wollen, ist es über die Beteiligung über einen Innovati-
onsfonds diese mit jungen innovativen KMU zusammen zu brin-
gen. Zudem haben solche Fondslösungen aus förderpolitischer 
Perspektive gerade in Zeiten knapper Haushaltsbudgets den Vor-
teil, dass Finanzmittel unabhängig von der Haushaltsentwicklung 
der öffentlichen Hand bereitgestellt werden können. Dahinter steht 
zudem die Idee, durch Syndizierungen mit öffentlichem Kapital die 
Rahmenbedingungen für Private Equity zu verbessern. 

Innovationsförderung in neuen Strategieansätzen zur  
Vernetzung denken 

Zukünftige Innovationspolitik wird sich immer stärker an einem er-
weiterten Innovationsverständnis orientieren. Dieses Innovations-
verständnis basiert auf einem komplexen Interaktionsprozess ent-
lang der gesamten Wertschöpfungskette. D. h. die klassische 
Struktur der Wertschöpfungskette löst sich allmählich zugunsten 
einer stärkeren Interaktion von Unternehmen, Individuen und Bran-
chen auf jeder einzelnen Stufe der Wertschöpfungskette auf. In 
der Konsequenz bedarf es einer Erweiterung des bisherigen Inno-
vationsverständnisses, um derartige Vernetzungen, Interaktionen 
und Rückkopplungsschleifen entlang der gesamten Wertschöp-
fungskette zuzulassen. Denn insbesondere an den Schnittstellen 
zwischen Unternehmen, Individuen und Branchen entsteht das 
größte Innovations- und Wachstumspotenzial. Um die Weichen für 
die Entstehung gänzlich neuer Wertschöpfungsketten und Bran-
chen zu stellen, besteht die Notwendigkeit, die Rahmenbedingun-
gen für eine branchenübergreifende und vernetzte Innovationspoli-
tik zu schaffen. 
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Aus gegenwärtiger Sicht bieten sich die folgenden Ansätze an: 

 Neugestaltung vernetzter Innovationsprozesse: Die Neuge-
staltung von vernetzten Innovationsprozessen setzt neue For-
men der Interaktion zwischen verschiedenen Akteuren, Unter-
nehmen und Branchen voraus. Hierfür ist den Unternehmen 
methodisches Know-how für verschiedene Innovationsstrate-
gien zu vermitteln. Eine zentrale Zielsetzung wäre die Unter-
nehmen zu befähigen, selbst diese Innovationsstrategien im 
Unternehmen anzuwenden. Dazu zählt bspw. die Vermittlung 
von Expertise zur Realisierung von offenen Innovationsstrate-
gien wie Open Innovation, um externe Kunden über verschie-
dene Kommunikationswege (z. B. virtuell, physisch in Form ei-
nes Open Innovation Workshops) in unternehmenseigene Inno-
vationsprozesse einzubinden. Des Weiteren ist es sinnvoll, 
Kompetenzen mit Blick auf kooperationsorientierte Innovations-
strategien bei den Unternehmen aufzubauen. Der Vorteil dieses 
Zusammenschlusses in einer Art Spezialistenverbund liegt in 
dem interdisziplinären Miteinander, welcher als Schlüsselfaktor 
wirkt, um verfestigte Denk- und Arbeitsweisen sowie etablierte 
Lösungsansätze innerhalb der eigenen Branchen aufzubre-
chen. 

Im Rahmen der Neugestaltung vernetzter Innovationsprozesse 
sichern sich vor allem diejenigen Branchen Wettbewerbsvor-
teile, die eine hohe Kooperationsneigung und ein hohes Maß 
an Vernetzung vorweisen. So nimmt bspw. die Kultur- und Kre-
ativwirtschaft im Gefüge kooperierender und offener Innovati-
onsprozesse eine Vorreiterrolle ein. Aufgrund ihrer Prägung 
durch Klein- und Kleinstunternehmen schließen sich Kreativun-
ternehmen im Vergleich zu klassischen Branchen deutlich häu-
figer in Spezialistenverbünden zusammen, um unzureichende 
unternehmenseigene Ressourcen und internes Know-how zu 
erweitern und über den Verbund neue Produkte, Dienstleistun-
gen, Geschäftsprozesse oder Arbeitsweisen zu entwickeln. 
Darüber hinaus wird der Kultur- und Kreativwirtschaft vor dem 
Hintergrund der frühzeitigen Auseinandersetzung mit neuen 
Methoden im Innovationsprozess wie bspw. Open Innovation 
ein weiterer Bedeutungszuwachs zuteil.  

Dieses Potenzial der Kreativbranche bietet auch im Ruhrgebiet 
mit bestehenden Kompetenzen v. a. in den wachstumsstarken 
Teilmärkten Software/Games, Design und Architektur die 
Chance, Innovationsprozesse neuartig zu gestalten. Die Kultur- 
und Kreativwirtschaft (KKW) ist mit über 46.000 Beschäftigten 
und einem Umsatz von 6 Mrd. € ein wichtiger Wirtschaftszweig 
im Ruhrgebiet. Rund jedes zweite Unternehmen gab an, inno-
vative Produkte oder innovative Inhalte in den letzten zwei Jah-
ren auf den Markt gebracht zu haben. Zukünftig profitieren von 
den Innovationen der Kreativunternehmen insbesondere die 
Bereiche Bildung, Tourismus, wirtschaftsnahe Dienstleistungen, 
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Gesundheit/Medizintechnik, der Sozialbereich sowie die FuE 
(vgl. Prognos AG 2014b).Offene Innovationsprozesse sowie 
kurze Innovationszyklen prägen die Kultur- und Kreativwirt-
schaft. Während diese Entwicklung Unternehmen aus anderen 
Branchen heute vor große Herausforderungen stellt, sind viele 
Anwendermärkte der Kultur- und Kreativwirtschaft seit jeher 
durch die Kurzlebigkeit ihrer Produkte und Dienstleistungen ge-
kennzeichnet. Um neue Produkte und Dienstleistungen schnell 
und offen entwickeln zu können, haben die Unternehmen der 
Kultur- und Kreativwirtschaft spezifische Methoden und Arbeits-
weisen geschaffen. Da die Innovationsanforderungen in allen 
Branchen steigen, erlangen diese Formen der Arbeitsgestal-
tung für andere Sektoren Modellcharakter. 

 Aufbau von Kompetenzen in Querschnitts- und Cross-Inno-
vation-Themen: Innovationsthemen entstehen heute oftmals 
an den Schnittstellen zwischen den Branchen. Die interdiszipli-
näre Verknüpfung von Akteuren unterschiedlicher Branchen 
hält das Potenzial neue Impulse im Innovationsgeschehen von 
Unternehmen unterschiedlicher Größenordnung zu setzen (sog. 
Cross Innovation-Ansatz).  

Ziel könnte es deshalb sein, Strukturen der interdisziplinären 
branchenübergreifenden Zusammenarbeit zu fördern. Hierfür 
bedarf es gerade neben den bestehenden, bereits verfestigten 
und institutionalisierten Strukturen an Raum für flexible und 
zeitlich begrenzte Zusammenschlüsse von Unternehmen ver-
schiedener Branchen und Partnern aus der Wissenschaft zu 
sogenannten Anwenderteams. Über diesen zeitlich begrenzten 
Zusammenschluss in einem Anwenderteam könnte die Mög-
lichkeit zum Austausch zu spezifischen strategisch-relevanten 
und technischen Themen geboten werden. Hierfür könnten lo-
kale Wirtschaftsförderungen dahingehend unterstützt werden, 
die notwendige Zusammenführung von Akteuren und Quer-
schnitts- und Cross-Innovation-Themen zu übernehmen und 
diese zeitlich befristete branchenübergreifende Zusammenar-
beit moderierend zu begleiten.  

Um auch langfristig regionalwirksame Kompetenzen aufzu-
bauen, ist es wichtig, dass die Anwenderteams angeleitet wer-
den, thematisch relevante Themen mit einer Roadmap zu visu-
alisieren. Hintergrund der Roadmap ist das Aufzeigen kriti-
scher Entwicklungspfade, um entsprechend aussichtsreiche 
Themen weiterzuverfolgen und diese in konkrete Projekte, 
Technologien und bedarfsorientierte Lösungen zu übersetzen.  
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Ausschöpfung der Potenziale der Digitalisierung für die Wirt-
schaft 

Die Digitalisierung ist einer der Megatrends des 21. Jahrhunderts 
und revolutioniert die Lebens-, Wirtschafts- und Arbeitswelt. Die 
Digitalisierung fungiert als Innovationstreiber in zahlreichen An-
wendungsfeldern und bestimmt bereits heute Teile der industriel-
len Wertschöpfungsnetzwerke (Industrie 4.0). Trotz der Chancen, 
die mit der Digitalisierung verbunden sind, sind es bislang vor al-
lem Großunternehmen, die sich am Weitesten der Digitalisierung 
stellen und somit beträchtliche Kostenvorteile erreichen.  

Folgende Handlungsansätze fungieren als zentrale Stellhebel, zur 
Ausschöpfung der Potenziale der Digitalisierung für die Wirtschaft:  

 Entwicklung von Schlüsselkompetenzen in den Anwen-
dungsfeldern der digitalen Wirtschaft: Mit der Digitalisierung 
eröffnet sich die Möglichkeit die Kompetenzbranchen des Ruhr-
gebiets weiterzuentwickeln und zu stärken und so wirtschaftli-
che Wachstumsimpulse zu setzen. Die Digitalisierung durch-
dringt alle Technologie-, Arbeits- und Lebensbereiche. Dies ver-
ursacht drastische, teilweise disruptive Veränderungen und In-
novationen, wodurch beträchtliche Chancen für struktur-
schwache Regionen entstehen können. So z. B. durch die 
Verbindung von regionalem Mittelstand und globalen Märk-

Aktive und serviceorientierte Begleitung von Cross Innovati-
ons am Beispiel Engage.NRW 

Auf Ebene des Landes NRW wird innerhalb des Medienclusters 
NRW ein Ansatz für Crossinnovationen erprobt. Die durch das 
Land NRW und die EU geförderte Initiative „Engage.NRW“ unter-
stützt das gezielte Zusammenbringen von Software- und Games-
entwicklern mit Unternehmen anderer Branchen. Mit einer kos-
tenlosen Beratung für (Industrie-)Unternehmen werden die Per-
spektiven und Vorteile einer Zusammenarbeit mit Unternehmen 
der Medienwirtschaft erörtert. Bei Interesse werden die jeweili-
gen Unternehmen der Medienwirtschaft – zugeschnitten auf die 
entsprechende Bedarfslage – weiterempfohlen. Der Mentor von 
Engage.NRW übernimmt somit gleichzeitig eine Matchingfunk-
tion, indem er auf Basis der Branchen- und Regionalkenntnis die 
Unternehmen zusammenführt. Die branchenübergreifende Zu-
sammenarbeit und Strategieentwicklung wird im weiteren Pro-
zess durch den Mentor seitens „Engage.NRW“ begleitet. 
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ten, Arbeit und Familie, Stadt und Land. D. h. durch die Ent-
wicklung international sichtbarer Anwendungsfelder können 
Schlüsselkompetenzen im Bereich der digitalen Wirtschaft auf-
gebaut werden. Ein Ansatz könnte sein, den Kompetenzaufbau 
durch die Förderung von Demonstrationszentren, die über eine 
hohe Sichtbarkeit verfügen, zu unterstützen. Demonstrations-
zentren zeichnen sich dadurch aus, dass Forschungs- und Ent-
wicklungsergebnisse zügig in Anwendung gebracht werden, re-
levante Akteure des Innovationssystems zusammengeführt und 
für Unternehmen potenzielle Anwendungen bzw. Lösungsan-
sätze sichtbar gemacht werden. Mit der Demonstration von 
Problemlösungen mittels zukunftsorientierter Technologien wird 
angestrebt insbesondere die KMU anzusprechen und in ihrer 
Innovationstätigkeit zu beflügeln. Aufgabe der Demonstrations-
zentren ist es zugleich, Anwender und Produzenten in technolo-
gischen Fragestellungen beratend oder mit anwendungsorien-
tierten Schulungen zur Seite zu stehen. Thematisch sollten die 
Demonstrationszentren an im Ruhrgebiet starke Branchen an-
knüpfen. Damit bieten sich Innovationen in den Feldern ver-
netzte Mobilität, digitale Produktion, Smart Grids, IT-Sicherheit 
oder digitale Gesundheitswirtschaft an. Da sich viele Regionen 
diesen Themen stellen und hohe Wachstumsimpulse erhoffen, 
besteht ein enormer Handlungsdruck und Unterstützungsbe-
darf. Demzufolge ist es wichtig, den Aufbau von Kompetenzen 
mit internationaler Sichtbarkeit zügig anzugehen und entspre-
chende Innovationen zu protegieren. 

 IT-Lösungen als Treiber neuer Geschäftsprozesse forcie-
ren: Selbstverständlich sind die Unternehmen selbst gefordert, 
mit der Digitalisierung der Lebens- und Wirtschaftswelt Schritt 
zu halten. Um langfristig wettbewerbsfähig zu bleiben, müssen 
Geschäftsprozesse dementsprechend kontinuierlich optimiert 
werden. Viele Unternehmen müssen sich gar auf die Nutzung 
digitaler Technologien erst einlassen. Ein wichtiger Ansatzpunkt 
ist es daher, Unternehmen für IT-basierte Geschäftskonzepte 
zu sensibilisieren und bei der Generierung von Lösungsansät-
zen und deren Umsetzung zu begleiten. So werden durch mobi-
les Internet, Cloud Technologien, Big Data und Social Commu-
nication deutliche Produktivitätssteigerungen möglich. Innerhalb 
der einzelnen Geschäftsprozesse werden die Kosten deutlich 
reduziert. Zudem erhöht die Nutzung modernster digitaler Tech-
nologien erkennbar die Kundenzufriedenheit. Die Wettbewerbs-
fähigkeit der Unternehmen steigt.  

Mit der zunehmenden Digitalisierung sind die Unternehmen im-
mer mehr auf zuverlässige Informations- und Kommunikations-
systeme angewiesen. Mit zunehmender Digitalisierung geben 
Unternehmen Daten aus der Hand. Ein weiteres zentrales 
Thema ist daher die IT-Sicherheit und der Datenschutz. Innova-
tionen und Investitionen in diesem Bereich sind notwendig. Ins-
besondere bei KMUs muss das Sicherheitsbewusstsein noch 
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stärker entwickelt werden. Auch hier ist Sensibilisierung und 
Aufklärungsarbeit gemeinsame Aufgabe von Politik und Wirt-
schaft. 

Die Digitalisierung ist für das Ruhrgebiet aufgrund der wirtschaftli-
chen Möglichkeiten von zentraler Bedeutung. Die Vielschichtigkeit 
in der Bandbreite der Themen einerseits und der harte Wettbe-
werb der Regionen in diesem chancenreichen Feld andererseits 
erfordern ein koordiniertes Vorgehen. Um hier zügig die richtigen 
Weichen zu stellen, könnte die Etablierung eines regionalen Kom-
petenzzentrum Digitalisierung im Ruhrgebiet ein guter Ansatz 
sein. Sowohl die Entwicklung von Schlüsselkompetenzen in den 
Anwendungsfeldern der digitalen Wirtschaft als auch die Optimie-
rung der IT-gesteuerten Geschäftsprozesse könnten durch das 
Kompetenzzentrum begleitet werden. Das Kompetenzzentrum 
könnte als zentrale Anlaufstelle sowie Informations- und Kommuni-
kationsplattform im Ruhrgebiet fungieren. Es würde zum einem als 
Berater und Mittler die Akteure des Ruhrgebiets unterstützen und 
zum andere durch eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit die Kompe-
tenzen des Ruhrgebiets im Bereich der Digitalisierung überregio-
nal sichtbar machen. Zugleich käme dem Kompetenzzentrum die 
Aufgabe zu, die Aktivitäten des Ruhrgebietes im Bereich der Digi-
talisierung zu bündeln. 

 

5.2 Zielfeld: Wissens- und Technologietransfer aus den Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen 

 

I Bedeutung für das Ruhrgebiet 

Wissen als neuer Produktionsfaktor von Regionen 

Die Darstellungen zur Hochschullandschaft und dem Gründungs-
geschehen im Ruhrgebiet haben bereits angedeutet, dass die Re-
gion Ruhr sich bereits in vielen Teilen von einer Industrie- zur Wis-
senschaftsregion mit einer Vielzahl an Hochschul- und For-
schungseinrichtungen entwickelt hat. Dies ist auch mehreren 
Gründen für die ökonomische Modernisierung der Region von Be-
deutung: Zuallererst sind viele der Universitäten, Fachhochschulen 
und außeruniversitären Forschungseinrichtungen bedeutende Ar-
beitgeber in der Region. Dies fällt umso schwerer ins Gewicht, als 
dass, wie ebenfalls gezeigt werden konnte, das Ruhrgebiet auch in 
den letzten Jahren von einer Erosion der ehemals großbetriebli-
chen Strukturen betroffen war. Des Weiteren ist auch die Vielzahl 
an Studierenden von zentraler Bedeutung, da sie zum einen die 
hochqualifizierten Beschäftigten von Morgen darstellen, ergo das 
hochqualifizierte Arbeitskräftepotenzial auch für die Region stärkt, 
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zum anderen, da von einer lebendigen Studierendenschaft auch 
soziokulturelle Impulse für die Region ausgehen und sich bei-
spielsweise die Entwicklung von Kreativquartieren durch eine 
breite Basis an Studierenden in den Städten des Ruhrgebiets er-
höht. Zu guter Letzt ist die Entwicklung des Ruhrgebiets hin zu ei-
ner Wissenschaftsregion von großer Bedeutung, da hierdurch 
Chancen der ökonomischen Erneuerung entstehen. Sowohl öffent-
lich als auch wissenschaftlich herrscht weitegehend Einigkeit dar-
über, dass positive regionale Entwicklungen heutzutage maßgeb-
lich durch den Faktor Wissen und die Nutzbarmachung dieses 
Faktors von und für Regionen abhängt. Wenngleich diesbezüglich 
der Wissenschaftssektor nicht der alleinige Treiber einer solchen 
Entwicklung ist (vgl. Armstrong 2001; Power/ Malmberg 2008), er-
höht eine gute Wissenschaftsinfrastruktur die Entwicklung hin zu 
einer regionalen Wissensökonomie, in welcher die Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen einen wesentlichen Beitrag zum so-
zioökonomischen Re-Design beitragen und hierfür wertvolle Im-
pulse geben können. In diesem Zusammenhang ist zunächst ein-
mal positiv zu konstatieren, dass die Bedeutung dieses Sektors 
und seine (direkten und indirekten) positiven Effekte inzwischen im 
regionalen Bewusstsein der zentralen Akteure zu großen Teilen 
angekommen sind. Dies ist insbesondere für eine montanindustri-
elle Region wie dem Ruhrgebiet, welche erst sehr spät Hochschu-
len und Forschungseinrichtungen angesiedelt hat und in der diese 
Thematik lange Zeit eher als Randerscheinung wahrgenommen 
wurde, keine Selbstverständlichkeit. 

Von der Wissenschafts- zur Wissensregion 

So sehr also die Entwicklung von einer Industrie- zu einer Wissen-
schaftsregion positiv zu beurteilen ist, so erheblich sind noch die 
Defizite in der Entwicklung hin zu einer Wissensregion. Erfolgrei-
che Regionen, auch solche, die sich wie das Ruhrgebiet in einem 
Transformationsprozess befinden, zeichnen sich zwar einerseits, 
wie oben gezeigt, durch eine breit aufgestellte Wissenschaftsland-
schaft aus, andererseits jedoch auch dadurch, dass die daraus 
entstehenden Potenziale in einen sozioökonomischen Mehrwert 
für die Region transferiert werden. Diesbezüglich zeigen sich im 
Ruhrgebiet noch deutliche Nachholbedarfe. Indikatoren wie die 
Qualifikationsniveaus der Beschäftigten, die Quantität und Qualität 
akademischer Spin-offs und der Wegzug junger, (hoch-)qualifizier-
ter Menschen (sogenannter „brain drain“) deuten darauf hin, dass 
das Ruhrgebiet zwar über die hardware (Wissenschaftseinrichtun-
gen) verfügt, jedoch noch deutliche Steigerungsbedarfe im Bereich 
der software (Technologie- und Wissenstransfer, innovative Unter-
nehmensgründungen etc.) erkennen lässt. Wissensregionen und 
damit einhergehend eine wissensbasierte Ökonomie können hi-
erbei verstanden werden „as the capacity and capability to create 
and innovate new ideas, thoughts, processes, and products and to 
translate these into economic development” (Huggins/ Johnston 
2009: 1090). Hochschulen und Forschungseinrichtungen spielen 
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hierbei für die Entwicklung und Innovation neuer Ideen, Produkte 
und Prozesse eine zentrale Rolle, weniger jedoch, auch in ihrem 
Selbstverständnis, für den Transfer dieser Erkenntnisse in die Pra-
xis und für eine mögliche kommerzielle Nutzbarmachung des ge-
nerierten Wissens. Der Beitrag von Hochschulen und Forschungs-
einrichtungen für die regionale Ökonomie hängt daher vom Wis-
sens- und Technologietransfer aus den Hochschulen und For-
schungseinrichtungen ab; „it is clear that these benefits do not 
emerge automatically“ (Benneworth/ Charles 2004: 2). Wenngleich 
das Label Wissensregion kein wissenschaftlich fundierter und zu-
dem etwas schwammiger Begriff ist, so herrscht Einigkeit darüber, 
dass für Wissensregionen „das Zusammenspiel von FuE-Einrich-
tungen/Hochschulen auf der einen Seite und Wirtschaftsunterneh-
men auf der anderen“ (Back/ Fürst 2011: 8) von zentraler Bedeu-
tung ist. 

Wissens- und Technologietransfer als Herausforderung  

Folglich stellt sich die Frage, wie der Wissens- und Technologie-
transfer aus den Hochschulen und Forschungseinrichtungen er-
folgreich organisiert werden kann. In diesem Zusammenhang ist 
zwischen verschiedenen Formen des Transfers zu unterscheiden. 
Ganz generell gibt es indirekte und direkte Formen des Wissens- 
und Technologietransfers. Zu den indirekten Formen zählen primär 
die Ausbildung von Studierenden, welche nach Beendigung ihres 
Studiums ihr erworbenes Wissen etwa in Privatunternehmen nut-
zen. Darüber hinaus zählen auch wissenschaftliche Publikationen, 
sofern sie von ökonomischen Akteuren rezipiert werden, zum indi-
rekten Wissenstransfer. Diese Formen des Wissens- und Techno-
logietransfers sind jedoch nur schwer steuer- und kanalisierbar 
(Fritsch et al. 2008). Anders gestaltet sich dies bei den direkten 
Formen des Wissens- und Technologietransfers. Hierzu zählen 
Kooperationen zwischen Hochschule und Privatwirtschaft (etwa 
durch Drittmittelprojekte), der Erwerbs von Schutzrechten und Li-
zenzen durch Unternehmen sowie Ausgründungen aus Hochschu-
len und Forschungseinrichtungen, sogenannte akademische Spin-
offs (vgl. ebenda). Diese direkten Austauschformen und -prozesse 
sind hierbei nicht nur deutlich stärker steuerbar als die indirekten 
Austauschformen; ihre Effekte sind zum einen deutlich unmittelba-
rer zu spüren und ihr Beitrag für die regionale Ökonomie von grö-
ßerer Bedeutung als bei indirekten Transferformen. 

Im Folgenden wird argumentiert, dass im Ruhrgebiet trotz einer 
vergleichsweise gut aufgestellten Wissenschaftslandschaft, welche 
den Vergleich zu anderen nationalen Wissenschaftsregionen nicht 
scheuen muss, noch erhebliche Defizite im direkten Wissens- und 
Technologietransfer bestehen. Dieser ist hauptsächlich durch zwei 
entscheidende Aspekte geprägt: Zum einen durch zu wenige und 
für die Regionalentwicklung zu unbedeutende Ausgründungen aus 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen, zum anderen durch 
eine verbesserungswürdige Vernetzung zwischen Wissenschaft 
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und lokaler und regionaler Wirtschaft. Beides führt in der Konse-
quenz dazu, dass die Entwicklung eines regionalen Innovations-
systems im Ruhrgebiet hinter dem Wünschenswerten und Mach-
baren zurückbleibt. 

Die Rolle akademischer Spin-offs 

Der Ruf nach einer besseren Förderung und Potenzialnutzung 
akademischer Spin-offs ist hierbei kein exklusives Charakteristi-
kum der Region Ruhr, sondern in vielen wissenschaftlichen und 
politischen Diskursen der letzten Jahre für viele andere Regionen 
zu beobachten. Akademische Spin-offs werden hierbei aus vieler-
lei Gründen als besonders erfolgsversprechende Unternehmens-
gründungen eingestuft. Zum einen zeigen empirische Daten, dass 
akademische Spin-offs eine höhere Überlebensrate aufweisen als 
„klassische“ Gründungen und überdies im Durchschnitt auch mehr 
Arbeitsplätze generieren (vgl. Müller et al. 2014). Zudem wird 
ihnen ein hohes Maß an Innovationspotenzial zugeschrieben. 
Wenngleich akademische Spin-offs nicht zwangsläufig auch inno-
vative oder technologieorientierte Gründungen sein müssen, so ist 
dies deutlich häufiger der Fall als bei anderen Gewerbegründun-
gen. Folglich werden auch die regionalökonomischen Effekte aka-
demischer Spin-offs positiv beurteilt, da sie wirtschaftliche Erneue-
rung durch Innovationen beschleunigen und so einen nachhaltigen 
Beitrag zur positiven Gestaltung wirtschaftsstruktureller Wand-
lungsprozesse leisten können (vgl. Back/ Fürst 2011). Zu guter 
Letzt werden akademische Spin-offs auch deshalb als wichtig er-
achtet, da sie eine „Versiechung“ des an Hochschulen generierten 
Wissens verhindern können. In dieser Lesart mangelt es in Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen nicht an Ideen und Innovati-
onen, sondern vielmehr an der Nutzbarmachung und konzeptionel-
len Weiterentwicklung (bis hin zu einem Produkt oder einer Dienst-
leistung) dieser Ideen. Akademische Spin-offs können daher als 
wirksames Instrument betrachtet werden, um den möglichen Ver-
lust generierten Wissens zu verhindern. 

Obgleich akademische Spin-offs eine Bedeutungszunahme erfah-
ren haben, mangelt es bislang noch an belastbaren und generali-
sierbaren wissenschaftlichen Erkenntnissen. Dies beginnt bereits 
bei Frage, was eigentlich unter akademische Spin-offs zu verste-
hen ist. Während einige Autoren lediglich Unternehmensgründun-
gen von Hochschullehren und wissenschaftlichem Personal zu 
akademischen Spin-offs zählen, wählen viele andere breitere An-
sätze und zählen auch Unternehmensgründungen von Studieren-
den und Alumni dazu. Letzterer Ansatz erscheint uns als zielfüh-
render, da eine Reduktion auf Hochschullehrer und wissenschaftli-
che Mitarbeiter nicht nur sehr verengt ist, sondern auch die zu mo-
bilisierenden Potenziale stark einschränkt. Neben den personellen 
Aspekten ist jedoch von entscheidender Bedeutung, dass auf in-
haltlich-organisatorischer Ebene mehr oder weniger enge Ver-
flechtungen zwischen der Muttereinrichtung und den Gründerinnen 
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und Gründern existieren. Hierzu zählen u. a. formelle und infor-
melle Austauschprozesse, Hilfe in der Finanz- und Kundenakquise 
sowie die Bereitstellung von personellen und sachlichen Ressour-
cen (Hilfskräfte, Büroräume, technisches Equipment, Maschinen, 
Labore etc.). Aufgrund der angesprochenen begrifflichen Un-
schärfe sowie aufgrund der Tatsache, dass viele Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen in Deutschland ihre Spin-offs nicht syste-
matisch erfassen, mangelt es an belastbarem Datenmaterial hin-
sichtlich der Frage, welchen volkswirtschaftlichen Stellenwert aka-
demische Spin-offs einnehmen (vgl. Hemer et al. 2006). Während 
Schätzungen des ZEW von ca. 2600 neuen Spin-offs p. a. ausge-
hen (Egeln et al. 2003), attestieren andere Forscher akademi-
schen Spin-offs eine eher geringe volkswirtschaftliche, dafür aber 
hohe ideelle Bedeutung. Auch wenn sich zeigt, „dass sich die 
Mehrheit der Spin-offs nicht zu großen Einheiten entwickelt […] 
und somit die erhoffte strukturelle Wirkung auf Beschäftigung, 
Bruttoinlandsprodukt und Erneuerung der Wirtschaftsstruktur mög-
licherweise auf Dauer gering bleiben werden, so gibt es doch eine 
größere Zahl von bemerkenswerten Erfolgsfällen, die auch aus der 
für Spin-offs eher typischen Unauffälligkeit heraustreten […]. Die 
geringen messbaren gesamtwirtschaftlichen Wirkungen der akade-
mischen Spin-offs werden somit kompensiert durch ideelle, näm-
lich z. B. durch Motivations- und Signaleffekte“ (Hemer et al. 2006: 
113). 

Die hier präsentierten Befunde werfen die Frage auf, wie Wissens- 
und Technologietransfer erfolgreich moderiert und gestaltet wer-
den kann. Fest steht, dass für eine stärkere Nutzung der Potenzi-
ale aus Wissenschaft und Forschung regionale Kooperationen und 
die Integration verschiedener Akteure von zentraler Bedeutung 
sind. „Denn ob Hochschulen einen Innovationsimpuls ausüben, ob 
sie Lernprozesse des Strukturwandels unterstützen und ob sie 
über Ausgründungen, Forschungskooperationen, Beratungshilfen 
etc. regionale Wirtschaftsstrukturen verändern helfen, wird auch 
über die sich bildenden Governance-Arrangements beeinflusst, die 
Hochschulen, Wirtschaft und lokale/regionale Politik verknüpfen“ 
(Back/ Fürst 2011: 13). 

Positiv ist zunächst zu konstatieren, dass insbesondere das 
Thema akademische Spin-offs inzwischen auf der politischen Ta-
gesordnung angekommen ist, insbesondere durch das vom Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie getragene Förderpro-
gramm „EXIST – Existenzgründungen aus der Wissenschaft“, wel-
ches seit 1998 bereits zahlreiche Erfolge erzielen konnte und si-
cherlich eine Signalwirkung für diese Thematik hatte (vgl. Kulicke 
2014). Bezogen auf das institutionelle Setting der Gründungsförde-
rung und -beratung im Ruhrgebiet zeigt sich, dass eine Vielzahl an 
Akteuren involviert ist. Hierzu zählen die kommunalen Wirtschafts-
förderungen, die Industrie- und Handelskammern, die Handwerks-
kammern, die Transferstellen der Hochschulen, die Technologie- 
und Gründerzentren sowie Verbände und Vereine wie etwa die 
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Business Angels Agentur Ruhr (BAAR). Hinzu kommen temporäre 
Förderprogramme wie etwa die Initiative Gründercampus Ruhr, ei-
nem Zusammenschluss der IHK Mittleres Ruhrgebiet, der Ruhr-
Universität Bochum, Hochschule Bochum und der RUB-
Transferstelle Rubitech, welche jedoch häufig nach Beendigung 
der (finanziellen) Förderung lediglich auf dem Papier weiterbeste-
hen. Darüber hinaus existieren seit geraumer Zeit die Startercen-
ter, welche in NRW je nach Kommune über je unterschiedliche 
Trägerschaften verfügen. Sie sind zum Teil in Wirtschaftsförde-
rungseinrichtungen, den IHK oder Handwerkskammern angesie-
delt und sollen erste Anlaufstelle für Gründungsinteressierte sein. 

II Handlungsempfehlungen 

Die obigen Ausführungen haben Herausforderungen und Defizite 
im Feld des Wissens- und Technologietransfers aus den Hoch-
schulen im Ruhrgebiet dargelegt. Deutlich wurde, dass eine Ver-
besserung des Wissens- und Technologietransfers einen wichti-
gen Beitrag für wirtschaftliche Impulse in Zukunftsfeldern leisten 
kann und es im Ruhrgebiet darauf ankommen wird, die Innovati-
onspotenziale der Hochschulen stärker als bislang in einen regio-
nalökonomischen Mehrwert zu transferieren. Dies kann insbeson-
dere durch eine verstärkte Nutzung und Erhöhung akademischer 
Spin-offs und wissensintensiver Gründungen sowie durch eine en-
gere Vernetzung und Kooperation zwischen den Hochschul- und 
Forschungseinrichtungen und der lokalen und regionalen Wirt-
schaft gelingen. Damit die Transformation von einer Wissen-
schafts- hin zu einer Wissensregion gelingt und sich die Potenziale 
des Wissenssektors in der lokalen und regionalen Wirtschaftsland-
schaft widerspiegeln, sind jedoch einige Herausforderungen zu be-
wältigen und konstruktive Neujustierungen bisheriger institutionel-
ler Settings und allgemeiner Praktiken im Feld des Wissens- und 
Technologietransfers vorzunehmen. Wie auch in anderen Regio-
nen geht es generell darum, möglichst schnell auf unbürokrati-
schem Weg Unternehmen jeder Größenordnung mit den Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen zu vernetzen, um neue 
Technologien und intelligente Steuerungssysteme einzusetzen. 

Fragmentierung und Parallelstrukturen in der Gründungs- 
förderung  

So positiv die skizzierte, pluralistische Förderszene für Gründun-
gen im Ruhrgebiet wirken mag, so sehr ist ihr praktischer Nutzen 
teilweise in Zweifel zu ziehen. In Hintergrundgesprächen mit Akt-
euren der Gründungsförderung wurde darauf hingewiesen, dass 
sich viele Parallelstrukturen und eine hohe Fragmentierung der 
Gründungsförderung entwickelt haben, ohne dass hieraus ein 
spürbarer Mehrwert für die Koordinierung und Effektivität der 
Gründungsberatung erwachsen ist. Erschwerend zu dieser hohen 
Fragmentierung kommt hinzu, dass kaum strukturfeste Kooperatio-
nen zwischen den Akteuren und den angebotenen Programmen 
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existieren. Die Folge sind parallel laufende und wenig abge-
stimmte Angebote, die es möglichen Gründern erschweren, das 
für sie passende Angebot herauszufiltern. Folglich ist das Ruhrge-
biet weit entfernt von einer gebündelten und untereinander koordi-
nierten Gründungsförderung. Hier könnte daher die Möglichkeit 
geprüft werden, sogenannte „One-Stop-Shops“ zu etablieren, d. h. 
erste Anlaufstellen, die eine Moderations- und Koordinierungsfunk-
tion für die Gründungsberatung darstellen und potenzielle Gründer 
an das für sie geeignete Beratungsangebot vermitteln. Dies sollte 
jedoch nicht als weitere Ebene der Gründungsberatung bei fortlau-
fender genereller Fragmentierung geschehen, überdenkenswert ist 
die Bündelung von Beratungsangeboten und -akteuren. 

Fehlende funktionale Differenzierung der Beratungsangebote:  
Eine weitere Problematik, die an die vorherige anschließt, ist die 
mangelnde funktionale Differenzierung der in der Gründungsbera-
tung aktiven Akteure und Angebote. So sind sämtliche Anlaufstel-
len prinzipiell für alle Gründerinnen und Gründer und sämtliche 
Unternehmungen offen. So positiv dies einerseits klingt, so sehr ist 
danach zu fragen, ob hier eine stärker auf die Bedarfe unter-
schiedlicher Gründerinnen und Gründer abgestimmte Beratung 
nicht zielführender ist. So mangelt es im Ruhrgebiet nicht an der 
Quantität von Anlaufstellen für Gründungsinteressierte, sondern 
eben auch daran, dass alle Akteure das Gleiche anbieten. Hierzu 
zählen allgemeine Informationen zur Business Plan-Erstellung, In-
formationen zu Kreditinstituten (NRW.Bank, KfW Bank, Sparkas-
sen etc.) oder rechtlichen Fragen. So sinnvoll diese allgemeinen 
Aspekte sind, so sehr muss bezweifelt werden, dass dies für sämt-
liche potenzielle Gründer eine sinnvolle Hilfe darstellt. Bezogen auf 
wissensintensive Gründungen im Allgemeinen und akademischen 
Spin-offs im Speziellen gibt es wissenschaftliche Erkenntnisse, 
welche darauf hindeuten, dass derartige Beratungsangebote für 
diese Gründerinnen und Gründer von marginaler Bedeutung sind 
(vgl. Rabe 2005). Es ist davon auszugehen, dass diese Gründerin-
nen und Gründer andere Bedarfe aufweisen als Gründerinnen und 
Gründer in eher weniger wissensintensiven Branchen. Handelt es 
sich um technologieorientierte Unternehmen, so ist beispielsweise 
der Kapitalbedarf deutlich höher als bei klassischen Gründungen. 
Erschwerend kommt hinzu, dass es sich oftmals um risikoreichere 
Gründungen handelt, was die Aussicht auf klassische Finanzie-
rungshilfen durch Banken in vielen Fällen enorm einschränkt. 
Wichtig für derlei Gründungen sind demnach insbesondere der 
Kontakt zu potenziellen Investoren und hierbei im Besonderen 
Venture Capitalists und Business Angels. Wissenschaftliche Stu-
dien zeigen zudem, dass für wissensintensive Gründungen der 
Kontakt zu anderen Start-ups und Unternehmern aus der ange-
strebten Branche von zentraler Bedeutung ist. Es ist nicht davon 
auszugehen, dass diesen Bedarfen momentan in vielen Teilen des 
Ruhrgebiets entsprechende Angebote zur Netzwerkbildung und 
zum unternehmerischen Austausch gegenüberstehen. Die Grün-
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dungsförderung im Ruhrgebiet sollte daher auch dahingehend no-
velliert werden, Gründungsberatung bedarfsorientierter zu gestal-
ten und insbesondere für wissensintensive Gründungen als Mode-
rator die Schnittstellen zu Praktikern zu intensivieren und zu ge-
stalten. Dies erfordert jedoch ein enges Zusammenspiel von Un-
ternehmern und Gründungsberatern. 

Nachhaltige Gründungsförderung etablieren 

Ein zentrales Ziel sollte die Verstetigung von Gründungsförde-
rungsprogrammen. Viele der bislang aufgelegten Programme 
(etwa der oben angesprochene Gründercampus Ruhr) sind zu 
kurzfristig ausgelegt.. Derartige Förderprojekte nutzen zwar den 
Gründungsakteuren, entwickeln jedoch keine strukturprägende 
und -verändernde Kraft. Es sollte deshalb stets bedacht werden, 
dass Wissens- und Technologietransfer langfristige „Projekte“ 
sind, deren Erfolge häufig erst nach Jahren oder Jahrzehnten 
sichtbar werden. 

Die Themen Gründungsförderung und Gründungsberatung könn-
ten zudem stärker als bislang regional verankert werden. Zwar ist 
das Ruhrgebiet flächenmäßig zu groß, um eine zentralisierte Grün-
dungsberatung zu entwickeln; dies wäre auch nicht wirksamer als 
bisherige, eher lokal verankerte Strategien, da Gründungsförde-
rung immer auch räumliche Nähe erfordert. Viel wichtiger ist hinge-
gen, dass die intraregionale Abstimmung der verschiedenen An-
laufstellen, Akteure und Angebote besser funktioniert als bislang. 
Ein Beispiel hierfür sind die Universitäten der Universitätsallianz 
Ruhr (UAR), welche noch deutliche Steigerungsbedarfe in einer 
koordinierten und untereinander abgestimmten Gründungsbera-
tung aufweisen. Es erscheint sinnvoll, hier zu nachhaltigeren Ko-
operationen zwischen den Akteuren (bspw. den Transferstellen) zu 
gelangen. Wichtig ist generell, dass die lokalen und lokal veranker-
ten Interessen und die Fixierung auf eigene Standortvorteile und 
Erfolge nicht auf Kosten regionaler Abstimmungsprozesse gehen. 
Regionale Strategien sind insbesondere hinsichtlich akademischer 
Spin-offs notwendig, da die räumlichen Verflechtungen der Profes-
soren, wissenschaftlichen Mitarbeiter, Studierenden und Alumni 
gerade im Ruhrgebiet sehr hoch sind, was gegen eine lokal abge-
schottete Strategie spricht. Zudem ist eine stärkere regionale Ab-
stimmung auch für die Kommunikation nach außen von großer Be-
deutung, da es nur so gelingen wird, das Ruhrgebiet im überregio-
nalen Kontext als Gründungsregion sichtbarer zu machen als bis-
lang. Ein derartiges Re-Design von Gründungsstrategien und Ko-
operationen erfordert jedoch die Mitwirkung der politischen, wis-
senschaftlichen und wirtschaftlichen Akteure, um derartige Neujus-
tierungen konsensorientiert und unter Einbezug der relevanten Ak-
teure zu initiieren und zu etablieren.  
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Finanzierungsspielräume erhöhen 

Bezogen auf die Finanzierungshilfe von akademischen Spin-offs 
und wissensintensiven Gründungen zeigen auch die Hintergrund-
gespräche, dass kein generelles Finanzierungsvakuum erkennbar 
ist. Problematisch ist zum Teil jedoch die nur marginale finanzielle 
Förderung durch Kreditinstitute. Wenngleich diese Art der finanzi-
ellen Förderung in Deutschland von größerer Bedeutung ist als in 
angelsächsischen Ländern, ist es insbesondere für technologieori-
entierte Unternehmen schwierig, auf diesem „klassischen“ Weg 
Kapital zu akquirieren. Wenngleich sich der Finanzierungsmarkt 
für Start-ups dynamisch zeigt und Instrumente wie Venture capital 
oder Crowdfunding und -investing auch in Deutschland an Bedeu-
tung gewinnen, so gibt es immer noch Defizite hinsichtlich Wagnis-
kapitalbeteiligungen an jungen Start-ups. Dies mag sozio-kulturell 
und durch institutionelle Pfadabhängigkeit begründet sein.  

Die hier angesprochenen Aspekte beziehen sich zu einem großen 
Teil auf die Förderung und Beratung von potenziellen Gründerin-
nen und Gründern und setzen damit in der Förderung in einer 
Phase an, in der bereits mehr oder wenige konkrete Gründungs-
planungen vorhanden sind. Als defizitär wird darüber hinaus in 
Deutschland und speziell im Ruhrgebiet jedoch auch das Fehlen 
von Unternehmergeist bzw. Entrepreneurship beurteilt. Hier ist 
deutlich zwischen jenen Personen, die bereits konkrete Grün-
dungsideen haben, und jenen, bei denen dies nicht der Fall ist, zu 
unterscheiden. Dem montanindustriell und großbetrieblich gepräg-
ten Ruhrgebiet wird hierbei häufig eine besondere Zurückhaltung 
nachgesagt, die in den Traditionen der Region und den daraus er-
wachsenen soziokulturellen Mentalitäten vermutet wird. Folglich 
wäre die Möglichkeit einer stärkeren Sensibilisierung für unterneh-
mensbezogene Inhalte bereits zu frühen Zeitpunkten in der per-
sönlichen und beruflichen Entwicklung zu überprüfen. Bezogen auf 
akademische Spin-offs ist hierfür zum einen eine stärkere Sensibi-
lisierung der Hochschullehrer von Bedeutung, da hieraus auch auf 
informeller Ebene ein gründungsaffines Klima an Hochschulen ge-
schaffen werden kann. Dies kann flankiert werden durch eine ins-
gesamt gründerfreundlichere Atmosphäre an Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen, welche etwa durch einen Einbezug 
gründungsrelevanter Themen in das Curriculum, engere Praxis-
kontakte (z. B. durch Werkstudententätigkeiten, Praktika etc.), in-
formelle Austauschplattformen (Gründercafés etc.) und die Kom-
munikation und Sichtbarmachung erfolgreicher Ausgründer ange-
strebt werden kann. Es ist jedoch offenkundig, dass derartige 
Wandlungsprozesse soziokultureller Mentalitäten und Handlungs-
praxen deutlich mehr Zeit und Anstrengung erfordern als etwa die 
weiter oben angesprochenen Neujustierungen der regionalen 
Gründungsförderung und -beratung. Nichtsdestotrotz ist dieser As-
pekt von nicht zu unterschätzender Bedeutung, da jedwede Grün-
dungsförderung in einer Region auf die Absorptionsfähigkeit po-
tenzieller Gründerinnen und Gründer angewiesen ist. 
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Vernetzung zwischen Wirtschaft und Wissenschaft  
intensivieren 

Neben all den angesprochenen gründungsrelevanten Handlungs-
feldern ist zudem eine generell verstärkte Interaktion und Vernet-
zung zwischen den Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
auf der einen und den wirtschaftlichen Akteuren auf der anderen 
Seite eine wichtige Voraussetzung zur Etablierung einer Wissens-
region Ruhr. Ein verbessertes Zusammenspiel dieser Akteure ist 
jedoch nicht ganz leicht zu entwickeln, da die Systeme Wirtschaft 
und Wissenschaft nach unterschiedlichen Logiken funktionieren. 
Konkret bedeutet dies, dass etwa enge Kooperationsnetzwerke 
zwischen einzelnen Lehrstühlen und Unternehmen zwar von gro-
ßer Bedeutung für die Region sein können, für die Karriere und die 
berufliche Entwicklung von Wissenschaftlern jedoch nur eine mar-
ginale Bedeutung hat. Sinnvoll und in anderen Regionen erprobt 
sind etwa ein früherer Einbezug gründungsrelevanter Themen ins 
Curriculum, engere Praxiskontakte (z. B. durch Praktika, Werkstu-
dententätigkeiten etc.) sowie informelle Informations- und Aus-
tauschplattformen wie Gründercafés und Ähnlichem. Wichtig ist 
zudem, erfolgreiche Beispiele für Ausgründungen aus der Hoch-
schule stärker als bislang offensiv zu vermarkten und so Grün-
dungsvorbilder zu schaffen. 

Umgekehrt ist es für Unternehmen nicht per se reizvoll, mit den 
örtlichen Hochschulen und Forschungseinrichtungen zusammen-
zuarbeiten, sofern hieraus kein spürbarer Mehrwert für das Unter-
nehmen entsteht. Kooperationen zwischen Wissenschaft und Wirt-
schaft erfordern daher ein hohes Maß an Überzeugung, Vertrauen 
und geeigneten Vermittlerstrukturen, die zwischen diesen Syste-
men moderieren und Perspektiven für Kooperation eröffnen. Bei-
spiele aus anderen Regionen (etwa Südwestfalen) zeigen, dass 
diese Hemmnisse etwa durch den gezielten Einsatz von Technolo-
giescouts abgemildert werden können. Technologiescouts sind 
hierbei zu verstehen als Personen mit fachlichem Know-how (z. B. 
Ingenieure für den Bereich Maschinenbau) und Praxiskontakten, 
welche die Schnittstellen zwischen den Wissenschaftseinrichtun-
gen und lokalen und regionalen Unternehmen abdecken. Wichtig 
ist eine hohe Spezifität der Technologiescouts, da sie genaue 
Kenntnisse der Hochschullandschaft und der relevanten Fachge-
biete auf der einen und den Unternehmen der jeweiligen Branche 
auf der anderen Seite besitzen. Dies sollte für das Ruhrgebiet ge-
nau geprüft werden, da vieles dafür spricht, dass derartige Tech-
nologiescouts die oftmals abstrakte Forderung nach einer engeren 
Vernetzung zwischen Wissenschaft und Wirtschaft mit Leben fül-
len sowie Interaktions- und Kooperationsbarrieren abbauen kön-
nen. In anderen Regionen (bspw. in der Region Ostwestfalen-
Lippe mit dem Spitzencluster It´s OWL) spricht man in diesem Zu-
sammenhang von „Transferteams“, die die Anbahnung der Kon-
takte, die Bedarfsidentifizierung und das Matching zwischen Unter-
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nehmen und Hochschulen sowie Forschungseinrichtungen organi-
sieren. Ziel muss es sein, eine konsequente Transferstrategie mit 
dem Ziel einer breiten Diffusion in die Unternehmenslandschaft 
aufzubauen, wobei der Transfer stärker auf inhaltlich fokussierte 
Projekte ausgerichtet sein sollte. 

Bedarfsorientierte Beratungsangebote für wissensintensive 
Gründungen etablieren 

Es wäre zu überdenken, ob nicht insbesondere für wissensinten-
sive, technologieorientierte und/oder hochschulnahe (Aus-)Grün-
dungen stärker bedarfsorientierte Angebote geschaffen werden. 
Neben den klassischen Beratungsleistungen (kaufmännisches 
Know-how, Rechtsberatung etc.) können hier zentrale Anlaufstel-
len geschaffen werden, welche als Moderator die Netzwerkbildung 
unterstützen und Kontakte zu Kapitalgebern, Business Angels, Un-
ternehmern, Seniorexperten und anderen Start-ups herstellen. Ide-
alerweise verfügen derartige Stellen über feste Kooperationsstruk-
turen und einen Pool an Praxispartnern. Dies ist notwendig, um 
potenzielle Investoren mit ins Boot zu holen sowie eine fachliche 
Überprüfung und ggf. Weiterentwicklung der Gründungsidee durch 
Experten zu ermöglichen. 

In diesem Zusammenhang ist das im März 2014 gegründete Ent-
repreneurship Zentrum Witten als erfolgsversprechendes Grün-
dungsförderungskonzept für hochschulnahe Gründungen zu nen-
nen. Hierbei handelt es sich um ein gemeinsames Projekt der Initi-
ative für die Wirtschaft der UW/H gGmbH und der Universität Wit-
ten-Herdecke mit Sitz im Forschungs- und Entwicklungszentrum 
Witten (FEZ). Eines der zentralen Ziele hierbei ist, eine verbes-
serte Abstimmung zwischen Hochschulen, Unternehmen und 
Start-ups im Ruhrgebiet aufzubauen, um die Quantität und Qualität 
akademischer Spin-offs und die akteursübergreifende Netzwerkbil-
dung zu unterstützen. Derartige Konzepte sind insbesondere aus 
zwei Gründen von zentraler Bedeutung für die zukünftige Ausge-
staltung der Gründungsförderung für innovative Start-ups im Ruhr-
gebiet: Zum einen wird hier ein regionaler Ansatz gewählt, der ak-
tiv andere Hochschulen, Unternehmen und Start-ups der Region 
mit einbezieht und hiermit lokal verankerte Interessen hinten an-
stellt; zum anderen wird der Ansatz einer hohen Praxisnähe im 
Gründungsprozess und der Beratung favorisiert, so dass potenzi-
elle Gründerinnen und Gründer zu einem frühen Zeitpunkt Ideen 
präsentieren, ausprobieren und ggf. weiterentwickeln oder verwer-
fen können. Insbesondere aufgrund der immer kürzer werdenden 
Innovationszyklen sind derartige Ansätze erfolgsversprechend, da 
sie den Bedarfen innovativer, wissensintensiver und/oder techno-
logieorientierter Spin-offs und Start-ups Rechnung tragen.  
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Etablierung von Gründernetzwerken unter Einbezug von  
Seniorexperten und Alumni  
Neben der öffentlichen (Wirtschaftsförderungen etc.) und privaten 
(Business Angels etc.) Gründungsförderung sollte die Etablierung 
bzw. Weiterentwicklung von Gründernetzwerken intensiviert wer-
den. Hier könnten z. B. ältere Unternehmer als Seniorexperten und 
Alumni der Hochschulen als Mentoren für junge Unternehmen ge-
wonnen werden. Wenngleich derartige Netzwerke im Kleinen be-
reits bestehen, so sind diese häufig nur unzureichend untereinander 
und mit den angesprochenen öffentlichen und privaten Gründungs-
förderprogrammen vernetzt und zudem für Gründungsinteressierte 
oder junge Start-ups zu unsichtbar und nur wenig bekannt. Deshalb 
sind beispielweise das Gründer-Forum NRW des Initiativkreises 
Ruhr und der Gründergipfel der Landesregierung richtig und wichtig. 
Dennoch liegen im Ruhrgebiet immer noch zu viele ungenutzte Po-
tenziale, welche es zukünftig stärker auszuschöpfen gilt. Die In-
tegration von Alumni und Seniorexperten kann hierbei verstanden 
werden als Hilfe für Unternehmensgründer in sämtlichen Phasen 
des Gründungsprozesses. Für Gründungsinteressierte bieten derar-
tige Netzwerke die Möglichkeit, zu einem frühen Zeitpunkt etwaige 
Schwachstellen des Gründungsvorhabens zu erkennen und „klassi-
sche“ Fehler zu vermeiden und frühzeitig zu beheben. Auch für spä-
tere Phasen des Gründungsprozesses sind derartige Netzwerke äu-
ßerst hilfreich, sei es durch praktische Hilfen in kaufmännischen An-
gelegenheiten, den Aufbau von Vertriebswegen oder einem besse-
ren Zugang zu potenziellen Kunden oder Investoren. 

Kreativräume für Gründungen:  
Maker-Spaces, Tech-Shops und mehr 
Aus den USA ebbt in den letzten Jahren eine „Maker-Bewegung“ 
nach Europa herüber, die auf die Integration von Hardware, Soft-
ware und kreativen Gründungswilligen setzt. Sogenannte Tech-
Shops, die kommerziell betrieben werden, existieren bereits in ver-
schiedenen US-Städten und ein deutsches Modell soll an der TU 
München noch im Jahr 2015 etabliert werden. Ziel ist der Aufbau 
von Hightech-Werkstätten mit Maschinen, Werkzeugen und Soft-
ware für den Prototypenbau und die Kleinserienfertigung. Daher 
sind derartige Räume nicht ausschließlich als Orte der Gründungs-
beratung, sondern des praktischen Innovierens zu begreifen (vgl. 
Riedel/ Wetzel 2015). Voraussetzung dafür sind aber entweder öf-
fentliche Investitionen oder die aktive Beteiligung von Wirtschafts-
unternehmen aus der Region (bspw. gibt es in München eine Kol-
laboration zwischen BMW und „UnternehmerTUM“, dem Zentrum 
für Innovation und Gründung an der Technischen Universität Mün-
chen). Von politischer Seite sollte darüber nachgedacht werden, 
ob die derzeit laufenden Beratungen bei Unternehmen im Ruhrge-
biet hinsichtlich der Umsetzung eines derartigen 'Maker Spaces' 
nicht vermehrt unterstützt werden können, um für Gründungsinte-
ressierte neue „Möglichkeitsräume“ in einem praxisnahen Umfeld 
anzubieten. 
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Realistische Einschätzung der aus Hochschulen und For-
schungseinrichtungen erwachsenen Potenziale 

Sowohl in wissenschaftlichen als auch politischen Diskursen neh-
men Hochschulen seit Jahren eine prominente Rolle ein, wenn es 
um regionale Transformationsprozesse in Richtung einer wissens-
basierten regionalen Ökonomie geht. Allerdings ist vor einer Eu-
phorie, welche die Potenziale der Hochschulen und akademischer 
Spin-offs überschätzt, zu warnen. Derartige übersteigerte Erwar-
tungshaltungen bergen die Gefahr, dass Hochschulen als Ret-
tungsanker instrumentalisiert werden und diese zu hohen Zielset-
zungen können dann zu großer Enttäuschung führen. Egeln 
(2009) kann zeigen, dass in deutschen Hightech-Start-ups fünf 
Jahre nach Unternehmensgründung im Durchschnitt 6,7 Arbeits-
plätze geschaffen wurden. Dies spricht für eine realistische Ein-
schätzung der beschäftigungspolitischen Potenziale von hoch-
schulnahen und technologieorientierten Gründungen. Erfahrungen 
aus anderen Regionen zeigen, wie wichtig eine realistische Ein-
schätzung der zu erwartenden Positiveffekte ist: So sind etwa aus 
dem Gründerzentrum „UnternehmerTUM“ an der TU München seit 
2002 rund 50 Start-ups entstanden (vgl. Riedel/ Wetzel 2015). Die 
Tatsache, dass hier eine erstklassige Infrastruktur vorhanden ist, 
die Beratungsangebote für Gründer laut Stifterverband für die 
deutsche Wissenschaft zu den besten in Deutschland gehören, mit 
Unternehmen wie u.a. BMW kapitalstarke Unterstützer Partner der 
Initiative sind und München als hochattraktiver Standort gilt, ver-
deutlicht, welche Größenordnungen als realistisch zu betrachten 
sind. Auch akademische Spin-offs müssen nicht zwangsläufig ei-
nen direkten räumlichen Bezug zur Muttereinrichtung aufweisen. 
Laut Egeln et al. (2004) siedeln sich zwar mehr als die Hälfte der 
akademischen Spin-offs im Umkreise von 25 km von der Mutter-
einrichtung an, mehr als ein Viertel jedoch auch mehr 75 km von 
ebendieser entfernt. Derartige unternehmerische Standortent-
scheidungen sind hierbei nur schwer steuerbar durch die Mutter-
einrichtungen oder die Politik. 

In der Konsequenz bedeutet dies, dass die hier präsentierten Be-
funde und Empfehlungen zukünftig eine engere Kooperation von 
Wirtschaft, Wissenschaft und Politik erfordern werden. Daher sind 
auch akteursübergreifende Anstrengungen notwendig, um die viel-
fachen Potenziale der Wissenschaftsregion Ruhr in einen regional-
ökonomischen Mehrwert zu überführen. Die Entwicklungen der 
letzten Jahre im Ruhrgebiet geben Anlass zur Hoffnung, dass 
nachhaltige Strategien zum verbesserten Wissens- und Technolo-
gietransfer auch umgesetzt werden. 
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5.3 Zielfeld: Bildung und Soziales 

 

I Bedeutung für das Ruhrgebiet 

Ausgangslage 

In Kapitel 3.1 wurde anhand von sozioökonomischen Kennzahlen 
gezeigt, dass das Ruhrgebiet aktuell geprägt ist von einer über-
durchschnittlich starken Alterung der Bevölkerung und einem 
Rückgang der Erwerbspersonen. Zudem bestehen soziale Prob-
lemlagen, die ihre Ursachen in einer unterdurchschnittlichen Be-
schäftigungsquote bei einer unterdurchschnittlichen Neigung zu 
höheren Qualifikationen haben. Ergänzt wird dieses Bild anhand 
der Arbeitslosenstatistik unter Personen mit Migrationshintergrund 
für Nordrhein-Westfalen: Landesweit machen Personen mit Migra-
tionshintergrund etwa ein Viertel der Erwerbsbevölkerung aus, 
knapp die Hälfte derjenigen (45 Prozent) ist jedoch von Arbeitslo-
sigkeit betroffen. Häufig erstrecken sich soziale Problemlagen über 
Generationen hinweg, wobei erste Anzeichen bereits in einem ho-
hen Anteil an Kindern in Bedarfsgemeinschaften und einer hohen 
Jugendarbeitslosigkeit sichtbar werden. 

Aus diesem Befund ergeben sich für die Region zahlreiche Her-
ausforderungen: So ist eine niedrige Beschäftigungsquote ein Hin-
weis darauf, dass verstärkt „atypische“ Beschäftigungsverhältnisse 
wie Teilzeitarbeit, Minijobs und Werkverträge in der Region als Ar-
beitsverhältnis bestehen. Insbesondere derartige Erwerbstätigkei-
ten verstärken die wachsende soziale Exklusion im Ruhrgebiet. 
Die soziale Zusammensetzung einer Region und eine geringe wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit haben gravierende Folgen für den 
Spielraum von Kommunen und öffentlichen Verwaltungen. Insbe-
sondere die sich verfestigende Langzeitarbeitslosigkeit verschärft 
die soziale Lage im Ruhrgebiet, die aber aufgrund des hohen 
Schuldenstands und der unterdurchschnittlichen Steuereinnahmen 
nur in sehr beschränktem Maße angegangen werden kann. Die 
niedrigen realen Nettolöhne und die geringe Kaufkraft der Einwoh-
ner des Ruhrgebiets schwächen die infolge mäßiger Konsumaus-
gaben die regionalen Konjunkturaussichten zusätzlich.  

Ein weiterer Faktor, der das soziale Gefüge im Ruhrgebiet beein-
flusst, ist der überdurchschnittlich hohe Anteil an Ausländern in der 
Region. Im Jahr 2014 stammten rund 12,5 Prozent der Bevölke-
rung aus dem Ausland. Seit den 1990er Jahren stieg mit den politi-
schen Veränderungen in Osteuropa die Zuwanderung aus dem 
Ausland und damit der Anteil der ausländischen Bevölkerung von 
9,6 Prozent (1991) um rund 3 Prozentpunkte bis zum Jahr 2014. 
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Aufgrund von Ungleichverteilungen der Gruppe der Ausländer wei-
sen einzelne Stadtteile und Quartiere die Mehrheit der Bevölke-
rung einen Migrationshintergrund auf mit der Folge, dass sich an 
manchen Orten eine Kumulation von Problemlagen ergeben hat. 
Derartige ethnische Segregationen zu verhindern und Integration 
und Partizipation in der deutschen Gesellschaft zu ermöglichen, 
sollte auch mit Blick auf die weiter steigenden Zuwanderungszah-
len eine Hauptaufgabe sein. Zuwanderung von Arbeitskräften aus 
anderen Ländern ergibt zudem Chancen diese in den regionalen 
Arbeitsmarkt zu integrieren bzw. zu qualifizieren - insbesondere 
vor dem Hintergrund eines sinkenden Erwerbspersonenpotenzials.  

Soziale und arbeitsmarktliche Integration 

Mit der sich verändernden Wirtschaftsstruktur hin zu wissensinten-
siven Dienstleistungen im Ruhrgebiet (vgl. Kapitel 3.2) sind die An-
forderungen an die Auszubildenden und Arbeitsnehmer insgesamt 
gestiegen. Damit verbunden stehen weniger Tätigkeiten für unge-
lernte und gering qualifizierte Beschäftigte zur Verfügung. Ein dar-
aus resultierendes Ergebnis ist die hohe Arbeitslosigkeit im Ruhr-
gebiet, im speziellen die Langzeitarbeitslosigkeit – im Jahr 2014 
lag die Arbeitslosenquote bei 10,9 Prozent, bezogen auf alle zivi-
len Erwerbspersonen, in Deutschland lediglich bei 6,5 Prozent 
(vgl. Kapitel 3.3). Insbesondere die langfristige Nichtteilhabe am 
Erwerbsleben, zieht eine soziale Isolation von der Gesellschaft 
nach sich, die sich über ganze Quartiere erstrecken kann. Soziale 
Problemquartiere, wie im Stadtbezirk Mengede im Norden Dort-
munds, zeigen sich über ein breites Band hinweg, entlang der Em-
scherzone von Duisburg bis nach Herne. Die rasante Zunahme 
von der Anzahl an Personen, die in Armut leben, verschärft zuneh-
mend das Problem der sozialen und arbeitsmarktlichen Integra-
tion. Um die Arbeitslosigkeit zu reduzieren, sind Prävention und 
Teilhabe zentrale Stellhebel, die es im Ruhrgebiet anzugehen gilt.  

Bildung als Investition in Fachkräfte 

Die Verbesserung der Bildungs- und Teilhabechancen als Voraus-
setzung, um der Arbeitslosigkeit und sozialen Segregation vorzu-
beugen, ist gleichzeitig auch eine essentielle Basis für die Siche-
rung des zukünftigen Fachkräftebedarfs. Die Rolle frühkindlicher Bil-
dung und präventiver Förderung von Teilhabe sind Bestandteil der 
Förderansätze im Ruhrgebiet und Kernanliegen des vorbeugenden 
Politikansatzes der nordrhein-westfälischen Landesregierung. Da-
runter zu fassen sind Maßnahmen, die früh ansetzen, ganzheitlich 
fördern und nah an den Bürgerinnen und Bürgern orientiert sind und 
aktiv die Einbindung in den Arbeitsmarkt fördern. 

Im Ruhrgebiet bestehen bereits vielfältige Programme unterschiedli-
cher Anbieter, wobei ein Schwerpunkt die Begleitung von Jugendli-
chen mit Vermittlungsproblemen während der Schulzeit und Berufs-
findungsphase ist. So unterstützt u. a. das buddy-Programm Kinder 
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und Jugendliche beim Aufbau sozialer Kompetenzen, die Initiative 
JOBLINGE ebnet über Coachings und Praktika den Einstieg in das 
Berufsleben, RuhrFutur als gemeinsame Initiative der in Essen be-
heimateten Stiftung Mercator, des Landes Nordrhein-Westfalen, der 
Städte Dortmund, Essen, Gelsenkirchen, Herten, Mülheim an der 
Ruhr sowie der Ruhr-Universität Bochum, der Technischen Univer-
sität Dortmund, der Fachhochschule Dortmund, der Universität Du-
isburg-Essen und der Westfälischen Hochschule, hat das Ziel das 
Bildungssystem im Ruhrgebiet nachhaltig zu verbessern und die 
Vermittlungsplattform des Initiativkreises Ruhr verschafft speziell Ju-
gendlichen mit einem Hauptschulabschluss einen Überblick über 
die Ausbildungsperspektiven von regionalen Unternehmen. Bei dem 
Modellvorhaben der Landesregierung und der Bertelsmann Stiftung 
„Kein Kind zurücklassen! – Kommunen in NRW beugen vor“ steht 
der Auf- und Ausbau von kommunalen Präventionsketten – von der 
Geburt bis zum Eintritt in das Berufsleben im Mittelpunkt. Besonders 
wichtig für eine gute Bildungs- und Vorbeugungsarbeit ist dabei die 
Vernetzung der verschiedenen Akteure in Kitas, Gesundheits- und 
Jugendämtern, Schulen oder auch beruflichen Bildungsträgern 
denn die Gestaltung einer Präventionskette kann nur gemeinsam 
gelingen. 

II Handlungsempfehlungen 

Zur Unterstützung der Entwicklung des Ruhrgebiets im Bereich Bil-
dung/Soziales sind Instrumente zu entwickeln und bestehende zu 
verbessern. Folgende Handlungsfelder sind hierfür bedeutsam: 

 Förderung einer vorbeugenden, wirkungsorientierten und 
transdiziplinären Politik 

 Ausschöpfen der regionalen Potenziale durch Integration und 
Qualifizierung für den Arbeitsmarkt 
 

Förderung einer vorbeugenden, wirkungsorientierten Politik 

Sinkende Steuereinnahmen in den kommunalen Haushalten bei 
gleichzeitig wachsenden sozialen Problemen in den Städten und 
Regionen stellen öffentliche Verwaltungen vor große Herausforde-
rungen. Einerseits steigen die Fallzahlen für sozialpolitische Maß-
nahmen aufgrund der demografischen Entwicklung in der Region 
an. Andererseits ist Sozialpolitik heute ein Geflecht aus unter-
schiedlichen zuständigen Politikebenen (von Bund, Ländern, Städ-
ten und Gemeinden) und betreuenden Ressorts, sodass Sozialleis-
tungen heute stark fragmentiert gewährt werden und eine frühe För-
derung oder Problemverhinderung nicht gewährleisten kann.  

Gerade in Regionen wie dem Ruhrgebiet, wo nur geringe finanzielle 
Spielräume existieren, ist eine effizientere und wirkungsorientierte 
Steuerung von sozialen Maßnahmen ein Weg, um sozialpolitische 
Maßnahmen vorausschauend und kosteneffektiv umzusetzen. 
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Hierfür ist ein neuer Blick auf die sozialen Leistungen und deren 
Struktur notwendig, der versucht stärker als bisher die Ursachen der 
sozialen Problemlagen zu lösen. Folgende drei Handlungsansätze 
sind für eine Umsetzung einer vorbeugenden, wirkungsorientierten 
Politik im Ruhrgebiet relevant: 

 Paradigmenwechsel in der kommunalen Sozialpolitik um-
setzen: Kommunale Sozialpolitik ist bislang vielfach geprägt 
durch knapper werdende Ressourcen bei steigenden Anfor-
derungen. Eine Folge hiervon ist die zunehmende kostspie-
lige Fallbearbeitung, wenn sich bereits soziale Probleme ma-
nifestiert haben. Mit dieser Herangehensweise kann kommu-
nale Sozialpolitik nur noch auf bestehende Problemlagen rea-
gieren, ohne im Vorfeld Maßnahmen einleiten zu können, die 
mittel- und langfristig soziale Probleme vermeiden können. 
Vor diesem Hintergrund wurde im Mai 2015 von der Landes-
regierung eine Fachstelle zur sozialräumorientierten Armuts-
bekämpfung (FSA) eingerichtet. Aufgabe dieser Fachstelle ist 
es Städte, Gemeinden und Kreise in NRW bei Fragen zur 
strategischen Sozialplanung und Konzepte zur Armutsbe-
kämpfung zu beraten. Darüber hinaus ist zukünftig eine neue 
Perspektive in der Sozialpolitik notwendig, die stärker auf 
eine zielorientierte und präventive Steuerung der sozialen 
Leistungssysteme setzt. Hierfür ist vielfach eine Veränderung 
der bisherigen Arbeitsweise der öffentlichen Verwaltung in 
der Planung, Steuerung und Bearbeitung von sozialpoliti-
schen Maßnahmen notwendig. Während sich bisherige Steu-
erungsansätze an dem Prinzip der Leistungsgewährung ori-
entieren und damit stark der Sozialgesetzgebung folgen, 
wäre zu überlegen, zukünftig durch eine stärker kennzahlen-
orientierten Steuerung anhand von sozialpolitischen Zielen 
eine transparente und überprüfbare Wirkungskette zu entwi-
ckeln.. Hierfür ist ein strukturierter Zielklärungsprozess im 
Vorfeld mit den relevanten Akteuren notwendig. Wird dieser 
Ansatz umgesetzt, sind konkrete Ziele zu formulieren, die 
spezifisch genug, messbar, realistisch und terminierbar sind. 
In der Konsequenz wäre mit einer solchen Neuausrichtung 
der Sozialleistungen verbunden, den Erfolg anhand der Erhe-
bung konkreter Erfolgsindikatoren messbar zu machen und 
so eine Transparenz und Nachvollziehbarkeit zu erreichen. 
Der vorbeugende Charakter dieser Vorgehensweise führt zu 
langfristig sinkenden Fallkosten und einer höheren Effektivität 
der eingesetzten Mittel und vermeidet zudem im Vorfeld 
Problemlagen für die Betroffenen. Beispiele aus Kommunen, 
die diese Vorgehensweise bereits einsetzen, zeigen, dass 
durch Präventivmaßnahmen und der damit vermiedene kos-
tenintensivere Umgang mit sozialen Problemen Einsparun-
gen um den Faktor 2,8 möglich sind.  
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 Schnittstellenmanagement zwischen Bildungsinitiativen 
und arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen stärken: Wie in 
anderen Regionen Deutschlands auch, gibt es im Ruhrgebiet 
eine breite Palette an sozialen Angeboten, die in verschiedenen 
Bereichen (Arbeitsmarktpolitik, Bildungspolitik, Sozialraument-
wicklung) ansetzen und durch unterschiedliche Träger realisiert 
werden. Diese verschiedenen Sozialthemen mit unterschiedli-
chen Zielgruppen werden zudem von zahlreichen öffentlichen, 
halbstaatlichen und privaten Trägern umgesetzt, darunter Insti-
tutionen des Landes Nordrhein-Westfalen, der Region, der 
Kommunen, Wohnungsbaugenossenschaften, Wohlfahrtsver-
bände sowie privaten Vereinen. Die Vielzahl an Trägern und 
Angeboten führt zwangsläufig zu unübersichtlichen Strukturen, 
die schwer zu verwalten sind. Gerade für Personen in schwieri-
gen Lebenslagen ist es besonders wichtig, die richtige Betreu-
ung und damit einen auf sie zugeschnittenen Maßnahmenmix 
in Anspruch zu nehmen.  

Um die strukturelle Wirksamkeit der bestehenden Maßnahmen 
zu erhöhen, wird empfohlen Leistungen künftig stärker zu kop-
peln und zu vernetzen und Zuständigkeiten zusammenzufüh-
ren. Dazu ist es wichtig, Kommunen darin zu unterstützen 
ganzheitliche und integrierte Angebote zu schaffen. Maßnah-
men, die bspw. Angebote aus der Familien-, Bildungs- und So-
zialpolitik miteinander verbinden, stehen vor der Herausforde-
rung, dass Zuständigkeiten nicht nur quer zu den Fachressorts 
liegen, sondern teils auch durch verschiedene Verwaltungsebe-
nen umgesetzt werden. Diese Hemmnisse könnten durch eine 
bessere Koordinierung und engere Zusammenarbeit reduziert 
werden. Das zeigt auch das o. g. Modellvorhaben "Kein Kind 
zurücklassen! Kommunen in NRW beugen vor".  

 Multi-Stakeholder-Partnerschaft zur Finanzierung von Maß-
nahmen in der Beschäftigungs- und Sozialpolitik: Trotz un-
terschiedlicher politischer und administrativer Bemühungen gibt 
es soziale Problemlagen, für die es bislang nur ungenügende 
Lösungen gibt. Für derartig resistente Problemlagen, für deren 
Lösung in der Vergangenheit zahlreiche verschiedene Ansätze 
versucht worden sind, müssen zukünftig neuartige Lösungs-
wege beschritten werden.  

Um derartige gesellschaftliche Probleme zu lösen, wäre zukünf-
tig der Einsatz von sozialen Wirkungskrediten als Instrument zu 
prüfen. Hierzu bilden öffentliche Verwaltung, private Vorfinan-
zierer und Sozialdienstleister eine Wirkungspartnerschaft, die 
von einem Intermediär gemanagt und von einem Gutachter 
evaluiert wird. Soziale Wirkungskredite zeichnen sich durch ihre 
Interaktion verschiedener Stakeholder aus, sog. Multi-Stakehol-
der-Partnerschaften, im Bereich von Arbeitsmarkt und Sozial-
themen. Wichtig dabei ist, dass zwischen diesen Akteuren ein 
klar definiertes Wirkungsziel und ein Vergütungsmechanismus 
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bei Zielerreichung vereinbart werden, um möglichst zielgenau 
Veränderungen in dem entsprechenden Themengebiet zu be-
wirken.  

Ziel eines solchen neuartigen Instruments ist es, im Ruhrgebiet 
innovative Ansätze zu testen, die öffentliche Mittel effizienter 
einsetzen ohne dabei das finanzielle Risiko tragen zu müssen. 
Öffentliche Mittel werden nur dann aufgewendet, wenn die sozi-
ale Maßnahme Wirkung zeigt. Indem sich am Ende jene Anbie-
ter durchsetzen, die gewünschte Ergebnisse liefern können, 
werden auf diesem Weg neue und bislang unerprobte Konzepte 
für das Ruhrgebiet getestet und könnte sich hier für das Ruhr-
gebiet die Chance zur Erweiterung von Handlungsspielräumen 
innerhalb der Sozialpolitik bieten.  

Ausschöpfen der regionalen Potenziale durch Integration und 
Qualifizierung für den Arbeitsmarkt 

Das Ruhrgebiet verfügt über eine hohe Zahl an Personen im er-
werbsfähigen Alter, die bislang vom Eintritt in den ersten Arbeits-
markt ausgeschlossen sind. Im Zuge des demografischen Wan-
dels in der Region steigt die Notwendigkeit diese regionalen Be-
schäftigungspotenziale zu heben und in den Arbeitsmarkt zu integ-
rieren.  

Folgende Handlungsansätze wurden hierfür als zentrale Stellhebel 
identifiziert:  

 Die Verbindung von lokaler Ökonomie und Quartiersent-
wicklung stärken: Städtische Ökonomien sind zu einem hohen 
Grad durch lokal orientierte Teilökonomien geprägt, die sich 
durch kleinbetriebliche Strukturen im produzierenden Gewerbe, 
Einzelhandel, Handwerk, in der Gastronomie etc. auszeichnen. 
Diese sog. „lokale Ökonomie“ leistet entscheidende Beiträge 
zur Sicherung von Einkommens- und Erwerbsmöglichkeiten der 
lokalen Bevölkerung. Dies ist auch ein Grund dafür, dass sozi-
alräumlich konzentrierte wirtschaftliche Problemlagen nicht al-
lein mit herkömmlichen Instrumenten der Wirtschaftspolitik zu 
lösen sind. Zukünftig könnte daher im Ruhrgebiet diese lokale 
Ebene stärker einbezogen werden in der Unterstützung und 
Umsetzung von Vernetzungs-, Qualifizierungs- und Entwick-
lungsangeboten.  

Insbesondere in Quartieren und Stadtteilen, deren Image durch 
soziale Probleme geprägt ist, bedarf es der Unterstützung von 
Standort- und Imageprofilierung, um an Attraktivität zu gewin-
nen. So profitieren Gewerbetreibende und engagierte Bürger 
von einem aktiven Leerstandsmanagement, das Gewerbe- und 
Büroräume vermittelt und für Zwischennutzungen bei Leerstand 
sorgen kann. Weiterhin könnte die Vernetzung von Unterneh-
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men und Arbeitssuchenden im Quartier Erfolgsaussichten ha-
ben. Auch die Zusammenarbeit von Unternehmen mit lokalen 
Schulen bei der Berufsorientierung wie es im Rahmen des 
neuen Übergangssystems Schule-Beruf in Nordrhein-Westfalen 
geschieht, könnte das Matching verbessern. 

 Zuwanderer fördern und in den Arbeitsmarkt integrieren: 
Immer mehr Menschen ziehen aus dem Ausland nach Deutsch-
land und Nordrhein-Westfalen. Die Gründe hierfür sind vielfäl-
tig: Einerseits stieg die EU-Binnenmigration aus südeuropäi-
schen Ländern vor dem Hintergrund wachsender wirtschaftli-
cher Disparitäten in den vergangenen Jahren deutlich an. An-
dererseits erreichen immer mehr Menschen Deutschland, die 
auf der Flucht vor Verfolgung und Krieg ihr Herkunftsland ver-
lassen mussten. Viele der Zugewanderten verfügen über beruf-
liche Bildungsabschlüsse, die aber hierzulande oft nicht aner-
kannt werden. Zudem bestehen Defizite bei der Integration von 
Zugewanderten in geregelte Arbeitsverhältnisse. Dadurch ge-
hen dem deutschen Arbeitsmarkt wertvolle Beschäftigungspo-
tenziale verloren.  

Einer der Gründe für diese Situation ist die komplizierte und 
langwierige Einbindung von Zuwanderern in Unternehmen. So 
werden heute Nachqualifizierungen und Sprachkurse meist als 
Voraussetzung für mögliche Arbeitsverhältnisse gesehen. Das 
hat zur Folge, dass Qualifizierungen nicht an einen konkreten 
Bedarf geknüpft werden können, darüber hinaus entstehen 
durch dieses Vorgehen lange Wartezeiten für die Zugewander-
ten.  

Eine zügige Einbindung von Zugewanderten in den Arbeits-
markt könnte daher eine wichtige Zielstellung der Integrations-
politik im Ruhrgebiet bilden. Ein Weg dieses Ziel zu erreichen, 
besteht darin Zugewanderten gezielt Arbeitsplätze in Unterneh-
men zu vermitteln, um erst in einem zweiten Schritt notwendige 
Qualifizierungsmaßnahmen zu identifizieren. Hierzu wäre es 
denkbar in den Betrieben interkulturell geschulte Ansprechpart-
ner bzw. Mentoren zu schaffen, die speziell Zuwanderern Un-
terstützung bei dem Einstieg in das Unternehmen geben. Zu-
dem ist es sinnvoll, das sie beratend zur Seite stehen, um zu 
entscheiden, ob und welche Nachqualifizierung für die Person 
notwendig ist. Wichtig ist, dass diese Mentoren bzw. Ansprech-
partner in den Unternehmen in enger Abstimmung mit den ent-
sprechenden Personalbereichen stehen, um mögliche Zu-
schüsse zu Lohnkosten oder Weiterqualifizierung unkompliziert 
zu beantragen. Insbesondere der frühzeitige Einstieg in den Ar-
beitsmarkt ermöglicht eine zielorientiertere Qualifizierung und 
erhöht zudem die Motivation für entsprechende Weiterbildungs-
maßnahmen. Das Ruhrgebiet könnte für diesen Ansatz Modell-
region werden und beispielhaft für die zügige Integration von 
Zugewanderten stehen.  
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5.4 Zielfeld: Stärkung wirtschaftsrelevanter Infrastruktur 

 

I Bedeutung für das Ruhrgebiet 

Wirtschaftsrelevante Infrastruktur im Ruhrgebiet 

Die Untersuchung zur wirtschaftsrelevanten Infrastruktur im Ruhr-
gebiet zeigt auf, dass sowohl Maßnahmen zur Sicherung als auch 
zum Ausbau und zur Optimierung der gegenwärtigen Infrastruktur-
ausstattung notwendig sind. Eine besondere Herausforderung be-
steht für die Region in der Finanzierung von derartigen Infrastruk-
turprojekten. Mit einem hohen Schuldenstand und einer geringen 
Steuerkraft leidet das Ruhrgebiet an einer ausgeprägten Finanz-
schwäche. So übersteigt die Pro-Kopf-Verschuldung der Gemein-
den im Ruhrgebiet deutlich das Niveau von Nordrhein-Westfalen 
und Deutschland. Die Schuldenlast zusätzlich in Relation zur ge-
meindlichen Steuerkraft je Einwohner betrachtend, belastet die 
niedrige Steuerkraft die kommunalen Haushalte nachhaltig (vgl. 
Kapitel 3.1). In der Konsequenz fehlt es dem finanzschwachen 
Ruhrgebiet an ausreichenden Mitteln, um in den Auf- und Ausbau 
von Verkehrs- und Kommunikationsinfrastruktur, Gewerbe- und In-
dustrieflächen oder von Einrichtungen der Energie- und Wasser-
versorgung zu investieren. Ebendiese wirtschaftsrelevanten Infra-
strukturen gelten jedoch als klassische harte Standortfaktoren und 
stellen eine wichtige Grundvoraussetzung dar, wenn es darum 
geht Unternehmen anzusiedeln, Beschäftigung aufzubauen, die 
Bevölkerung zu versorgen und Rahmenbedingungen für erfolgrei-
ches Wirtschaften und für eine hohe Lebensqualität zu schaffen. 

Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur als Basis für Wirt-
schaftswachstum 

Mobilität und Logistik sind wichtige Erfolgsfaktoren für eine hoch 
entwickelte Volkswirtschaft und von elementarer Bedeutung für die 
Gesellschaft. Neben der zunehmenden weltweiten Verflechtung 
von Unternehmen und den damit einher gehenden wachsenden 
internationalen Verkehrsströmen ist insbesondere für das Ruhrge-
biet der Bereich des regionalen Personen- und Güterverkehrs ein 
wichtiges Zukunftsthema. Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur 
stellen dabei die Basis für ein leistungsfähiges Verkehrsnetz. 
Gleichzeitig tragen Investitionen auch zur Erhöhung der Wert-
schöpfung einer Region bei. So zieht eine Erhöhung des Straßen-
verkehrskapitalstockes um 1 Prozent einen Zuwachs des Bruttoin-
landsprodukts (BIP) i. H. v. 0,08 bis 0,10 Prozent nach sich. (vgl. 
CAWM 2008, S. 14). Zu vergleichbaren Effekten ist auch die durch 
Siemens beauftragte Studie „The Mobility Opportunity“ gelangt, so 
dass Investitionen in den öffentlichen Personenverkehr nicht nur 
die Wirtschaftskraft gemessen am BIP stärken, sondern zugleich 
die Attraktivität als Arbeits- und Wohnstandort wesentlich erhöhen. 
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Das Ruhrgebiet zeichnet sich durch ein dichtes Verkehrsnetz aus, 
das als zentraler Standortvorteil wirkt. „Sie stellt das engma-
schigste Straßennetz (4.600 km überörtliche Straßen), den größ-
ten Eisenbahnkomplex (u. a. 1.600 km Gleisstrecke der Deutschen 
Bahn AG mit fünf Rangierbahnhöfen), das dichteste Kanal- und 
Hafensystem (272 km lange Binnenschifffahrtswege), den größten 
Kanalhafen sowie den beförderungsreichsten Verkehrsverbund 
Europas. Auch liegt der größte Binnenhafen der Welt in der Re-
gion („duisport“ in Duisburg)“ sowie weitere wichtige Hafenstand-
orte wie der DeltaPort in Wesel (vgl. wmr 2015a). Daneben über-
zeugt das Ruhrgebiet mit seinem enormen Marktpotenzial, um in-
tegrierte IKT-Lösungen für die Logistik und intelligente und ver-
netzte Mobilitätskonzepte fortzuentwickeln und bestehende Kom-
petenzen auf diesem Gebiet zu stärken. Erfolgreiche Mobilitäts- 
und Verkehrssysteme verlangen dabei eine bedarfsorientierte Aus-
richtung. Das macht einen engen Austausch zwischen den Bedar-
fen der Bewohner und Unternehmen des Ruhrgebiets einerseits 
und der kontinuierlichen Fortentwicklung von Software- und An-
wendungsmöglichkeiten andererseits erforderlich. Mit dem Fraun-
hofer-Innovationszentrum für Logistik und IT (FILIT) in Dortmund 
wurde bereits der Grundstein gelegt, um intelligente Softwarelö-
sungen am Puls der Zeit für die Logistikbranche zu entwickeln und 
diese anwendungsorientiert im Ruhrgebiet zu testen. Darüber hin-
aus wurde im Rahmen des Kooperationsprojekts des Regionalver-
bands Ruhr (RVR), der Nokia-Tochtergesellschaft HERE und 
36 Kommunen der Metropole Ruhr eine maßgeschneiderte Lkw-
Navigation erarbeitet. Sie dient als optimale Streckenführung für 
die wachsende Logistikbranche im Ruhrgebiet, um einen zügigen 
Warenverkehr zu gewährleisten. Für den wirtschaftlichen Erfolg 
von Wirtschaftsunternehmen und zur effizienten Ausgestaltung 
von Verkehrsinfrastrukturen ist eine leistungsfähige Breitbandan-
bindung heutzutage eine grundlegende Voraussetzung. 

Trotz dieses engmaschigen Verkehrsnetzes und der Bestrebun-
gen, intelligente Verkehrslösungen zu integrieren, treten bereits 
heute Kapazitätsengpässe und sanierungsbedürftige Streckenab-
schnitte wie marode Straßen- und Brückenabschnitte auf, die ver-
mehrt zu Umwegen und zeitlichen Verzögerungen für Waren- und 
Personenströme im Ruhrgebiet führen. In der Konsequenz zeigt 
sich hier ein dringender Investitionsbedarf für den Erhalt, die Opti-
mierung und den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur im Ruhrgebiet 
wie auch in Nordrhein-Westfalen (NRW) insgesamt. Dies besttätigt 
sich auch über die vorliegenden Zahlen zum gegenwärtigen Inves-
titionsstau für den Bereich der Verkehrsinfrastruktur. So beziffert 
der Städtetag Nordrhein-Westfalen den Investitionsstau für das 
Land NRW au rund 6,3 Mrd. Euro. (vgl. Städtetag Nordrhein-West-
falen 2014).  
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Passfähige Gewerbe- und Industrieflächen als notwendiger 
Standortfaktor 

Die Verfügbarkeit von passfähigen Gewerbe- und Industrieflächen 
zählt nach wie vor zu den wichtigsten harten Standortfaktoren und 
ist ausschlaggebend für den Erfolg bei der Ansiedlung neuer Un-
ternehmen sowie dem Verbleib von Unternehmen in der Region, 
bspw. wenn Erweiterungsinvestitionen anstehen. Mit der Belegung 
von Gewerbe- und Industrieflächen werden Arbeitsplätze geschaf-
fen und Einnahmen für die Kommunen generiert. So konnte das 
Ruhrgebiet im Zeitraum von 2005 bis 2013 auf neu genutzten Flä-
chen i. H. v. etwa 2.900 ha etwa 116.000 sozialversicherungsversi-
cherungspflichtige Arbeitsplätze aufbauen, was einer Flächen-
kennziffer von 250 qm je Beschäftigten entspricht (wmr 2015a, S. 
8f.). Um Arbeitsplätze aufzubauen und finanzielle Einnahmen für 
die Kommunen zu sichern, müssen Flächen kurzfristig verfügbar 
sein. Im Ruhrgebiet herrscht jedoch zunehmend Flächenknapp-
heit. Zwar sind mit den bestehenden Industriebrachen wichtige 
Flächenpotenziale existent. Aufgrund der notwendigen Altlastensa-
nierungen und weiterer Restriktionen (u. a. Eigentumsverhältnisse) 
ist eine zeitnahe Flächenvermarktung jedoch nicht möglich. Zudem 
erschweren die Finanzierungsengpässe der kommunalen Haus-
halte die Reaktivierung des vorhandenen Flächenpotenzials. 

Regionale Entwicklungsansätze im Kontext wirtschaftsrele-
vanter Infrastrukturversorgung 

Regionale Entwicklungsansätze sind bereits seit der Jahrtausend-
wende ein von der Wirtschaftspolitik fokussiertes Thema, welches 
sich bereits in vielfältigen Regionalstrategien niederschlägt (vgl. 
Diller 2012). Entsprechend sind auf nationaler und europäischer 
Ebene verschiedene Förderinstrumente entstanden, die interkom-
munale Kooperationen in den Fokus der Förderung stellen. 
Exemplarisch seien an dieser Stelle EUREGIO und das Bundes-
programm "Transnationale Zusammenarbeit" des Bundesministeri-
ums für Verkehr und digitale Infrastruktur erwähnt, bei denen ins-
besondere grenzüberschreitende Kooperationsstrukturen gefördert 
werden.  

Erste gute Erfahrungen im Umgang mit interkommunalen Koope-
rationen bestehen ebenfalls im Ruhrgebiet, speziell auf dem Ge-
biet der Flächenpolitik. Darauf gilt es in Zukunft aufzubauen. Die 
Entwicklung eines Unterstützungssystems kann das Erfahrungs-
wissen verbreiten helfen und mit Hilfe eines Anreizsystems können 
Impulse für den vermehrten Einsatz des Instrumentariums gesetzt 
werden. An dieser Stelle sind das „Gewerbliche Flächenmanage-
ment Ruhr“ oder auch Ansätze zur gemeinschaftlichen Flächen-
entwicklung (z. B. in Bochum) anzuführen. Speziell das „Gewerbli-
che Flächenmanagement Ruhr“ wird als eine Gemeinschaftsauf-
gabe zwischen den Kreisen und kreisfreien Städten des Ruhrge-
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biets angesehen und hat eine Möglichkeit zum Austausch zwi-
schen den Kommunen zum Thema Gewerbe- und Industrieflächen 
geschaffen. Hierüber werden Aussagen über das Potenzial an ver-
marktungsorientierten Flächen des Ruhrgebiets abgeleitet, um 
Standorte für Produktion, Handel und Dienstleistungen gemeinsam 
zu entwickeln. Wesentliche Gründe, die Kooperationen bei Ge-
werbe- und Industriegebieten im Allgemeinen begünstigen, sind 
die Lagegunst und die daran geknüpften Erwartungen für die wirt-
schaftliche Entwicklung, Flächenengpässe im eigenen kommuna-
len Bestand und die Aufsplittung des finanziellen Aufwands zwi-
schen den Kommunen mit zusätzlicher Aussicht auf Förderung 
(vgl. ILS - Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung 
gGmbH). Die größten Hürden bestehen indes in der Schaffung ei-
ner notwendigen Transparenz der Flächenanfragen und dem Fin-
den einer fairen Lösung zur Kosten- und Gewinnbeteiligung. Häu-
fig agieren die Städte und Kreise des Ruhrgebiets bei Flächenan-
fragen noch weitgehend von Eigeninteressen getrieben. Ein ge-
genseitiger Austausch über Standortanfragen und eine Weiter-
empfehlung dieser an andere Kreise/Städte, sofern die Anfrage 
nicht selbst bedient werden kann, findet häufig nur in Ausnahme-
fällen statt. Ebenso ist zu erwägen, wie der Erfahrungsaustausch 
hinsichtlich von Vorgehensweisen für eine faire Kosten- und Ge-
winnbeteiligung bei gemeinschaftlich entwickelten Flächen voran-
getrieben werden kann, um noch mehr Best-Practice-Verfahren ei-
ner interkommunalen Kooperation zu entwickeln. . Eine transpa-
rente und faire Lösung ist vor dem Hintergrund der Relevanz von 
kommunalen Kosten- und Erlösstrukturen wie bspw. von Gewerbe-
steuereinnahmen mit einem durchschnittlichen Anteil von knapp 
20 Prozent an den gewerblichen Einnahmen eine notwendige Ba-
sis, um Kooperationen erfolgreich umzusetzen (vgl. Brauckmann 
2012, S. 185).  

Alternative Finanzierungskonzepte anstoßen 

Investitionen in wirtschaftsrelevante Infrastrukturen stellen die Ba-
sis, um das Funktionieren von wirtschaftlichen Tätigkeiten und 
eine ausreichende Daseinsvorsorge zu gewährleisten. Die kriti-
sche Haushaltssituation der strukturschwachen Kommunen im 
Ruhrgebiet unterstreicht dabei die Herausforderung, finanzielle 
Grundlagen für Investitionen in wirtschaftsrelevante Infrastrukturen 
zu sichern. Problematisch ist, dass die eigene Finanzkraft der 
Kommunen unterdurchschnittlich ist und die Höhe öffentlicher Gel-
der von Landes-, Bundes und EU-Seite tendenziell sinkt, so dass 
den Kommunen neben den laufenden Kosten kaum Mittel für in-
vestive Projekte zur Verfügung stehen. Diese finanziellen Ein-
schränkungen wirken sich u. a. nachteilig auf die infrastrukturelle 
Sicherung aus, so dass die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und 
die Lebensqualität der Bürger und Bürgerinnen gefährdet sind.  
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Im Zuge von Finanzierungsengpässen bei Bund, Ländern und 
Kommunen, einer wachsenden Schuldenlast und einem einsetzen-
den Substanzverzehr bei der Verkehrsinfrastruktur werden neue 
Rahmenbedingungen und verbesserte Finanzierungsmodelle er-
forderlich. Zu beobachten ist, dass mit geringerem Eigenkapital 
der Kommunen, einer Verringerung staatlicher Finanzmittel und 
unattraktiver Kreditvorgaben von Finanz- und Bankinstituten zu-
nehmend Privatunternehmen und private Investoren für die Finan-
zierung von Infrastrukturvorhaben an Relevanz gewinnen. Inner-
halb Europas ist insbesondere Großbritannien ein Vorreiter auf 
dem Gebiet der Kooperationsmodelle mit der Privatwirtschaft. Aber 
auch in Deutschland lässt sich die Tendenz zu privatwirtschaftlich 
organisierten Investoren im Bereich der öffentlichen Infrastruktur 
seit einigen Jahren erkennen. Gerade im Ruhrgebiet wurden in 
den vergangenen Jahren vielfältige Erfahrungen mit diversen PPP-
Modellen (öffentlich-private Partnerschaften) gesammelt, die auf 
gemischte Reaktionen innerhalb der politischen und gesellschaftli-
chen Sphäre gestoßen sind (vgl. Seher 2014). Insbesondere man-
gelnde Erfahrungen mit teils umfangreichen Vertragswerken mit 
privaten Investoren sowie mangelnde Transparenz im Umgang mit 
den Verträgen führten zu Vertrauensverlusten in dieses Finanzie-
rungsmodell in Politik und Gesellschaft. Gleichwohl ist festzuhal-
ten, dass es erfolgsversprechende Umsetzungsmodelle gibt, die 
auch durch das Land Nordrhein-Westfalen entwickelt und bewertet 
worden sind (vgl. Finanzministerium NRW 2013). So bieten PPP-
Modelle gegenüber konventionellen Investitionsformen den Vorteil, 
einzelne Phasen wie Planen, Finanzieren, Bauen und Betreiben 
an ein Privatunternehmen zu übertragen. Daneben bieten PPP-
Modelle gegenüber dem Jährlichkeitsprinzip öffentlicher Haus-
haltssysteme die Möglichkeit, Risiken einzukalkulieren und auf 
langfristige Sicht die Zinsbeiträge stabil zu halten und darüber eine 
gewisse Planungssicherheit für die Kommunen zu schaffen. 
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II Handlungsempfehlungen 

Zur Förderung der wirtschaftsrelevanten Infrastruktur haben sich 
nachstehende Handlungsempfehlungen als besonders tragfähig 
herausgebildet: 

 Neujustierung der interkommunalen Flächenpolitik für Ge-
werbe- und Industrieflächen 

 Ausrichtung auf eine fokussierte und integrierte Infrastruktur-
förderung 

 Wege für private Beteiligungen an Infrastrukturvorhaben ebe-
nen 

Neujustierung der interkommunalen Flächenpolitik für Ge-
werbe- und Industrieflächen 

Die Vorhaltung attraktiver Gewerbe- und Industrieflächen ist  
essentiell, um auch zukünftig neue Unternehmen im Ruhrgebiet 
ansiedeln sowie bestehenden Unternehmen Erweiterungsinvestiti-
onen ermöglichen zu können. Beides schafft Arbeitsplätze und 
steigert die Einnahmen der Kommunen. Die oben beschriebenen 
Flächenengpässe im Ruhrgebiet müssen mit Blick auf eine zu-
kunftsfähige wirtschaftliche Entwicklung überwunden werden. Dies 
in Verbindung mit der defizitären Haushaltssituation der Kommu-
nen erfordert kooperative Handlungsansätze.  

Folgende Handlungsansätze bieten sich zur Problemlösung an:  

 Aktive Begleitung interkommunaler Kooperationen:  
Regionale und interkommunale Zusammenarbeit ist bereits in 
zahlreichen Themen und Formen im Ruhrgebiet zu finden und 
häufig gelebte Praxis. Sie reicht von kleineren interkommuna-
len Kooperationen, an denen "nur" ein paar Nachbarstädte zu-
sammenwirken, über thematische Arbeitsgemeinschaften bis 
hin zu regionalen Kooperationen. Gleichwohl besteht die Kon-
kurrenzsituation zwischen den Kommunen auch weiterhin. Da-
her ist wichtige Grundlage für die interkommunale Zusammen-
arbeit eine hohe Vertrauensbasis, die sich i.d.R. erst über mit-
tel- und langfristige Sicht verstetigt. Vor diesem Hintergrund ist 
es zielführend, eine Stelle zur Beratung und Begleitung von in-
terkommunalen Kooperationsprojekten der Flächenpolitik zu 
schaffen. Diese Aufgabe könnte von bestehenden und aner-
kannten ruhrgebietsübergreifenden Institutionen übernommen 
werden. Vor allem die Wirtschaftsförderung metropoleruhr bie-
tet sich hier an, da diese in den letzten Jahren bereits zahlrei-
che Aktivitäten im Bereich des Flächenmanagements unter-
nommen hat.  
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Es wird angeregt, eine solche Unterstützung dauerhaft und un-
bürokratisch anzulegen. Die beratende Stelle unterstützt dabei 
die Akteure bei der Anbahnung von Kooperationen, vermittelt 
und moderiert während der Projektlaufzeit zwischen den Kom-
munen (Umsetzungsbegleitung) und stellt Meilensteine transpa-
rent dar und bewertet diese (Qualitätsmanagement). Aufgabe 
der Stelle ist es folglich, die Kommunen bei interkommunalen 
Kooperationsprojekten „an die Hand zu nehmen“. Der erste 
Schritt besteht darin, die Kommunen frühzeitig für die interkom-
munale Zusammenarbeit zu sensibilisieren. Hierbei ist es wich-
tig, dafür zu werben, dass die Zusammenarbeit nicht in Konkur-
renz zu den hoheitlich übertragenen Aufgaben der kommunalen 
Selbstverwaltung wie der Planungshoheit (Art. 28 Abs. 2 GG) 
steht, sondern vielmehr eine sinnvolle Ergänzung bietet, um fi-
nanzielle, zeitliche und personelle Ressourcen zu bündeln. Ein 
weiterer relevanter Ansatz ist, den Kommunen die Vorteile, die 
sich über interkommunale Kooperationen ergeben (z. B. an-
hand von exemplarischen Modellrechnungen mit Aufzeigen der 
finanziellen Einsparungen; ökonomische Effekten auf das Ar-
beitsplatzangebot) aufzuzeigen und Erfolge bestehender Ko-
operationsprojekte sichtbar zu machen. Zudem könnten An-
reize für die interkommunale Kooperation durch die Übernahme 
von Managementaufgaben durch die begleitende Stelle gesetzt 
werden. So wäre es Aufgabe der begleitenden Stelle, sowohl 
den Prozess der Ausgestaltung der Zusammenarbeit (z. B. Auf-
stellung von Verträge, Konzeption Festlegung von Bewertungs- 
und Umlageschlüsseln) als auch der Umsetzung der Koopera-
tion intensiv zu begleiten und zu moderieren. Dies erfolgt un-
parteiisch und fachlich qualifiziert, so dass Konsenslösungen 
zwischen den Kommunen erfolgreich ausgehandelt werden 
können. Gleichzeitig garantiert dies eine schnellere und effizi-
entere Projektumsetzung. Wichtig ist, dass das Unterstützungs-
angebot hilft, die im Einzelfall möglicherweise bestehende Unsi-
cherheit der Kommunen gegenüber interkommunalen Koopera-
tionen zu senken.  

 Gewerbe- und Industrieflächen gemeinsam vermarkten: Die 
Ansiedlung von Unternehmen stellt hohe Anforderungen an die 
Kommunen. Es bedarf einerseits eines entsprechenden Flä-
chenangebotes und andererseits einer hohen Sichtbarkeit im 
internationalen Wettbewerb. Dies ist von einer einzelnen Kom-
mune nur selten zu leisten. Es wäre daher überlegenswert, für 
das Ruhrgebiet eine gesamtregionale Flächenvermarktung zu 
etablieren. Anknüpfend an die Aktivitäten zum Aufbau eines re-
gionalen Flächenmanagements Ruhr bietet es sich an, dass die 
Wirtschaftsförderung metropole-ruhr die Kommunen bei der 
Flächenvermarktung unterstützt. 
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Zudem könnte es sinnvoll sein, das Instrument des gewerbli-
chen Flächenmanagements zielgerichtet weiterzuentwickeln, 
um eine professionelle Flächenvermarktung gewährleisten zu 
können. Aufgabe der Wirtschaftsförderung wäre es, das Ruhr-
gebiet als attraktiven Wirtschaftsstandort international zu ver-
markten, Kontakte zu potenziellen Investoren aufzubauen, 
diese zu beraten und entsprechend der Flächenanforderungen 
in die Region zu vermitteln. Damit erhöhen sich die Chancen, 
Unternehmen fürs Ruhrgebiet gewinnen zu können und Arbeits-
plätze in der Region zu schaffen.  

 Aufbau von Gewerbeflächenpools:  
Seit 2011 hat sich das Gewerbliche Flächenmanagement Ruhr 
als Gemeinschaftsprojekt der Wirtschaftsförderer und Planer in 
allen Städten und Kreisen der Region etabliert. Das bestehende 
Instrumentarium hat sich als weithin diskutiertes Modell zur ge-
werblichen Flächenanalyse etabliert und soll auch weiter aus-
gebaut werden. Ziel sei es, in Zusammenarbeit von Wirtschafts-
förderern und Planern, Regionalplanung, Akteuren der Flächen-
entwicklung und Institutionen des Landes NRW den systemati-
schen Abbau von Nutzungsrestriktionen so zu forcieren, dass 
ohne Inanspruchnahme zusätzlicher Freiflächen erweiterte An-
siedlungsspielräume im gewerblich industriellen Bereich entste-
hen.  
Es zeigt sich vor dem Hintergrund dieses erfolgreichen Ansat-
zes, dass interkommunale Kooperationen für das Ruhrgebiet 
eine Chance darstellen, einzelgemeindlichen Flächenengpäs-
sen sowie einer defizitären Haushaltssituation der Kommunen 
entgegen zu wirken und Standortvorteile im Verbund zu erzie-
len.  
Daher halten wir es für überlegenswert, die interkommunalen 
Kooperationen auch durch den Aufbau von Gewerbeflächen-
pools im Ruhrgebiet weiter zu verstärken. Bei diesem Ansatz 
schließen sich mehrere Kommunen zusammen und bringen 
ihre Gewerbe- und Industrieflächen zur gemeinsamen Vermark-
tung in einen Gewerbeflächenpool ein. Auch können Kommu-
nen über das Einbringen von Ausgleichsflächen, Anteile am 
Pool erwerben. Die eingebrachten Flächen sind zunächst mit 
Hilfe eines Kriterienkataloges monetär zu bewerten und anhand 
dessen ist der Anteil der Kommunen am Gewerbeflächenpool 
zu ermitteln. Als Ausgangspunkt bei der Bewertung bieten sich 
bspw. die Bodenrichtwerte an, die anhand von wirtschaftlichen, 
ökologischen und städtebaulichen Kriterien modifiziert werden 
können. Die Erlöse (z. B. Gewerbesteuer, Grundsteuer, Grund-
stückserlöse) und Kosten werden entsprechend der Anteile, die 
die Kommunen am Pool halten, aufgeteilt. Organisatorisch ist 
es sinnvoll die interkommunale Kooperation in Form eines 
Zweckverbandes zu institutionalisieren.  
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Mit diesem Vorgehen entstehen mehrere Vorteile für die Kom-
munen. Die mögliche Konkurrenz zwischen den Kommunen 
sinkt, da unabhängig davon an welchem Standort die Ansied-
lung erfolgt, alle Beteiligten entsprechend ihrer Anteile am Pool 
profitieren. Ein gegenseitiges Unterbieten bei der Akquisition 
von Unternehmen bleibt folglich aus. Zudem wird der teuren 
Vorhaltung eines breiten Flächenportfolios von jeder Kommune 
entgegengewirkt. Die interkommunale Gewerbeflächenpolitik 
trägt somit wesentlich zur Zielvorgabe des Landes NRW bei, 
durch einen sparsamen Umgang mit der Fläche den täglichen 
Flächenverbrauch deutlich zu reduzieren. Positive Effekte erge-
ben sich auch bezüglich der Vermarktung der Flächen. Durch 
den Zusammenschluss mehrerer Kommunen würde die überre-
gionale Wahrnehmung und damit die Chance, die Flächen er-
folgreich zu vermarkten, weiter steigen.  

 Industriebrachen marktfähig machen: Im Ruhrgebiet sind 
rund 47 Prozent der in den nächsten 15 Jahren planerisch zur 
Verfügung stehenden Flächen mit Restriktionen belegt. Dies 
steht einer zeitnahen Vermarktung entgegen. Mehr als die 
Hälfte dieser Flächen sind Flächen mit schwerwiegenden Rest-
riktionen. Dabei handelt es sich meist um Industriebrachen. Ihre 
Mobilisierung trägt zwar deutlich zur Begrenzung des Flächen-
verbrauchs bei, wird aber weiterhin erhebliche finanzielle Res-
sourcen in Anspruch nehmen. Ein möglicher Unterstützungsan-
satz bestünde deswegen darin, das Ruhrgebiet bei der Revitali-
sierung von Industriebrachen durch eine finanzielle Förderung 
zu unterstützen. Um eine Förderung zu erhalten, wäre es sinn-
voll bestimmte Kriterien, die erfüllt sein müssen, zu definieren. 
Denkbar wären folgende Kriterien: a) Die zu revitalisierende 
Fläche ist eine Industriebrache der Kategorie „Fläche mit 
schwerwiegenden Restriktionen“. b) Es sind nur jene Industrie-
brachen förderfähig, die in einem auf interkommunaler Zusam-
menarbeit beruhenden Gewerbeflächenpool gelistet sind. c) Die 
Kommunen sollten bereits über ein bestehendes Sanierungs-
konzept verfügen.  

Mit der Förderung werden Flächen marktfähig gemacht und die 
Basis für Unternehmensansiedlungen oder -erweiterungen ge-
schaffen. Wirtschaftliche Impulse werden damit vorbereitet. 
Durch die Fokussierung auf die Revitalisierung von Industrie-
brachen wird dem Anspruch eines sparsamen Umgangs mit der 
Fläche Rechnung getragen. Damit wird dem Verständnis ge-
folgt Umnutzung von Flächen vor Neuausweisung. Ein dritter 
wesentlicher Aspekt ist, dass mit der Förderung nicht nur eine 
finanzielle Unterstützung verbunden ist, sondern auch die inter-
kommunale Zusammenarbeit gestärkt wird. Kommunen werden 
unterstützt, Flächen gemeinsam aufzubereiten und in die Ver-
marktung zu bringen. Ein wichtiger Schritt, um interkommunale 
Kooperationen und den Aufbau gegenseitigen Vertrauens zu 
festigen. 
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Ausrichtung auf eine fokussierte und integrierte Infrastruktur-
förderung 

Die dargestellten Befunde weisen auf einen dringenden Hand-
lungsbedarf zur Sicherung der wirtschaftsrelevanten Infrastruktur 
hin. Um dieses Erfordernis anzugehen, sind Fragen der Zusam-
menarbeit und Ausrichtung der Infrastrukturplanung entscheidend. 
Wie können Infrastrukturvorhaben besser aufeinander abgestimmt 
werden? Welche Infrastrukturen weisen den größten Handlungs-
bedarf innerhalb des Ruhrgebiets auf? Wie können technologische 
Ansätze zügig für Infrastrukturvorhaben genutzt werden? Diese 
zentralen Fragen spielen durchaus für viele finanzschwache Kom-
munen eine wichtige Rolle und sind vor dem Hintergrund sinken-
der Mittelvolumen auf Landes-, Bundes- und auch EU-Ebene von 
hoher Relevanz.  

Insbesondere lassen sich folgende Ansätze darstellen, um die Inf-
rastrukturförderung integrierter und zielgerichteter auszugestalten: 

 Gewährleistung der Anschlussfähigkeit von Infrastruktur-
projekten: Die Planung und zukünftige Entwicklung der wirt-
schaftsrelevanten Infrastruktur tangiert verschiedene Planungs-
ebenen (Kommunen, Regionen, Länder, Bund) und steht über-
dies in enger Wechselwirkung zu anderen Fachbereichen wie 
u. a. zur Siedlungsentwicklung. Um einerseits den Anforderun-
gen der Daseinsvorsorge gerecht zu werden und andererseits 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit aufrecht zu erhalten, ist 
die langfristige Sicherung der wirtschaftsrelevanten Infrastruktur 
wie Straßen, Breitband oder Energieversorgungsanlagen eine 
notwendige Voraussetzung. Diese Sicherung kann dabei nur 
gelingen, wenn die bisherigen Abstimmungen zwischen den 
verschiedenen Fachdisziplinen und Planungsebenen intensi-
viert und enger aufeinander abgestimmt werden. 

In der Konsequenz wäre es wichtig, basierend auf den beste-
henden Strukturen der räumlichen und infrastrukturellen Ent-
wicklung und dem verankerten Gegenstromprinzip, verlässliche 
und ressortübergreifende Abstimmungsformate zwischen den 
Planungsebenen zu entwickeln und anzuwenden. Zu überlegen 
ist, diese Abstimmungsformate verbindlich anzulegen und auf 
eine intensivere Zusammenarbeit zwischen Kommunen und 
Region sowie Region und Land auszurichten. Diese mehrebe-
nen- und ressortübergreifenden Formate ermöglichen es, wech-
selseitige Informationen und Bedarfslagen auszutauschen. 
Hierdurch wird eine Basis für eine engere Koordination und Ab-
stimmung geschaffen, um darauf aufbauend allgemeine sowie 
regionalspezifische Infrastrukturanforderungen abzuleiten. 
Diese bottom-up abgestimmten Bedarfslagen und daraus for-
mulierten Zielsetzungen werden in die höheren Planungsebe-
nen übersetzt und damit in übergeordnete Planungen einge-
bunden. Die so formulierten gemeinsamen Ziele, Strategien 
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und Handlungspläne wirken wiederum richtungsgebend (top-
down). Mit diesem Ansatz kann eine höhere Transparenz und 
Deckungsgleichheit zwischen den Zielen der verschiedenen 
Planungsebenen erreicht werden. 

Neben der engeren Verzahnung der Planungsebenen, ist es 
gleichermaßen notwendig, die Planungen ressortübergreifend 
zu verzahnen. Dazu könnte ein regelmäßig tagendes Planungs-
gremium eingerichtet werden. Bei diesen Treffen werden die 
Bedarfe und Vorhaben zwischen den Planungsabteilungen zu-
sammengeführt (zwischen verschiedenen Infrastrukturtypen o-
der zwischen der Infrastruktur- und Siedlungsentwicklung), um 
integrierte Strategien für die künftige Infrastrukturentwicklung zu 
erarbeiten. Die so erzielten Synergieeffekte wirken insbeson-
dere positiv auf die spätere Umsetzung, indem Aufwands- und 
Kosteneinsparungen realisiert werden können. Gleichzeitig 
wäre es wichtig, dass übergreifende Abstimmungen auch Ko-
operationen zwischen den Planungsämtern und Unternehmen 
wie bspw. Netzanbieter ermöglichen, um einem späteren Nach-
justieren vorzubeugen. 

 Stärkere Prioritätensetzung bei der Infrastrukturentwick-
lung: Der beginnende Substanzverzehr bei der Infrastruktur er-
fordert Erneuerungsinvestitionen (z. B. Straßen- und Hafenent-
wicklung, Ausbau des Telekommunikationsnetzes). Der vielfach 
beobachtbare Investitionsstau im Infrastrukturbereich zwingt so-
gleich zu einer fokussierten Mittelverwendung, wodurch neue 
Verfahren zur Infrastrukturförderung erforderlich werden. Um 
einen effizienten Einsatz der öffentlichen Mittel zu gewährleis-
ten, sind Infrastrukturentscheidungen zukünftig stärker an ihrem 
volkswirtschaftlichen Nutzen auszurichten und über eine Priori-
tätensetzung von Vorhaben zu lenken. 

Damit dies gelingen kann, sind Abstimmungen auf der Landes-
ebene zur infrastrukturbezogenen Mittelverteilung, insbeson-
dere der Fördermittel, notwendig. Im Ergebnis entsteht eine 
Übersicht zur bisherigen Mittelverteilung, die es erlaubt diese 
nach thematischen oder räumlichen Kategorien auszuwerten. 
Darauf aufbauend, werden im engen Austausch mit regionalen 
und lokalen Akteuren die aktuellen und perspektivischen Infra-
strukturbedarfe erfasst und transparent gebündelt. Die Bedarfe 
sind dabei systematisch zu ermitteln, u. a. nach Art der Infra-
struktur (z. B. Straße, Schiene, Breitband), nach Engpassfakto-
ren für wirtschaftliche Entwicklung, nach Teilregion und räumli-
chen Wirkungsbereich sowie nach dem Investitionsbedarf. Dar-
aus werden Maßnahmen und Vorhaben der wirtschaftsrelevan-
ten Infrastruktur abgeleitet. Zur fokussierten Lenkung der Infra-
strukturvorhaben ist es notwendig, diese identifizierten Vorha-
ben zu bewerten. Grundlage dieser Bewertung sind insbeson-
dere die von den Vorhaben ausgehenden Effekte für die ge-
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samtwirtschaftliche Entwicklung. Daneben sind weitere Bewer-
tungskriterien anzusetzen, die die Infrastrukturvorhaben hin-
sichtlich ihrer Zielsetzung (Erhalt und Ausbau vs. Neubau), ih-
res Zeithorizonts, ihrer regionalen und überregionalen Wirkung 
(Leistungsfähigkeit, Beitrag zur Engpassbeseitigung, Abschät-
zung des maximalen Nutzens) sowie hinsichtlich ihrer volkswirt-
schaftlichen Effekte (z. B. Warenströme, Pendlerströme, Be-
schäftigungsaufbau) beurteilen. Diese strategische Bewertung 
bildet die Grundlage zur Priorisierung von Infrastrukturvorhaben 
und bildet eine Grundlage, um Förderstrategien zu entwickeln 
und die Mittelverteilung zielgerichtet zu lenken. Daneben ist 
eine Aktualisierung der Bedarfsstände in regelmäßigen Abstän-
den erforderlich, um die Vorhaben sich ändernden Rahmenbe-
dingungen frühzeitig anzupassen. 

 Vorrang von Effizienz und Optimierung vor klassischem 
Infrastrukturausbau: Die Aufrechterhaltung und der Ausbau 
der wirtschaftsrelevanten Infrastruktur stellt für alle Beteiligten 
eine notwendige Zukunftsaufgabe dar. Dafür wäre zu prüfen, 
wie bestehende Engpässe behoben und Investitionen in den 
Erhalt, die Modernisierung und Optimierung sowie in den Aus-
bau getätigt werden können. Vor allem in der Verbindung von 
vernetzten Systemen und innovativen IT-Lösungen liegen viel-
fältige wirtschaftliche Potenziale, um Infrastrukturen effizienter 
zu gestalten. Diese haben bereits heute für das Ruhrgebiet eine 
hohe Relevanz. So seien bspw. integrierte IKT-Lösungen für 
die Logistik und intelligente und vernetzte Mobilitätskonzepte 
erwähnt, die mithin über das Projekt "Stadtverträgliche Lkw-Na-
vigation Ruhr" verfolgt werden. Die Offenheit gegenüber tech-
nologischen Ansätzen zeigt auf, dass hierüber wertvolle Effizi-
enzgewinne erzielt werden können. Es wird empfohlen, die 
künftige Infrastrukturförderung stärker auf technologische An-
sätze und effiziente Nutzungskonzepte auszurichten. 

Die Erhalt- und Ausbauinvestitionen in die wirtschaftsrelevante 
Infrastruktur greifen bislang zu kurz. Es wäre zu prüfen, ob die 
Förderung zukünftig verstärkt die Realisierung intelligenter Inf-
rastrukturvorhaben in den Fokus nehmen kann, um den Anfor-
derungen an eine moderne Infrastruktur gerecht zu werden. In-
telligente Infrastrukturvorhaben umfassen u. a. Vernetzungs- 
und Softwarelösungen, die bspw. für die Entwicklung von Ver-
kehrsleitsystemen, integrierten Verkehrskonzepten (modal split) 
oder Messsystemen für die Stromversorgung (smart metering) 
genutzt werden. Die Förderfähigkeit der Umsetzung dieser ent-
wickelten Nutzungskonzepte für Infrastrukturvorhaben treibt 
dazu an, technologische Ansätze zu befördern und diese zügig 
für eine praxisorientierte Anwendung nutzbar zu machen. In der 
Konsequenz dieser entwickelten Nutzungskonzepte können 
wirksamere Infrastrukturvorhaben realisiert werden. Damit kann 
es gelingen, bestehende Infrastrukturen zu optimieren ohne 
neue Strukturen aufbauen zu müssen. 
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Wege für private Beteiligungen an Infrastrukturvorhaben  
ebenen 

Investitionen in die wirtschaftsrelevante Infrastruktur schaffen die 
Voraussetzung zur Aufrechterhaltung der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit und zur Sicherung der Daseinsvorsorge. Häufig se-
hen sich jedoch gerade finanzschwache Regionen wie das Ruhr-
gebiet der Situation gegenüber, dass für Vorhaben mit hoher Prio-
rität für die Region eine zeitnahe Förderung nicht absehbar ist. Um 
die Handlungsfähigkeit des Ruhrgebiets zu stärken, bieten private 
Beteiligungen zur Finanzierung von Infrastrukturvorhaben eine at-
traktive Alternative.  

Hierfür sind die notwendigen Rahmenbedingungen zu schaffen, 
um die Wege für private Beteiligungen an Infrastrukturvorhaben 
ebenen. 

Zur Realisierung notwendiger Infrastrukturvorhaben bietet sich fol-
gender Ansatz an: 

 Einrichtung eines Informations- und Wissensportals zur 
Förderung von PPP-Modellen: Soziokulturell bedingt und auf-
grund der fehlenden Erfahrungspraxis herrscht in Deutschland 
gegenüber öffentlich-privaten Partnerschaften (PPP-Modell) e-
her eine zurückhaltende Haltung. So sind bisweilen auch für die 
Kommunen im Ruhrgebiet privat-öffentliche Ansätze zur Infra-
strukturfinanzierung bislang eher von nachrangiger Bedeutung. 
Hier gilt es, das Potenzial von öffentlich-privaten Partnerschaf-
ten für die Kommunen des Ruhrgebiets zugänglich zu machen. 
Über den Aufbau eines Informations- und Wissensportals sollen 
öffentliche Institutionen befähigt werden, eigenverantwortlich 
PPP-Modelle zu initiieren und umzusetzen. 

Damit dies gelingen kann, wäre zu überlegen, ob ein Informa-
tions- und Wissensportal zur Förderung von PPP-Modellen als 
direkte Anlaufstelle gegenüber öffentlichen Institutionen aus 
dem Ruhrgebiet und privaten Wirtschaftsunternehmen entwi-
ckelt wird. Als zentrale Aufgabe bietet solch ein Portal die Mög-
lichkeit zum Austausch und zur Wissensvermittlung, um feh-
lende Erfahrungen im Umgang mit PPP-Modellen zu kompen-
sieren und die Bedeutung von öffentlich-privaten Partnerschaf-
ten im Infrastrukturbereich zu stärken. Über das Portal wird den 
öffentlichen Einrichtungen die Möglichkeit gegeben sich auszu-
tauschen und so aus erfolgreichen PPP-Projekten zu lernen. 
Gleichzeitig hilft es den Kommunen die eigenen Suchkosten 
zum Finden eines geeigneten privatwirtschaftlichen Partners zu 
reduzieren, indem sich einerseits privatwirtschaftliche Unter-
nehmen selbst als Investor auf dem Portal präsentieren können 
und andererseits öffentlichen Institutionen die Möglichkeit gege-
ben wird, Empfehlungen auf Basis erfolgreich durchgeführter 
PPP-Modelle auszusprechen. Im Sinne einer Informationsstelle 
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gewährleistet das Portal überdies die Bereitstellung von Aus-
künften zu den verschiedenen Arten von PPP-Modellen und 
bietet den Nutzern Hinweise zum aufzusetzenden Vertrags-
werk, zur Struktur der Zusammenarbeit oder zur Beurteilung der 
Wirtschaftlichkeit von PPP-Modellen gegenüber in Eigenregie 
ausgeführten Projekten. 

 

 

5.5 Zielfeld: Lebensqualitätspolitik als Rahmen für Strukturpolitik 

 

I Bedeutung für das Ruhrgebiet 

In Zeiten eines durch Globalisierungsprozesse geprägten Wirt-
schaftswandels müssen sich regionale institutionelle Settings stär-
ker als früher dem Maßstab der Wettbewerbsfähigkeit unterord-
nen. Regionen versuchen daher, sich im Vergleich zu anderen 
Standorten als attraktiv darzustellen. Dabei geht es darum, spezifi-
sche Alleinstellungsmerkmale herauszustellen und eine Infrastruk-
tur des lokalen Umfelds bereitzustellen, die sich im Standortwett-
bewerb als vorteilhaft erweist. In diesem Sinne können Potenziale 
durchaus in einer Regionalisierung der Ökonomie und in einer Auf-
wertung der Region als politisches Handlungsfeld gesehen wer-
den, weil hier in räumlicher Nähe innovative Kooperationsbezie-
hungen geknüpft werden können. 

Wenn die Attraktivität des direkten Lebensumfeldes der Bewohner 
einer Region sinkt, kann dies zu einem Engpassfaktor für deren 
wirtschaftliche Entwicklung werden. Die von den bestehenden Un-
ternehmen benötigten qualifizierten Ausbildungskandidaten, Fach-
kräfte und auch Akademiker sind so schwer für eine Arbeit in der 
Region zu gewinnen. Auch für die Ansiedlung neuer Unternehmen 
droht sich dies zu einem dauerhaften Problem zu entwickeln. In 
diesem Sinne wird Lebensqualitätspolitik zu einem zentralen 
Standortfaktor. Für das Ruhrgebiet ist der im Vergleich zu anderen 
großstädtischen Ballungsgebieten bereits heute niedrige Anteil der 
Hochqualifizierten somit auch ein Ausdruck für die zuweilen nicht 
ausreichende Standortattraktivität für diese Arbeitskräfte. Die Ent-
scheidung, sich in einer bestimmten Region anzusiedeln wird nicht 
nur durch den angebotenen Arbeitsplatz, sondern auch durch die 
Ausgestaltung des zukünftigen Wohnumfelds bestimmt. Daraus ist 
zu folgern, dass sich eine um Standortqualität bemühende Struk-
turpolitik mit der Versorgung der Einwohner mit Freizeit-, Bildungs-
, Wohn- und sonstigen Versorgungsangeboten des alltäglichen Le-
bensbedarfs auseinandersetzt. 
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Eine gute Standort- und Lebensqualität besteht jedoch nicht ein-
fach aus einer Reihung bestimmter Eigenschaften von Orten und 
Regionen, sondern sie entsteht aus spezifischen Konfigurationen 
dieser Eigenschaften, die zusammen für bestimmte Gruppen von 
Menschen ein sinnvolles Ganzes darstellen. Eine Lebensqualitäts-
politik sollte nicht nur einzelne Dimensionen von Lebensqualität in 
den Kommunen des Ruhrgebiets verbessern, sondern sie sollte 
sich auf die Entwicklung von Milieus und Quartieren ausgerichtet 
sein, welche für qualifizierte Fachkräfte attraktiv sind. Versuche ei-
nes solchen Ansatzes können in anderen Großstädten, wie z. B. in 
Hamburg beobachtet werden. Dort wird im Zusammenhang mit der 
Internationalen Bauausstellung versucht, den ehemals proletari-
schen und heute überwiegend von Migranten und Transferleis-
tungsempfängern bewohnten Stadtteil Wilhelmsburg für „kreative 
Milieus“ zu erschließen, ohne die ursprünglichen Bewohner zu ver-
treiben. Ähnliche städte- und raumpolitische Maßnahmen waren 
auch Gegenstand der IBA Emscher Park, die jedoch unter ande-
ren Voraussetzungen und Schwerpunktsetzungen gestartet und 
mit anderen Rahmenbedingungen konfrontiert war (vgl. Kapitel 
4.1). Allerdings bilden qualifizierte Arbeitskräfte und die sogenann-
ten Kreativen keine homogene Gruppierung mit einheitlichen Wer-
ten, Einstellungen, Interessen und Ansprüchen. Qualifizierte Men-
schen, die in urbanen Räumen leben, haben in mancher Hinsicht 
ganz andere Vorstellungen von Lebensqualität als diejenigen, die 
in ländlichen Räumen wohnen und arbeiten. 

Generell ist diese Feststellung auch in der Bundespolitik angekom-
men. Der aktuell initiierte Zukunftsdialog der Bundesregierung 
stellt folglich auch die Frage, was Lebensqualität für die Individuen 
in der deutschen Gesellschaft bedeutet und welche Konsequenzen 
sich hierdurch für politische Strategien ergeben. Dieser Weg des 
offenen Dialogs ist insbesondere in Bezug auf Themen wie Le-
bensqualität notwendig, da jedwede „Festschreibung“, was unter 
Lebensqualität zu verstehen ist, die große Heterogenität innerhalb 
der Bevölkerung unterschätzt. Ebenso wie auf Bundesebene stellt 
sich auch für das Ruhrgebiet die Frage nach einer adäquaten und 
auf die gesellschaftlichen und individuellen Bedarfe abgestimmten 
Lebensqualitätspolitik. Die Gegenstände derartige Politiken diver-
gieren jedoch stark zwischen und gar innerhalb verschiedener so-
zialer Milieus, da individuelle Lebensqualität stets sehr subjektiv 
definiert wird. Weitere öffentliche Debatten und wissenschaftliche 
Untersuchungen hierzu sind daher zu begrüßen und können einen 
wesentlichen Beitrag dazu leisten, bedarfsgerechte Strategien und 
Politiken zu etablieren. 

Neben der oben angesprochenen Gruppe hochqualifizierter Be-
schäftigter haben insbesondere die Analysen zur demografischen 
Entwicklung Handlungsbedarf signalisiert (vgl. Kapitel 3.1). Hierzu 
ist zu bemerken, dass das Ruhrgebiet auf Grund seiner Bevölke-
rungsstruktur und den damit verbundenen Alterungsprozessen 
schon heute – und damit früher als andere Regionen – auf neue 
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Versorgungsformen angewiesen ist. Gerade in den Kernstädten 
des Reviers und in vielen weiteren Teilen der Region liegt der 
Altenquotient höher als im Landesdurchschnitt. Dies beschreibt ei-
nen sich fortsetzenden Trend. Bei insgesamt schrumpfender Be-
völkerung wird sich die Zahl der über 65-Jähringen und insbeson-
dere die Zahl der Hochaltrigen über 85 Jahre bis 2030 mehr als 
verdoppeln. Die weiter oben präsentierten internationalen Fallbei-
spiele haben in Bezug auf die Region Manchester im Vereinigten 
Königreich gezeigt, dass nicht alle altindustriellen Ballungsräume 
mit einer vergleichbaren Alterung der Bevölkerung konfrontiert 
sind, was wiederum auch andere Strategien nach sich zieht. Im 
Ruhrgebiet jedoch zeigt sich diesbezüglich eine weitaus stärkere 
Dynamik von gesellschaftlichen Alterungsprozessen und es spricht 
wenig dafür, dass sich dies in den kommenden Jahren und Jahr-
zehnten grundlegend anders darstellen wird. Kurzum: Das Ruhr-
gebiet ist gut beraten, nicht auf eine demografische Trendwende 
zu hoffen, sondern sich (pro-)aktiv mit den demografischen Verän-
derungsprozessen auseinanderzusetzen. Hierzu gehört auch, der-
artige Entwicklungen nicht ausschließlich als Standortnachteil und 
Defizit zu betrachten, sondern neue innovative Wege zu finden, 
um derartige Wandlungsprozesse gestaltbar zu machen. 

Lebensqualitätspolitik kann daher ergänzende Funktionen in Be-
zug auf eine klassische, regionale Strukturpolitik einnehmen. 
Wenngleich derartige Ansätze selbstredend ihre Berechtigung ha-
ben, so muss es neben den „klassischen“ Pfeilern strukturpolit-
scher Bemühungen auch um neue Wege gehen, die strukturverän-
dernd Rahmenbedingungen gestalten können und so eine Abkehr 
von der Fokussierung auf einige wenige Projekte darstellen. Er-
gänzend zu den Bemühungen, durch die Förderung von innovati-
ven Projekten und der Fokussierung auf wirtschaftliche Zukunfts-
felder Impulse zu setzen, tritt der Versuch, Rahmenbedingungen 
so zu gestalten, dass sich kreative Milieus und Innovationsfelder 
entwickeln und sich selbst tragende Innovationsprozesse in Gang 
kommen. Dies knüpft an Erkenntnissen Richard Floridas an, dass 
die traditionelle Standortpolitik, die auf die Attrahierung von Unter-
nehmen sowie auf die Bildung von Produktionsclustern zielt, unzu-
reichend sei. Seine Theorie verdeutliche (vgl. Florida 2005), dass 
die Stadt- und Regionalpolitik vielmehr darauf fokussieren sollte, 
für kreative Menschen ein attraktives Milieu der Offenheit und To-
leranz zu schaffen („jobs follow people, not people follow jobs any-
more“). Im Folgenden sollen daher Felder einer Lebensqualitäts-
politik aufgezeigt werden. Die nachfolgend präsentierte Auswahl 
der Handlungsoptionen im Bereich Gesundheit und Wohnen sind 
dabei nicht als erschöpfend zu verstehen, sondern sollen exempla-
risch Optionen einer solchen Politik skizzieren. 
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Problemlösendes Wachstum 

Es ist wichtig zu betonen, dass unserem Verständnis nach Le-
bensqualitätspolitik nicht ausschließlich auf weiche Standortfakto-
ren bezogen (etwa Kultur- und Freizeitangebote, Naherholungsge-
biete etc.), sondern vielmehr als Antwort auf individuelle und sozi-
ale Herausforderungen gesehen werden muss, aus der auch wirt-
schaftliche Impulse erwachsen können (vgl. Heinze/ 
Naegele/Schneiders 2011). Dies setzt jedoch die Bereitschaft vo-
raus, weniger die Defizite gesellschaftlicher Wandlungsprozesse 
(im Ruhrgebiet etwa der Wegzug junger hochqualifizierter Arbeit-
nehmer und die kollektive Alterung der Bevölkerung) als vielmehr 
mögliche Gestaltungsoptionen zu betonen. Hierbei darf nicht ver-
gessen werden, dass oft auch Probleme und Schwächen einer Re-
gion wichtige Innovations- und Wachstumspotenziale nach sich 
ziehen können. Möglich ist dies, wenn derartige Problemlagen 
durch starke Innovationen gelöst werden und die neuen Produkte 
und Dienstleistungen überregional handelbar sind sowie einen 
Vorbildcharakter für andere Städte und Regionen mit ähnlichen 
Herausforderungen darstellen. Es geht also in der Konsequenz da-
rum, eine Strategie des problemlösenden Wachstums zu etablie-
ren (vgl. Bogumil et al. 2012). Angemerkt sei an dieser Stelle, dass 
dies in den 1970er und 1980er Jahren schon einmal im Ruhrgebiet 
gelang, als der damalige Bundeskanzler Brandt forderte, der Him-
mel über der Ruhr müsse wieder blau sein. Die sich hieraus entwi-
ckelnden Strategien einer zukunftsorientierten Umweltpolitik haben 
damals nicht nur dazu geführt, dass Schadstoffbelastungen und 
andere negative Umwelteinflüsse reduziert und hiermit die Lebens-
qualität in der Region gesteigert werden konnte, sondern auch zu 
spürbaren ökonomischen Impulsen geführt – sei es direkt durch 
eine expandierende Umweltindustrie oder indirekt durch eine hö-
here Standortattraktivität (vgl. Brüggemeier et al. 2012). 

Attraktivitätssteigerung des Wohn- und Lebensumfeldes für 
gut und höher qualifizierte Beschäftigte 

Im Hinblick auf die Anforderungen an Arbeits- und Lebensbedin-
gungen von gut qualifizierten Beschäftigten aus der gesellschaftli-
chen Mitte sind dem Ruhrgebiet zum Teil Defizite und Imageprob-
leme zu attestieren. Auch wenn diese Problemlagen teilweise auf 
überzeichnende Erzählungen über die „Malocher-Tradition“ des 
Reviers, die schon länger nicht mehr die realen Verhältnisse wi-
derspiegeln, zurückgeführt werden können, sind die Auswirkungen 
eines so transportierten Bildes dennoch spürbar. Mangelnde Urba-
nität und Lebensqualität führen dazu, dass qualifizierte Menschen 
aus dem Ruhrgebiet abwandern oder erst gar nicht herkommen. 
Historisch begründet gab es im Ruhrgebiet hinsichtlich des Woh-
nungsangebots sowie der Siedlungs- und Infrastruktur eine eher 
schwach ausgeprägte Orientierung an den Bedarfen bildungsna-
her Mittelschichtsfamilien. Dies ist insofern problematisch, als dass 
es insbesondere diese Schichten sind, die durch ihr Bildungs- und 
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Konsumverhalten, ihre politische Partizipation, ihr soziales Enga-
gement sowie ihren Einstellungen zu Innovation und Selbständig-
keit die Region prägen und wandlungsfähig erhalten. Deshalb ist 
es für die wirtschaftliche und soziale Zukunft des Ruhrgebiets ent-
scheidend, mehr Quartiere für die Mittelschicht, insbesondere für 
Familien mit Kindern, zu schaffen (vgl. Bogumil et al. 2012). Derar-
tige Strategien können hierbei auch als wirkungsvolle Instrumente 
zur Sicherung junger hochqualifizierter Beschäftigter angesehen 
werden. Nur wenn junge Menschen die wesentlichen Rahmenbe-
dingungen des Standortes Ruhrgebiet als gleichwertig zu anderen 
urbanen Räumen betrachten, steigt die Chance, den „brain drain“ 
zu verhindern bzw. zu mildern. Vereinzelt finden sich derartige 
Quartiere bereits im Ruhrgebiet. Aus ihnen resultieren durchaus 
positive Nebeneffekte etwa für den lokalen Einzelhandel sowie 
gastronomische und kulturell-kreative Angebote. Derartige Orte 
stellen jedoch eher die Ausnahme denn die Regel dar, so dass 
trotz mehr als 5 Millionen Einwohnern in der Region nicht das Flair 
und Lebensgefühl einer internationalen Metropole vorherrscht. 

Gesundheit und demografischer Wandel als  
Wirtschaftsfaktoren  

In den Debatten über die Leitmärkte im Ruhrgebiet wird inzwi-
schen die Gesundheit als ein großes und dynamisches Gestal-
tungsfeld für die Strukturpolitik diskutiert. Hier spiegelt sich wider, 
dass gesundheitsbezogene Branchen und Gestaltungsfelder – von 
der ambulanten und stationären Versorgung über die Medizintech-
nik und die Gesundheitshandwerke bis hin zum Wohnen im Alter – 
in den letzten Jahren den Strukturwandel in Gesellschaft und Wirt-
schaft nachhaltig geprägt haben. Dabei ist von einem umfassen-
den Bild der Gesundheitswirtschaft auszugehen, das sich vom 
„Gesundheitswesen“ abgrenzt (vgl. die Beiträge in Goldschmidt/ 
Hilbert 2009). Es beinhaltet nicht nur die Kernbereiche der statio-
nären und ambulanten Versorgung, sondern auch alle Zuliefer- 
und Kooperationsbereiche sowie die einschlägigen Gesundheits-
aktivitäten von Nachbarbranchen des engeren Gesundheitswe-
sens (z. B. betreutes Wohnen). Im Ruhrgebiet arbeiteten bereits 
2013 rund 340.000 Menschen in der Gesundheitswirtschaft (so-
wohl sozialversicherungspflichtig Beschäftigte als auch freiberuf-
lich Erwerbstätige wie Ärzte oder Apotheker). Damit sind 14,5 Pro-
zent aller Erwerbstätigen in der Gesundheitswirtschaft tätig, was 
nahezu dem Anteil der Gesamtheit aller Industriebranchen ent-
spricht. In den letzten Jahrzehnten hat die Gesundheitswirtschaft 
den Beschäftigungswandel deutlich mitgeprägt; allein zwischen 
2008 und 2013 entstanden mehr als 32.000 zusätzliche Arbeits-
plätze (vgl. wmr 2015a, S. 42). Das Stellenvolumen stieg von 2012 
nach 2013 um knapp 4.500 sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigungsverhältnisse. Den größten Anteil mit einem Plus von rund 
2.400 Stellen hatte der stationäre und ambulante Versorgungsbe-
reich. Aber auch die Medizintechnikhersteller konnten mit einem 
Plus von 18,3 Prozent einen deutlicheren Beschäftigungszuwachs 



 

  196 

verzeichnen. Hieran zeigt sich exemplarisch, dass verschiedene 
Entwicklungstendenzen zu einer wachsenden Bedeutung des Fak-
tors Gesundheit auch für die Wirtschafts- und Beschäftigungsent-
wicklung führen. So impliziert der soziodemografische Wandel 
eine Zunahme von Krankheitsfällen und einem wachsenden Be-
darf, Ältere und chronisch Kranke zu unterstützen. Während Ge-
sundheitfrüher aufgrund der mit der Gesundheitsfinanzierung ver-
bundenen hohen Sozialabgaben vornehmlich als Last für Wirt-
schaft und Gesellschaft gesehen wurde, wird diesem Sektor heute 
eine Schlüsselstellung für Wachstum und Beschäftigung zugespro-
chen.  

Das Ruhrgebiet hat sich denn auch in den letzten Jahrzehnten 
durch Kompetenzen in der Versorgung und der Spitzenmedizin 
(Universitätskliniken) als wichtiger Gesundheitsstandort profiliert. 
Aber nicht nur als Anwendungs- und Forschungsstandort konnte 
es sich etablieren, auch die so genannte Healthcare-Industrie 
kommt nicht zu kurz: Viele Medizintechnikhersteller haben hier ih-
ren Sitz. Aufgrund des großen Nachfragepotenzials durch die 
dichte ambulante und stationäre Versorgung hat sich das Ruhrge-
biet insgesamt zu einem bedeutenden Anwenderstandort von me-
dizintechnischen Produkten entwickelt. Die wachsende Rolle der 
Hochschulen in diesem Sektor zeigt sich auch exemplarisch in Bo-
chum, wo die Ruhr-Universität neben einer starken medizinischen 
Fakultät einen Schwerpunkt in der Medizintechnik aufweist und in 
den letzten Jahren die Hochschule für Gesundheit als neuer 
Player hinzugekommen ist (die erste öffentliche Hochschule in 
Deutschland mit explizitem Gesundheitsthema). Zur Ausstrahlung 
tragen auch die spitzenmedizinischen Schwerpunkte bei, die sich 
durch ihre Forschungsintensität wie auch durch ihre Verankerung 
in regionalen und überregionalen Versorgungsnetzwerken aus-
zeichnen (etwa das Comprehensive Cancer Center). Von beson-
derer Bedeutung ist das Zusammenwachsen informationstechni-
scher und bildgebend-radiologischer Kompetenzen: Mit dem  
Teleradiologieverbund Ruhr und dem Entwicklungsverbund für die 
telemedizinische Bilddatenkommunikation ist ein Innovationsclus-
ter entstanden. 

Das Ruhrgebiet stellt sich einerseits als ein großer und aktiver 
Leitmarkt für Gesundheit dar, anderseits gibt es vielfältige Ver-
schränkung mit der produzierenden Wirtschaft, der Informations- 
und Kommunikationstechnologie und dem Handwerk. Für die wirt-
schaftliche Entwicklung gilt es jedoch hervorzuheben, dass das 
Wachstum des „schlafenden Riesen“ Gesundheitswirtschaft nicht 
auf konjunkturellen und damit instabilen Einflüssen beruht, son-
dern hier wird ein relativ konjunkturunabhängiger Wachstumstrend 
deutlich, der auch in den nächsten Jahren nach allen wirtschaftli-
chen Prognosen anhält. Sicherlich sind die wachsenden Beschäfti-
gungszahlen primär auf die personalintensiven Gesundheits-
dienste zurückzuführen, aber auch die deutsche Medizintechnik 
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liefert viele Produkte ins Ausland und schafft bzw. sichert so Ar-
beitsplätze. Um diese Stellung auf dem Weltmarkt zu halten, müs-
sen aber die Produkte weiter profiliert werden und dafür sind inten-
sive Verflechtungen mit den Abnehmern (allen voran den Kliniken) 
notwendig. 

Insbesondere die Verbindung zwischen Technik und gesundheitli-
cher Versorgung stellt ein attraktives Zukunftskonzept dar, das 
auch sektorenübergreifend Perspektiven bietet. Es ist unbestritten, 
dass für eine angemessene Bearbeitung des demografischen 
Wandels technische Produkt- und Marktinnovationen allein nicht 
ausreichen. Z. B. nutzt die neueste Technik im Bereich des Woh-
nens und/oder der Pflege älterer Menschen nichts, wenn sie nicht 
von den jeweils Betroffenen beherrschbar ist bzw. von der Ziel-
gruppe nicht angenommen wird. Die Verknüpfung von selbststän-
digem Leben im Alter mit Medizintechnik und Telemedizin könnte 
aber exemplarisch ein interessantes Handlungsfeld für Innovatio-
nen im o. g. Sinne und für neue Wertschöpfungsallianzen im Zuge 
des demografischen Wandels werden. „Homecare“ oder „Vernetz-
tes Wohnen“ gilt als innovative Zukunftstechnologie und durch das 
Altern der Gesellschaft könnte sich hier eine wesentliche Schub-
kraft für verschiedene Formen von „Welfaretechnologies“ entwi-
ckeln. Parallel zur Diskussion um das vernetzte Wohnen hat sich 
der Begriff Ambient Assisted Living (AAL) ausgebreitet, der für die 
Entwicklung von technischen Assistenzsystemen steht, die eine 
intelligente Wohnumgebung gestalten. Beide Begriffe beinhalten 
Anwendungsfelder aus den Bereichen Kommunikation/Multimedia, 
Sicherheit, Telemedizin/Tele-Health-Monitoring (etwa stationäre 
und ambulante medizinische Informationssysteme, Fernüberwa-
chung der Vitalparameter von zu Hause lebenden Patienten, E-
Health-Informationsnetzwerke und -Krankenakten). Die Aufwer-
tung der Wohnung und des Wohnquartiers als „dritte“ Gesund-
heitsstandorte kann aber nur gelingen, wenn bei der Umsetzung 
telemedizinischer Lösungen Ärzteverbände, Kostenträger (allen 
voran die Krankenkassen) und die Informations- und Kommunikati-
onswirtschaft zusammenarbeiten (auch um die Herausforderungen 
im Bereich Datensicherheit zu bewältigen).  

Dassdie Gesundheitswirtschaft Potentiale für wirtschaftliches 
Wachstum generieren kann, dürfte durch diese Hinweise belegt 
sein.Wichtig ist darüber hinaus jedoch, dassdas Wachstumspoten-
zial wie auch in anderen Feldern der Gesundheitswirtschaft und 
der integrierten Versorgung durch eine aktivierende Standortpolitik 
ausgeschöpft wird. Um aus Wissen und dem Vorhandensein von 
„Welfaretechnologies“ wirtschaftlichen Nutzen zu ziehen, müssen 
Wissensnetzwerke entwickelt und zu regionalen Standortstrate-
gien zusammengeführt werden. Erforderlich sind insbesondere in-
novative Netzwerke zwischen Forschungs- und Bildungseinrich-
tungen sowie der Wirtschaft, gemanagt von einer professionellen 
Wirtschaftsförderung.  
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Quartiersorientierung als Treiber für eine  
Lebensqualitätspolitik 

Der Quartiersbegriff ist heute ausgesprochen populär und wird 
auch in der Politik gern gebraucht. Auf wissenschaftlicher Ebene 
gibt es trotz vieler Debatten um die Definition eines Quartiers keine 
fest in Theorie und Praxis verankerte Abgrenzung. Gerade weil der 
Begriff zumeist im politischen Kontext verwandt wird, ist zu Prag-
matismus zu raten. Allgemein gilt: ein Quartier ist überschaubar 
(ein Dorf in der Stadt), basiert auf räumlichen und kulturell-sozialen 
Gegebenheiten (u. a. lokale Identität, hohe Interaktionsdichte, Akti-
vitäten bspw. in Vereinen), zeichnet sich durch eine eigenständige 
städtebauliche, infrastrukturelle und soziale Vielfalt aus und kann 
ebenso heterogen sein wie die Bewohnerschaft.  

Mit dem fortschreitenden demografischen Wandel und sich immer 
deutlicher abzeichnenden gesellschaftlichen Veränderungen ste-
hen viele Quartiere vor neuen Herausforderungen. Generell neh-
men die sozialräumlichen Differenzierungen nicht zuletzt im Ruhr-
gebiet zu und Quartiere entwickeln sich unterschiedlich. Einige 
Quartiere boomen (derzeit etwa „Kreativquartiere“), andere haben 
ihren hohen sozialen Status erhalten und wieder andere zeigen 
problematische Entwicklungsprozesse. Die Stadtplanung versucht 
seit Jahren verstärkt, mithilfe integrierter Konzepte hierauf zu rea-
gieren. Seit einigen Jahren verändern sich jedoch grundlegend die 
wohn- und stadtpolitischen Schwerpunktsetzungen. Das Quartier 
als neuer „Ort“ für vernetzte Politiken (etwa im Bereich des alten-
gerechten Wohnens und der Pflege, aber auch im Feld der Ener-
gieversorgung mit der „Energiewende von unten“) gewinnt an Be-
deutung. Auf Quartiersebene können etwa weitreichendere ener-
getische Sanierungskonzepte umgesetzt werden als am Einzelge-
bäude, weil die Errichtung von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer 
Energien für eine Gemeinschaft wirtschaftlicher als für einen Ein-
zelakteur ist.  

An der Fokussierung auf Quartiere kann das Ruhrgebiet gut an-
knüpfen, denn es ist eine „Metropole von Siedlungen“. Nicht nur 
zur Zeit der Industrialisierung entstanden viele Arbeitersiedlungen, 
auch in der Zeit des Wiederaufbaus nach dem zweiten Weltkrieg 
hielt man an den in großem Maße kriegszerstörten Städten am 
Wohnen in Siedlungen fest. Dadurch entstand zwischen 1950 und 
ca. 1975 eine Vielzahl von Wohnungen in unterschiedlichen Sied-
lungskontexten. In den Siedlungen der 1950er Jahre wohnen häu-
fig immer noch viele (Rest-) Haushalte, die bereits kurz nach Ent-
stehen der Siedlung einzogen und damals in der Familiengrün-
dungsphase waren. Häufig sind die Bewohner heute alte bis hoch-
altrige, alleinstehende Frauen, die besonders häufigvon Vereinsa-
mung betroffen sind und bei einer Zunahme altersbedingter kör-
perlicher Einschränkungen unter den baulichen Unzulänglichkeiten 
der Wohnungen und Gebäude leiden. Diese Gruppe benötigt 
Dienstleistungen (auch technische Unterstützungssysteme), um in 
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ihren Wohnungen zu verbleiben. Um das Thema „Selbständiges 
Wohnen im Alter“ entwickelt sich deshalb auch auf internationaler 
Ebene ein Wachstumsmarkt, der sowohl soziale Dienstleistungen 
als auch Produkte aus dem Feld technischer Assistenzsysteme 
umfasst.  

Die Bedeutung der Wohnungswirtschaft liegt in diesem Kontext 
insbesondere in ihrer Gatewayfunktion sowie in der Erbringung der 
"kritischen Masse". Wohnungsunternehmen stellen in vielen Fällen 
die Schnittstelle zwischen den Akteuren bei der Bewältigung der 
demografischen Herausforderungen dar. Besonders ältere Men-
schen, die häufig von (Multi-)Morbidität betroffen sind und bedingt 
durch ihren eingeschränkten Aktivitäts- und Mobilitätsradius nicht 
mehr bzw. nur noch partiell am gesellschaftlichen Leben teilhaben, 
können über Wohnungsunternehmen angesprochen werden. In 
vielen Wohnungsgesellschaften des Ruhrgebietes sind bereits 
heute mehr als 30 Prozent der Mieter über 65 Jahre alt; zudem be-
stehen über das (langjährige) Mietverhältnis häufig ein enger Kon-
takt und ein Vertrauensverhältnis zwischen Mietern und Woh-
nungsunternehmen. Somit stellen Wohnungsunternehmen eine 
ideale Schnittstelle zwischen den verschiedenen Akteuren bei der 
Bewältigung der demografischen Herausforderungen dar. 

Gleichzeitig verfügen viele Wohnungsunternehmen über größere 
zusammenhängende Quartiersbestände. Dort lässt sich in räumli-
cher Nähe eine ausreichend große Nachfragegruppe für die Etab-
lierung eines Netzwerkes im Rahmen einer integrierten Quartiers-
versorgung besser herstellen als in dispersen Bestandsstrukturen. 
Durch ein solches integriertes Versorgungsprojekt können die 
Wohnungsunternehmen nicht nur unmittelbar Vorteile realisieren 
(etwa durch die Verlängerung der Verweildauer ihrer Mieter in den 
Wohnungen), sondern gleichzeitig auch positive Effekte auf ihr 
Image erzielen und zudem bessere Vermarktungschancen ihrer 
Wohnungen realisieren. 

II Handlungsempfehlungen 

Um eine Lebensqualitätspolitik zu etablieren, kommt es zentral da-
rauf an, sie nicht als reaktiv gegenüber Problemlagen zu begrei-
fen, sondern als Hebel für konstruktive und kreative Gestaltungs-
möglichkeiten zu verstehen. Die Förderung solcher heterogen zu-
sammengesetzter neuer Wertschöpfungsketten kann jedoch nicht 
hierarchisch erfolgen, sondern dafür werden ein Innovationsmoni-
toring und strukturelle Organisationsreformen benötigt. Derartige 
Ansätze werden auch in anderen Studien (z. B. zur Sozialpolitik) 
verfolgt und in diesem Feld in NRW intensiv diskutiert. Dafür müs-
sen aber noch einige Barrieren überwunden werden: „Die frag-
mentierende Versäulung unserer Leistungen ist nicht unerheblich 
durch ihre Entstehungsgeschichte bedingt und wird durch das sys-
temimmanente Ressortdenken zementiert“ (Kähler 2013b, S. 19). 
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Der Schub für ganzheitliche, integrierte Lösungen gelingt nur 
durch ein abgestimmtes Handeln zwischen den betroffenen Akteu-
ren. Dabei ist ein effizientes Schnittstellenmanagement zwischen 
verschiedenen Sektoren, Kompetenzen und Verantwortlichkeiten 
notwendig. Perspektivisch kann hierbei auf eine Strategie der akti-
vierenden Kooperation gesetzt werden, um die Akteure vom kon-
kreten Mehrwert zu überzeugen. Um das Schnittstellenmanage-
ment effizient zu gestalten (damit aus „runden Tischen“ nicht 
„lange Bänke“ werden), könnten die Treiber an bestehende Orga-
nisationseinheiten „angedockt“ werden.  

Als erstes kommen dabei die Kommunen in den Blick, die im Feld 
der Daseinsvorsorge eine zentrale Rolle einnehmen. Auf konzepti-
oneller Ebene wird dies auch im Ruhrgebiet in den letzten Jahren 
zunehmend diskutiert, allerdings sind die in dieser Richtung agie-
renden Kommunen allein überfordert, da die Rahmenbedingungen 
sich ihnen in den Weg stellen. So ist insbesondere ein Zusammen-
spiel von gestaltungsorientierten regionalen Branchennetzen in 
Kooperation mit Wirtschaftsförderung und gestaltungsorientierter 
Wissenschaft gefordert, die Initiierung und Organisation zu über-
nehmen, andererseits sind aber auch „Führungspersönlichkeiten“ 
eminent wichtig.  

Nicht jeder Standort, der über gut positionierte Kliniken und For-
schungseinrichtungen, qualifizierte Arbeitskräfte und technologi-
sches Know-how verfügt, erreicht jedoch auch gesundheitswirt-
schaftliche Erfolge. Denn gerade eine auf Wissensströme und Ein-
beziehung verschiedener gesellschaftlicher und wirtschaftlicher 
Akteure setzende Handlungsstrategie kostet Zeit und Vertrauen. 
Sowohl für die Akteure der Gesundheitswirtschaft als auch für Un-
ternehmen bspw. aus der Wohnungswirtschaft oder Medizintech-
nik wird der Blick über die Grenzen der eigenen Branche hinaus 
aber immer interessanter. Auf Basis dieser „Öffnungen“ können im 
nächsten Schritt im Ruhrgebiet Rekombinationen durch Netzwerke 
mit Akteuren aus unterschiedlichen Bereichen angestrebt werden, 
um die strukturpolitischen Potenziale zu heben. Die Verknüpfung 
von selbstständigem Leben im Alter mit Medizintechnik und Tele-
medizin könnte exemplarisch ein interessantes Handlungsfeld für 
soziale Innovationen und für neue Wertschöpfungsallianzen im 
Zuge des demografischen Wandels werden. 

Nachhaltige Produktentwicklungen entstehen immer stärker an 
den Schnittstellen verschiedener Kompetenzfelder (etwa durch die 
Verknüpfung von Wohnen und Gesundheit unter Einbezug der Me-
dizintechnik). Hier kommt es auf eine intelligente Vernetzung von 
bisher noch nicht kombiniertem Wissen und verschiedenen Akteu-
ren an. Die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit von Standorten 
hängt also immer stärker von der Fähigkeit zur schnellen Interak-
tion in Form von Technologietransfer und Wissensteilung ab. In 
den vergangenen Jahrzehnten ist im Ruhrgebiet auch eine recht 



 

  201 

gut ausgebaute Transferlandschaft im Gesundheitssektor entstan-
den, allerdings sind noch zu wenige Impulse für ein selbsttragen-
des Wachstum integrierter Versorgungsangebote realisiert worden 
und deshalb müssen neue Wege der Kooperation aufgebaut wer-
den. Hier kann die breit aufgestellte Hochschullandschaft im Feld 
der Medizin und des Wohnens im Ruhrgebiet erheblich mithelfen 
und als „Treiber“ wirken. Sie können in ihrer neuen Rolle als Kno-
tenpunkte von Wissensströmen ihre Innovationspotenziale besser 
entfalten, wenn dieser Transferprozess effektiver gestaltet wird. 
„Gelegenheitsstrukturen“ zur Vernetzung können dabei professio-
nell von der regionalen Wirtschaftsförderungslandschaft moderiert 
werden. 

Schaffung von attraktivem Wohnraum und Lebensumfeld 

Um Fachkräfte und Akademiker an die Region zu binden bzw. Zu-
züge zu befördern, ist eine Attraktivitätssteigerung der Wohnbedin-
gungen in der Region unerlässlich. Das Ruhrgebiet befindet sich in 
einem Standortwettbewerb um gut qualifizierte Beschäftigte mit 
anderen Regionen. Neben qualifikationsadäquaten Beschäfti-
gungsmöglichkeiten für diese Gruppe gewinnt die Quartiersent-
wicklung als zusätzlicher Standortfaktor an Bedeutung. Folglich 
geht es für das Ruhrgebiet also auch um eine Schaffung moderner 
Urbanität, die Zugänge zu Kultur, Familienfreundlichkeit und Frei-
zeitmöglichkeiten bei gleichzeitig vorhandener Gesundheits- und 
Versorgungsinfrastruktur bietet. Es sollte daher geprüft werden, ob 
neue Stadtquartiere zu schaffen oder bestehende umzubauen 
sind, um Mittelschichtsfamilien in der Stadt zu halten oder in die 
Stadt zu holen, ohne jedoch ansässige Bevölkerung zu verdrän-
gen. Bereits heute gibt es beispielhafte Entwicklungen insbeson-
dere im Rahmen der KlimaExpo.NRW, im Zuge derer eine Attrakti-
vitätssteigerung von Stadtquartieren mit sozialen, wirtschaftlichen 
und ökologischen Innovationen verbunden wird. Beispielhaft sei 
hier auf die nachhaltigen Modernisierungen im Rahmen der Inno-
vation City Ruhr in Bottrop oder das Projekt „Solarer Städtebau als 
Fortschrittsmotor für Gelsenkirchen“ verwiesen. Derartige Vorrei-
terprojekte können hierbei nicht nur Innovationspotentiale „vor Ort“ 
freisetzen, sondern auch eine positive Signalwirkung für andere 
Kommunen entfalten und im besten Falle Spill-Over-Effekte ansto-
ßen. 

Profilierung als Gesundheitswirtschaftsregion Ruhr 

Die Initiierung und Moderation der Kooperation erfordert nicht nur 
Kommunikation, sondern es müssen konkrete Modellprojekte ge-
meinsam entwickelt werden, die auch eine Marktreife erlangen 
müssen. Hierfür werden „Scharnierpersönlichkeiten“ benötigt, die 
Vertrauen in den jeweiligen Systemen haben – aber auch ein pro-
fessionelles Schnittstellenmanagement, das sich um die Stärkung 
der Wettbewerbsfähigkeit kümmert. Bei einem erfolgreichen Auf-
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greifen und Umsetzen dieser Potenziale böte sich für das Ruhrge-
biet eine exzellente Chance, von dem Engagement für mehr Ge-
sundheit und Lebensqualität im Alter auch wirtschaftlich zu profitie-
ren. Profitieren könnten nämlich nicht nur die Sozial- und Gesund-
heitsdienstleister, sondern auch das Handwerk, die Wohnungswirt-
schaft sowie die Anbieter von Haustechnik, Gesundheitsinformatik. 
Dabei gibt es auch vielfältige Impulse für Anbieter aus anderen 
Leitmärkten der wirtschaftlichen Entwicklung im Ruhrgebiet. Zu 
nennen sind hier vor allen Dingen Unternehmen aus den Leitmärk-
ten Urbanes Bauen & Wohnen sowie Digitale Kommunikation. Die 
Errichtung barrierefreier Badezimmer etwa erfordert die Zusam-
menarbeit unterschiedlicher Gewerke des Handwerks aus dem 
Ausbaugewerbe. Unternehmen aus den Bereichen Elektroinstalla-
tion, Gas-, Wasser-, Heizungsinstallation sowie Fußböden-, Flie-
senlegerei sind hier u.a. zu nennen. Weitere Verflechtungen erge-
ben sich mit den Produzenten einschlägiger Materialien und Werk-
stoffe wie Herstellern von Fliesen, Bau- und Sanitärkeramik oder 
den Baustoffproduzenten. Im Leitmarkt Digitale Kommunikation 
sind es vor allen Dingen die Datenverarbeitungs- und Peripherie-
gerätehersteller, die Produzenten von Telekommunikationsgeräten 
sowie die Softwareproduzenten, die von einer Diffusion techni-
scher Assistenzsysteme profitieren können. 

Ökonomische Potenziale des demografischen Wandels durch 
„cross-sectoral innovations“ nutzen 

Das Ruhrgebiet ist von einem kollektiven Alterungsprozess betrof-
fen, der auch mittelfristig nicht umkehrbar ist. Hieraus können je-
doch hybride Wertschöpfungsketten für Produkte und Dienstleis-
tungen rund um das Thema „Versorgung Älterer“ entstehen. Hier 
bieten sich zahlreiche Potenziale: Zum einen sind Unternehmen 
mit veränderten Anspruchshaltungen älterer Menschen konfrontiert 
(etwa im Feld Wohnausstattung). Andererseits hat sich auch die 
Qualität des Alterns verändert, was ökonomische Potenziale nach 
sich zieht (z. B. das Feld Seniorentourismus) und Wegbereiter für 
neue innovative Produkte und Dienstleistungen sein kann (z. B. 
das Feld Ambient Assisted Living). Für die bereits gut vorhandene 
Akteurslandschaft im Ruhrgebiet kann dies ein guter Nährboden 
sein. Es wird jedoch zukünftig darauf ankommen, neue Produkte 
und Dienstleistungen in Richtung einer realen Marktfähigkeit zu 
entwickeln. 
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5.6 Zielfeld: Neujustierung der regionalen Governancestrategien  

 

I Bedeutung für das Ruhrgebiet 

Hinsichtlich der Frage, wie es gelingen kann, durch das Zusam-
menwirken verschiedener regionaler Akteure eine Koordinierung 
und Steuerung regionaler Entwicklung zu gewährleisten, kann aus 
wissenschaftlicher Perspektive auf „regional Governance“-Ansätze 
zurückgegriffen werden. Dabei geht es auch um das Überschreiten 
von herkömmlichen Grenzen staatlicher Steuerung – z. B. indem 
ein koordiniertes oder gemeinsames Agieren von Bund, Land und 
Kommunen oder von staatlichen und wirtschaftlichen Akteuren dis-
kutiert wird. Der Erfolg dieser Governanceformen, seien sie nun 
stärker institutionalisiert oder eher als informelle Übereinkünfte 
etabliert, hängt von geteilten Visionen und Zielvorstellungen ab. 

In der schwerindustriellen Hochzeit des Ruhrgebiets gab es diese 
breit geteilten Zielvorstellungen: Die regionale Governance der da-
maligen Zeit sollte vor allem der regionalen Wirtschaft nutzen. Die 
große politische und wirtschaftliche Koalition des Montanzeitalters 
hat im Ruhrgebiet eine Konsenskultur der Eliten hervorgebracht, 
die auch den Niedergang des Montanzeitalters lange überdauerte 
und ihre Spuren bis heute hinterlässt. Diese Kultur war geprägt 
durch eine starke Betonung von einhelligen, zwischen Wirtschaft 
und Politik abgestimmten Entscheidungen und Strategien. Sie 
wurde begleitet von einer starken Neigung, Konflikte möglichst gar 
nicht erst aufkommen zu lassen oder zumindest nicht offen auszu-
tragen, sondern im Stillen zu bereinigen. Damit verbunden war ein 
gemeinsames wirtschaftliches und gesellschaftliches „Leitbild“, das 
vom Bergbau und dem montanindustriellen Komplex geprägt war. 
In diesem „Leitbild“ schlugen sich die groß-industriellen Strukturen 
der Montanindustrie ebenso nieder wie die Tatsache, dass die 
Montanindustrie große Arbeitermassen in einer hierarchischen Ar-
beitsorganisation benötigte, die man integrieren (oder ruhig halten 
musste). Der zuletzt genannte Sachverhalt führte zum Aufbau pat-
riarchalischer Strukturen mit einer Versorgung mit Wohnraum, Ge-
sundheitseinrichtungen sowie Einkaufs- und Freizeitmöglichkeiten 
durch die Unternehmen und damit auch zu einer Entwicklung 
kleinräumiger sozialer Strukturen des Ruhrgebiets. „Das Ruhrge-
biet […] war im Wesentlichen das Ergebnis der jeweiligen raumbe-
zogenen Interessen der Schwerindustrie, die nicht nur im Zeitab-
lauf, sondern auch zwischen Bergbau einerseits, Eisen und Stahl 
andererseits divergierten.“ (Petzina 2007, S: 222) 

Die aus der Montanzeit „geerbten“ kleinräumigen Siedlungs- und 
Lebensstrukturen hemmen jedoch die Entwicklung und die Ent-
wicklungsmöglichkeiten des Ruhrgebiets stark. Sie hindern den 
wirtschaftlichen Austausch im Ruhrgebiet ebenso wie den Wis-
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sens- und Technologietransfer. Zwar kann, wie eingangs geschil-
dert, der Region auch in Zeiten globalen Wettbewerbs weiter eine 
Bedeutung attestiert werden. Regionen und die in ihnen verhafte-
ten Akteure müssen dabei jedoch die Bereitschaft zu einer kriti-
schen Analyse gewachsener Strukturen und Handlungsmuster so-
wie im Anschluss daran auch eine Neuausrichtung bzw. Anpas-
sung der eigenen Ziele und Handlungsstrategien ermöglichen. 
Hier ist mit Blick auf das Ruhrgebiet zu konstatieren, dass die 
Kommunen des Ruhrgebiets bereits bei Gründung des SVR als re-
gionale Planungsinstanz eher ‚geschont‘ wurden. Ihre jeweilige 
Autonomie wurde im Wesentlichen nicht angetastet. Dadurch hat 
sich bis heute ein „ausgeprägter Eigensinn der Städte im Ruhrge-
biet“ (Zimmermann 2014, S. 78) erhalten, der das Handeln vieler 
kommunalpolitischer Akteure immer noch prägt. Die wirtschaftsge-
ografisch definierte Region Ruhrgebiet ist somit nicht nur als poly-
zentrische Region zu beschreiben, was ihre politisch-institutionel-
len Rahmenbedingungen betrifft, entstanden ist eine damit „ver-
knüpfte Polyrationalität regionaler Kooperation“ (ebd.), welche ein 
zielgerichtetes gemeinsames Agieren oftmals erschwert. 

II Handlungsempfehlungen 

Mehr funktionale Differenzierung 

Die im Ruhrgebiet liegenden Städte setzten in der Vergangenheit 
vielfach auf die jeweils gleichen „großen“ Wachstumsbereiche und 
Zukunftstechnologien. Dies führte einerseits dazu, dass ein „Kirch-
turmdenken“ aufblühte und die Städte sich um ähnliche Projekte 
und Einrichtungen in den angeblichen Zukunftsbereichen bemüh-
ten. Weil jedoch andererseits auch die Konsenskultur des Montan-
zeitalters noch wirksam war, wurde diese Konkurrenz nicht frucht-
bar geordnet – also so, dass sich die Städte jeweils mit Projekten 
einem Wettbewerb stellen mussten, aus dem dann jeweils beson-
ders tragfähige und zukunftsweisende Projekte als Sieger und da-
mit als Empfänger staatlicher Förderungsmittel hervorgingen. Er-
gebnis des Ausbleibens eines fruchtbaren Wettbewerbs war des-
wegen vielfach der Aufbau von Doppelstrukturen –eine sinnvolle 
funktionale Differenzierung kam nicht zustande (vgl. hierzu 
Bogumil et al. 2012).  

„Gegenwärtig wird im Revier eine Strukturpolitik von unten prakti-
ziert, welche die Region aus ihren Stärken heraus und im Wettbe-
werb der besten Ideen und Standorte entwickeln soll. Die Vorteile 
dieser Praxis liegen in der Förderung kommunaler Eigeninitiative 
und Eigenverantwortlichkeit, höherer Dynamik und Ideenvielfalt. 
Nachteile der selbstorganisierten Strukturpolitik bestehen in der 
Unübersichtlichkeit sowie mangelnder Koordination von Partikula-
rinteressen und in der Inflation von konkurrierenden Einzelplanun-
gen“ (Speer 2011, S. 156). 
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Funktionale Differenzierung als Teil einer regionalen Governance-
strategie eröffnet Chancen, ist jedoch zugleich auch vorausset-
zungsvoll für alle Akteure aus den Systemen der verschiedenen 
Ebenen von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft. Benötigt werden 
eine enge Vernetzung der vielfältigen regionalen Akteure und eine 
auf gegenseitigem Vertrauen beruhende Arbeitsteilung. Wenn 
funktionale Differenzierung Vorteile bringen soll, ist eine selbstkriti-
sche Analyse der eigenen Stärken und Schwächen unabdingbar. 
Dabei kann es nicht darum gehen, die Strategien anderer erfolgrei-
cher Regionen nur zu kopieren, sondern es sollte bedeuten, sich 
der eigenen Potenziale bewusst zu werden und auf regionale Al-
leinstellungsmerkmale zu setzen. Hier ist die Selbstwahrnehmung 
des Ruhrgebietes in der Vergangenheit zum Teil durch eine mitun-
ter eigentümliche Gleichzeitigkeit von Selbstüberschätzung und 
Minderwertigkeitsgefühl geprägt gewesen. Forderungen nach ei-
ner Verteilung kommunaler und regionaler Zuständigkeiten nach 
dem Gießkannenprinzip sind daher kritisch zu beurteilen. Der poly-
zentrische Charakter des Ruhrgebiets hat in der Vergangenheit zu 
oft dazu geführt, Doppelstrukturen und interregionale Konkurren-
zen aufzubauen. 

Eckpfeiler für Strategien interkommunaler Zusammenarbeit 

Die Koordination eines solch großen polyzentrischen Raumes wie 
dem des Ruhrgebietes ist kein einfaches Unterfangen. Aber auch 
wenn man dies bedenkt, gelingt es dem Revier trotz einiger Bemü-
hungen in der Vergangenheit zu wenig, seine Kräfte und Potenzi-
ale zu bündeln. Ein wesentlicher Grund liegt in dem oben be-
schriebenem Kirchturmdenken, und den in polyzentrischen Regio-
nen anzutreffenden unterschiedlichen Teilräumen und ihren jewei-
ligen Verflechtungen. Nicht selten ist damit auch eine eher unter-
entwickelte interkommunale Kooperationsbereitschaft verbunden 
(vgl. die Beiträge in Bogumil/Heinze 2015). 

Interkommunale Zusammenarbeit (IKZ) bezeichnet die gemein-
same Aufgabenerfüllung von verschiedenen Kommunen. In Nord-
rhein-Westfalen wird sie durch das „Gesetz über die kommunale 
Gemeinschaftsarbeit“ geregelt. Danach können Gemeinden und 
Gemeindeverbände „Aufgaben, zu deren Wahrnehmung sie be-
rechtigt oder verpflichtet sind, nach den Vorschriften dieses Geset-
zes gemeinsam wahrnehmen“ (GkG NRW, §1). Befürworter eines 
Ausbaus der IKZ sehen beispielsweise in der demografischen Ent-
wicklung oder der finanziellen Situation vieler Kommunen Aspekte, 
welche die Handlungsfähigkeit einzelner Kommunen heute schon 
übersteigt. Angesichts solcher Herausforderungen sieht man einen 
Handlungsbedarf hinsichtlich gemeinsamer Aufgabenerledigung 
und Kooperation. Ziel sollte dabei jeweils sein, durch die IKZ Auf-
gaben effizienter, wirtschaftlicher und zweckmäßiger erledigen zu 
können. In diesem Sinne können derartige Zusammenarbeiten von 
Kommunen zu Win-win-Situationen führen, sie verlangen jedoch 
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immer auch gegenseitigen Tausch. Die kommunalen Entschei-
dungsträger im Ruhrgebiet mit den jeweiligen Denk- und Hand-
lungslogiken sehen aber gerade darin auch eine Gefahr und prak-
tizieren häufig gegenteilige Strategien, in welchen einzig der Nut-
zen für die eigene Gemeinde bedient wird. Gerade weil insbeson-
dere die Initiierung von IKZ mit konfliktbehafteten Diskursen ver-
bunden sein kann, sollten ihr Einsatz und insbesondere ihre Insti-
tutionalisierung wohlüberlegt sein. Risiken insbesondere von star-
ren und durch Pfadabhängigkeiten nur bedingt steuerbaren Ko-
operationen werden z. B. in der Abgabe der eigenen Einflussmög-
lichkeiten von Kommunen oder in einer potenziellen Bürgerferne 
gesehen. Es erscheint daher notwendig, zukünftig flexible regio-
nale Kooperationen zu ermöglichen, in denen sich die Beteiligten 
vertrauensvoll problem- und anlassbezogen zusammenfinden. 

Weil in gelungenen Formen der Zusammenarbeit zwar Vorteile für 
alle Akteure zustande kommen, diese aber jeweils auch immer ei-
nen gegenseitigen Tausch implizieren, stellt die Einrichtung von 
IKZ die lokalen Entscheidungsträge vor Herausforderungen. Sie 
müssen zunächst die zu erzielenden Vorteile der interkommunalen 
Zusammenarbeit in der öffentlichen Diskussion darstellen können 
und gleichzeitig häufig vorgetragene Kritikpunkte wie eine angebli-
che Bürgerferne und Steuerungsverluste entschärfen. Hier könnte 
eine Förderpolitik Anreize setzen, indem die Vergabe von Mitteln 
nicht nur an die Implementierung von IKZ in bewilligten Vorhaben 
geknüpft ist, sondern darüber hinaus durch die Initiierung von 
Wettbewerben um Fördermittel dazu eingeladen wird, neue, fle-
xible Formen der regionalen Kooperation zu erdenken. 

Dabei sollte darauf geachtet werden, dass IKZ hier nicht zum 
Selbstzweck erhoben wird, sondern jeweils bedarfsgerecht einge-
setzt wird. Zudem sollten derartige Fördermittelwettbewerbe nicht 
allein für Kooperationsvorhaben innerhalb des Ruhrgebiets offen 
sein, sondern auch Vorhaben mit Kommunen außerhalb des Ruhr-
gebiets ermöglichen. Hier ist beispielsweise an die gemeinsame 
Planung von Gewerbeflächen und Unternehmensansiedlungen zu 
denken. Beispiele für derartige Förderwettbewerbe können in den 
Ideen-Wettbewerben "Kooperation Ruhr" des Initiativkreises Ruhr 
und der RAG Stiftung bzw. der Brost-Stiftung gesehen werden 
(2012: "Den Wandel gestalten"; 2015 "Demografischer Wandel als 
Fortschrittsmotor"). Zukünftige Förderansätze in diesem Bereich 
sollten dabei, neben den bereits vielfältig bestehenden Kooperati-
onsaktivitäten (z. B. Projekte in Kultur und Sport sowie ver-
schiedenste Verwaltungskooperationen und Beschaffungsgemein-
schaften), weitere Kooperationsfelder erschließen, die auch The-
men der lokalen Wirtschaftspolitik wie Branchenentwicklung etc. 
beinhalten. 
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Während institutionalisierte Kooperationen den Vorteil einer besse-
ren Planbarkeit und einer höheren Verbindlichkeit aufweisen kön-
nen, sind eher weiche Kooperationsformen zum Teil jedoch nicht 
minder geeignete Strategien. Beide Kooperationsformen sollten 
sich in ihrer Gegensätzlichkeit jedoch nicht ausschließen. Der 
Grad der Institutionalisierung sollte stets abhängig vom Gegen-
stand der Kooperation, den beteiligten Akteuren und den mit der 
Kooperation verbundenen Zielen sein. Regionale Kooperationen 
(so zeigt es sich bspw. in der Wissenschafts- oder Kulturpolitik im 
Ruhrgebiet) sind demnach nicht als Strategie einer „Gleichmache-
rei“ oder einer Kompetenzbeschneidung von lokalen Akteuren zu 
verstehen, sondern als konstruktiver Versuch, über die jeweiligen 
Stärken und Kompetenzen hinweg eine Verbesserung der Gover-
nancestruktur zu erreichen. Hierfür gibt es an verschiedenen 
Standorten im Ruhrgebiet Handlungsbedarf – von den demografi-
schen Herausforderungen über die strukturellen Probleme an den 
Arbeitsmärkten bis hin zur Ansiedlung neuer Unternehmen. Die 
Hoffnung, hier werde sich alles zum Guten wenden, wenn es ge-
lingt, die eigenen Stärken besser nach außen zu kommunizieren, 
wird enttäuscht werden. Gefragt ist über eine Kommunikationsstra-
tegie hinaus daher eine aktive Politik der Förderung flexibler Ko-
operationen. 

Handlungslogiken abseits von Förderprogrammen entwickeln 

Wie kann nun vor dem Hintergrund der geschilderten Problemla-
gen und Perspektiven neue Arrangements der regionalen Gover-
nance etabliert werden, die dem Ruhrgebiet eine Weiterentwick-
lung ermöglichen? Hier gilt es, einen mentalen Wandel bei den 
handelnden Akteuren sowohl in Politik als auch in der Wirtschaft 
anzustoßen. Man sollte den ‚alten‘ wirtschaftlichen Erfolgen nicht 
länger nachtrauern, sondern die Diagnose „Viel erreicht – wenig 
gewonnen“ (vgl. Bogumil et al. 2012) ernst nehmen. So existieren 
durchaus Stärken der Region, die selbstbewusst kommuniziert 
werden können und keine Region weltweit hat einen so tiefgreifen-
den den Strukturwandel vergleichbar kooperativ meistern können. 
Durch eine allzu pessimistische Sichtweise könnte der Standort 
nur schlecht geredet werden. Wenn es um Perspektiven der regio-
nalen Entwicklung des Ruhrgebiets geht, ist aber auch eine nüch-
terne Analyse der realen Standortbedingungen von Nö-ten. Nicht 
vergessen werden darf dabei, dass notwendige Neustrukturierun-
gen schmerzhaft sein können, weil derartige Veränderungen Tradi-
tionen hinterfragen und das Verlassen ausgetretener Pfade immer 
auch neue Unsicherheiten produziert. 

Der Wandel im Ruhrgebiet wird besser gelingen, wenn nicht nur 
auf staatliche Intervention gesetzt wird. Diese wird auch auf ab-
sehbare Zeit nur innerhalb enger Grenzen erfolgen können. Not-
wendig sind daher ein erweitertes Engagement der Zivilgesell-
schaft und ein neuer Mix von Kooperation und Profilierung. Gut ge-
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meinte Förderprogramme scheitern zu oft an dem Vorsatz, alle Ak-
teure gleichermaßen mit einem „Stück vom Kuchen“ bedenken zu 
wollen. Dabei ist den Kommunen nicht die Alleinschuld am Kirch-
turmdenken zu geben – und der häufige Selbstbezug von Städten 
und Gemeinden ist auch kein alleiniges Ruhrgebietsmerkmal. Al-
lerdings bewirkt allein die räumliche Nähe der 53 Ruhrgebietskom-
munen, dass das Ausbleiben von sinnvoller gegenseitiger Koope-
ration hier stärker auffällt als anderswo und auch gravierendere 
Fehlallokationen nach sich zieht. Aus diesen Erfahrungen kann 
und sollte das Ruhrgebiet lernen. Fördermittel allein helfen nur we-
nig, wenn sich die wichtigsten Akteure sowohl in Bund, Land und 
Region nicht darüber verständigen, wer in welchen Feldern beson-
dere Kompetenzen hat und wie diese in nachhaltige Projekte um-
gesetzt werden können. Hier deutet sich ein weiterer Fallstrick ei-
gentlich sinnvoller Vorhaben an: Zeitlich befristete Projekte können 
immer nur Reizpunkte setzen, strukturelle Wandlungsprozesse 
sind damit jedoch nur schwer in Gang zu setzen. 

Ruhrgebietsweite Kooperationen sind allerdings nicht in sämtli-
chen Politikfeldern zu erwarten. Diese Erkenntnis wurde in einer 
empirischen Studie zur IKZ in den Politikfeldern Wissenschaft,  
öffentlicher Personennahverkehr und Kultur vor kurzem ermittelt 
(vgl. die Beiträge in Bogumil/Heinze 2015). Deutlich wurde darin, 
dass die Größe und Polyzentralität des Ruhrgebiets in vielen Fäl-
len ruhrgebietsweite Strategien erschweren oder zum Teil unmög-
lich machen. Hieraus sollte nicht die Konsequenz gezogen wer-
den, sich ins Lokale zurückzuziehen. Es muss nicht immer das 
ganze Ruhrgebiet sein, auch kleinteiligere und räumlich-differen-
zierte Kooperationen sind nicht selten erfolgsversprechend und 
stellen eine Verbesserung gegenüber ausschließlich lokalen Stra-
tegien dar. Erfolgreiche Wirtschaftsstrukturpolitik ist dabei nicht an 
fest institutionalisierte administrative Gebietskulissen gebunden. 
Vorhandene Verflechtungsmuster und Chancen positiver Spillover-
Effekte werden hier genutzt. 
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6 Aktueller Status der Regionalförderung in 
Deutschland 

Die vorangegangenen Kapitel zeigen, dass Wohlstand und Wirt-
schaftskraft regional unterschiedlich verteilt sind. Während einige 
Regionen in Deutschland von einer hohen Wirtschaftskraft, einer 
geringen Arbeitslosigkeit und einer gut ausgebildeten regionalen 
Infrastruktur geprägt sind, stellt sich die Situation in anderen Regi-
onen geradezu spiegelbildlich dar. Aus diesem Grund kommt der 
Regionalpolitik als Teil einer allgemeinen Wirtschaftspolitik eine 
wichtige Rolle in der ausgewogenen regionalen Entwicklung eines 
Landes zu. Die Heterogenität der regionalen Ausgangsbedingun-
gen lässt allerdings deutlich werden, dass eine Regionalförderung 
immer stärker nach dem Leitsatz “Ungleiches ungleich behandeln“ 
agieren muss, um den Anforderungen der Vielfalt in den Regionen 
gerecht werden zu können. 

Primäre Zielsetzung der deutschen, wie auch der europäischen 
Regionalpolitik ist zugleich ausgleichs- und wachstumsorientiert. 
Ausgleichsorientiert, weil sie strukturschwache Regionen beson-
ders berücksichtigt, wachstumsorientiert, weil sie gezielte Wachs-
tumsimpulse setzen will (gesamtwirtschaftliches Wachstum, Be-
schäftigung und Einkommen). 

Im Folgenden soll ein Überblick über die aktuell gültige Regional-
förderpolitik in Deutschland gegeben und im Zusammenspiel mit 
den vorangegangenen Erkenntnissen aus dem Ruhrgebiet 
Schlussfolgerungen gezogen werden, inwieweit die Instrumente 
der nationalen Regionalpolitik unter den heutigen Rahmenbedin-
gungen zu aktualisieren und zu modernisieren sind.  

Aufgaben und Ziele der heutigen Regionalpolitik 

Die gezielte Förderung strukturschwacher Regionen ist die zent-
rale Aufgabe der heutigen Regionalförderung. Der Ausgleich der 
Standortnachteile strukturschwacher Regionen soll ihnen den An-
schluss an die allgemeine Wirtschaftsentwicklung ermöglichen und 
zudem regionale Entwicklungsunterschiede abbauen. Basis hierfür 
ist das im Grundgesetz verankerte Ziel der „Herstellung gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse“ (Art. 72 Abs. 2 GG), das somit eine stark 
ausgleichsorientierte Regionalpolitik forciert. Die nationale Regio-
nalpolitik unterstützt damit Regionen, die vom Strukturwandel be-
troffen sind und fördert zugleich das gesamtwirtschaftliche Wachs-
tum in Regionen. Die damit verbundene ausgleichsorientierte Re-
gionalpolitik (Schaffung gleichwertiger Lebensbedingungen in allen 
Teilräumen war bislang die vorherrschende Zielstellung innerhalb 
der deutschen Regionalförderungspolitik.  
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Im Zuge der Änderung des Art. 72 Abs. 2 GG (Ersetzung von 
„Wahrung der Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse“ durch „Her-
stellung gleichwertiger Lebensverhältnisse“) wurde eine intensive 
Debatte über die Auswirkungen dieses politischen Ziels auf die 
Regionalpolitik geführt. Insgesamt ging es um die Frage, inwieweit 
damit das Ziel einer ausgleichsorientierten Regionalpolitik durch 
eine auf Wachstum und Innovation ausgerichtete Politik ersetzt o-
der zumindest ergänzt wird (BAW Institut für regionale Wirtschafts-
forschung/IW Consult 2009, S. 182ff.). Die Diskussion um die Dop-
pelfunktion der Regionalförderung dreht sich um die Fragestellung, 
ob durch Maximierung des allgemeinen Wirtschaftswachstums ins-
besondere wirtschaftsstarke Regionen weiterentwickelt werden 
sollen, oder ob zunächst die zurückliegenden Regionen gefördert 
werden, um ihre Wirtschaftskraft an die der entwickelten Regionen 
anzugleichen und damit auch dort annähernd die gleichen Chan-
cen für Arbeits- und Lebensbedingungen zu schaffen. Die Jahr-
zehnte währende Auseinandersetzung über diese Frage zeigt, 
dass sie weder in die eine oder andere Richtung abschließend be-
antwortet werden kann. Eine Verbindung beider Ziele dürfte viel-
mehr auch für die künftige Ausrichtung der Regionalförderung 
zweckmäßig und richtig zu sein. So müssen auch zukünftig die 
Förderung strukturschwacher Regionen und die Anhebung ihrer 
Wirtschaftskraft an die der wirtschaftsstarken Regionen im Sinne 
einer Chancengleichheit der Lebensbedingungen vorrangiges Ziel 
der Regionalförderung sein. 

Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur" (GRW) 

Die GRW-Förderung ist das derzeit wichtigste Instrument der regi-
onalen Strukturpolitik auf Bundesebene und bildet zugleich einen 
Koordinierungsrahmen für andere raumwirksame Politikbereiche, 
z. B. für den Einsatz der Mittel aus dem Europäischen Fonds für 
Regionale Entwicklung (EFRE). Ziel der GRW-Förderung ist die 
Stärkung der regionalen Investitionstätigkeit, um damit dauerhaft 
Arbeitsplätze in den Regionen zu schaffen und zu sichern. Dabei 
wird verstanden, dass strukturschwache Regionen langfristig am 
meisten von einer Förderung profitieren, wenn sie in der Schaffung 
wachstumsorientierter Rahmenbedingungen unterstützt werden. 
Die Förderung von Investitionen in Privatunternehmen ist dabei an 
die Schaffung oder den Erhalt von Arbeitsplätzen in diesem Unter-
nehmen gekoppelt. Die theoretische Grundlage stellt der Exportba-
sisansatz dar: Geförderte Unternehmen sollen einen großen Teil 
ihrer Verkäufe außerhalb der geförderten Region tätigen, um nicht 
Arbeitsplätze in anderen Unternehmen der Region zu gefährden.  
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Die Förderung umfasst dabei die folgenden Teilbereiche:  

 Förderung gewerblicher Investitionen sowie betriebliche 
Forschung. Mit dem Ziel, die Investitionstätigkeit von der ge-
werblichen Wirtschaft und des Fremdenverkehrsgewerbes bei 
volkswirtschaftlich besonders förderungswürdigen Investitions-
vorhaben in den strukturschwachen Regionen zu stärken, er-
leichtert die GRW-Förderung damit den Strukturwandel in den 
Regionen. Darunter fallen auch Investitionen in außeruniversi-
täre wirtschaftsnahe Forschungseinrichtungen. 

 Förderung kommunaler wirtschaftsnahen Infrastruktur. Als 
Voraussetzungen für die Ansiedlung von Unternehmen können 
Kommunen durch die Förderung die regionalen Standortbedin-
gungen stärken. 

 Maßnahmen zur Vernetzung und Kooperation zwischen lo-
kalen Akteuren. Die Entwicklung regionaler Entwicklungskon-
zepte sowie die Unterstützung von Regional- und Clusterma-
nagements. 

 Maßnahmen zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und 
Innovationskraft von kleinen und mittleren Unternehmen 
(vgl. BMWI 2015)  

Insgesamt werden bei der Investitionsförderung der gewerblichen 
Wirtschaft Zuschüsse zwischen 10 Prozent und 35 Prozent der 
Gesamtinvestitionssumme, in Abhängigkeit der Unternehmens-
größe und der Förderfähigkeit der Region, gewährt. Die GRW-
Mittel können auch zur Flankierung landeseigener Programme ein-
gesetzt werden, um die Wettbewerbsfähigkeit und Innovationskraft 
kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) zu verbessern. Förderfä-
hig sind in diesem Zusammenhang auch nicht investive Maßnah-
men von KMU, so z. B. Beratungsleistungen. Darüber hinaus kön-
nen seit 2005 auch Regionale Entwicklungskonzepte, Regionalma-
nagement-Vorhaben sowie Kooperationsnetzwerke und Cluster-
management-Projekte gefördert werden. 

Die GRW-Förderung wird in regelmäßigen Abständen aktualisiert 
und an neue Rahmenbedingungen angepasst, d. h. das Förderan-
gebot der GRW hat sich im Zeitablauf gemäß den regionalen 
Problemlagen, dem wissenschaftlichen Erkenntnisgewinn, aber 
auch vor dem Hintergrund der durch die EU-Beihilfenkontrolle vor-
gegebenen Beschränkungen verändert. Grundsätzlich sind Beihil-
fen, die durch die Begünstigung bestimmter Unternehmen oder 
Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen oder zu verfäl-
schen drohen, mit dem Binnenmarkt unvereinbar, soweit sie den 
Handel zwischen Mitgliedsstaaten beeinträchtigen. Sie können zu-
gunsten der Entwicklung von strukturschwachen Regionen unter 
bestimmten Bedingungen mit dem gemeinsamen Markt vereinbar 
sein (Fisch/Alm 2014). Die wesentlichen Bausteine der GRW-
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Förderung waren und sind bislang die regionale Förderung von ge-
werblichen Investitionen sowie von Investitionen in die wirtschafts-
nahe kommunale Infrastruktur.  

Diese Fördertatbestände wurden zunehmend ergänzt, u. a. durch 

 komplementäre, sogenannte nichtinvestive Förderinstru-
mente. Mit diesen neuen Instrumenten kann den speziellen 
Bedürfnissen und Problemlagen von Unternehmen und Kom-
munen in strukturschwachen Regionen besser Rechnung ge-
tragen und das vorhandene endogene Potenzial stärker ge-
nutzt werden. So können beispielsweise Clustermanage-
ment-Vorhaben und Kooperationsnetzwerke gefördert wer-
den. Sie sollen zur besseren Vernetzung von Unternehmen 
sowie zur Vernetzung zwischen Unternehmen und wissen-
schaftlichen Einrichtungen beitragen und den Wissenstrans-
fer erhöhen.  

 die Förderung von Regionalmanagements, integrierten regio-
nalen Entwicklungskonzepten sowie die neu aufgenomme-
nen Fördertatbestände Regionalbudget und Experimentier-
klausel, wodurch die kommunale und wirtschaftliche Entwick-
lung vorantreiben werden soll. 

 die Förderung wirtschaftsnaher Forschungseinrichtungen, mit 
denen die innovative Basis der Regionen gestärkt wird. In 
diesem Zusammenhang wurden über die Jahre auch die För-
derung angewandter FuE oder die Markteinführung von inno-
vativen Produkten stärker in den Förderfokus genommen. 

 die Aufnahme der Breitbandförderung und deren Weiterent-
wicklung, die dem zunehmenden Bedarf nach angemessener 
Versorgung mit einer leistungsfähigen Kommunikationsstruk-
tur Rechnung trägt. 

Erkennbar wird, dass Bund und Länder laufend das Förderangebot 
der GRW überprüfen. Die jüngsten Angleichungen sind verbunden 
mit einer Anpassung der GRW-Fördergebiete für die Periode 2014 
bis 2020. Insgesamt zählen in der neue Förderperiode 2014-2020 
weniger Gemeinden und weniger Einwohner zum Fördergebiet. In 
dieser Bevölkerungs- bzw. Flächenreduktion äußert sich die – rela-
tiv zu anderen europäischen Ländern – insgesamt günstigere wirt-
schaftliche Entwicklung in Deutschland. Zugleich führt dies zu ei-
ner weiteren Konzentration der Mittel auf strukturschwache deut-
sche Regionen. Die aktuelle Fassung trat am 10. Juni 2015 in 
Kraft. Neu aufgenommen wurde hierin z.B. die Fördermöglichkeit 
von Innovationscluster, womit die regionale und überregionale Zu-
sammenarbeit zwischen Unternehmen und wirtschaftsnahen Ein-
richtungen zielgerichtet unterstützt werden kann. Eine intensivere 
Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Akteuren soll die 
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vorhandenen Potenziale stärken und die Wettbewerbsfähigkeit der 
Regionen erhöhen. 

Die ostdeutschen Bundesländer haben im gesamteuropäischen 
Vergleich aufgeholt und verlieren nunmehr den bisherigen Höchst-
förderstatus. Trotzdem bleiben sie komplett als Fördergebiet mit 
Beihilfestatus in der gesamtdeutschen GRW-Förderung bestehen, 
so dass in den nächsten sieben Jahren ihr Anpassungsprozess 
weiter gefördert werden kann. Zur gesamtdeutschen Förderge-
bietskulisse gehören aber auch weiterhin strukturschwache Regio-
nen in den alten Bundesländern. 

Dabei wird deutlich, dass sich die Fläche der förderfähigen Ge-
biete von der alten zur aktuellen Förderperiode prozentual in Bay-
ern (-56,9), Hessen (-49,0) sowie Niedersachsen (-22,4) am 
stärksten verringert hat. Demgegenüber konnten das Saarland 
(218,4), Nordrhein-Westfalen (40,7) und Rheinland-Pfalz (12,7) die 
anteilsmäßig stärksten Ausweitungen der Fördergebietsflächen 
verbuchen. 

Wirkungen der GRW-Förderung 

Die GRW wird seit Jahren in ihren zentralen Teilen in regelmäßi-
gen Abständen evaluiert. Dies gilt insbesondere für den Bereich 
der Investitionen in die gewerbliche Wirtschaft, die rund zwei Drit-
tel der GRW-Fördermittel ausmachen. Aktuell liegen zwei neue 
Studien vor: Die eine geht auf die makroökonomischen Effekte der 
GRW-Investitionsförderung ein, die andere beleuchtet vor allem 
die mikroökonomischen Effekte auf Unternehmensseite. 

Bade und Alm (2010) kommen zu dem Schluss, dass die einzelbe-
triebliche Investitionsförderung das Investitionsvolumen und die 
Beschäftigung der geförderten Betriebe positiv beeinflusst. Insbe-
sondere die zuletzt genannte Studie kann in einem methodisch 
höchst aufwändigen Matching-Verfahren (zu jedem geförderten 
Betrieb wurde ein ihm in seinen Determinanten möglichst ähnli-
ches nichtgefördertes Unternehmen gesucht) nachweisen, dass 
geförderte Betriebe stärker expandierten und ihre Beschäftigungs-
entwicklung deutlich günstiger war. Danach haben die geförderten 
Betriebe ihre Beschäftigung und die Lohneinkommen gesteigert. 

Positive makroökonomische Wachstumseffekte der GRW stellten 
Untiedt et al. (2010) in ihrer Studie fest. Sie fanden einen signifi-
kant positiven Einfluss der GRW-Investitionsförderung auf das re-
gionale Produktivitätswachstum. Es geht mit einem Kapitalzufluss 
in die geförderten Regionen und einem temporär beschleunigten 
Wachstum einher. Gegenüber nicht geförderten Regionen erhöht 
sich die Konvergenzgeschwindigkeit der geförderten Regionen. Im 
Weiteren werden über "räumliche" Komponenten auch (indirekte) 
Ausstrahlungseffekte der Förderung, so genannte "Spillover"-Ef-
fekte, in die Betrachtung einbezogen. Es zeigt sich, dass die 
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GRW-Förderung negative indirekte Ausstrahlungseffekte verur-
sacht, d. h. der Standortwettbewerb der Regionen wird zugunsten 
der geförderten Gebiete beeinflusst. Insgesamt würden jedoch die 
positiven direkten Effekte aus der Investitionsförderung überwie-
gen, so dass der Gesamteffekt positiv bleibt: Die Förderung sorgt 
dafür, dass die geförderten Regionen temporär schneller wachsen 
und die Konvergenzgeschwindigkeit zunimmt. 

Einordnung der europäischen Regionalpolitik im  
Mehrebenensystem  

Die heutige europäische Regionalpolitik basiert im Wesentlichen 
auf den im EU-Vertrag formulierten Zielen: 

 [Die EU] fördert den wirtschaftlichen, sozialen und territoria-
len Zusammenhalt und die Solidarität zwischen den Mitglied-
staaten. (Art. 3 EUV) 

 [Die EU hat sich zum Ziel gesetzt] die Unterschiede im Ent-
wicklungsstand der verschiedenen Regionen und den Rück-
stand der am stärksten benachteiligten Gebiete (...) zu verrin-
gern. (Art. 174 EUV).  

Der Vergleich mit dem Art. 72 GG („Herstellung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse“) unterstreicht, dass sowohl auf europäischer als 
auch auf nationaler Ebene als zentrales Ziel die Reduktion der re-
gionalen Disparität definiert wurde. Somit ist zunächst davon aus-
zugehen, dass es eine Vielzahl von Synergien zwischen diesen 
beiden Steuerungsebenen besteht.  

Tatsächlich konnte die EU-Beihilfepolitik ihren Einfluss auf die nati-
onale Regionalförderung beständig ausbauen, sodass der Gestal-
tungsspielraum durch die GRW-Förderung im Gegenzug sanken. 
So konnte Deutschland bis Anfang der 1980er Jahre den Umfang 
seiner mit diesen Indikatoren abgegrenzten Fördergebiete über 
den Anteil der in den Fördergebieten lebenden Bevölkerung selber 
festlegen, sofern diese die Voraussetzungen der Beihilfebedingun-
gen erfüllten (vgl. Schwengler 2013). Die Begrenzung ergab sich 
hierbei nicht aus den Indikatorwerten, sondern aus den von Bund 
und Ländern zur Verfügung gestellten finanziellen Mitteln. Im 
Laufe der Zeit erhöhte die Europäische Kommission jedoch ihren 
Einfluss immer weiter auf die nationalen Regionalpolitiken der Mit-
gliedsländer. Für die aktuelle Förderperiode 2014 bis 2020 sehen 
die Leitlinien der Europäischen Kommission vor, dass der Anteil 
der Bevölkerung, die in GRW-Fördergebieten lebt, lediglich bei 
25,85 Prozent der Gesamtbevölkerung liegen darf. Mit Blick auf 
die westdeutschen Fördergebiete bedeutet das, dass hier lediglich 
eine Fördergebietsbevölkerung von rund 6 Prozent der Gesamtbe-
völkerung möglich ist.  
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Gleichwohl hat dabei eine Mittelverteilung in Richtung Ruhrgebiet 
stattgefunden, wodurch eine Aufstockung um 50% erfolgte. Eine 
Übersicht der aktuell gültigen Fördergebietsabgrenzung gibt Abbil-
dung 38. Hintergrund ist, dass seit dem 1. Juli 2014 Deutschland 
über keine Höchstfördergebiete (A-Gebiete) mehr verfügt. Die 
Festlegung der deutschen C-Fördergebiete erfolgt nun ohne Vor-
abquotierung grundsätzlich auf Basis eines sogenannten Regiona-
lindikatorenmodells. Das Bundesgebiet wird flächendeckend in so-
genannte Arbeitsmarktregionen eingeteilt, die – auf der Basis der 
Berufspendlerverflechtungen – die Zentren der regionalen Arbeits-
märkte mit ihren jeweiligen Einzugs- bzw. Verflechtungsbereichen 
enthalten. Die Arbeitsmarktregionen werden anhand eines Ge-
samtindikators in eine Reihenfolge von der struktur- bzw. wirt-
schaftsschwächsten Arbeitsmarktregion bis hin zur struktur- bzw. 
wirtschaftsstärksten Arbeitsmarktregion gebracht. Solange bis der 
C-Plafond 25,85 Prozent der deutschen Bevölkerung erreicht ist. 

Umso wichtiger sind die Instrumente der EU-Regionalpolitik zur 
Unterstützung strukturschwacher Regionen geworden. Hierfür wur-
den von Seiten der Europäischen Union mit den Strukturfonds 
wichtige Instrumente zur Unterstützung nationaler Förderungen 
geschaffen, indem sie finanzielle Hilfen zur Beseitigung der struk-
turellen wirtschaftlichen und sozialen Probleme für mehrjährige re-
gionale Entwicklungsprogramme gewähren. Mit dem „Europäi-
schen Fonds für regionale Entwicklung“ (EFRE) sollen die Un-
gleichheiten zwischen den Regionen verringert werden, um die 
wirtschaftliche und soziale Kohäsion in der Europäischen Union zu 
stärken. Der „Europäische Sozialfonds“ (ESF) unterstützt die Be-
schäftigungssituation in den Mitgliedsländern, indem Bildungs-, 
Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen zur beruflichen Ein-
gliederung von Arbeitslosen und benachteiligten Gruppen geför-
dert werden.  

So sind aktuell im Rahmen der Förderperiode 2014-2020 durch die 
EU-Strukturfonds folgende fondsübergreifende Inhalte für NRW 
definiert: 

 Stärkung von Innovation und Wettbewerbsfähigkeit 

 Vorbeugende Politik und frühe Hilfen bei Klimaschutz und 
nachhaltiges Wirtschaften 

 Gute Arbeit und Integration.  

Ein besonderer Schwerpunkt liegt hierbei auf Regionen im Struk-
turwandel, städtische Quartiere sowie ländliche Gebiete mit beson-
deren Problemlagen, die besondere Unterstützung erfahren sollen. 
Damit existiert für das Ruhrgebiet im Zuge der EU-Förderung ein 
wichtiges Instrumentarium zur regionalen Strukturpolitik, das er-
gänzend zur GRW-Förderung agiert.  
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Einordnung der nationalen Regionalpolitik im  
Mehrebenensystem  

Allzu deutlich wird durch die Einordnung nationaler GRW-
Förderung in die europäische Regional- und Strukturpolitik, dass 
sich Regionalförderung um ein ausgesprochenes Mehrebenensys-
tem handelt. Das Mehrebenensystem der Regionalpolitik umfasst 
in Deutschland (mindestens) fünf Handlungsebenen: Auf der 
Ebene der Bundesländer, den Regionen im Sprachgebrauch der 
EU, werden die Handlungsprogramme aufgestellt. Diese müssen 
sich in die Rahmenprogramme des Bundes und der EU einpassen. 
Die Projekte und Fördermaßnahmen werden i. d. R. kofinanziert 
von den Ländern, der EU sowie vom Bund und den Kommunen. 
Dem entspricht ungefähr der Einfluss auf die Ausgestaltung der 
Regionalpolitik: Die wesentlichen strategischen Leitlinien legt die 
EU fest (d.h. Europäischen Kommission, Mitgliedstaaten und Euro-
päisches Parlament); für die operationelle Umsetzung spielen die 
Länder eine zentrale Rolle. 

Ihre im Rahmenplan festgeschriebene Koordinierungsfunktion 
nimmt die GRW derzeit hauptsächlich wahr, indem sie Förderge-
biete nach einem bundeseinheitlichen Verfahren in Form von Ar-
beitsmarktregionen abgrenzt, die regionalen Förderhöchstsätze 
festlegt und einheitliche Fördertatbestände und -regelungen fest-
legt. 

Abbildung 38:  GRW-Fördergebiete in NRW 2014-2020 

 

Quelle: BBSR Bonn 2015; Datenbasis BMWi 
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Die Abgrenzung der regionalen Fördergebiete sowie die EU-
beihilferechtlich abgesicherten Förderhöchstsätze für die gewerbli-
che Investitionsförderung gelten nicht nur innerhalb der GRW son-
dern auch für weitere Regionalförderprogramme von EU, Bund, 
Ländern und Kommunen. Auch die einheitliche Festlegung von 
Fördertatbeständen und Förderregeln wirkt über die GRW hinaus. 
So richtet sich z. B. die Vergabe zinsgünstiger Darlehen aus dem 
ERP-Regionalförderprogramm nach der GRW-Fördergebietskarte. 
Mittel aus dem EFRE, die teilweise zur Verstärkung der nationalen 
Förderprogramme eingesetzt werden, werden auch in GRW-
Projekten nach den Bestimmungen des Koordinierungsrahmens 
eingesetzt. 

Im Kern geht es dabei im Schwerpunkt um Investitionen und die 
wirtschaftsnahe Infrastruktur. Dem im Rahmenplan ebenfalls vor-
gesehenen integrierten Einsatz des gesamten regionalpolitischen 
Instrumentariums fällt deutlich weniger Gewicht zu. Zwar werden 
von GRW regionale Abstimmungsprozesse und -kooperationen 
angemahnt, doch bilden sie keine Voraussetzung für eine Förde-
rung. Ebenso verweist der Rahmenplan auf zahlreiche Beispiele, 
in denen die GRW mit anderen Politikfeldern zusammenwirkt. 
Diese haben aber nicht die Qualität einer systematischen Abstim-
mung mit benachbarten Politikbereichen, z. B. der Verkehrspolitik 
oder der Forschungspolitik. 

Aktuelle Debatte für die zukünftige Regionalpolitik 

Nicht nur die umfassenden Evaluierungen zur Wirkungsweise der 
GRW-Förderung zeigen neue Handlungsfelder für die GRW-
Förderung auf, um Antworten auf die zunehmend disparate demo-
grafische und räumliche Entwicklung Deutschlands zu finden. Un-
ter dem Eindruck stagnierender Konvergenzprozesse ist eine 
GRW-Förderung, die durch Infrastrukturförderung geprägt ist, auf 
aktuelle Entwicklungen anzupassen. So wird u. a. auch gefordert, 
die regionale Daseinsvorsorge als eine weitere Gemeinschaftsauf-
gabe in Art. 91a GG zu etablieren (vgl. Kersten/Neu/Vogel 2015). 
Um Antworten auf die Herausforderungen zu finden, muss die 
GRW mehr als bislang die spezifischen regionalen Engpassfakto-
ren erkennen und Hilfe zu deren Abbau zu leisten. 

Gleichzeitig hat sich das regionalpolitische Instrumentarium in den 
letzten Jahren verändert. Die Investitionszulage ist seit Ende 2013 
vollständig ausgelaufen. Die Europäischen Struktur- und Investiti-
onsfonds wurden reformiert und werden künftig inhaltlich noch 
stärker auf wachstums- und beschäftigungsrelevante Bereiche 
ausgerichtet. Dem Kohäsionsgedanken entsprechend kommt das 
Gros der Mittel dabei auch weiterhin ganz wesentlich den struktur-
schwächsten Regionen der EU zugute. Konkret: 80% der insge-
samt EUR 350 Mrd. aus den Strukturfonds werden in den schwä-
cher entwickelten bzw. Übergangsregionen eingesetzt. Damit er-
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füllen die ESI-Fonds auch weiterhin ihre originäre Aufgabe, näm-
lich die Angleichung der Lebensverhältnisse voranzutreiben und 
strukturbedingte Unterschiede zwischen starken und schwachen 
Regionen zu mindern oder zu beseitigen. Das ist ihr Auftrag aus 
dem Vertrag von Lissabon. Auch in Deutschland findet nach wie 
vor eine regionale Konzentration der Mittel statt. Von insgesamt 
28,6 Mrd. Euro, die Deutschland für die Förderperiode 2014 - 2020 
aus EFRE, ESF und ELER erhält, entfällt rund die Hälfte der Mittel 
auf die Übergangsregionen bei einem Anteil von weniger als ei-
nem Fünftel der Gesamtbevölkerung.  

Zugleich reduzieren sich allerdings die bereitgestellten EU-Mittel 
und damit die regionalpolitische Bedeutung des EFRE. Damit 
kommt der GRW in Zukunft eine nicht geringere Bedeutung zu. 
Die Bundesregierung reagierte auf diese Sachlage und erhöhte 
jüngst die Bundesmittel auf 624 Mio. Euro p. a., nachdem zuvor 
die Mittel von 2,2 Mrd. Euro in 1993 auf 583 Mio. Euro in 2013 ver-
ringert worden waren. 

Nichtsdestotrotz ist der Handlungsspielraum der GRW mit der 
überarbeiteten Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung 
(AGVO) und ihren Leitlinien für Regionalbeihilfen 2014-2020 er-
heblich begrenzt worden22. Zum einen erhöht sich aufgrund der 
zulässigen, rückläufigen Förderquoten das Fördergefälle zu den 
Höchstfördergebieten in der EU. Zum anderen wurde die Großun-
ternehmensförderung auf die Förderung von Neuansiedlungen und 
Teilen der Erweiterungsförderung begrenzt. Damit einhergehen 
aufwendige Vereinbarkeitsprüfungen. Diese stehen vor allem im 
Zusammenhang mit der Förderung von Großunternehmen. Die 
Leitlinien für Regionalbeihilfen gehen neuerdings davon aus, dass 
Beihilfen für Unternehmen mit mehr als 250 Beschäftigten keinen 
Anreizeffekt bieten und daher nicht mit dem Binnenmarkt vereinbar 
sind. Es sei denn, die Beilhilfen werden für Erstinvestitionen ge-
währt, die neue wirtschaftliche Tätigkeiten in diesen Gebieten 
schaffen. 

Regionale Strukturpolitik muss eine Antwort finden auf zu-
nehmenden Disparitäten in Deutschland. 
 
Der beihilferechtliche Handlungsrahmen ist deutlich enger gewor-
den, ergänzende regionalpolitische Programm wie die Investitions-
zulage oder ostdeutsche Förderprogramme sind beendet bzw. lau-
fen aus, und europäische Programme verlieren zunehmend ihren 
regionalpolitischen Fokus. Gleichzeitig besteht nach wie vor ein 
hoher regionalpolitischer Handlungsbedarf, der sich bei zuneh-
mender Ausdifferenzierung in Ostdeutschland nicht mehr länger 

                                                
22 Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17.Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Grup-

pen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung - AGVO, ABl EU L 187 vom 26. Juni 2014 
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nach Himmelsrichtung festlegen lässt (Alm/Fisch 2014). Die anste-
hende Herausforderung ist es, eine Lösung für die zunehmende 
regionalpolitische Verantwortung bei gleichzeitig eingeschränkten 
beihilferechtlichen und finanzpolitischen Handlungsmöglichkeiten 
zu finden.  

Es wurde gezeigt, dass die GRW-Förderung ursprünglich mit dem 
Ziel eingerichtet wurde, Investitionen im Zuge einer wachsenden 
Wirtschaft in strukturschwache Regionen zu lenken. Insbesondere 
bei der GRW-Investitionsförderung wird davon ausgegangen, dass 
Investitionsabsichten der Unternehmen vorhanden sind und diese 
nur noch gelenkt werden müssen. Die sozioökonomische Analyse 
der Situation im Ruhrgebiet hat jedoch gezeigt, dass Förderange-
bote bei der Breite der Unterstützungsbedarfe von Regionen, die 
sich in einem sektoralen Umbauprozess befinden, nur flankierend 
möglich sind. In strukturschwachen Regionen bzw. Regionen, die 
sich wie das Ruhrgebiet in einem Transformationsprozess befin-
den, wird es zukünftig jedoch stärker darauf ankommen, dass die 
Voraussetzungen für Investitionen in den KMU erst zu schaffen 
sind, bevor eine Unterstützung durch Förderangebote greifen 
kann. So zeigt eine aktuelle Studie der PWC, die die Inanspruch-
nahme jedweder Förderangebote untersucht, dass KMU aus dem 
Ruhrgebiet das Schlusslicht bilden, wenn es um Beantragung von 
Fördermitteln geht (vgl. PWC 2015). Auch eigene Untersuchungen 
auf Basis der Förderdatenbank der Bundesregierung belegen, 
dass Förderprojekte und -volumina mit privatwirtschaftlichen Zu-
wendungsempfängern in ausgewählten Ruhrgebietsstädten im 
Zeitraum 2008-2017 vergleichsweise gering ausfallen (vgl. Prog-
nos/ InWIS 2015). 

Bislang existieren ausgleichsorientierte und wachstumsorientierte 
Handlungsansätze in verschiedenen Ausprägungen parallel in 
Deutschland. Der zunehmend größer werdende Abstand zwischen 
wachstumsstarken und wettbewerbsfähigen Regionen in Deutsch-
land einerseits und Regionen mit stärkerem Unterstützungsbedarf 
andererseits, ist zukünftig stärker in der regionalen Strukturpolitik 
zu berücksichtigen. Mit dieser Unterscheidung sind spezifischere 
und damit effektivere Unterstützungsstrukturen für den jeweiligen 
Regionstyp zu entwickeln und umzusetzen.  

Um die Raumwirksamkeit von regionalpolitischen Maßnahmen zu 
analysieren, untersuchten BAW Institut für regionale Wirtschafts-
forschung und IW Consult (2009) die Mittelverteilung im Rahmen 
der GRW-Maßnahme „Wirtschaftsnahe Infrastruktur“ und kamen 
zu dem Schluss, dass positive Effekte der Ausgleichspolitik vor-
handen sind, sich aber im Zeitverlauf abschwächen (vgl.). Ab-
schließend stellen die Autoren der Studie fest, dass zukünftig die 
unterschiedlichen Rahmen- und Ausgangsbedingungen der förder-
bedürftigen Regionen stärker berücksichtigt werden müssen. Da-
bei sollten insbesondere die aus den Regionen kommenden Im-
pulse besser miteinander verbunden und damit verstärkt werden. 
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So könne eine Regionalpolitik über ihre bisherige Wirkungsweise 
hinaus eine Koordinierungsfunktion wahrnehmen, die auch andere 
Politikfelder berührt. Insbesondere die Politikbereiche Verkehr, 
Strukturpolitik, Forschungspolitik, Mittelstandsförderung und Inno-
vationsförderung sind auf vielfältige Weise miteinander verzahnt. 
Diese zunehmende Verknüpfung und die damit steigende Komple-
xität von regionaler Förderpolitik sollte in der zukünftigen Regional-
politik stärker Berücksichtigung finden.  

Aus den in den vorliegenden ruhrgebietsspezifischen Analysen zu 
beobachtenden mehrdimensionalen, sich selbst verstärkenden 
Schwächungs- bzw. Schrumpfungsprozessen resultiert ein beson-
derer entwicklungspolitischer Handlungsbedarf, der aufgrund der 
Komplexität der Problemlagen eines ganzheitlichen Handlungsan-
satzes bedarf. Dazu zählen unter dem Prinzip des Aktivierens statt 
Alimentierens insbesondere Instrumente, die auf die Stärkung des 
lokalen Potenzials und die Aktivierung der Bevölkerung setzen.  

Vor diesem Hintergrund ist ein stärkeres Denken in Systemen und 
Forcierung einer in sich kohärenten Politik anstelle von punktuel-
lem Agieren anzustreben. Gleichzeitig ist ein wesentliches Ent-
wicklungshemmnis in strukturschwachen Regionen wie im Ruhrge-
biet deren Wachstumsschwäche. Wachstum, wettbewerbsfähige 
Unternehmen und eine stärkere Innovationsneigung der Unterneh-
men wiederum wird erreicht, indem stärker die Rahmenbedingun-
gen für Innovation und Wachstum vor Ort verbessert werden. 
Hierzu zählen z. B. neben Bildung, Weiterqualifikation und Bera-
tung ebenso die Förderung von Gründungen sowie die Vernetzung 
von Unternehmen mit Wissenschaft und Forschung. Zukünftige 
Entwicklungspotenziale lassen sich insbesondere in Bereichen he-
ben, die im Zuge des technologischen Wandels von großen Um-
brüchen geprägt sind. Ein Trend, der als Querschnittsfeld zukünftig 
zu neuen Geschäftsmodellen und veränderten Schwerpunkten 
führen wird, ist die Digitalisierung der Wirtschaft. Die hiermit ver-
bundenen Entwicklungsmöglichkeiten sollten im Zuge der Hebung 
regionaler Entwicklungspotenziale berücksichtigt werden.  

Fazit 

Entscheidend für den Erfolg regionaler Entwicklung ist die Ver-
knüpfung unterschiedlicher Faktoren (ökonomische, soziale, kultu-
relle, physische etc.) innerhalb einer räumlichen Einheit sowie das 
Zusammenwirken der für diese Faktoren maßgeblichen Akteure, z. 
B. in Form von Kooperationen oder Netzwerken. Die Aufgaben, 
Projekte und Programme werden daher immer vielschichtiger, und 
der adäquate Umgang mit Komplexität wird zu einer zentralen Her-
ausforderung in der Struktur- und Regionalpolitik. 

Die regionale Entwicklung erfolgt nicht losgekoppelt, sondern je-
weils im Wechselspiel mit und eingebettet in die Wirtschafts-, Inno-
vations-, Arbeitsmarkt-, Bildungs-, Sozial-, Stadtentwicklungs- und 



 

  221 

Regionalpolitik des Bundes und des Landes. Kurz gesagt also im-
mer im Zusammenspiel eines komplexen horizontalen und vertika-
len Mehrebenensystem. 

Vor diesem Hintergrund muss deutlich werden, dass Regionalpoli-
tik bzw. staatliche Steuerung durch hierarchische Intervention nur 
begrenzt wirken kann. Es gibt keine „Durchgriffsmacht“ auf regio-
nale Akteure wie Unternehmen, Institutionen, zivilgesellschaftliche 
Gruppierungen u. a., insbesondere weil die Förderangebote nur 
nachfragegesteuert vergeben werden können. Die Nachfrage der 
Unternehmen und Kommunen nach Fördermitteln entzieht sich je-
doch klar der Steuerbarkeit. Gleichzeitig stoßen klassische Inter-
ventionen, insbesondere durch finanzielle Förderung, auf eine He-
terogenität der regionalen Problemlagen und komplexen Wir-
kungszusammenhänge hinsichtlich ihrer Impulse und Wirkungen 
auf die Transformation einer Region im Strukturwandel. Damit 
wächst die Erkenntnis, dass durch die Regionalpolitik vor allem 
auch Prozesse der kooperativen Selbststeuerung angestoßen wer-
den müssen sowie das „Denken in Systemen“ unumgänglich ist. 

Umso umfassender und dichter die damit einhergehende Gover-
nance-Struktur ist, umso wichtiger ist die Ausrichtung auf ein ge-
meinsames Verständnis über die Vision, Ziele und unterschiedli-
chen Rollen und Beiträge in der Entwicklung, wenn das Eintreten 
einer Partikularisierung vermieden werden soll. Daher muss Regi-
onalpolitik angelegt sein als ein ständiger Prozess der Entwick-
lung, Moderation, Einpassung in ein regionales System. Das 
Schaffen von Strukturen, die letztlich andockfähig werden an über-
geordnete Programme. 

Im Zusammenwirken mit Wirtschafts-, Stadtentwicklungs-, Umwelt-
, Innovations- und Infrastrukturmaßnahmen lassen sich mithilfe 
von Regionalpolitik positive Rahmenbedingungen in einer Region 
schaffen, die mehr Eigendynamik in vielfacher Hinsicht initiieren. 
Vor allem wird die Bewältigung struktureller Anpassungsprozesse 
durch engere Kooperation der Region und das Anstoßen von Neu-
erungen erleichtert. Damit wird sehr deutlich, wie wichtig Regional-
politik wegen ihrer Funktion ist, förderliche Anstöße zu geben. Es 
ist aber auch nur allzu deutlich, dass eine zukunftsorientierte Regi-
onalpolitik im Mehrebenensystem eingebettet ist und daher darauf 
ausgerichtet systemisch weiterentwickelt werden sollte. 
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7 Schlussfolgerungen und Perspektiven für die 
künftige deutsche Regionalpolitik 

Entlang von sechs Zielfeldern wurden in Kapitel 5 Ansatzpunkte 
aufgezeigt, wie eine zukunftsorientierte Politik im Ruhrgebiet ge-
staltet werden könnte. Dabei wurden mit Blick auf die spezifische 
Ausgangssituation im Ruhrgebiet zentrale Handlungsansätze iden-
tifiziert und konkrete Hinweise für deren Umsetzung innerhalb der 
Rahmenbedingungen des Ruhrgebiets gegeben.  

Im folgenden Kapitel sollen nun auf Basis der erarbeiteten Hand-
lungsansätze für das Ruhrgebiet Lehren für strukturschwache 
Räume in Deutschland allgemein gezogen werden, um daraus zu-
kunftsorientierte Perspektiven für eine künftige Regionalpolitik des 
Bundes aufzuzeigen. Hierfür werden Hinweise gegeben, in wel-
chen der Handlungsansätze zusätzlich zu der regionalen Ebene 
eine Steuerung und Unterstützung durch die Bundesebene mög-
lich ist.  

Diese für die Bundesebene relevanten Themengebiete werden im 
folgenden Kapitel mit Blick auf mögliche Unterstützungsleistungen 
durch den Bund unterteilt in  

 Instrumentenebene mit inhaltlichen Förderschwerpunkten 
(Kapitel 7.1) und  

 übergreifende neue Steuerungs- und Förderprinzipien.  
(Kapitel 7.2). 

Auf der Steuerungsebene wird ein Fördersystem notwendig sein, 
das interdisziplinär und politikfeldübergreifend ausgerichtet ist. 
Dies ist verbunden mit ressortübergreifenden Verantwortlichkeiten, 
integrierten und präventiven Ansätzen. Das stärkere Agieren in 
Systemen erfordert eine höhere Dialogorientierung und Abstim-
mung in einem Mehrebenensystem der Regionalpolitik. 

Mit diesen Steuerungsprinzipien wird auch deutlich, dass die Wirk-
samkeit von regionaler Wirtschaftspolitik umso höher ist, je stärker 
sie in ein Gesamtsystem gleichgerichteter Politiken eingebettet ist. 
Deutlich werden mit dieser Erkenntnis die Grenzen einer Regional-
förderung und zugleich die Chancen und Wirkungsverstärkung ab-
gestimmter, gebündelter Politikansätze in strukturschwachen Regi-
onen. 
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Auf Instrumentenebene empfehlen wir den Fokus der Regionalpo-
litik verstärkt auf vier Schwerpunkte zu legen: 

 Weiterführung des Strukturwandels in Richtung Wissensge-
sellschaft: Innovation, Vernetzung und Gründung 
Der fortzusetzende Erneuerungsprozess und die Schaffung 
von Wachstum in strukturschwachen Regionen gelingt durch 
Innovationen und Gründungen von Unternehmen. Die Ver-
netzung von Wirtschaft und Wissenschaft sowie unterschied-
licher Technologien eröffnen den Weg zu Zukunftsmärkten. 

 Initiierung des digitalen Aufbruchs  
Die Digitalisierung durchdringt alle Technologie-, Arbeits- und 
Lebensbereiche. Dies verursacht drastische, teilweise disrup-
tive Veränderungen und Innovationen, wodurch sich be-
trächtliche Chancen für strukturschwache Regionen eröff-
nen. So z. B. durch die Verbindung von regionalem Mittel-
stand und globalen Märkten, Arbeit und Familie, Stadt und 
Land. 

 Sicherung der Infrastruktur 
Hier gilt es, durch gezielte Maßnahmen und Investitionen in 
Infrastrukturen Arbeitsplätze und Wirtschaftswachstum abzu-
sichern. Eine leistungsfähige Infrastruktur bildet die Grund-
lage für Mobilität, Produktion, Export und Logistik. 

 Quartiers- und Stadtentwicklung 
Mit einer integrierten, präventiv ausgerichteten Stadtentwick-
lungspolitik und Städtebauförderung können die Regionen 
bei der Gestaltung der unterschiedlichen Herausforderungen 
zur Sicherung und Verbesserung ihrer Attraktivität und Le-
bensqualität unterstützt werden. 
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7.1 Förderschwerpunkte für strukturschwache Regionen 

 

Innovation 
Strategische Abstimmung zwischen regionalen Spezialisie-
rungsansätzen der Länder mit den Innovationsansätzen der 
GRW 

Innovationen setzen wichtige wirtschaftliche Wachstumsimpulse. 
Demzufolge wurde in den letzten Jahrzehnten auf EU-, Bund- und 
Länderebene ein deutlicher Fokus auf die Unterstützung von Inno-
vation gesetzt und die Innovationsförderung als zentraler Förder-
schwerpunkte etabliert. Auch die GRW beinhaltet inzwischen Ele-
mente der Innovationsförderung. Parallel zu diesem Prozess hat 
sich jedoch das Förderinstrumentarium für die einzelbetriebliche 
Investitionsförderung deutlich reduziert. Inzwischen ist die GRW 
eines der letzten Förderinstrumente, welches die einzelbetriebliche 
Investitionsförderung im größeren Umfang unterstützt.  

Aufgrund der Bedeutung der einzelbetrieblichen Investitionsförde-
rung für die wirtschaftliche Entwicklung strukturschwacher Regio-
nen sollte die GRW auch zukünftig diesen Fördertatbestand als ei-
nen Förderschwerpunkt adressieren. Gleichzeitig sollte überlegt 
werden, inwiefern die Innovationsförderung im Rahmen der GRW 
mit den jeweiligen Innovationsstrategien abgestimmt werden 
könnte. Dabei könnte der Bund diesen Strategiedialog zur Innova-
tionsunterstützung im Rahmen der GRW übernehmen. Es gilt ei-
nen strategischen Rahmen zu definieren wie die Innovationsförde-
rung über die GRW ergänzend zu den Instrumenten anderer Ebe-
nen eingesetzt werden kann. Die Innovationsförderung über die 
GRW sollte dabei im Einklang mit der Regionalen Innovationsstra-
tegie des jeweiligen Landes stehen. Die Themen- und Technolo-
gieoffenheit der GRW-Unterstützung müsste dafür wahrscheinlich 
beibehalten werden, da die Länder z. T. sehr unterschiedliche 
Schwerpunktsetzungen vorgenommen haben. Mit dieser strategi-
schen Abstimmung zwischen Bund und Ländern wirkt die GRW-
Förderung komplementär und verstärkt die Innovationsziele auf 
Ebene von EU und Land. Die Innnovationsförderung wird damit 
zielgerichtet aufgestellt. 

Öffnung der Innovationsförderung für nichttechnologische  
Innovationen 

Die technologischen Innovationsgrenzen sind heute bereits in vie-
len Bereichen stark ausgereizt. Wie uns bspw. die Kreativwirt-
schaft zeigt, werden hohe Wachstumsimpulse immer mehr durch 
nichttechnologische Innovationen generiert. Die Innovationspolitik 
sollte sich daher stärker als bisher auf einen erweiterten Innovati-
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onsbegriff stützen, der mehr als nur rein technologische Neuerun-
gen beschreibt. Der Begriff Innovation umfasst dabei nicht nur die 
Verwertung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Ideen in markt-
gängige Produkte, sondern meint zugleich neue Verfahren und Lö-
sungsstrategien für sämtliche gesellschaftlichen Bereiche. Ein 
ganzheitlich verstandener Innovationsbegriff führt zu folgender De-
finition: Innovation nach einem ganzheitlichen Verständnis ist die 
Realisierung einer für das Unternehmen neuen Idee in Bezug auf 
Produkte, Dienstleistungen, Herstellverfahren und Organisations-
formen oder eine Kombination daraus, die darauf abzielt, Markt-
vorteile zu verschaffen und damit den wirtschaftlichen Erfolg des 
Unternehmens zu steigern. Aufbauend auf einem erweiterten Inno-
vationsverständnis wäre zu prüfen, inwieweit bei bestehenden För-
derprogrammen nichttechnologische Innovationen als Fördertatbe-
stand aufgenommen werden können. Bei der Konzeption neuer 
Förderprogramme sollten nichttechnologische Innovationen von 
Beginn an mitgedacht werden.  

Nichttechnologische Innovationen – in der Innovationsforschung 
z.T. auch als soziale Innovation bezeichnet – übernehmen eine im-
mer wichtiger werdende flankierende Funktion, um die ökonomi-
sche Effektivität von technischen Innovationen zu gewährleisten. 
Gerade mit dem Übergang von der Industrie- zur Wissens- und 
Dienstleistungsgesellschaft geht eine Bedeutungszunahme nicht-
technologischer Innovationen gegenüber technischen Innovatio-
nen einher. Dieses Konzept nimmt eine zentrale Rolle in einem 
sich herausbildenden neuen Innovationsparadigma ein, das davon 
ausgeht, dass Innovation nicht mehr als ein linear ablaufender 
Vorgang (von Wissenschaft und Forschung hin zu marktfähigen 
Produkten und Dienstleistungen), sondern als ein komplexer sozi-
aler Prozess stattfindet. Ein wesentliches Kennzeichen dieses 
neuen Innovationsparadigmas ist die Öffnung des Innovationspro-
zesses hin zur Gesellschaft. Neben Unternehmen, Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen werden auch Bürger und Kunden zu 
relevanten Akteuren im Innovationsprozess, indem sie bei der Ent-
wicklung neuer Produkte zur Lösung von Problemen beitragen. 
Begriffe und Konzepte wie Open Innovation, Kundenintegration, 
Netzwerke spiegeln einzelne Aspekte dieser Entwicklung wider. 
Mit der Aufnahme von nichttechnologischen Innovationen in die 
Förderung würde eine zentrale Förderlücke geschlossen. Die För-
derung würde so den sich wandelnden Innovationsprozessen ge-
recht.  
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Digitalisierung der Wirtschaft in strukturschwachen Räumen 
unterstützen 

Hohe wirtschaftliche Potenziale der Digitalisierung stehen dem 
harten Wettbewerb der Regionen sich in diesem chancenreichen 
Feld erfolgreich zu positionieren gegenüber. Zudem ist ein Großteil 
der Unternehmen in ihren Geschäftsprozessen noch nicht umfäng-
lich auf die Digitalisierung ausgerichtet.  

Gerade für strukturschwache Regionen bietet sich jedoch mit den 
erwarteten Wachstumsimpulsen durch die Digitalisierung die Mög-
lichkeit, den Aufholprozess zu gestalten.  

Hier könnte der Bund die Weichen für eine erfolgreiche Positionie-
rung der strukturschwachen Regionen in diesem Feld setzen. 
Dazu regen wir an, dass der Bund die Errichtung von Demonstrati-
ons- bzw. Anwenderzentren fördert. Aufgabe der Demonstrations-
zentren ist es, Forschungs- und Entwicklungsergebnisse zügig in 
Anwendung zu bringen, relevante Akteure des Innovationssystems 
zusammenzuführen und für Unternehmen potenzielle Anwendun-
gen und Lösungsansätze sichtbar zu machen. Gleichzeitig sollen 
die Demonstrationszentren Anwendern und Produzenten in tech-
nologischen Fragestellungen beratend zur Seite stehen und so die 
Innovationsfähigkeit der Unternehmen beflügeln. Bezüglich der 
thematischen Ausrichtung sollen die Zentren die bestehenden 
Kompetenzen der Region aufgreifen und weiterentwickeln. Der Fo-
kus liegt dabei auf der Entwicklung von überregional sichtbaren 
Schlüsselkompetenzen in relevanten Anwendungsfeldern der digi-
talen Wirtschaft. Gleichzeitig wird angestrebt, dass sich die geför-
derten Regionen mit unterschiedlichen Schwerpunktthemen profi-
lieren. Dementsprechend bietet es sich an, die zu fördernden Re-
gionen über ein Wettbewerbsverfahren auszuwählen. Damit 
könnte gewährleistet werden, dass die Regionen sich mit ihren 
spezifischen Kompetenzprofilen gegenseitig ergänzen und durch 
den gemeinsamen Austausch, weitere Wachstumsimpulse gene-
riert werden können.  
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Wissens- und Technologietransfer aus den Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen 

 
Vernetzte Forschung und Innovation 

Die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit von Standorten hängt im-
mer stärker von der schnellen Interaktion in Form von Technolo-
gietransfer und Wissensnetzwerken ab. Eine notwendige Voraus-
setzung für eine effektive Verzahnung von Hochschulen und Un-
ternehmen sind wechselseitige und organisch gewachsene Kon-
takte, die auf Basis von gegenseitigem Nutzen entstehen. Obwohl 
die Hochschulen und Forschungsinstitute eine zentrale Rolle in re-
gionalen Innovations- und Clusterstrategien spielen, müssen Un-
ternehmen durch Anreiz- und Kooperationsstrukturen noch mehr in 
Kompetenznetzwerke eingebunden werden. Hierzu wäre zu prü-
fen, wie eine effiziente Bündelung der zahlreichen kleineren Tech-
nologiezentren, Transferstellen und Beratungseinrichtungen im 
Umkreis der Hochschulen erfolgen könnte. Denn um eine regio-
nale Kooperationskultur auch nach außen zu etablieren, spielt die 
straffe und transparente Organisationsstruktur von Netzwerken 
und deren Akteuren eine wichtige Rolle. Die Hochschulen und For-
schungsstellen in ihrer neuen Rolle als Knotenpunkte von Wis-
sensströmen können ihre Potenziale nur entfalten, wenn dieser 
Transferprozess effektiver gestaltet wird.  

Dazu gibt es verschiedene Kooperationsmodelle: Bestehende 
Netzwerke orientieren sich zumeist innerhalb der Wirtschaft oder 
Wissenschaft oder zwischen Wirtschaft und Wissenschaft, sie sind 
also branchen- bzw. technologiegetrieben oder innerhalb der 
Fachdisziplinen organisiert. Demgegenüber erfordern die neuen 
Wertschöpfungsketten eine stärke Öffnung und zielen auf neue 
Cross-Cluster-Aktivitäten.  

Nur mit integrierten Konzepten und einer strategischen Intensivie-
rung der Wissensströme zwischen den verschiedenen Akteuren 
auf regionaler Ebene können die wirtschaftlichen Herausforderun-
gen gemeistert werden. Da sich wirtschaftlich nutzbare Innovatio-
nen immer stärker aus der Verknüpfung unterschiedlicher The-
menfelder ergeben, wäre ein wichtiger Ansatz interaktive Lernpro-
zesse systemisch vernetzter Akteure anzustoßen. Die Förderung 
sollte sich dabei nicht nur auf zeitlich befristete Modell- oder For-
schungsprojekte beziehen, sondern bis zur Marktreife reichen. 
Denn, Wertschöpfung kann nur gesichert werden, wenn Innovatio-
nen aus der Forschung in Produkte und Dienstleistungen in der 
Region einfließen. Dafür würden Wissens- und Austauschplattfor-
men benötigt, die sich mit Technologieentwicklungen und der Um-
setzung in Unternehmen beschäftigen und eine intersektorale, 
branchen- und technologieübergreifende Repräsentation der ver-
schiedenen Akteure gewährleisten (etwa zu Fragen der Digitalisie-
rung, Industrie 4.0, Assistenzrobotik etc.). 
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Hochschulen und Unternehmen sowie öffentliche Institutionen tre-
ten dadurch in einen kontinuierlichen Austausch von wissenschaft-
lich-technischem und unternehmerischem Knowhow sowie Perso-
nal ein und die Wirtschaft erhält hierdurch innovative Entwick-
lungsanstöße. Die gemeinsame kreative Verfolgung von Projekten 
erscheint uns empfehlenswert und besonders auch für die Vernet-
zung zwischen den Unternehmen. Ein Modell könnten auch an-
wendungsorientierte Kompetenzzirkel zu ausgewählten intersek-
toralen Themenfeldern wie etwa Mobilität, Energieeffizienz, Ge-
sundheit und IT-Sicherheit sein. 

Folglich wäre zu prüfen, ob und in welcher Form der Bund derar-
tige Kompetenzzirkel und fachübergreifende Innovationsnetzwerke 
an der Schnittstelle zwischen Wissenschaft und Wirtschaft initiie-
ren und sich an deren Aufbau und Entwicklung beteiligen kann. 
Die konsequente Verfolgung einer derartigen forschungsbasierten 
Innovationsstrategie könnte insbesondere für strukturschwache 
Regionen neue Wachstumsimpulse setzen, die Praxisnähe hoch-
schulnaher Forschung erhöhen und hiermit regionalökonomische 
Mehrwerte erzielen.  

„Systemevaluierung“ und Monitoring regionaler  
Gründungsförderung 

Strukturverändernde Reformen in der Gründungsförderung können 
nur dann vorgenommen werden, wenn es gelingt, eine organisati-
onsübergreifende, regionale Evaluation der vorhandenen öffentli-
chen Fördereinrichtungen zu etablieren. Nur die unabhängige und 
kritische Analyse bislang durchgeführter Maßnahmen und vorhan-
dener Organisationsstrukturen kann Verbesserungsmöglichkeiten 
ans Licht bringen. Die Ergebnisse einer solchen Strategie können 
im Anschluss in ein Monitoring der Gründungsförderung überführt 
werden, welches z. B. Technologie- und Gründerzentren, Bera-
tungsstellen etc. längerfristig konstruktiv begleitet. Gleichzeitig 
scheint es erforderlich, mit Hilfe derartiger Maßnahmen Anreiz-
strukturen für eine praxisorientierte, bedarfsgerechte und effiziente 
Gründungsförderung zu schaffen und Doppelstrukturen vorzubeu-
gen. Denkbar wäre, das der Bund gemeinsam mit den Ländern auf 
eine Systemevaluierung vorhandener öffentlicher Gründungsförde-
rung hinarbeitet, welche die Vergleichbarkeit von erfolgreichen 
Strategien der Gründungsförderung erhöht und kritisch begleitet 
und so die Transparenz öffentlicher Gründungsförderung steigert.  
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Unterstützung und Kommunikation von „Maker-Spaces“ 

Maker-Spaces, Technologie-Werkstätten und andere „Probier-
räume“ für Gründer und Gründungsinteressierte gewinnen insbe-
sondere für wissensintensive High-Tech-Start-Ups international an 
Bedeutung. Sie ermöglichen die Überprüfung und Überarbeitung 
von Produktideen und liefern einen niederschwelligen Zugang zu 
Technologien, die für die meisten jungen Unternehmen nicht auto-
nom finanzierbar sind. Im Zuge immer kürzerer Produkt- und Inno-
vationszyklen und komplexer Hochtechnologien könnte angedacht 
werden, wie derartige Maker-Spaces oder vergleichbare Modell-
vorhaben durch den Bund unterstützt und sichtbar gemacht wer-
den können. Denkbar wäre die Errichtung digitaler „Maker-Spaces-
Maps“, die eine Übersicht über vorhandene „Probierräume“ in 
Deutschland beinhaltet. Wichtig ist hierfür die enge Zusammenar-
beit zwischen dem Bund und den regionalen Akteuren, die in der-
artige Projekte involviert sind (z. B. Stiftungen, Unternehmen und 
Hochschulen). 

 

Infrastruktur 
 

Ungenutzte Industrieflächen marktfähig machen  

Die Verfügbarkeit von passfähigen Gewerbe- und Industrieflächen 
ist einer der ausschlaggebenden Faktoren bei der Ansiedlung 
neuer Unternehmen und für den Verbleib von Unternehmen in der 
Region (Erweiterungsinvestitionen). Gleichzeitig hat sich die Bun-
desregierung das Ziel gesetzt, den Flächenverbrauch in Deutsch-
land zum Klima- und Umweltschutz deutlich zu reduzieren. Damit 
sind die Sicherung eines ausreichenden Flächenangebots zur Ge-
währleistung von Wirtschaftswachstum und ein sparsamer Um-
gang mit Flächen aus Nachhaltigkeitsaspekten in Einklang zu brin-
gen.  

Ein Lösungsansatz besteht darin, ungenutzte Industrieflächen 
marktfähig zu machen. Zwar sind gerade in vom Strukturwandel 
geprägten Regionen zahlreiche ungenutzte Industrieflächen exis-
tent. Jedoch fehlen den Kommunen häufig die Finanzmittel, um 
diese Flächen entsprechend aufzubereiten. Folglich stehen diese 
Flächen für eine zeitnahe Vermarktung nicht zur Verfügung. Vor 
dem Hintergrund der wirtschaftlichen und ökologischen Wirkungen 
wäre zu überlegen, ob der Bund in strukturschwachen Räumen die 
Revitalisierung von ungenutzten Industrieflächen bzw. Industrie-
brachen stärker unterstützen kann. Ein zentrales Auswahlkriterium 
könnte dabei bspw. die Verfügbarkeit eines überzeugenden Sanie-
rungs- und Nachnutzungskonzeptes sein. Die Revitalisierung von 
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ungenutzten Industrieflächen - als Voraussetzung für Ansiedlun-
gen und Bestanderweiterungen - trägt damit zur Schaffung von Ar-
beitsplätzen bei. Gleichzeitig leistet die Förderung einen Beitrag 
zur Erreichung der Klima- und Umweltschutzziele.  

Darüber hinaus bietet sich die Möglichkeit, mit der Förderung auch 
einen Anreiz zur interkommunalen Kooperation zu setzen. So 
könnten Industriebrachen, die in Zusammenarbeit mehrerer Kom-
munen wiederaufbereitet und vermarktet werden beispielsweise 
vorrangig gefördert oder mit einem höheren Fördersatz unterstützt 
werden. Die Integration von Aspekten der interkommunalen Ko-
operation in die Förderung trägt einerseits zu einem sparsameren 
Umgang mit Flächen bei, da mehrere Kommunen gemeinsam Flä-
chen für bestimmte Nutzungen bereithalten. Andererseits kann 
dies dazu beitragen, die Vorteile von interkommunalen Kooperatio-
nen stärker in den Köpfen zu verankern und ein Schritt auf den 
Weg sein, die Zusammenarbeit zwischen Kommunen auch lang-
fristig zu verstetigen.  

Entwicklung digitaler Lösungen für optimierte Infrastrukturen 

Aufgrund des Substanzverzehrs sind kontinuierliche Investitionen 
in die Infrastruktur notwendig. Einfache Erhaltungs- und Ausbauin-
vestitionen greifen jedoch zu kurz, um den Anforderungen an eine 
moderne Infrastruktur gerecht zu werden. So ermöglichen digitale 
Lösungen heute, Infrastrukturen smart und intelligent auszugestal-
ten. Ein Ansatzpunkt auf Bundesebene könnte darin bestehen, die 
Entwicklung und praxisorientierte Umsetzung digitaler Lösungen 
im Infrastrukturbereich durch eine finanzielle Förderung zu unter-
stützten. Die Förderung würde im Rahmen einer Projekteförderung 
erfolgen. Die Förderung trägt dazu bei, die Infrastrukturen entspre-
chend der bestehenden Bedarfe und technologischen Möglichkei-
ten zu optimieren und effizient auszugestalten.  
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Stadt- und Quartiersentwicklung 
 

Stadtentwicklung als Bestandteil der Strukturpolitik 

Sozialräumlich konzentrierte wirtschaftliche Problemlagen in struk-
turschwachen Regionen sind nicht allein mit herkömmlichen Instru-
menten der Wirtschaftspolitik zu lösen. Zudem zeigte sich in der 
Vergangenheit, dass die bauliche Aufwertung von sozial problema-
tischen Stadtvierteln allein nicht ausreicht, um die Anziehungskraft 
von Kommunen als Lebens- und Arbeitsort zu erhöhen. Vielmehr 
bedarf es begleitender Unterstützung bei der Standort- und Image-
profilierung und der Vernetzung lokaler Akteure, um hier eine nach-
haltige Veränderung herbeizuführen.  

Daher sollte die Städtebauförderung des Bundes zukünftig in struk-
turschwachen Regionen vorhandene Spielräume nutzen, um eine 
Verknüpfung baulicher Stadtentwicklungsmaßnahmen mit Lö-
sungsansätzen für soziale Herausforderungen herzustellen.  

Schon heute unterstützt der Bund im Rahmen der Städtebauförde-
rung des Bundes und der Länder die Städte, damit sie die beste-
hende und neue Aufgaben und Herausforderungen besser bewälti-
gen können. So kommt im Rahmen des Städtebauförderungspro-
gramms „Soziale Stadt“ dem Handlungsfeld „Soziale Aktivitäten und 
soziale Infrastruktur“ ein hohes Gewicht zu. Hier besteht ein wichti-
ger Ansatzpunkt zu einer engeren Verknüpfung zwischen den Pro-
grammen der Städtebauförderung.  

Ein wichtiger Weg wäre, Förderprogramme des Bundes generell 
stärker an gesellschaftlichen Herausforderungen zu orientieren. 
Analog zum Förderprogramm „Soziale Stadt“ könnte im Feld der 
Lebensqualitätspolitik verstärkt auf eine ressortübergreifende Ver-
netzung von Stadtentwicklungs-, Wohnungs-, Bildungs- und Struk-
turpolitik gesetzt werden. Insbesondere für das Ruhrgebiet und an-
dere strukturschwache Regionen wäre es wichtig, ressortübergrei-
fende Programme für benachteiligte Sozialräume aufzulegen, um 
deprivierte Stadtteile und Quartiere zusätzlich zu unterstützen. Ein 
Hauptfokus könnte hierbei auf eine Attraktivitätssteigerung des 
Wohn- und Lebensumfeldes gelegt werden. Dies ist etwa durch 
eine verstärkte Fokussierung auf eine Durchmischung sozial 
schwächerer und stärkerer Stadtquartiere möglich, die durch einen 
entsprechend ausgerichteten sozialen Wohnungsbau angestrebt 
werden kann. Mit Hilfe einer derartigen Ausrichtung der Förderpoli-
tik im Bereich der Lebensqualität können synergetische Potentiale 
genutzt, Doppelstrukturen abgebaut und die Effizienz dieser Maß-
nahmen erhöht werden. 
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Demografischer und sozialer Wandel als Jobmotoren 

Innovationsförderung sollte nicht allein die Initiierung von Projek-
ten, sondern vor allem die Umsetzung innovativer Ideen bis zum 
Markteintritt zum Ziel haben. Um Innovationen, die auf demografi-
sche und soziale Wandlungsprozesse reagieren, wirtschaftlich nut-
zen zu können, sind interdisziplinäre Zugänge und eine längere 
Begleitung der Projekte und Programme erforderlich, die bei der 
Förderung generell stärker berücksichtigt werden sollen. Zudem 
sollten stärker als bislang auch die praxistauglichen Umsetzungs-
möglichkeiten neuer Technologien ausgelotet und die Überführung 
innovativer Vorhaben in marktfähige Produkte und Dienstleistun-
gen vorangetrieben werden. Denkbar wäre in diesem Zusammen-
hang, dass der Bund ergänzend zur bisherigen Förderpraxis mit-
tels der Vergabe von Rahmenförderverträgen ganzheitliche und 
langfristige Projektvorhaben in Kommunen unterstützt, die sich 
zum Ziel setzen, auf verschiedenen Ebenen innovative Lösungen 
für demografische und soziale Herausforderungen zu erarbeiten 
und in die Praxis zu implementieren. Derartige Strategien können 
unter bestimmten Ausgangsvoraussetzungen erfolgsversprechen-
der als sog. Projekte mit hoher Strahlkraft und Insellösungen, die 
häufig nicht zu den erhofften strukturellen Veränderungen führen 
und deren wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischen Effekte dann 
gering bleiben. Durch das Instrument der Rahmenförderverträge 
kann die Chance, dass derartige innovative Vorhaben auch spür-
bare wirtschafts- und arbeitsmarktpolitische Wirkung in struktur-
schwachen Räumen entfalten, erhöht werden.  
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7.2 Steuerungs- und Förderprinzipien 

 

Die Ausführungen zu den Zielfeldern machen deutlich, dass eine an 
den heutigen Herausforderungen orientierte Strukturpolitik nicht al-
lein durch politische Vorgaben, sondern nur durch gemeinsame 
Strategien von Akteuren aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und 
Zivilgesellschaft funktionieren kann. Hierfür sind bisherige Formen 
der Steuerung und Wirkungsüberprüfung zu hinterfragen und ent-
sprechend den Herausforderungen anzupassen. Dabei wird ein 
Grundsatz für eine regionale Förderpolitik immer wichtiger - sie 
sollte mehr und mehr interdisziplinär bzw. transdisziplinär und Poli-
tikfeld übergreifend ausgerichtet sein. Mit Blick auf die Förderpolitik 
des Bundes hinsichtlich der Unterstützung von strukturschwachen 
Regionen sollten zukünftig die folgenden Steuerungs- und Förder-
prinzipien umgesetzt werden:  

Eine gesamtdeutsche Strukturpolitik sollte nach Unterstüt-
zungsbedarf strukturschwacher Regionen erfolgen 

Das Urteil, wonach der Osten grundsätzlich schlechter positioniert 
ist als der Westen, greift in zahlreichen Fällen zu kurz. So sind Ge-
biete mit Strukturproblemen und vergleichsweise hohen Zukunftsri-
siken nicht allein auf den Osten Deutschlands beschränkt. Zu groß 
sind die räumlichen und strukturellen Unterschiede innerhalb der 
einzelnen Bundesländer. Zwar bleiben die Zukunftsrisiken in vielen 
Regionen Ostdeutschlands bestehen, zugleich stehen struktur-
schwache westdeutsche Regionen vor großen Zukunftsrisiken.  

Angesichts wirtschaftsstruktureller Veränderungen, globaler Ent-
wicklungstrends sowie des zunehmenden Wettbewerbs der Regio-
nen sehen sich mithin auch ehemals starke Regionen in den west-
deutschen Bundesländern mit gesellschaftlichen und ökonomischen 
Problemlagen konfrontiert. Somit ist wirtschafts- und strukturpoli-
tisch nicht erst langfristig ein Umdenken angezeigt. Es bedarf einer 
kleinräumigeren Neubewertung der Unterstützungsbedürftigkeit un-
abhängig von Himmelsrichtungen. 

Die Förderung in der Regionalpolitik sollte nach Strukturschwäche 
ausgerichtet sein. In der GRW ist dieser Schritt seit dem 1.7.2014 
vollzogen. Diese Bundesmittel werden nach Strukturschwäche ver-
teilt. Dies könnte ein Prototyp für die spezifischen Förderprogramme 
der 2019 im Rahmen Solidarpakt II auslaufenden Ostförderung 
sein. Grundsätzlich sollten die Mittel allen finanzschwachen Regio-
nen in ganz Deutschland zu Gute kommen und sich nach dem rea-
len Bedarf der Regionen richten. Hierfür erfolgt die Auswahl förder-
fähiger Regionen nach einem für die ost- und westdeutschen Län-
der einheitlichen Verfahren. Dabei sollte es keine Pauschalzuwei-
sung von Mitteln in die Regionen geben, sondern Hilfen bei beson-
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deren Problemlagen und besonderen Chancen in der jeweiligen Re-
gion. Die „Besonderheiten“ herauszuarbeiten ist Aufgabe der Re-
gion. 

Wachstums- versus Ausgleichsorientierung 

Regionale Strukturpolitik verfolgt traditionell das Ziel einer ausgegli-
chenen Regionalentwicklung, um letztlich gleichwertige Lebensver-
hältnisse im Bundesgebiet zu gewähren. Hinsichtlich der Instrumen-
tenwahl gilt es dabei jeweils zu abzuwägen, welche Wachstumsim-
pulse in den einzelnen Regionen zur Zielerreichung gesetzt werden 
können. Da es nach der damit verbundenen Interventionslogik zu 
einer ausgeglichenen Regionalentwicklung kommt, also erwartet 
werden kann, dass schwache, rückständige Regionen zukünftig be-
sondere Wachstumsraten aufweisen, werden durch Investitionen in 
diesen Räumen gesamtwirtschaftlich die größten Effekte erzielt. 
Nach diesem Denkmuster beschleunigt eine auf räumlichen Aus-
gleich setzende Strukturpolitik den natürlich stattfindenden Konver-
genzprozess und ist somit zugleich wachstumsorientiert. Wachs-
tumspolitisch kann eine ausgleichsorientierte Strukturpolitik auch 
damit begründet werden, dass durch eine Nutzung aller Potenziale 
und Ressourcen in allen Räumen ein optimales volkswirtschaftli-
ches Resultat angestrebt wird.  

Die Bedeutung von Forschung und Entwicklung, Innovationsfähig-
keit und Wissen für regionales Wachstum wird weiter zunehmen. 
Diese Entwicklung vergrößert tendenziell die ökonomischen Unter-
schiede. Deutsche Städte und Regionen sind unterschiedlich gut 
ausgestattet und weisen deshalb unterschiedliche Voraussetzungen 
für den wissensbasierten Strukturwandel auf. Dies verdeutlicht bei-
spielsweise die räumliche Verteilung der hochqualifizierten Beschäf-
tigten und der Forschungs- und Entwicklungskapazitäten, welche in 
urbanen Räumen konzentriert sind. In der Tendenz wird regionale 
Strukturpolitik deshalb mit wachsenden räumlichen Einkommensun-
terschieden und der Gefahr stärkerer räumlicher Polarisierung kon-
frontiert sein. Deshalb werden die Herausforderungen an die Struk-
turpolitik steigen, wenn sie auch zukünftig dem Ausgleich räumlicher 
Unterschiede dienen soll. 

Ferner erwachsen neue Herausforderungen an die Strukturpolitik 
aus der fortschreitenden interregionalen Vernetzung sowie aus 
funktionaler und regionaler Arbeitsteilung, wodurch immer komple-
xere und dynamischere Systeme entstehen. Dabei rücken immer 
mehr die Menschen und Investitionen in Bildung in den Fokus, weil 
„Wissen“ eine Schlüsselressource für regionales Wachstum ist. 
Denn im Zuge der Expansion wissensintensiver Dienstleistungs-
branchen und forschungsintensiver Industrien wählen Firmen ihre 
Standorte nicht mehr vorrangig nach traditionellen Standortfaktoren, 
wie beispielsweise niedrigen Steuersätzen und günstigen Immobi-
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lienpreisen, sondern zunehmend nach der Verfügbarkeit von qualifi-
zierten Arbeitskräften. Immer mehr gilt „Jobs follow people“, wie es 
Richard Florida (2002, S. 283) im Jahr 2002 formulierte.  

Vor diesem Hintergrund unterliegt die regionale Strukturpolitik seit 
mindestens zehn Jahren einer Weiterentwicklung: Auf allen struktur-
politisch wirksamen Ebenen wird unter Stichworten wie Clusterstra-
tegie, Leitmarktansatz, Kompetenzfeldpolitik oder neuerdings das 
Konzept „Smart Specialisation“ darüber diskutiert, wie vor Ort vor-
handene Wachstumspotenziale spezifisch genutzt werden können, 
um so auch einen Beitrag zugunsten der Ausgleichspolitik zu leis-
ten. Im Kern geht es bei diesen Ansätzen um räumliche Konzentra-
tion und Spezialisierung ökonomischer Aktivitäten sowie die Förde-
rung erfolgversprechender wettbewerbsfähiger Kompetenzen vor 
Ort. Werden diese auf Wachstum setzenden Ansätze konsequent 
angewandt, kann zumindest aus raumwirtschaftlich-theoretischer 
Sicht vermutet werden, dass die Spezialisierung von Regionen eine 
gesamtwirtschaftliche Wohlstandssteigerung bedingt und zugleich 
eine Ausgleichsorientierung beinhaltet. Vor diesem Hintergrund 
sollte in der praktischen Strukturpolitik der Grundsatz „Stärken stär-
ken“ gelten. Dies geht explizit nicht mit dem Grundsatz „Starke stär-
ken“ einher und bedeutet keine Konzentration von Fördermitteln auf 
Wachstumsregionen. 

Strategische Verknüpfung komplementärer Aktivitäten einer 
Strukturpolitik als Mehrebenenpolitik  

Regionale Strukturpolitik findet auf verschiedenen räumlichen Ebe-
nen statt. So ist regionale Strukturpolitik eine Mehrebenenpolitik, die 
sich von der EU-, Bundes-, Landesebene bis zur kommunalen 
Ebene vollzieht. Das hierarchisch aufgebaute Mehrebenensystem 
gewährleistet, dass u. a. europäische Ziele auf die nationale und re-
gionale Ebene transportiert werden können. Der dezentrale Ansatz 
der Strukturpolitik, eingebettet in die Hierarchie des Mehrebenen-
system s, hat sich im Grundsatz bewährt. Herausforderung bleibt 
eine kontinuierliche Anpassung der Förderschwerpunkte im 
Mehrebenensystem.  

Insbesondere im Zusammenhang mit den thematischen Zielsetzun-
gen der europäischen Strukturfonds ist die Frage zu klären, inwie-
fern eine nationale Regionalförderung komplementäre oder ergän-
zende Schwerpunkte setzt.  

Aus Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur“ (GRW) werden u. a. gewerbliche Investitio-
nen gefördert. Ziel ist es, im Sinne der Hilfe zur Selbsthilfe über die 
Stärkung der regionalen Investitionstätigkeit dauerhaft wettbewerbs-
fähige Arbeitsplätze zu schaffen. Zur weiteren Unterstützung einer 
hohen Investitionstätigkeit in der Exportbasis der Wirtschaft sollte 
die Investitionsförderung durch die GRW auch zukünftig eine we-
sentliche Säule im Rahmen der regionalen Strukturpolitik bleiben. 
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Zugleich wäre anzuregen, bei der Fortführung der einzelbetriebli-
chen Investitionsförderung darauf zu achten, dass diese in einem 
ausgewogenen Mix zur Förderung von nicht-investiven Maßnahmen 
und einem Ausbau und Modernisierung der wirtschaftsnahen Infra-
struktur stehen. Hier könnten im strategischen Abgleich des 
Mehrebenensystems kontinuierlich die Themenschwerpunkte identi-
fiziert werden, die z. B. nicht mehr durch EU-Strukturfondsmittel ab-
gedeckt werden, wie z. B. die Tourismusförderung oder die Breit-
bandförderung, die z. B. mit EU-Mitteln in größerem Rahmen nur 
noch in peripheren, ländlichen Regionen möglich sind. Gleichwohl 
existieren auch in den gut ausgebauten Ballungsgebieten unterver-
sorgte Ortslagen. Hier ist eindeutig die Komplementarität einer nati-
onalen Regionalförderung gefordert.  

Dahingegen sollte gerade im Bereich nicht-investiver Komponen-
ten bzw. der wissensorientierten Infrastruktur eine komplementäre, 
verstärkende Förderung durch strategische Abstimmung auf die 
Kompetenzen der regionalen Innovationsstrategie des jeweiligen 
Landes stehen und an den darin definierten regionalen Spezialisie-
rungsansätzen (z. B. Leitmärkte, Spezialisierungsfelder, Quer-
schnittsfelder) herbeigeführt werden. 

Wirkungsorientierte Steuerung von Förderinitiativen einführen 

Angesichts der globalen Herausforderungen muss regionale Struk-
turpolitik mit Blick auf das Mehrebenensystem auf internationaler 
und nationaler Ebene koordiniert werden. Die Schaffung des glei-
chen Rahmens für alle Akteure schafft die Voraussetzung für eine 
hinreichend ambitionierte Wirtschaftspolitik und stellt einen fairen 
Wettbewerb um die Fördermittel sicher. Anzustreben wäre, die Mit-
wirkung der regionalen Ebene bei der Ausgestaltung und Umset-
zung gemäß dem Subsidiaritätsprinzip zu verstärken. Dies führt zu 
einer Stärkung der Eigeninitiative und zur Verkürzung von Entschei-
dungsprozessen. 

Die regionale Strukturpolitik muss vor dem Hintergrund des wis-
sensbasierten Strukturwandels und der sich daraus ergebenden 
räumlichen Konsequenzen ihre Strategiefähigkeit erhöhen. Sie wird 
durch integrierte Entwicklungskonzepte bzw. Strategien, die Bezug 
auf besondere Stärken und Schwächen nehmen und regionale Ent-
wicklungsengpässe aufzeigen, einen klaren Orientierungsrahmen 
bekommen. 

Dabei wäre zu prüfen, wie noch stärker auf Strategien und Maßnah-
men fokussiert werden kann, die die Innovationskraft einer Region 
befördern. Die Ausstattung mit einem qualitativ hochwertigen Pro-
duktivvermögen stünde deshalb im Vordergrund. Direkte Zahlungen 
an Unternehmen werden immer stärker durch allgemein standort-
verbessernde Maßnahmen (Infrastruktur, Bildung, Wissenstransfer 
etc.) in den Förderansätzen ersetzt werden. Bei den indirekten Maß-
nahmen werden vor allem jene an Bedeutung gewinnen, die die 
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Produktivität der Produktionsfaktoren erhöhen. Es ist u. a. mit einer 
weiteren Aufwertung der bildungs- und innovationsorientierten Regi-
onalpolitik zu rechnen. 

Grundsätzlich wären hierfür verschiedene Instrumente denkbar, die 
einzeln oder im Maßnahmenbündel zur Unterstützung angeboten 
werden können:  

 Regionale, integrierte Entwicklungskonzepte einfordern: In 
vertikaler Hinsicht geht es um die spezifische Förderung vor-
handener Stärken, z. B. im Rahmen einer Cluster- bzw. 
Smart Specialisation Politik, sowie um die Überwindung regi-
onaler Schwächen und die Koordinierung übergeordneter Po-
litikziele auf einer regionalen Ebene. Vor diesem Hintergrund 
sind raumbezogene integrierte Strategien mit Messsystemen 
unerlässlich. Diese stellen den Bezugspunkt und die Begrün-
dung für Einzelmaßnahmen und Investitionen dar. 

 In horizontaler Hinsicht betreibt der Bund regionale Struktur-
politik auch implizit durch raumwirksame Fachpolitiken im Be-
reich der Infrastruktur-, Arbeitsmarkt-, Innovations-, Technolo-
gie-, Existenzgründungs- und Mittelstandspolitik. Durch ge-
meinsamen Strategieerarbeitung und der Festlegung von 
Wirkungszielen erreicht der Bund eine stärker integrierte, res-
sort- und verwaltungsebenen-übergreifende Förderstruktur; 
Bund, Länder und Kommunen sind gefordert gemeinsam va-
lide Ziele definieren.  

 Smarte Ziele setzen und Monitoring verstärken: Die Einrich-
tung eines Monitoringsystems und die Planung von Evaluatio-
nen sind wichtige Elemente der künftigen Regionalförderung, 
sowohl auf der Strategieebene als auch auf der Ebene der 
einzelnen Maßnahmenbereiche. Dadurch soll gewährleistet 
werden, dass mit Hilfe der stärken- und potenzialorientierten 
Unterstützung strukturschwacher Regionen eine effiziente, 
effektive und synergistische Nutzung der finanziellen und per-
sonellen Ressourcen gewährleistet wird. Mit diesem Ansatz 
unterstützt und komplettiert die nationale Regionalförderung 
im Mehrebenensystem der regionalen Strukturförderung 
nachhaltig die Bestrebungen, eine stärkere Ergebnisorientie-
rung innerhalb der Förderpolitiken einzunehmen und dadurch 
einen optimalen Beitrag zur Erreichung der Wachstumsziele 
zu leisten. 

 Ein Strategiereview sollte elementare Komponente des Be-
wertungssystems der Regionalförderung sein. Dies unter-
streicht die Bedeutsamkeit eines als Lernprozess ausgestal-
teten Bewertungsansatzes für die kontinuierliche Begleitung 
einer komplexen, regionalpolitischen Intervention. Auf der 
Ziel- und Strategieebene ist es die Aufgabe des Strategiere-
views eine begleitende, inhaltliche bzw. zeitliche Bewertung 
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der Regionalentwicklungen zu gewährleisten, um auf dieser 
Basis Entscheidungen über Umsteuerungsbedarfe und für 
die Fortschreibung der Strategie durch Bund und Länder (res-
sortübergreifender Ausschuss) treffen zu können. Die Ent-
scheidung über Fortentwicklungen auf der Ziel- und Strate-
gieebene wird durch Betrachtungen auf der Ebene von Hand-
lungsfeldern und der darunter befindlichen Maßnahmenberei-
che getroffen. Für diese Bewertung können bei Bedarf für 
ausgewählte Fragestellungen qualitative und quantitative 
Sonderuntersuchungen als Ergänzung zum Monitoringansatz 
hinzugezogen werden. Von besonderer Relevanz für das 
qualitative Strategiereview sind zudem regelmäßige Exper-
tenreviews zu ausgewählten Strategiebereichen. 

Mit Hilfe dieses Steuerungsansatzes können zudem Erfahrungen 
gebündelt und an die Ministerien im Land und beim Bund zurück-
vermittelt werden, um daraus in der Förderpolitik neue Programme 
zu generieren. Hilfreich ist es zudem „auf diesem Weg zu einheitli-
cheren Leistungsdefinitionen, Anspruchsvoraussetzungen oder zu 
Budgetmöglichkeiten zu kommen“ (Kähler 2013a, S: 101). Ebenfalls 
wäre es wünschenswert, „wenn Bund, Länder und Kommunen ge-
meinsam valide Ziele definieren. Modelle können hier weitere Infor-
mationen aus der Praxis liefern, um daraufhin auch die notwendigen 
Gesetzesnovellen vor zunehmen – auch ungeachtet aller Föderalis-
musreformen“ (a. a. O.). 

Förderpolitik interdisziplinär und politikfeldübergreifend  
ausrichten 

In den letzten Jahren zeigen sich nicht nur im Ruhrgebiet, sondern 
auch in anderen Regionen und Kommunen in Deutschland vermehrt 
sozialräumliche Ungleichheiten, die wiederum für manche gesell-
schaftlichen Gruppen eine Verschlechterung der Lebensqualität be-
deuten. Die räumliche Konzentration armer Haushalte hat generell 
negative Wirkungen nicht nur auf die Qualität der Infrastruktur, son-
dern auch auf den Wirtschaftsstandort. In manchen Regionen be-
ginnt sich eine Abwärtsspirale zu drehen, die massive sozioökono-
mische Probleme aufwirft. Durch politische Maßnahmen wie durch 
das Programm „Soziale Stadt“ können diese abgemildert werden, 
aber dennoch drohen sowohl in von sozialer Desintegration be-
troffenen Wohnquartieren als auch in manchen passiv „sanierten“ 
ländlichen Sozialräumen mit hohen Abwanderungsraten weitere Ab-
stiegsprozesse, da auch die wirtschaftliche Basis erodiert. „Das 
enge Nebeneinander von Wachstum und Schrumpfung wird auch 
zukünftig die Raumentwicklung maßgeblich beeinflussen und so die 
Frage des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammen-
halts immer wieder aufs Neue stellen. Folgt man diesen demografi-
schen und raumordnerischen Prognosen, so wird deutlich, dass das 
territoriale Ausgleichsziel, gleichwertige Lebensverhältnisse im ge-
samten Bundesgebiet herzustellen, durch das gegenwärtige System 
(Länderfinanzausgleich, Solidarpakt, Förderpolitik) nicht (mehr) zu 
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gewährleisten ist. Die aktuelle Diskussion um eine Reform der Fi-
nanzverfassung ist Ausdruck dieser veränderten Wahrnehmung und 
Bewertung räumlicher Disparitäten“ (Kersten et al 2015, S. 6). 

Die zunehmenden Interdependenzen von gesellschaftlichen und 
ökonomischen Herausforderungen in strukturschwachen Regionen 
machen komplexere und ganzheitlich ausgerichtete Förderansätze 
als sie bislang existieren, erforderlich. Das Handeln öffentlicher Ver-
waltungen muss sich grundsätzlich stärker an den Problemzusam-
menhängen orientieren, die es zu bewältigen gibt, statt in den Logi-
ken der existierenden Verwaltungs- und Ressortzuschnitte zu han-
deln. Dabei ist nicht nur die horizontale Vernetzung (ressortüber-
greifend) sondern auch die vertikale Vernetzung (über Verwaltungs-
ebenen hinweg) entscheidend für die erfolgreiche und effektive Um-
setzung von politischem Handeln. Heute werden teils von mehreren 
Verwaltungsebenen gleichzeitig für die regionale Ebene politische 
Strategien entworfen und umgesetzt, was Doppelstrukturen und 
Ineffizienzen zur Folge hat.  

Konkret heißt dies, dass zukünftig sowohl für die Bundes- als auch 
die Länderebene, eine bessere Abstimmung und Koordination der 
bislang versäulten Systeme zu erreichen ist. Hierfür ist ein transpa-
rentes Schnittstellenmanagement notwendig. Daher ist die Einrich-
tung eines Bund-Länder-Strategiekreises (Interministerielle Arbeits-
gruppe für strukturschwache Regionen) eine wichtige Plattform, um 
regionalisierte Ansätze der Strukturpolitik, der Arbeitsmarktpolitik so-
wie der Familienpolitik darzustellen und hinsichtlich der Passfähig-
keit der Strategie abzugleichen. Insbesondere für die strukturschwa-
chen Regionen wäre es wichtig zentrale Instrumente aus den ein-
zelnen Fachpolitiken systematisch und dauerhaft zu erheben, um 
einen möglichst großen Lerneffekt zwischen den einzelnen Bundes-
ländern zu erreichen und zugleich eine engere Abstimmung auf fö-
deraler Ebene zu ermöglichen.  

Ein Beispiel für eine solche ressortübergreifende Politik zeigt sich in 
der Städtebau- und Wohnungspolitik, wo besonders hohe synergeti-
sche Potenziale liegen. Mit dem ab 2012 veränderten Städtebauför-
derungsprogramm, das nun den neuen Titel "Soziale Stadt – Inves-
titionen im Quartier" hat, wurde die Quartiersorientierung in den Fo-
kus der Förderung genommen, sodass nun städtebauliche Investiti-
onen in das Wohnumfeld und die Infrastruktur die soziale Integration 
aller Bevölkerungsgruppen verbessern soll. In ähnlicher Form kön-
nen regional- und strukturpolitische Maßnahmen mit beschäfti-
gungspolitischen Initiativen (etwa zur Bekämpfung der Jugendar-
beitslosigkeit bzw. zur besseren Integration jüngerer Erwerbsperso-
nen in den Arbeitsmarkt oder zur Sicherung von Fachkräften etwa 
im Handwerk) verknüpft werden. Während z. B. im Programm " 
Starke Quartiere – starke Menschen " in NRW Strukturen der ge-
genseitigen Unterstützung im Quartier angestoßen werden, geht es 
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bei strukturpolitischen Maßnahmen u. a. um die Schaffung und Si-
cherung von Arbeitsplätzen, die wiederum eine zukunftsfähige 
Quartiersentwicklung benötigt. 

Hier wäre eine engere Verklammerung mit der strukturpolitischen 
Förderung sowohl auf Bundes- als auch auf Länderebene notwen-
dig, denn Bildung und Integration sind für den Wirtschafts- und Sozi-
alstandort von elementarer Bedeutung. Für solche ressortübergrei-
fenden Modelle gibt es auch in NRW schon vielfältige kommunale 
Praxisbeispiele, die ihre Wirkungsorientierung nachweisen können. 
Diese Erfahrungen könnten wahrscheinlich noch intensiver gebün-
delt und an die Ministerien im Land und beim Bund zurückvermittelt 
werden, um daraus in der Förderpolitik neue Programme zu gene-
rieren. 

Folglich zeigen die hier präsentierten Ausführungen, dass eine zu-
kunftsorientierte Strukturpolitik für strukturschwache Regionen im 
Allgemeinen und dem Ruhrgebiet im Speziellen mehrdimensional 
ausgestaltet sein muss. Nicht von der Hand zu weisen ist sicherlich, 
dass sozialräumliche Disparitäten und lokale Abwärtsspiralen 
enorme Herausforderungen für eine erfolgsversprechende Struktur- 
und Standortpolitik bedeuten. Wichtig erscheint daher, die bislang 
häufig separat initiierten Strategien neu zu bündeln und so auszuge-
stalten, dass sie sowohl räumliche als auch politikfeldbezogene 
Grenzen überschreiten. Moderne Strukturpolitik impliziert daher ein 
Re-Design verschiedenster Strategien, welche die räumlichen, sozi-
alen und wirtschaftlichen Herausforderungen zu verbessern suchen 
und unter dem Leitbild eines „problemlösenden Wachstums“ inno-
vative wirtschaftliche Lösungen für soziale Problemlagen in benach-
teiligten Quartieren entwickeln.  

Regional Governance als wesentliches Strategieelement 

Strukturschwache Regionen sind aufgrund ihrer Ausgangsbedin-
gungen besonders darauf angewiesen, das Verwaltungshandeln 
möglichst effektiv und zielorientiert umzusetzen. Die Wirklichkeit 
zeigt jedoch, dass gerade hier Defizite bei den Governance-Struktu-
ren vorherrschen, die eine Entwicklung hin zu einer größeren Wett-
bewerbsfähigkeit und wirtschaftlicher Entwicklung hemmen.  

Die Stärkung und Einführung von neuen Governance-Strukturen ist 
daher ein entscheidender Ansatzpunkt, der von der Bundesebene 
gefördert werden kann, um die strukturelle Wachstumsschwäche 
von strukturschwachen Regionen zu beenden. Grundsätzlich wären 
hierfür verschiedene Instrumente denkbar, die einzeln oder im Maß-
nahmenbündel zur Unterstützung angeboten werden können:  

 Strategien zur Bewältigung des Strukturwandels sind i. d. R. 
nur in größeren räumlichen Bezügen, in denen auch die funk-
tionalen räumlichen Zusammenhänge betrachtet werden kön-
nen, zu denken. Dazu reicht es aber nicht, den regionalen 
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Raum in fixer Abgrenzung aufzuspannen, sondern für ver-
schiedene Themen sind unterschiedliche Raumbezüge und 
damit Akteure zu definieren. Bei der Beachtung sich überla-
gernder Raumbezüge geht es nicht darum, feste Kooperatio-
nen mit benachbarten Regionsteilen einzugehen, sondern zu-
nächst einmal die möglichen Bezugsräume für verschiedene 
Themen zu orten. Relevante Bezugsräume bestimmen sich 
nicht territorial, sondern funktional, sind aber bezüglich der 
Handlungsoptionen territorial zu verorten. Die Schwierigkeit 
liegt darin, dass eine Region dabei auch auf die Bereitschaft 
und Fähigkeit der umliegenden Gebietskulissen – verstanden 
als Regionalmanagementkapazität – einen solchen Prozess 
mitzugestalten, angewiesen ist. Dies wird vor allem dann 
zentral, wenn zivilgesellschaftliche Akteure eingebunden wer-
den sollen, die wieder einen anderen Handlungs- und Be-
zugsraum haben als ökonomische oder politische Akteur. 
Dazu bedarf es einer multidimensionalen und multiräumlichen 
Governance. 
 
Mit Hilfe der Auswahl von Modellregionen kann der Bund 
strukturschwache Regionen dabei unterstützen, flexible, funk-
tionsräumliche Entwicklungen zu bilden, womit in struktur-
schwachen Regionen mit verfestigten Governance Strukturen 
die Verbesserung der Standortfaktoren in den funktionalen 
Räumen als struktur- und regionalpolitische Daueraufgabe 
systematisch eingeführt werden. Die beteiligten Räume kön-
nen so zu einer zielgeführten und bedarfsorientierten materi-
ellen Stärkung von innovations- und zukunftsrelevanten, 
nachhaltig wirksamen harten und weichen Standortfaktoren 
beitragen. Der funktionale Raum kann Gebiets- und administ-
rative Regionsgrenzen überschreitend angelegt sein, er kann 
sich beispielsweise an Pendlerströmen oder anderen Ver-
flechtungsbeziehungen orientieren. 
 
Erprobt wird damit, kontinuierliche Verbesserungsprozesse 
als „regional governance“ in den regionalen Netzwerken vo-
ran zu bringen. Aus derartigen Strategieprozessen ergeben 
sich Maßnahmen, Aktionen, Programme und Projekte mit ei-
ner großen Hebelwirkung für die regionale Entwicklung, die 
dauerhaft zur Verbesserung der regionalen und damit auch 
der betrieblichen Wettbewerbsfähigkeit beitragen. Die regio-
nalen Akteure wären aufgefordert, ihren Funktionsraum auf 
der Grundlage einer Strategie zur intelligenten regionalen 
Spezialisierung weiter zu entwickeln. Daraus erfolgt die Ablei-
tung von Maßnahmen mit Projekten unter Berücksichtigung 
der regionalen Gegebenheiten sowie ihrer Vereinbarkeit mit 
den EU 2020-Zielen, den nationalen und landespolitischen. 
Dadurch wird die Basis gelegt für eine dialogorientierte regio-
nale Strukturförderung. 
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 Im Sinne einer dialogorientierten regionalen Strukturförde-
rung sollte auch geprüft werden, ob ein Erfahrungsaus-
tausch zwischen strukturstarken und –schwachen Regionen 
wichtige Impulswirkungen im Hinblick auf neue Governance-
Ansätze setzen kann. Auch Regionen mit höherer Wirt-
schaftskraft haben Strukturprobleme zu lösen. Innovative An-
sätze bei der Generierung von Lösungsansätzen in struktur-
starken Regionen sollten jedoch nicht ungenutzt bleiben, um 
hieraus notwendige Rückschlüsse für strukturschwache Regi-
onen zu ziehen. Neben reinen Formaten des Erfahrungsaus-
tauschs wäre als denkbar anzusehen, ob zum Beispiel Wett-
bewerbsverfahren für regionalpolitische Fragen und Prob-
leme aufgelegt werden könnten, die sowohl an strukturstarke 
und –schwache Regionen adressiert werden. Auf diese 
Weise könne eine hohe Signalwirkung von Best-Practice-Lö-
sungen erreicht werden, die überregionale Nachahmungsef-
fekte erzielten. Die breite Impulswirkung derartiger Wettbe-
werbsverfahren auch auf die Regionen, die sich am Ende 
nicht als Sieger durchsetzen, hat sich mehrfach gezeigt und 
hätte starke Auswirkungen auf die Entwicklung von Anpas-
sungsstrategien der Regionen. Es sollte daher geprüft wer-
den, ob derartige Wettbewerbe auf Bundesebene durchge-
führt werden könnten. 

 Sich ständig verändernde gesellschaftliche und wirtschaftli-
che Rahmendbedingungen verlangen eine kontinuierliche 
Überprüfung und Neuausrichtung von Förderinstitutionen, um 
deren Effektivität und zeitgemäße, inhaltliche Ausrichtung zu 
gewährleisten. Gerade im Bereich der Wirtschaftsförderung 
haben sich zahlreiche Anforderungen stark geändert, sodass 
eine effektive Regionalentwicklung häufig von modernen und 
vorausschauend handelnden Wirtschaftsfördereinrichtungen 
befördert werden kann. Im Rahmen der Bundesförderung in 
strukturschwachen Räumen konnten in der Vergangenheit 
bereits regionale Entwicklungskonzepte und Strategieent-
wicklungen gefördert werden. Zukünftig ist eine Ausweitung 
dieser Unterstützung in der strategischen Ausrichtung von 
Regionen vorzunehmen, die sich stärker auf die Förderung 
von, konzeptionellen Ansätzen für innovative Institutionenlö-
sungen innerhalb von Regionen konzentriert, ggf. auch in 
Form interkommunaler Kooperationen. Die Förderung von 
Modellprojekten, bei denen neue Ansätze getestet werden 
können, sollte hierbei ebenfalls möglich sein.  
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